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Beginn: 10:02 

Präsident André Kuper: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich heiße Sie alle herzlich willkommen zu unserer 
109. Sitzung des Landtags von Nordrhein-Westfalen. 
Mein Gruß gilt auch den Gästen auf der Zuschauer-
tribüne, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Medien sowie den Zuschauerinnen und Zuschauern 
an den Bildschirmen. 

Die Namen der entschuldigten Abgeordneten wer-
den in das Protokoll aufgenommen. 

Geburtstag feiern heute gleich zwei Abgeordnete, 
und zwar Frau Kollegin Inge Blask von der Fraktion 
der SPD und Herr Kollege Thomas Göddertz von der 
Fraktion der SPD. Herzlichen Glückwunsch und 
Ihnen persönlich alles Gute. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Damit rufe ich auf: 

1 Ergebnisse der Konferenz der Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der Länder mit 
der Bundeskanzlerin am 25. November 2020 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/11978 

Der Chef der Staatskanzlei hat mit Schreiben vom 
17. November mitgeteilt, dass die Landesregierung 
beabsichtigt, den Landtag zum Thema zu unterrich-
ten. 

Die Unterrichtung durch die Landesregierung erfolgt 
durch Herrn Ministerpräsidenten Laschet. Ich erteile 
dem Herrn Ministerpräsidenten das Wort. Bitte 
schön! 

Armin Laschet, Ministerpräsident: Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Unruhe – Glocke) 

Am 25. Februar 2020, also auf den Tag genau vor 
neun Monaten wurde der erste Coronafall in Nord-
rhein-Westfalen registriert. Kein anderes Thema hat 
uns alle im Beruf, in der Familie, im Freundeskreis, in 
der Kirchengemeinde, im Verein, in der Politik, in je-
dem Lebensbereich so sehr beschäftigt, so sehr ein-
geschränkt und auch so sehr gefordert. 

Mit umfassenden Maßnahmen, vor allem mit einer 
beispiellosen Solidarität und Disziplin haben wir es in 
Nordrhein-Westfalen und in ganz Deutschland im 

Frühjahr erfolgreich geschafft, die Pandemie einzu-
dämmen. 

Als die Infektionszahlen rund um Ostern sanken, ha-
ben wir uns für frühe Öffnungen eingesetzt, beson-
ders in Schulen und Kitas. Manche haben das da-
mals „Lockerungen“ genannt. In Wirklichkeit war es 
etwas, was in einer liberalen Demokratie selbstver-
ständlich sein sollte: Wir haben Grundrechtseingriffe 
zurückgenommen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Infektionszahlen sind dann auch seit Ostern kon-
tinuierlich gesunken: bis zum Juni auf einen Inzidenz-
wert von 3,3 in Nordrhein-Westfalen. Wir reden heute 
über einen Inzidenzwert von über 150. Damals wa-
ren ganz viele Kreise in Nordrhein-Westfalen ohne 
einen einzigen Coronafall.  

Im Sommer, insbesondere nach den Sommerferien 
stiegen die Zahlen erneut an. Es ist uns damals auch 
gelungen, bei einzelnen Fällen schnell zu reagieren 
und die Zahl zurückzudrehen. 

Alle erinnern sich noch an die dramatische Berichter-
stattung in ganz Deutschland über den Fall einer 
Fleischfabrik im Kreis Gütersloh. Wir haben sehr 
schnell den Kreis Warendorf und den Kreis Gütersloh 
zurückgefahren. Nach zwei Wochen war das Ge-
schehen auch dort wieder im Griff. Es ist verhindert 
worden, dass aus diesem Kreis, aus dieser Fleisch-
fabrik ganz Deutschland infiziert wurde. 

Dann kamen die Reiserückkehrer. Dabei ging es 
nicht so sehr um die Touristen, sondern um die Fa-
milienbegegnungen, die in den Ferien stattgefunden 
haben. Auch die konnten danach wieder in einen nor-
malen Rhythmus zurückgeführt werden. 

Uns allen war damals aber klar: Die schwierigste Zeit 
liegt noch vor uns. Es ist klar, dass im Herbst und 
insbesondere im Winter die Zahlen steigen werden. 
Die Erkältungs- und Grippesaison, die jedes Jahr 
nicht nur in Coronazeiten die Krankenhäuser an die 
Grenze ihrer Belastbarkeit bringt, in denen viele Men-
schen mit Influenza auf den Intensivstationen liegen, 
wird kommen. Diese Zeit wird in diesem Jahr zusätz-
lich durch das Coronavirus belastet werden. 

Alle – auch alle Virologen, egal auf welcher Seite und 
in welcher Tonlage sie sprechen – hat die Dynamik 
des Geschehens im Oktober überrascht. Manche 
hatten die Bundeskanzlerin ja noch ein wenig belä-
chelt, als sie mal ihre Rechnung vorgestellt hat, was 
im Dezember passieren würde und was exponentiel-
les Wachstum heißt. Dass das Ganze schon im Ok-
tober übertroffen war, hat alle überrascht. 

Deshalb mussten wir diese dynamische komplexe 
exponentielle Wachstumsphase Ende Oktober bre-
chen. Das waren die Maßnahmen, die beschlossen 
wurden, die auch gewirkt haben: Das exponentielle 
Wachstum ist zurückgegangen.  
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Heute Morgen lag die Sieben-Tage-Inzidenz bei 
154,2, also minus 3,6 zum gestrigen Tag, als ich 
Ihnen berichtet habe. Das war der niedrigste Wert 
der Sieben-Tage-Inzidenz seit dem 2. November 
2020, als es den Höhepunkt der Zahlen gab. 

Das ist aber alles kein Grund zur Beruhigung, denn 
so, wie wir wussten, dass in den Sommerferien die 
Zahlen steigen werden – durch den Reiseverkehr, 
durch die Familienbegegnungen –, werden wir auch 
jetzt damit rechnen müssen, dass die Zahlen wieder 
steigen werden, wenn Millionen Menschen in 
Deutschland zum Weihnachtsfest ihre Eltern, ihre 
Familien und ihre Großeltern besuchen und Reise-
verkehr quer durch Deutschland stattfindet. Das 
kann man jetzt schon erahnen. 

Deshalb ist es wichtig, jetzt nicht lockerzulassen, 
sondern diesen stabilen Wert möglichst noch weiter 
zu reduzieren, damit wir, wenn der Wert über Weih-
nachten und in den Weihnachtsferien ansteigen 
sollte, nicht wieder in die exponentielle Wachstums-
phase kommen. 

Das ist der Grund, weshalb wir in der Konferenz der 
Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten und 
der Bundeskanzlerin am gestrigen Tage entschieden 
haben, die Maßnahmen über den 30. November 
2020 hinaus zu verlängern.  

Das Bundesinfektionsschutzgesetz – dort wurde der 
Parlamentsvorbehalt festgeschrieben – sieht vor, 
dass alle Maßnahmen immer nur auf vier Wochen 
befristet sein dürfen und danach immer wieder neu 
entschieden werden muss. 

Das ist vom Grundgedanken her richtig und ent-
spricht übrigens auch unserem Gedanken vom Früh-
jahr: Wenn die Zahlen in vier Wochen wirklich signi-
fikant gesunken sein sollten, müssten auch die 
Grundrechtseingriffe wieder zurückgenommen wer-
den. Das ist die gleiche Logik. Deshalb die Befristung 
auf vier Wochen.  

Wir haben uns gestern trotzdem politisch festgelegt, 
dass wir die Verordnung jetzt erst einmal für den De-
zember, also bis zum 20. Dezember 2020, verlän-
gern. Wir werden das Landesrecht in den nächsten 
Tagen noch ausarbeiten. 

Wir haben politisch aber alle gesagt: Die Maßnah-
men gelten bis Anfang Januar, also über die vier Wo-
chen hinaus, sodass sich jeder auch persönlich da-
rauf einstellen kann.  

Es wird Weihnachten keine offenen Restaurants ge-
ben, es wird am Silvesterabend kein Silvesteressen 
in irgendeinem Restaurant geben. Alle Maßnahmen 
gelten bis in die ersten Januartage. Damit schaffen 
wir Klarheit für die Restaurants, für die Unternehmer, 
aber auch für jeden Einzelnen.  

Ich will auf fünf Punkte eingehen, die gestern neu be-
schlossen worden sind: 

Das Erste sind Kontaktbeschränkungen. Die Zahl der 
Kontakte ist immer noch zu hoch. Die Maßnahmen 
haben dazu geführt, dass die Kontakte um 40 % re-
duziert werden konnten.  

Das hat aber kaum zu einer gravierenden Senkung 
der Inzidenzwerte und damit der Neuinfektionen ge-
führt. Deshalb müssen wir bei den Kontaktbeschrän-
kungen noch einmal nachlegen:  

Ab dem 1. Dezember 2020 sind private Zusammen-
künfte nur noch mit maximal fünf Erwachsenen aus 
zwei Haushalten erlaubt. Ausnahmen gelten für die 
Weihnachtstage und den Jahreswechsel. 

Mancher hat gefragt: Warum gilt das nicht einfach 
nur für die drei Weihnachtstage? Warum muss man 
denn die Tage dazwischen auch noch hinzuneh-
men? Warum muss man denn Silvester noch Ausnah-
men machen? Silvester ist kein großer kirchlicher, 
christlicher oder sonstiger Feiertag, sondern eher ein 
Partytag. 

Vor allem sozialdemokratische Kollegen, aber auch 
andere haben vorgebracht, dass viele an den Weih-
nachtstagen Schichtdienst leisten müssen. Die Ver-
abredung in vielen Betrieben lautet: Wir machen 
Weihnachtsdienst, aber dafür haben wir Silvester 
frei. Manche holen ihre familiären Feiern in den Ta-
gen zwischen Weihnachten und Neujahr nach.  

Manche haben gefordert: Nein, es gilt eine strikte Re-
gel nur für die drei Weihnachtsfeiertage. Strikt, 
streng, geht nicht. – Das Ergebnis lautet trotzdem: 
Wir tragen dieser Lebenswirklichkeit Rechnung, so-
dass vom 23. Dezember 2020 bis zum 1. Januar 
2021 diese Zehn-Personen-Regelung gilt, damit man 
sich im Familienkreis treffen kann. 

Jetzt wird mancher vielleicht sagen: Zehn Leute sind 
relativ viel. – Nein, so viel ist das nicht. Bei einer Fa-
milie mit drei erwachsenen Kindern plus deren Part-
ner und mit den Großeltern sind die zehn Personen 
schnell erreicht. Deshalb ist zehn eine Größenord-
nung, die man in eine Verordnung schreibt.  

Kein Mensch wird das am Heiligen Abend unter dem 
Christbaum nachzählen, aber an jede Familie ergeht 
die Bitte: Reduziert die Kontakte, soweit das in den 
familiären Rahmen passt, und achten Sie auf alle Re-
geln. Wenn alle mitmachen, ist das wirkungsvoller 
als jede Verordnung, die das Landesgesundheitsmi-
nisterium schreibt. 

Der Appell an alle lautet: An Weihnachten ist eine Fa-
milienbegegnung möglich, aber bitte haben Sie im 
Blick, was Familienbegegnungen auch im Negativen 
bedeuten können. 

Zweitens. Mund-Nasen-Bedeckungen schützen. Da-
her wird die Pflicht nochmals ausgeweitet. Es hilft 
nichts, wenn wir jetzt bei großen Geschäften und Ein-
kaufszentren die Personenzahl pro Quadratmeter 
noch einmal verringern, damit es keine überfüllten 
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Läden gibt, man dann aber draußen auf dem Park-
platz mit dem Einkaufswagen Schlange steht oder 
den Plausch, den man drinnen nicht mehr halten 
kann, ohne Maske draußen auf dem Parkplatz führt. 
Auch auf Parkplätze von Supermärkten und im be-
ruflichen Bereich wird die Maskenpflicht noch einmal 
ausgeweitet. 

Als drittes wichtiges Ergebnis hat das Offenhalten 
von Kitas und Schulen weiterhin oberste Priorität. 
Nur so können wir Bildungschancen sichern.  

Um den Schutz der Schülerinnen und Schülern so-
wie der Lehrerinnen und Lehrer zu verbessern, wer-
den vermehrt Antigenschnelltests zum Einsatz kom-
men. Sie sind jetzt in größerer Menge verfügbar. Sie 
waren vor vier Wochen noch nicht in dieser Menge 
verfügbar; da mussten wir priorisieren: für Alten-
heime, für Pflegeeinrichtungen, für Behindertenein-
richtungen.  

Jetzt sind mehr Tests da. Jeden Tag kommen neue 
auf den Markt. Deshalb haben wir auch die Möglich-
keit, die Quarantänezeit für Schülerinnen und Schü-
ler, in deren Klasse ein Coronafall aufgetreten ist, auf 
fünf Tage zu reduzieren. Dies ist aber nur möglich, 
wenn die Tests da sind. Wir können nicht 2,5 Millio-
nen Schüler testen. Wo es aber solche Fälle gibt, 
müssen diese Antigenschnelltests jetzt schnell ein-
gesetzt werden. 

Zudem haben wir eine neue Kategorie für Städte und 
Kreise eingeführt, in denen der Inzidenzwert über 
200 liegt; das ist schon eine extrem hohe Zahl. Der 
Landesgesundheitsminister steht mit seinen Mitar-
beitern, mit den örtlichen Landräten und den Ober-
bürgermeistern jetzt schon im Gespräch, um zu se-
hen, welche Zusatzmaßnahmen ergriffen werden 
können.  

Wir haben gestern einige Kriterien festgelegt, die 
dann erfolgen können. Dazu gehört auch der Distan-
zunterricht. Das ist heute schon rechtlich möglich und 
in Einzelfällen auch schon verabredet worden.  

Es ist aber ganz wichtig, dass schulscharf entschie-
den werden muss. Es geht nicht, dass ganze Kreise 
und Städte mal eben erklären, Distanzunterricht zu 
machen. Schulscharf und mit dem Ziel, auch Hybrid-
unterricht möglich zu machen – so ist die Verabre-
dung von gestern. Ich glaube, das ist eine wichtige 
Entscheidung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Er soll auf Berufsschulen und auf ältere Jahrgänge 
beschränkt werden. Man hat ein bisschen hin und 
her diskutiert, was ein „älterer Jahrgang“ ist. Ich hätte 
mir auch die Oberstufe vorstellen können. Wir haben 
uns jetzt darauf verständigt, dass diese Möglichkeit 
in den Kreisen, die den Inzidenzwert von 200 über-
schreiten, in Zukunft ab Klasse 8 gegeben ist. 

Ich habe es hier gestern schon erwähnt, und es ist 
gestern auch so beschlossen worden: Unser Vor-
schlag, die Weihnachtsferien vorzuziehen, um mehr 
freie Tage bis zum Weihnachtsfest zu haben, ist mit 
Ausnahme von zwei Ländern von allen übernommen 
worden. Das heißt, der letzte Schultag vor den Ferien 
wird der 18. Dezember 2020 sein.  

Das hat aber nur Sinn – auch hier wieder der Appell –, 
wenn die Schülerinnen und Schüler nicht den Mon-
tag, den Dienstag und den Mittwoch für große Be-
gegnungen außerhalb der Schule nutzen, sondern 
möglichst im familiären Bereich bleiben. Quarantäne 
wäre das falsche Wort, aber man sollte bei der Fami-
lie bleiben, damit dieses Infektionsrisiko wirklich mi-
nimiert wird. 

Viertens. Wir haben die Hotspotstrategie nachge-
schärft, weil auch Deutschland im Moment wieder 
auseinanderdriftet. Als wir Ende Oktober zusammen 
waren, waren die Zahlen überall hoch.  

In Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpom-
mern liegen sie heute schon wieder unter 50. Trotz-
dem tragen diese Länder das mit. Auch sie werden 
keine Restaurants öffnen, obwohl sie es eigentlich 
von ihrem Inzidenzwert her könnten.  

Sie sagen aber: Dafür erwarten wir von den Ländern, 
in denen der Inzidenzwert hoch ist – dazu gehört 
Nordrhein-Westfalen –, dass sie weitergehende 
Maßnahmen in den Gebieten mit einem Inzidenzwert 
von mehr als 200 vornehmen.  

Wir werden uns im Kabinett in den nächsten Tagen 
noch einmal damit beschäftigen, was wir in den Ge-
bieten mit einem Inzidenzwert von über 200 noch un-
ternehmen können, um auch die wieder auf den Lan-
desdurchschnitt zurückzuführen. 

Das fünfte wichtige Thema – ich glaube, da hat Nord-
rhein-Westfalen wirklich gute Vorarbeit geleistet – ist 
die Corona-Warn-App. Die braucht mehr Optionen, 
damit mehr Menschen sie nutzen.  

Jeder guckt mal auf die App. Da steht dann meistens 
etwas von drei, vier oder fünf Risikobegegnungen in 
den letzten Tagen, und man steckt das Handy wieder 
in die Tasche.  

Ich kenne sogar Leute, bei denen es rot geblinkt hat, 
die aber gesagt haben: Wenn ich drei Tage warte, ist 
es wieder grün. – Der richtige Umgang mit dieser App 
ist noch verbesserungsfähig.  

Deshalb hat unser Expertenrat als erstes ein Dash-
board entwickelt, in das weitere Zahlen aufgenom-
men werden. Wir wollen, dass diese App weitere 
Funktionen hat und ein echter Mehrwert ist, der dem 
Gesundheitsschutz dient.  

Alle diese Maßnahmen haben wir mit Maß und Mitte 
getroffen. Wir befinden uns inmitten der zweiten 
Welle. All unsere Nachbarn – Belgien, die Nieder-
lande, Luxemburg und Frankreich – haben wesentlich 
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schärfere Maßnahmen ergriffen und trotzdem immer 
noch wesentlich höhere Inzidenzwerte als wir.  

Frankreich hat übrigens trotz seiner dramatischen 
Lage mit Ausgangssperre und vielem anderen mehr 
immer die Schulen offen gehalten. Das zeigt: Man 
kann auch in einer solchen Krise Prioritäten setzen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir liegen im europäischen Vergleich der letzten 14 
Tage im unteren Drittel, obwohl es bei uns die größ-
ten Ballungsräume gibt. Ich habe die Zahlen hier 
schon oft vorgetragen, wiederhole sie aber noch ein-
mal:  

In Deutschland kommt eine Person auf 260 m². In Nord-
rhein-Westfalen kommen 500 Personen auf 1 km², im 
Ruhrgebiet 1.100 Personen auf 1 km² und in der 
Stadt Herne 3.000 Personen auf 1 km². Das zeigt, 
was für einen verdichteten Lebensraum wir haben. In 
ganz Europa gibt es keinen Lebensraum, der so ver-
dichtet ist wie Nordrhein-Westfalen. Deshalb ist es 
eine große Leistung, dass wir trotzdem im unteren 
Drittel des europäischen Durchschnitts liegen.  

Für uns stellt sich eine andere wichtige Frage, wenn 
das mit dem Reiseverkehr alles stimmt und wir im 
Dezember in Deutschland quasi touristische Reisen 
untersagen: Wäre es gut, dass das auch in einem zu-
sammengewachsenen Europa gilt? 

Frankreich und Italien verzichten auf Skitourismus 
und werden alle Skiorte in diesem Winter jedenfalls 
bis zum 10. Januar 2021 schließen. Der Appell der 
Ministerpräsidenten und der Bundeskanzlerin an die 
Republik Österreich lautet, auch mitzumachen – sie 
ist das einzige Land, das diesen Weg noch nicht mit-
geht –, damit wir die Pandemie in diesem Sommer 
wirklich auch gemeinsam in Europa bekämpfen. 

Als Zweites haben wir Hilfe für diejenigen beschlos-
sen, die einen besonders großen Beitrag leisten. Die 
Gastronomie und die selbstständigen Familienunter-
nehmer erbringen Sonderopfer. Die Kultur erbringt 
für alle ein Sonderopfer, indem sie ihre Einrichtungen 
schließt.  

Es ist gut, dass jetzt gesichert worden ist, dass wie 
bei der Novemberhilfe die Verdienstausfälle auch für 
den Monat Dezember zu 75 % erstattet werden. Das 
hilft vielen in das neue Jahr. Wir werden uns jetzt 
schon Gedanken darüber machen, wie es im Januar 
weitergeht.  

Eine Erläuterung noch zu den Hotels, da dies nur in 
wenigen Berichten steht: Touristische Reisen sind 
untersagt. Wenn sich aber Familien besuchen und 
keine Übernachtungsmöglichkeit bei demjenigen be-
steht, den man besucht, ist es über die Weihnachts-
feiertage möglich, in einem Hotel zu übernachten. 
Ein Familienbesuch in der entsprechenden Stadt 
wird nicht als touristische Reise verstanden.  

Es bleibt dabei: Diejenigen, die Geschäfte geschlos-
sen haben oder ihrer Arbeit aktuell nicht nachgehen 
können, haben finanzielle Nöte. An die denken wir in 
diesen Tagen ganz besonders und danken ihnen für 
ihre gesamtgesellschaftliche Unterstützung.  

Wir denken aber auch daran – das dürfen wir nicht 
verdrängen –, dass auf vielen Intensivstationen in 
Nordrhein-Westfalen Menschen um ihr Leben rin-
gen, während wir hier sitzen und reden. Wir denken 
an sie und an all diejenigen, die an die Grenze ihrer 
eigenen Kräfte gehen, um zu helfen: an das Pflege-
personal und an Ärzte, die in diesen Tagen viel leis-
ten.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Vereinzelt 
Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das muss auch eine Warnung an all diejenigen sein, 
die alles abstreiten und Demonstrationen ohne 
Schutz durchführen. Jeder darf demonstrieren, wofür 
er will, aber man muss auch jedem Demonstrieren-
den sagen:  

Denk eine Zehntelsekunde an diese Menschen, 
während du hier demonstrierst und dich zur Sophie 
Scholl oder Anne Frank erklärst. Das ist doch alles 
Unsinn. Es muss im Geschichtsunterricht etwas 
falsch gelaufen sein, wenn eine 22-Jährige sagt, sie 
sei Sophie Scholl. Das ist doch unfassbar.  

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Denk in dieser Sekunde, in der du sprichst, an dieje-
nigen, die vielleicht wenige Meter entfernt in einem 
Krankenhaus gerade um ihr Leben ringen. Auch das 
ist wichtig. 

Lassen Sie mich bei all den trüben Nachrichten mit 
drei Lichtblicken schließen:  

Erstens. Wir rechnen damit, dass noch in diesem 
Jahr ein erster Impfstoff zugelassen wird. Wir sind 
auf der Zielgeraden. Karl-Josef Laumann ist mit sei-
ner Mannschaft intensiv damit beschäftigt, unmittel-
bar mit der ersten Sekunde, in der der Impfstoff im 
Land eintrifft, die Verteilung im ganzen Land zu orga-
nisieren. Das ist eine riesige logistische Herausforde-
rung. 

Es ist hier zwar schon oft erwähnt worden, aber ich 
wiederhole es trotzdem noch einmal: Es ist gut, dass 
wir einer solchen Pandemie nicht wie in den vergan-
genen Jahrhunderten tatenlos gegenüberstehen 
müssen.  

Was haben die Menschen in vergangenen Jahrhun-
derten bei solchen Krankheiten gemacht? – Sie sind 
verzweifelt, weil es keine Aussicht auf Rettung gab. 
Millionen sind gestorben.  

Wir sind heute in der Lage, innerhalb von neun Mo-
naten seit Beginn der Pandemie einen Impfstoff zu 
entwickeln. Wir haben kluge Wissenschaftler, die in 
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der Lage sind, einen Stoff zu finden, der uns vor die-
ser weltweiten Pandemie schützt. Das ist eine Leis-
tung, die man gar nicht oft genug würdigen kann.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Wo auf der Welt arbeitet man innerhalb von neun 
Monaten an der Lösung gegen eine Bedrohung? – 
Das wirklich Schöne ist, dass dieser Wissenschaftler 
aus Nordrhein-Westfalen kommt. Er ist 1965 im Sü-
den der Türkei geboren und als vierjähriger Junge mit 
seinem Vater, der Fordarbeiter ist, hergekommen. 
Als erstes türkisches Gastarbeiterkind legte er am 
Erich Kästner-Gymnasium sein Abitur ab. Schon in 
der Schule war er Jahrgangsbester. Jetzt hat er für 
uns alle einen Impfstoff entwickelt. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Wenn Sie, liebe Kollegen am rechten Rand des Ple-
narsaals, noch einmal über Integration reden, den-
ken Sie an solche Menschen. Wir sind froh, dass sie 
hergekommen sind und diese Leistung erbracht ha-
ben.  

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN – Beifall von Minister 
Dr. Joachim Stamp und vom Parlamentari-
schen Staatssekretär Klaus Kaiser) 

Jens Spahn kommt am nächsten Dienstag in das 
Landeskabinett. Wir werden uns dann ausschließlich 
mit der Frage… 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE] 
und von Thomas Kutschaty [SPD]) 

– Er wird nicht Mitglied des Landeskabinetts, denn 
wir haben einen exzellenten Gesundheitsminister. 
Der Platz ist besetzt.  

(Beifall von der CDU und der FDP und von 
Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]) 

Er kommt zu uns zum Austausch über das Impfen, 
weil wir die Strategie ganz eng mit dem Bund abstim-
men wollen. Das wird der Schwerpunkt der nächsten 
Woche sein.  

Ich möchte auch hier gleich einen Mythos abräumen: 
Es wird keine Impfpflicht geben. Wir lehnen eine 
Impfpflicht konsequent ab. Es wird freiwillig nach Pri-
oritätenliste geimpft. Wer sich nicht impfen lassen 
will, muss das auch nicht machen. Auch das ist ein 
Signal gegen alle Verschwörungstheoretiker, die et-
was anderes behaupten.  

Zweitens. Unsere Wirtschaft hat sich im dritten Quar-
tal positiver entwickelt, als erwartet wurde. Auch da 
arbeitet der Wirtschaftsminister intensiv mit unserem 
eigenen Konjunkturprogramm, um die Lücken zu 
schließen, die der Bund gelassen hat, und der nord-
rhein-westfälischen Wirtschaft gezielt zu helfen. 

Drittens. Wenn wir bei dieser App weiterkommen und 
die Kontaktnachverfolgung digital machen können, 

werden die Gesundheitsämter zusätzlich entlastet. 
Wir haben gestern eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die 
sich mit den Technikern austauschen wird, die die 
App weiterentwickeln.  

Nicht alles, was man sich wünscht, ist technisch 
möglich. Hier muss man auch mit Google und ande-
ren verhandeln, welche Möglichkeiten sie eröffnen. 
Zudem muss alles mit dem Datenschutzbeauftragten 
abgestimmt und in Einklang gebracht werden.  

Da wir, CDU und FDP, einen Vorstoß gemacht ha-
ben, da Winfried Kretschmann für die Grünen einen 
Vorstoß gemacht hat, werden Ministerpräsident Kre-
tschmann und ich unmittelbar mit den Datenschutz-
beauftragten und den Technikern zusammenkom-
men, um vielleicht sehr schnell eine Lösung partei-
übergreifend zu finden, wie wir unter Respekt vor 
dem Datenschutz mehr bei dieser App erreichen 
können. 

Wir haben also Chancen, dass das im Jahr 2021 
besser wird. Der Impfstoff kommt, die Kontaktnach-
verfolgung wird besser, unsere Maßnahmen werden 
besser. Wenn wir uns alle richtig verhalten, haben wir 
die Chance, dass das Jahr 2021 ein besseres wird 
als das Jahr 2020. Dafür arbeiten wir, und dafür bitte 
ich um Ihre Unterstützung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister-
präsident. – Für die SPD spricht ihr Fraktionsvorsit-
zender Herr Kutschaty. 

Ich darf übrigens darauf hinweisen, dass alle nach-
folgenden Rednerinnen und Redner theoretisch plus 
6 Minuten zur Verfügung haben. 

Thomas Kutschaty*) (SPD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren! Bei allen inhaltlichen Auseinander-
setzungen, die wir an der einen oder anderen Stelle 
bei der Frage der wirksamen Mittel bei der Pande-
miebekämpfung haben, sollte uns eines nicht aus 
dem Blick geraten: Alleine in Nordrhein-Westfalen 
sind bisher 3.132 Menschen an Corona gestorben; 
knapp eine Viertelmillion Menschen waren oder sind 
infiziert; viele kämpfen noch heute mit den gesund-
heitlichen Folgen dieser Erkrankung. 

Hinter jeder dieser Zahlen steht nicht nur ein mensch-
liches Schicksal, sondern häufig auch das Schicksal 
ganzer Familien, die davon betroffen sind. Viele Fa-
milien konnten in dieser schwierigen Phase noch 
nicht einmal von ihren schwerstkranken Angehörigen 
Abschied nehmen, weil Besuche in Krankenhäusern 
nur sehr eingeschränkt möglich waren. Selbst bei 
Trauerfeiern war ein Abschied im größeren Familien-
kreis häufig nicht möglich, weil auch da entspre-
chende Regeln galten. 
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Ich danke Ihnen ausdrücklich, Herr Laschet, dass Sie 
auch gerade an die Opfer der Coronakrise gedacht 
haben. Ich will hier eine Idee unterbreiten. Um an die 
Opfer dieser Coronakrise zu denken, stände es uns 
gut zu Gesicht, wenn wir als Parlament gemeinsam 
mit der Landesregierung eine Gedenkveranstaltung 
machen würden, bei der man erstens der Opfer ge-
denkt und zweitens den Menschen Mut machen 
könnte. 

In Niedersachsen ist so etwas gemacht worden. Die 
Kirchen haben uns animiert, so etwas auch zu tun. 
Stefan Weil hat in Niedersachsen treffende und gute 
Worte des Trostes und des Mutmachens gefunden – 
ein Zeichen der Versöhnung. Lassen Sie uns ge-
meinsam so etwas in Nordrhein-Westfalen machen! 
Das wäre ein wichtiges Signal für die Menschen in 
diesem Land. 

(Beifall von der SPD) 

Ich weiß, dass wir alle diese Menschen, die unter den 
gesundheitlichen oder wirtschaftlichen Folgen leiden, 
auch im Auge haben, wenn wir jetzt darüber diskutie-
ren, was richtige Maßnahmen sind, was man in Nord-
rhein-Westfalen vielleicht über die Beschlüsse der 
Ministerpräsidentinnenkonferenz hinaus machen 
kann. 

Ich stelle nicht in Abrede, dass die demokratischen 
Fraktionen hier alle das gemeinsame Ziel haben, die-
ses Land so gut wie möglich durch diese Krise zu 
bringen und Menschenleben zu schützen. 

Wir debattieren darüber, was richtig ist und was 
falsch ist, was gut ist und was man machen kann. 
Das ist ein demokratischer Vorgang, der notwendig, 
richtig und wichtig ist – gerade in einer solchen Pan-
demie. Denn auch das ist schon gesagt worden: Wir 
greifen erneut in Grundrechte ein – mit Freiheitsbe-
schränkungen in der Religionsausübung, in der Be-
rufsausübung. 

Wir tun das nicht, weil uns einfach danach ist, son-
dern weil wir es als notwendig erachten, weil es ge-
tan werden muss. Deswegen ist es auch gut, dass 
wir bei solch weitgehenden Einschnitten auch heute 
wieder eine parlamentarische Debatte haben. Ohne 
Austausch von Argumenten kann man so etwas nicht 
machen. 

Wenn wir von den Bürgerinnen und Bürgern unseres 
Landes verlangen, dass sie die Beschlüsse dieses 
Hauses und dieser Regierung respektieren, dann 
müssen und sollten wir uns auch gegenseitig in und 
mit unseren Standpunkten respektieren, auch wenn 
einem das nicht immer gefällt. 

Denn die Anti-Corona-Maßnahmen, auf die sich 
Bund und Länder jetzt verständigt haben, sind um-
stritten, aber – das sage ich deutlich – auch notwen-
dig. Meine Fraktion unterstützt die Beschlüsse, die 
gestern getroffen worden sind. Wir werden sie auch 

in öffentlichen Auseinandersetzungen unterstützen, 
tragen und dazu stehen. 

Gleichwohl sind noch wichtige Fragen offen. Ich 
möchte heute nicht die Grundsätzlichkeit der ge-
troffenen Beschlüsse diskutieren. Das haben Sie, 
Herr Ministerpräsident, verhandelt, und meine Frak-
tion steht dazu. Was vereinbart worden ist, muss 
auch in Nordrhein-Westfalen gelten; das ist unsere 
staatsbürgerliche Verantwortung. 

Gleichwohl sollten wir auch in diesem Parlament dis-
kutieren, was an der einen oder anderen Stelle an 
Feinjustierung in Nordrhein-Westfalen gemacht wer-
den kann – und da darf man auch einmal unter-
schiedlicher Auffassung sein. Das gehört auch dazu. 

Das Allererste, was wichtig ist: Die Coronapandemie 
endet nicht an Weihnachten. Auch wenn gesetzge-
berisch völlig zu Recht gesagt worden ist, dass man 
sich rechtlich immer nur auf einen Monat beschrän-
ken sollte, haben die Menschen trotzdem einen An-
spruch darauf, eine Perspektive zu bekommen, wie 
es über Weihnachten, über den 1. Januar hinaus 
weitergeht. 

Denn dann geht die Coronapandemie in die nächste 
Runde – ich hoffe, in die letzte Runde. Unser Land 
braucht für die Zeit ab dem 1. Dezember eine durch-
dachte Strategie mit klaren Regeln, die jedes Schul-
kind versteht und an die sich jeder Mensch halten 
kann. 

Wir sollten nicht der Versuchung erliegen, unbe-
queme Entscheidungen oder ungeklärte Konflikte 
auf unsere Kommunen abzuschieben. Die Regeln, 
die wir jetzt setzen, müssen in jeder Stadt und jeder 
Gemeinde gelten, wenn die entsprechenden Werte 
erreicht sind. Man muss dies natürlich schon differen-
ziert je nach Inzidenzwert betrachten. Aber Konflikte 
über unpopuläre Maßnahmen müssen auch hier im 
Land entschieden werden. Niemand darf diese Kon-
flikte in die Stadtgesellschaften unserer Heimatorte 
hineintragen – das verbietet sich –, egal ob beim 
Feuerwerk oder bei Quarantäneregeln. 

Ich will Ihnen aus einer Konferenz berichten, die ich 
am Dienstagnachmittag mit Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister hatte. Sie sagten mir, sie hätten große 
Sorgen, wenn die Frage des Verbots von Böllern al-
lein auf die Kommunen übertragen werde – angefan-
gen von rechtlichen Schwierigkeiten bei kleinen 
Kommunen, zu definieren, was belebte Orte sind und 
wie man eine solche Regelung rechtskonform hinbe-
kommen kann, bis hin zu der Sorge eines Böller-Rei-
setourismus an Silvester, wenn Stadt A es verbietet 
und Stadt B es erlaubt. 

Hier wäre es gut, wenn die Landesregierung den Mut 
fassen würde, die Verantwortung nicht auf die Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister zu übertragen, 
sondern klare, landeseinheitliche Vorgaben macht. 

(Beifall von der SPD) 
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Noch wichtiger als einheitliche Vorgaben ist, dass un-
ser Land Nordrhein-Westfalen einen neuen Geist der 
Kooperation und des Vertrauens braucht. Wir unter-
halten uns immer gerne über Solidarität, über Ge-
schlossenheit. Auch Sie, Herr Laschet, machen das 
immer wieder. Aber so richtig haben Sie uns die Zu-
sammenarbeit hier noch nicht angeboten.  

Ich habe es mehrfach angeboten; ich mache das 
heute auch noch einmal. Sie haben sich in vielen Be-
reichen für einen Alleingang entschieden. Dass Sie 
der Opposition in einer solchen Krise die Hand rei-
chen sollten, ist das eine. Aber dass Sie sich dazu 
entschlossen haben, auch andere gesellschaftliche 
Gruppen zu ignorieren, deren Wissen, Tatkraft und 
Kreativität in dieser Pandemie dringend gebraucht 
wird, ist schlecht. 

Meine Fraktion hat gemeinsam mit der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zum Thema „Schule“ in den 
vergangenen Tagen einen Schulgipfel gemacht, weil 
wir genau diesen Sachverstand, der in vielen Schu-
len, bei Verbänden vorherrscht, einholen wollten. Wir 
wollten gemeinsam mit den Akteuren diskutieren, 
was aus deren Sicht eine vernünftige Strategie ist. 

Ich bedaure sehr, dass Sie, Frau Gebauer und Herr 
Laschet, unserer Einladung, daran teilzunehmen, 
nicht gefolgt sind.  

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

Ich weiß nicht, ob Sie das grundsätzlich machen oder 
ob es Angst vor Kritik war. Sie hätten diese Angst gar 
nicht haben müssen, denn dafür bestand überhaupt 
kein Grund. 

Über 20 Verbände, über 250 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer haben sehr friedlich und sachlich darüber 
diskutiert, was zu tun ist, was gute Ideen sind, um 
einen Schulalltag auch in Pandemiezeiten organisie-
ren zu können. Niemand wollte ein Scherbengericht; 
niemand übte Schuldzuweisungen in irgendeiner Art 
und Weise. Alle blickten nach vorne und machten 
sehr konstruktive Vorschläge. 

Alle waren sich auch einig, dass Schulschließungen 
die Ultima Ratio, das allerletzte Mittel, sind, die es 
nicht geben soll. Die Schulen müssen offen bleiben. 
Jedes Kind hat das Recht auf Unterricht. Das war 
Konsens auf unserem Schulgipfel. 

(Christof Rasche [FDP]: Auch in Solingen! 
Danke, Yvonne Gebauer!) 

– Auch in Solingen. Jeder wusste aber, dass wir die-
ses Versprechen, die Schulen so weit wie möglich of-
fen zu halten, nur einhalten können, wenn wir die Re-
alität einer Pandemie auch anerkennen. Wir haben 
es mit einem hoch aggressiven Virus zu tun. Es 
macht keinen Sinn mehr, das zu leugnen und zu sa-
gen, das Virus hätte mit den Schülerinnen und Schü-
lern nichts zu tun; die Infektionsraten sind da ganz 
andere. 

Mittlerweile haben wir auch andere wissenschaftliche 
Erkenntnisse. Die RWTH Aachen hat letzte Woche 
eine Studie veröffentlicht, nach der das Infektionsri-
siko in einem vollbesetzten Klassenraum um das 
Zwölffache erhöht ist. Es ist also zwölfmal so hoch, 
und eine pauschale Aussage, dass Schulen keine In-
fektionsherde seien, ist damit leider wissenschaftlich 
widerlegt. 

Das Robert Koch-Institut weist im Vergleich zur ers-
ten Welle darauf hin, dass im Gegensatz zum Früh-
jahr an Schulen und in Kitas viele Fälle verzeichnet 
würden. Unser Schulgipfel hat aber Wege aus dieser 
Krise aufgezeigt, und der Name einer Stadt im Ber-
gischen Land, Solingen, ist gerade schon gefallen. 
Der Solinger Weg ist eine Möglichkeit, allerdings ist 
sie nicht die einzige, die diskutiert wurde. 

Ich bin ein Stück weit erleichtert, dass sich mittler-
weile auch im Kreise der Regierungschefinnen und 
Regierungschefs durchgesetzt hat, dass das Prinzip 
„Augen zu und durch im Schulbereich, egal was 
kommt“ so nicht mehr weitergehen kann. 

(Christof Rasche [FDP]: Das hat es nie gege-
ben!) 

Es gibt jetzt eine Regelung, eine Sollvorschrift, wo-
nach bei hohen Inzidenzwerten andere Unterrichts-
formen – in dem Beschlusspapier namentlich er-
wähnt sind der Hybrid- und Wechselunterricht – mög-
lich sind. Das ist aber nichts anderes als der Solinger 
Weg, den Tim Kurzbach schon vorher eingestielt 
hatte, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD – Christof Rasche [FDP]: 
Das ist Unehrlichkeit!) 

Wir könnten jetzt darüber streiten, ob die Inzidenz-
zahl von 200 vielleicht zu hoch ist, um etwas zu tun. 

(Zurufe von Henning Höne [FDP] und Bodo 
Löttgen [CDU]) 

Tim Kurzbach hat bei Inzidenzwerten von weit über 
250 in Solingen 

(Bodo Löttgen [CDU]: Flächendeckend!) 

mit allen Schulleitungen abgesprochen, was die 
Schulleitungen für ihre Schulen für richtig empfinden. 

(Zurufe von Christof Rasche [FDP], Henning 
Höne [FDP] und Bodo Löttgen [CDU]) 

Diese Schulen haben gesagt: Wir brauchen eine 
Wechselunterricht. 

(Henning Höne [FDP]: Das ist die Unwahr-
heit!) 

Das war kein pauschales Modell, sondern das haben 
alle Schulleitungen gesagt. – Er war damit deutlich 
weiter voraus, als Sie es hier heute sind. 

(Beifall von der SPD – Henning Höne [FDP]: 
Das ist die Unwahrheit!) 
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Ich weiß, dass es Ihnen schwerfällt, das jetzt einzu-
gestehen. 

(Henning Höne [FDP]: Ihnen fällt es schwer, 
bei der Wahrheit zu bleiben! – Weitere Zurufe) 

Wenn Sie es aber nicht „Solinger Weg“ nennen wol-
len, dann nennen Sie es meinetwegen „Aachener 
Straße“ – mir ist das egal –, aber machen Sie endlich 
etwas, dass das in unserem Land funktioniert! 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Christof Ra-
sche [FDP]) 

Wenn Sie jetzt eine Kurskorrektur … 

(Christof Rasche [FDP]: Unfassbar! Das ist 
weit von der Wahrheit entfernt!) 

– Jetzt schreien Sie doch nicht so herum! 

(Christof Rasche [FDP]: Bleiben Sie doch bei 
der Wahrheit!) 

– Ich bin völlig bei der Wahrheit. 

(Christof Rasche [FDP]: Nein! – Weitere Zu-
rufe) 

Man kann jetzt das machen, was Tim Kurzbach 
schon längst vorgeschlagen hat. Sie flüchten sich 
jetzt auf den Begriff „schulscharf“. 

(Henning Höne [FDP]: Herr Kurzbach wollte 
die Schulen flächendeckend dicht machen!) 

Es war aber schulscharf, alle Schulen abzufragen, 
die dann sagten: Wir brauchen von dieser Landesre-
gierung eine Hilfe. 

(Beifall von der SPD und Sigrid Beer 
[GRÜNE]) 

Da kam aber nichts. Im Gegenteil: Es kamen Verbote 
anstatt Hilfen, die die Schülerinnen und Schüler so-
wie die Lehrerinnen und Lehrer dringend gebraucht 
hätten. Ich fordere Sie deshalb heute noch einmal 
auf: Tragen Sie diesen Krieg mit den Schulen endlich 
zu Grabe! 

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

Sichern Sie den Schulen einen vernünftigen Hand-
lungsrahmen; denn sie sind es, die vernünftig ent-
scheiden können, was sie vor Ort brauchen. Nehmen 
Sie die Schulen nicht als Gegner wahr. Die Schulen 
im Land brauchen eine starke Landesregierung, die 
an ihrer Seite steht und die nicht gegen sie arbeitet. 
Machen Sie das bitte endlich! 

(Beifall von der SPD und Josefine Paul 
[GRÜNE]) 

Lassen Sie mich dazu auch noch klarstellen, weil das 
immer wieder behauptet wird: Das Wechselmodell ist 
keine Alternative zum Präsenzunterricht, sondern es 
ist die Alternative zu Schulschließungen, zum Unter-
richtsausfall. 

(Beifall von der SPD) 

Es ist die Alternative zum kompletten Ausfall von Bil-
dung und Betreuung, den übrigens Tausende von 
Familien in Nordrhein-Westfalen heute schon spü-
ren. 20 % aller Schulen in Nordrhein-Westfalen sind 
von Quarantänemaßnahmen betroffen, und 1.000 
Kitas sind teilweise oder ganz geschlossen. Das sind 
10 % aller Kindertagesstätten in Nordrhein-Westfa-
len. 

Hören Sie also auf, immer noch von Normalität zu re-
den. Hören Sie auf, uns zu unterstellen, wir wollten 
den Kindern das Recht auf Betreuung und auf Schul-
unterricht nehmen. Die Wahrheit ist doch, dass 
schon heute 100.000 Kinder von allen Bildungsange-
boten abgeschnitten sind, weil sie ohne Alternative in 
Quarantäne sitzen müssen. 

Diese Schätzung ist sogar noch vorsichtig. Es geht 
um mindestens 80.000 Schülerinnen und Schüler, 
die im Augenblick nicht am Unterricht teilnehmen 
können, weil sie in Quarantäne stecken, und 50.000 
Kinder können gerade nicht in die Kita gehen. Das ist 
nicht nur für die Kinder schlecht, sondern auch für 
ihre Eltern, die berufstätig sind und dringend ein Be-
treuungsangebot brauchen. Die Kinder werden we-
der betreut noch unterrichtet. Derzeit gibt es nichts 
für diese Kinder – null Unterricht, null Betreuung, null 
soziale Kontrolle. 

Herr Laschet, ich greife einen Satz von Ihnen auf, 
den Sie gestern sagten: Jeder Digitalunterricht am 
Küchentisch ist besser als das, was Sie da gerade 
abliefern. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Was glauben Sie, was diese Eltern denken, wenn Sie 
immer „Bildungsgarantie“ oder „die Sicherheit, dass 
alles stattfindet“ hören, und bei Ihnen funktioniert ge-
rade nichts? 

(Zuruf von Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Es sind übrigens dieselben Eltern, die sich Gedan-
ken machen, was eigentlich mit den Kita- und mit den 
OGS-Gebühren ist, und zwar nicht deshalb, weil es 
extrem hohe Beträge wären, sondern weil die Ein-
richtung geschlossen ist und sie die Leistung nicht in 
Anspruch nehmen können. 

Warum ist es nicht folgerichtig, den betroffenen El-
tern, die in dieser schwierigen Zeit wirklich viel ma-
nagen müssen, wenigstens die Kita-Gebühren zu er-
lassen? – Herr Stamp, setzen Sie sich dafür ein, dass 
das entsprechend funktioniert. Ohne Angebot, ohne 
Betreuung auch keine Vergütung – das sind die 
Grundregeln eines ehrlichen Kaufmanns und einer 
ehrlichen Kauffrau, und das muss doch auch für 
Nordrhein-Westfalen gelten. 

(Beifall von der SPD) 
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Helfen Sie bitte auch den Erzieherinnen und den Er-
ziehern in den Kitas. Wir haben gerade viel von 
neuen Schnelltestmöglichkeiten gehört, die neue 
Möglichkeiten eröffnen. Die Tendenz, die wir in den 
letzten Monaten erfahren mussten, die Testkapazitä-
ten und Möglichkeiten gerade in diesem Bereich zu-
rückzufahren, ist falsch. Tests sind für Erzieherinnen 
und Erzieher die einzige wirksame Möglichkeit, sich 
zu schützen. Eine Maske hilft da nicht; wir können 
nicht auf Distanz trösten und wickeln. Das geht alles 
nicht. Nehmen Sie den Erzieherinnen und Erziehern 
bitte nicht den einzigen Schutz, den sie haben! 

Sorgen Sie bitte auch für Luftfilteranlagen in den 
Kitas. Es kann nicht sein, dass die Kitas Spenden 
sammeln müssen, um ihre Einrichtung auf einen ge-
sundheitlichen Standard zu bringen, der längst up to 
date ist, der in Büros stattfindet. Investieren Sie bitte 
auch da Geld, meine Damen und Herren! 

(Beifall von der SPD) 

Einer der Punkte, den wir bei viel Verständnis auch 
offen kritisieren müssen, ist, dass Sie in den Som-
mermonaten vieles nicht gemacht haben, was man 
hätte tun müssen, um auf diese Herbst- und Winter-
zeit besser vorbereitet zu sein.  

Wir haben gemeinsam einen Rettungsschirm in 
Höhe von 25 Milliarden Euro für Nordrhein-Westfalen 
verabschiedet, um dringend notwendige Hilfsmaß-
nahmen finanzieren zu können. Mit diesen 25 Milliar-
den Euro hätten Sie unsere Schulen mit Technik, mit 
Unterrichtskonzepten für den Quarantänefall aus-
statten können, ja sogar müssen. Dafür hatten Sie 
ein halbes Jahr Zeit, und heute müsste weit weniger 
Unterricht ausfallen, wenn Sie Ihrer Verpflichtung 
nachgekommen wären. Das ist allerdings nicht er-
folgt. 

Wenn ich mir die Zahlen Stand 30.09.2020 angucke – 
neuere Zahlen haben wir nicht, aber vielleicht haben 
Sie gleich andere –, was aus diesem Rettungsschirm 
an Mitteln für den Bildungsbereich abgerufen wurde, 
stelle ich fest, dass für das Projekt LOGINEO NRW, 
eine Softwarelösung für die Verbindung von Prä-
senz- und von Distanzunterricht, im Rettungsschirm 
über 36 Millionen Euro vorgesehen waren. Tatsäch-
lich investiert wurde bis Ende September 2020 je-
doch nichts; null Euro! 

Für digitales Lernmaterial standen fünf Millionen 
Euro zur Verfügung. aus Ausgegeben aus dem Ret-
tungsschirm wurde nichts. 

Für über 100 Millionen Euro hätten digitale Endge-
räte für Lehrerinnen und Lehrer angeschafft werden 
können. Tatsächlich investiert wurden nach unserer 
Übersicht vom Sommer bis Ende September jedoch 
nur 385.000 Euro. Das sind 0,4 % des erforderlichen 
Investitionsvolumens. Der Wirkungsgrad dieser Lan-
desregierung beträgt 0,4 %, und dieser Wirkungs-

grad reicht nicht, um durch diese Krise zu kommen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Das Ganze betrifft mittlerweile auch den Arbeitsbe-
reich. Der Begriff „Berufsschule“ ist gerade schon ge-
fallen. Ich möchte besonders auf die dramatische Si-
tuation von Auszubildenden in Nordrhein-Westfalen 
aufmerksam machen. 

Rund 300.000 Berufsschülerinnen und Berufsschü-
ler – es handelt sich um junge Erwachsene – sind mit 
rund einer Million Arbeitskolleginnen und Arbeitskol-
legen in den Betrieben in Kontakt. Die Arbeitgeber 
schreien danach: Machen Sie auch in den Berufs-
schulen Wechselmodelle. Wir müssen nicht nur un-
sere Auszubildenden schützen, sondern auch alle 
anderen Beschäftigten, mit denen die Auszubilden-
den dann an den anderen drei Tagen in der Woche 
in Kontakt kommen. – Da sind also ernsthafte Sorgen 
vorhanden. 

Mittlerweile gibt es eine erste Berufsschule, in der die 
Schülerinnen und Schüler in den Streik gehen bzw. 
sie haben den Streik angekündigt. Da ist Verzweif-
lung bei jungen Menschen, und da dürfen wir nicht 
weiter zusehen. Nutzen Sie die Chance, bei Berufs-
schulen etwas zu machen! Es wurde gerade ange-
kündigt: Der Distanzunterricht geht jetzt auch bei Be-
rufsschülerinnen und Berufsschülern. Machen Sie 
das bitte; denn das hat eine Schutzwirkung für alle im 
Bereich des Arbeitsmarktes, und da wird dringend 
auf Hilfe gesetzt.  

Wenn sich die Lehrerinnen und Lehrer mit großen 
Sorgen an Sie wenden, weil sie Angst haben, nicht 
um sich, sondern um die Schülerinnen und Schüler, 
um die Aufrechterhaltung des Schulbetriebs, dann 
prallen sie vor Wände wie aus Beton, so wurde uns 
berichtet. Engagierte Schulleiterinnen und Schullei-
ter fühlen sich unter Druck gesetzt. Der Vorsitzende 
der Schulleitervereinigung Harald Willert weiß auch 
warum. Im „Haller Kreisblatt“ sagt er – ich zitiere –:  

„Äußert man sich in der Öffentlichkeit kritisch, 
meldet sich die Schulaufsicht und droht mit 
dienstrechtlichen Konsequenzen.“  

Schulleiterinnen und Schulleiter, die sich offen für al-
ternative Unterrichtskonzepte einsetzen, werden ins 
Ministerium einbestellt. Das ist Drohung statt Dialog, 
meine Damen und Herren. Deshalb äußern sich Leh-
rerinnen und Lehrer im Augenblick auch nur noch im 
Schutze der Anonymität. Gleichzeitig drohen zahlrei-
che Betriebe damit, ihre Auszubildenden in Quaran-
täne zu schicken, wenn sie weiterhin in die Berufs-
schule müssen. Die Stimmung vor Ort ist vergiftet. 
Das darf nicht so sein. 

Noch etwas sollte außer Frage stehen: Eine Pande-
mie ist kein PR-Problem. Eine Regierung, die glaubt, 
das größte Problem an unseren Schulen sei nicht das 
Infektionsgeschehen, sondern schlechte Publicity, hat 
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den Bezug zur Realität verloren. Wir müssen uns 
mittlerweile die Frage stellen, ob das bei dieser Re-
gierung schon der Fall ist. 

Wie wir wissen, versorgt diese Regierung mittler-
weile die Schulen im Lande nicht mit Unterrichtskon-
zepten, Software und Endgeräten, wohl aber mit An-
weisungen zur Außenkommunikation. Ich zitiere aus 
einem sogenannten Hand-out der Bezirksregierung 
Münster, das an die dortigen Schulleitungen ging. In 
diesem Hand-out der Bezirksregierung Münster an 
die Schulleitungen heißt es wörtlich: 

„Eltern, die in Sorge um ihre Kinder sind, Lokalpo-
litiker unter Druck und nicht zuletzt Ihre Kollegen 
wollen nicht hören, dass Sie Zweifel haben, son-
dern – dass Ihre Schule ein sicherer Ort ist! Ent-
sprechend sollten Sie“ 

– der Appell geht an die Schulleitungen – 

„diese Botschaft verstärken.“ 

Was ist das, Herr Laschet? Das ist Anstiftung zur 
Schönfärberei. Das ist eine Aufforderung, Regie-
rungs-PR zu betreiben, aber keine vernünftige Hilfe-
stellung für unsere Schulen in diesem Land. 

(Beifall von der SPD) 

Dann gibt es in diesem Hand-out, in diesem Leitfa-
den, wie man Öffentlichkeitsarbeit an Schulen in 
Pandemiezeiten macht, noch eine weitere Empfeh-
lung zur Kommunikation an die Schulleitungen. Da 
wird gefragt: Was sind denn positive Aussagen, die 
Schulleitungen treffen können? Dann wird den 
Schulleitungen nahegelegt, doch bitte folgende posi-
tive Positionen zu transportieren – ich zitiere –: 

„Unsere Schülerinnen und Schüler haben Ver-
ständnis für die Maßnahmen und halten sich sehr 
diszipliniert an die Regeln.“ 

Nächster Vorschlag:  

„Dank unserer engagierten Lehrerinnen und Leh-
rer findet der Präsenzunterricht auch unter 
Corona-Bedingungen in der gewohnt hohen Qua-
lität statt.“ 

Wer so etwas verschickt, will Missstände vertuschen 
und kritische Diskussionen unterdrücken, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Einer Regierung, die solche Papiere mit Handrei-
chungen für Schulleitungen verschickt, kann man 
nicht trauen. Noch schlimmer: Mit solchen Aufforde-
rungen zerstört man das Vertrauen zwischen Schu-
len und Eltern. Väter und Mütter wollen nicht manipu-
liert werden, sie wollen den Lehrerinnen und Lehrern 
ihrer Kinder vertrauen können. Sie haben das Recht 
auf die Wahrheit. Unsere Schulleiterinnen und Schul-
leiter wollen Probleme lösen. Sie wollen nichts vertu-
schen müssen.  

Hier wurde eine rote Linie überschritten. Stoppen Sie 
diese Kampagne bitte umgehend und sofort, Frau 
Gebauer! 

(Beifall von der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unsere 
Kommunen, Schulen und Kitas müssen endlich das 
bekommen, was sie am meisten brauchen: Klarheit, 
Sicherheit und Vertrauen. Es muss im ganzen Land 
klar sein, ab welchen Inzidenzwerten welche Maß-
nahmen zu ergreifen sind. Es muss klar sein, dass 
es um die Sicherheit aller Menschen in diesem 
Lande geht, insbesondere auch um die Sicherheit 
von Kindern, Lehrerinnen und Lehrern, Erzieherin-
nen und Erziehern, die uns nicht weniger wert ist als 
die Sicherheit anderer Menschen. 

Vor allem darf kein Zweifel daran bestehen, dass 
diese Politik, diese Landesregierung, dieses Parla-
ment den Menschen vertraut. Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister, Kita- oder Schulleitungen wissen 
am besten, was vor Ort getan werden muss, was in 
ihrer Kita, in ihrer Schule geschehen muss, um den 
Unterricht, um die Betreuung aufrechtzuerhalten. 
Deswegen müssen sie vom Land die Hilfe bekom-
men, die sie verlangen und brauchen. 

Auf dem letzten Weg dieser Pandemie braucht Nord-
rhein-Westfalen also nicht nur klare Regeln und ver-
nünftige Investitionen. Unser Land braucht einen 
Geist des Vertrauens und der Kooperation. Dieser ist 
teilweise leider über den Sommer verloren gegan-
gen. Er fehlt jetzt. Wir können ihn wiederbeleben. Wir 
reichen dazu die Hand. Noch ist es nicht zu spät, 
Nordrhein-Westfalen sicher durch diese Pandemie 
zu bekommen. Lassen Sie uns gemeinsam dafür ar-
beiten. – Herzlichen Dank. Glückauf, Nordrhein-
Westfalen! 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. – 
Für die CDU spricht nun ihr Fraktionsvorsitzender 
Löttgen. 

Bodo Löttgen (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin dem Minis-
terpräsidenten außerordentlich dankbar, dass er an 
die Opfer der Pandemie erinnert hat. Ich bin Ihnen, 
Herr Kutschaty, ebenfalls dankbar, dass Ihr Einstieg 
in die Rede so war, wie er war.  

Denn ich habe die von Ihnen geschilderte Situation 
vor wenigen Tagen in meinem Familienkreis erleben 
müssen: Krankenhaus, Intensivstation, Sterben, Be-
erdigung. Das ist schon ohne Corona etwas, was 
eine Familie stark in Anspruch nimmt. Unter den Be-
dingungen von Corona kann es fast unerträglich wer-
den. 
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Ich will ein Zweites tun. Ich will einfach etwas richtig-
stellen, was Sie in Ihrer Rede behauptet haben, und 
nur einmal kurz aus der Pressekonferenz von Tim 
Kurzbach den Originalton zitieren, nur damit es rich-
tiggestellt wird:  

„An den weiterführenden Schulen und Berufskol-
legs in Solingen werden Klassen und Kurse ab 
4. November halbiert und getrennt unterrichtet.“ 

An allen weiterführenden Schulen! Da ist nicht diffe-
renziert worden, ob Infektionen da sind oder nicht, 
sondern es sind alle über einen Kamm geschoren 
worden. Das ist das, was wir kritisieren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Es ist ja so, dass die Ministerpräsidenten gestern im 
Laufe des Tages sieben Stunden lang mit der Bun-
deskanzlerin verhandelt haben und sich einen lan-
gen Tag und uns eine verhältnismäßig kurze Nacht 
beschert haben.  

Mit Blick auf die Zahlen von gestern – ich bin nicht 
ganz so aktuell wie der Ministerpräsident mit den 
Zahlen von heute – sind wir runter von den täglichen 
Zuwachszahlen an akut Infizierten, die lange über 
dem Wert von 5.000 gelegen haben. Jetzt sind wir 
bei etwas über 3.000 Fällen angekommen. Seit dem 
4. November lag die höchste Sieben-Tage-Fallzahl, 
die erreicht wurde, bei 31.914, was einer Inzidenz 
von 177,8 entsprach. Wir sind jetzt runter auf den 
Wert, den Armin Laschet genannt hat. Ich habe noch 
den gestrigen Wert, was die Differenz dann auch 
deutlich macht, der eine Inzidenz von 157,8 anzeigt. 

Aber, liebe Kollegen und Kollegen, erst ab einer Sie-
ben-Tage-Fallzahl von 8.973 Fällen – noch einmal 
zum Vergleich: jetzt sind wir bei 28.314 Fällen – wird 
der wochenbezogene Grenzwert von 50 Neuinfekti-
onen je 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner un-
terschritten.  

Das heißt, wir haben wahrlich noch eine weite Weg-
strecke vor uns. Insofern sind sowohl die Infektions-
lage als auch die Ergebnisse der Ministerpräsiden-
tenkonferenz von gestern eine Mischung aus guten 
und schlechten Nachrichten. Zumindest für mich 
überwiegen zum ersten Mal die guten Nachrichten. 
Eine dieser guten Nachrichten in diesem Beschluss 
ist der Satz:  

„Wirksame Impfstoffe sind für die Bewältigung der 
Pandemie von zentraler Bedeutung. Bei best-
möglichem Verlauf kann mit ersten Lieferungen 
im Dezember gerechnet werden. Zur Vorberei-
tung schaffen die Länder rechtzeitig Impfzentren 
und -strukturen.“ 

Ich weiß nicht, ob Sie sich vorstellen können, wie 
sehr ich mir so einen Satz gewünscht habe. Das ist 
Licht am Ende des Tunnels. Das macht uns Hoff-
nung, diese Pandemie zu überstehen, ohne allzu 
viele weitere Leben verlieren zu müssen, von denen 

jedes einzelne es wert gewesen wäre, viele weitere 
Lebensjahre zu dauern. Das macht uns Hoffnung auf 
eine Rückkehr zu einem normalen Leben nach der 
Pandemie. 

Meine Damen und Herren, nach dem, was Karl-Josef 
Laumann hier berichtet hat, sind die Vorbereitungen 
für die Organisation von Impfzentren schon fortge-
schritten. Die Städte und Kreise sind frühzeitig in die 
Organisation einbezogen worden, um einen best-
möglichen Ablauf zu gewährleisten. Dafür, lieber 
Karl-Josef, ganz herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Um das Ziel zu erreichen, bedarf es aber noch einer 
absehbaren Zeit gemeinsamer Disziplin. Disziplin 
bedeutet, Dinge, die man hasst, so zu tun, als würde 
man sie lieben. Das wichtigste, was wir lieben lernen 
müssen, ist die Beherzigung der Kontaktbeschrän-
kungen. Warum geht das in manchen Schädel nicht 
hinein?  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Bitte vermeiden Sie Kontakte zu unseren Mitmen-
schen, die nicht unbedingt notwendig sind. Ist das 
wirklich so schwer zu verstehen? 

Wichtig ist die Einhaltung der AHA- plus AL-Regeln – 
„AL“ steht nicht für „Armin Laschet“, sondern für „App 
und Lüften“. Die Einhaltung der AHA- und AL-Regeln – 
Abstand, Hygiene, Alltagsmaske, App und Lüften – 
schützt uns selbst, vor allem aber auch andere. 
Diese Regeln sind der wichtigste Hebel, um eine 
Überlastung unseres Gesundheitssystems zu ver-
hindern. Die Einhaltung dieser Regeln verhindert 
aber vor allem, dass unsere Verwandten und 
Freunde, unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger das 
erfahren müssen, was hoffentlich jedem von uns 
möglichst erspart bleiben möge: Krankenhaus, Inten-
sivstation und Beatmung. Die Einhaltung dieser Re-
geln verhindert das Leiden der Angehörigen, wel-
ches mit der Angst vor dem Verlauf der Infektion ein-
hergeht.  

Eines will ich hier und heute nicht vergessen: Nicht 
nur Infektionen selbst führen zu Gesundheitsschä-
den. Auch alle diejenigen, denen das vorher Gesagte 
schnurzpiepegal ist, die alle Regeln missachten, weil 
sie so toll querdenken können, sind nicht nur für neue 
Infektionen verantwortlich, sondern fügen den zum 
Schutz ihrer Demonstrationen eingesetzten Beam-
ten auch noch Schaden zu. Am 19.11.2020 fand eine 
Demonstration in Berlin statt. Die „taz“ berichtet am 
Tag danach: Tritt gegen den Kopf, Arm ausgekugelt, 
Hand gebrochen, 77 Polizisten verletzt, drei schwer-
verletzt. – An dieser Stelle einen herzlichen Dank an 
alle Beamtinnen und Beamten, die sich auch bei sol-
chen Demonstrationen dieser Gefahr in unserem 
Auftrag aussetzen. 
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(Beifall von der CDU und der FDP – Vereinzelt 
Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, alle Maßnahmen, die im 
Beschluss der gestrigen Konferenz festgehalten 
sind, sind bis zum 20. Dezember befristet. Am 
15. Dezember findet die nächste Konferenz der Mi-
nisterpräsidentinnen und Ministerpräsidenten statt. 
Herr Kutschaty, ich weiß nicht, ob Sie die Sondersit-
zung des Landtags schon beantragt haben, die nach 
dem, was Sie gestern gesagt haben, am 14. Dezem-
ber stattfinden müsste.  

(Thomas Kutschaty [SPD]: Können Sie krie-
gen!) 

– Legen Sie los, Sie können das morgen in der Sit-
zung des Ältestenrats tun. Das ist kein Problem.  

Insbesondere geht es darum – der Ministerpräsident 
hat es schon ausgeführt –, Kontakte weiterhin zu be-
schränken. Private Zusammenkünfte sollen nur noch 
mit dem eigenen und einem weiteren Hausstand und 
maximal fünf Personen – Kinder unter 14 ausgenom-
men – stattfinden. Besondere Regeln gelten für die 
Weihnachtstage. Maximal zehn Personen dürfen 
sich treffen, Kinder unter 14 zählen nicht mit.  

Eine Maßnahme hätte ich mir vor Kurzem noch gar 
nicht vorstellen können: Die Bundesregierung wird 
beauftragt, auf der europäischen Ebene dafür zu sor-
gen, dass der Skitourismus in ganz Europa einge-
stellt wird. Davon ist nicht nur Österreich betroffen. 
Davon sind auch Länder wie Andorra, Spanien oder 
Slowenien betroffen. Man kann in vielen Ländern, 
zum Beispiel auch in Schweden, Ski fahren. Wenn 
das gelingt, wäre es ein wirklich toller Erfolg. 

Bisher geschlossene Betriebe bleiben zunächst wei-
ter geschlossen. Groß- und Einzelhandel bleiben ge-
öffnet, allerdings mit einer für mich etwas kompliziert 
klingenden – das muss ich zu geben – 800-m²-Rege-
lung. Wichtig für diejenigen Betriebe, die weiterhin 
geschlossen bleiben, ist, dass die Novemberhilfe zur 
Dezemberhilfe wird. Die finanzielle Unterstützung 
durch den Bund und die Länder wird fortgesetzt und 
bezieht sich diesmal ausdrücklich – auch das ist nicht 
zuletzt Nordrhein-Westfalen zu verdanken – auch auf 
Schausteller und Marktkaufleute. 

Die Überbrückungshilfe III wird für alle, die nicht von 
Schließungen betroffen sind, aber unter erheblichen 
Einschränkungen des Geschäftsbetriebes zu leiden 
haben, bis Mitte 2021 verlängert werden. Auch dabei 
werden die Kultur- und Veranstaltungsbranche, die 
Solo-Selbstständigen und die Reisebranche aus-
drücklich genannt. Das gibt gerade diesen genann-
ten Branchen ein Stück mehr Planungssicherheit in 
dieser schwierigen Zeit. 

Ebenfalls geregelt ist eine differenzierte Reaktion auf 
ein regional höchst unterschiedlich dynamisches In-
fektionsgeschehen. Länder können schrittweise Öff-
nungen vornehmen, wenn die Sieben-Tages-Inzi-

denz deutlich unter 50 liegt und eine sinkende Ten-
denz aufweist, wenn weiterhin die AHA- plus AL-
Regeln eingehalten werden, wenn die Sicherstellung 
digitaler Kontaktverfolgung durch eine verbindliche 
Reservierung geregelt ist und vorrangig dort, wo 
durchgehendes Maskentragen und Abstandhalten 
gewährleistet sind.  

Darüber hinaus weist diese Regelung Maßnahmen 
aus, die wir bereits gestern nachlesen konnten: bes-
serer Schutz vulnerabler Personengruppen durch 
FFP2-Masken und – sicherlich eine wichtige Rege-
lung – die Anpassung der Quarantänevorschriften an 
die bisher gewonnenen Erkenntnisse. Zehn Tage rei-
chen aus, und nach fünf Tagen besteht die Möglich-
keit, sich aus dieser Quarantäne freizutesten.  

Bund und Länder betonen ausdrücklich besondere 
Verantwortung für die Einhaltung der Bildungsgaran-
tie. Das Offenhalten von Schulen und Kitas hat 
höchste Bedeutung, heißt es da. Dort, wo der Ab-
stand nicht eingehalten wird oder werden kann, gilt 
im Unterricht ab der siebten Klasse für alle Personen 
in der Schule die Pflicht zum Tragen einer Mund-Na-
sen-Bedeckung. Bei einer Inzidenz von 200, also bei 
einer neuen Stufe, gelten ab der Jahrgangsstufe acht 
außer allen Abschlussklassen – und jetzt kommt’s – 
schulspezifisch – nicht stadt-, gemeinde- oder kreis-
spezifisch, sondern schulspezifisch und damit nicht 
so, wie in Solingen geplant – weitergehende Maß-
nahmen, welche die Einhaltung der AHA- plus AL-
Regeln besser gewährleisten. Um den genauen Text 
zu zitieren, können beispielsweise Hybrid- und 
Wechselunterricht durchgeführt werden. 

Ein dritter Punkt ist die Clusterisolation von Gruppen, 
meistens Klassen, für fünf Tage, die nicht für Eltern 
und andere Mitglieder des Haushaltes gilt. 

Nun hat der Ministerpräsident gestern die Gemein-
samkeit im Parlament bei allem, was wir zur Be-
kämpfung der Pandemie unternehmen, angemahnt. 
Und Sie, Herr Kutschaty, haben gerade von einem 
neuen Geist der Kooperation gesprochen. Am Bei-
spiel Schule will ich Ihnen einmal zeigen, wie dieser 
neue Geist der Kooperation bei der SPD aussieht.  

Beginnen wir einmal mit dem Schulgipfel. Auf der In-
ternetseite der SPD wird in einem Bericht über den 
sogenannten Schulgipfel am 17.11. groß angekün-
digt, SPD und Grüne würden im Landtag von NRW 
die Ergebnisse des Schulgipfels in dieser Plenarwo-
che in einem konstruktiven Vorschlag für das Parla-
ment umsetzen. Am 18.11 meldet dpa: SPD und 
Grüne wollen die Ergebnisse des Schulgipfels in der 
kommenden Woche ins Landtagsplenum einbringen.  

Bei einem Blick auf die Tagesordnung habe ich mich 
gefragt, wo denn die Ergebnisse sind.  

(Zuruf von Thomas Kutschaty [SPD]) 

– Vielen Dank, Herr Kutschaty, dass Sie mich darauf 
aufmerksam machen. Dann legen Sie angebliche 
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Ergebnisse dieses Gipfels, die in Wirklichkeit kaum 
etwas anderes sind, als die Wiedergabe dessen, was 
gestern in der Vereinbarung beschlossen worden ist, 
hier als Entschließungsantrag auf den Tisch, ohne 
uns vorher auch nur im Entferntesten die Zeit zu ge-
ben, das anständig zu lesen. Sie glauben, damit sei 
die Welt gerettet. Herr Kutschaty, so funktioniert es 
nicht. Das, was Sie machen, ist in jeglicher Hinsicht 
unseriös. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Es ist in jeglicher Hinsicht unseriös, uns heute Mor-
gen um 10:20, 10:25 und 10:30 Uhr mit einem Ent-
schließungsantrag zu beglücken und zu sagen, das 
sind die Ergebnisse des Schulgipfels. Das wider-
spricht Ihrem eigenen Ansatz, den Sie veröffentlicht 
haben. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Zum Zweiten: Am 23.11. bemängelte die Landes-
schülerinnenvertretung – Zitat –, dass Schulen nicht 
so sichere Orte seien, wie von NRW-Schulministerin 
Yvonne Gebauer gerne behauptet wird. – Das hat 
Sie wohl veranlasst, eine Statistik ins Internet zu stel-
len, die auch heute noch im Internet steht. Darin ver-
gleichen Sie absolute stichtagsbezogene Zahlen der 
infizierten Lehrerinnen und Lehrer mit einem Durch-
schnitts-Sieben-Tage-Inzidenzwert der Gesamtbe-
völkerung.  

Da will ich Ihnen ein paar Reaktionen – inzwischen 
sind es 108 –, die auf Ihrem Tweet gekommen sind, 
vorlesen. Philologenverband Schleswig-Holstein: 
Wenn die Daten stimmen würden, hätten alle Lehrer-
verbände ein riesiges Interesse an den genauen 
Zahlen, denn sie wären ein Indiz für kaum hinnehm-
bare Mängel im Gesundheitsschutz, aber nicht nur 
die Skalierung Ihrer Grafik lassen Zweifel aufkom-
men.  

Ein Infektiologe aus Stuttgart: Liebe SPD-NRW-
Fraktion, das ist dann doch mit Abstand die unseriö-
seste Grafik, die mir während der Pandemie unterge-
kommen ist.  

Ein anderer User: Eine faire Darstellung der Dia-
gramme wäre schon gut gewesen. Dies wäre ein 
klassisches Beispiel für Mathematik 6. Klasse: Wie 
kann man mit einem Diagramm einen falschen Ein-
druck erzeugen? 

Oder: Der irreführende Tweet mit den falschen Daten 
ist ja immer noch nicht gelöscht. – Sorry, das ist 
Trump-Style.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, das sind die Reaktionen. 
In Anknüpfung an das, was Sie in Ihrer Rede gesagt 
haben, möchte ich erwidern: Wer so etwas verbreitet, 
dem kann man nicht mehr trauen, Herr Kutschaty.  

(Thomas Kutschaty [SPD]: Dann nennen Sie 
doch andere Zahlen!)  

– Das haben wir schon lange gemacht.  

(Thomas Kutschaty [SPD]: Wenn Sie andere 
haben, dann nennen Sie Ihre Zahlen doch, 
dann können wir hier über Ihre Zahlen strei-
ten!) 

Es geht darum, dass Sie Fake News verbreiten, dass 
Sie Unsicherheit in Schulen schüren wollen, weil 
Ihnen das in den Kram passt,  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

und dass Sie persönlich als Verantwortlicher nicht die 
Größe haben, diesen Rechenfehler zu korrigieren. 
Sie sagen: Ach, das ist ja gar nicht so schlimm. – 
Doch, es ist schlimm.  

Wenn Menschen anfangen, jetzt auch noch die SPD-
Fraktion, mit Fake News Stimmung in der Bevölke-
rung zu schüren, … 

(Thomas Kutschaty [SPD]: Dann sagen Sie 
andere Zahlen! Wollen Sie immer noch be-
streiten, dass es Infektionen in Schulen gibt?) 

– Herr Kutschaty, schauen Sie sich einfach mal den 
ganzen Vorgang an. Solange dieser Tweet von Ihnen 
im Internet nicht korrigiert wird, gibt es keine Ge-
sprächsbasis mehr zwischen uns, weil Ihnen nicht 
mehr vertraut werden kann. Das ist doch der Fakt. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Thomas 
Kutschaty [SPD]: Das ist aber ganz bequem, 
wie Sie sich das machen!) 

Ich will Ihnen gerne die Wahrheit, weil Sie es wissen 
wollen, dezidiert vortragen. Am 28.10.2020, dem Tag 
der Beschlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz, 
gab es in Nordrhein-Westfalen 33.200 aktuell infi-
zierte Personen. Dieser Wert ist nur in den täglichen 
Berichten des MAGS, die uns alle erreichen, ausge-
wiesen. Diese Angabe wird mit einem Sternchen ver-
sehen, was darauf hinweist, dass es sich nur um eine 
errechnete Tageszahl handelt. Wenn Sie so wollen: 
Es ist die Anzahl der Gesamtinfizierten abzüglich der 
Anzahl der Genesenen abzüglich der Anzahl der To-
ten in etwa, aber es wird etwas anders errechnet. Der 
Wert war 33.200.  

Der Tageswert am Mittwoch dieser Woche, um 13:30 
Uhr vom Ministerium gemeldet, betrug 1.808 infi-
zierte Schülerinnen und Schüler, 367 infizierte Leh-
rerinnen und Lehrer. Der Inzidenzwert beträgt umge-
rechnet, um jetzt zu einem vergleichbaren Wert zu 
kommen, je 100.000 bezogen auf die Gesamtbevöl-
kerung, Lehrerinnen und Lehrer, Schülerinnen und 
Schüler 185 je 100.000 Einwohner, bei den Schüle-
rinnen und Schülern ist er 73 je 100.000 Schülerin-
nen und Schüler und bei den Lehrerinnen und Leh-
rern 178. Das heißt, wir liegen unter dem Durchschnitts-
wert der Infiziertenzahlen, bei den Schülerinnen und 
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Schülern deutlich, bei Lehrerinnen und Lehrer merklich 
in der Gesamtbevölkerung am 28.10.2020. 

(Thomas Kutschaty [SPD]: 178 ist doch mehr 
als der Durchschnittswert!) 

178 ist mehr als 185? – Ich weiß nicht, wo Sie zur 
Schule gegangen sind. Bei mir war es jedenfalls nicht 
der Fall.  

(Thomas Kutschaty [SPD]: Wir haben gerade 
gehört, der Inzidenzwert liegt bei 150! Das hat 
der MP eben gesagt!) 

Herr Kutschaty, Sie wollen es einfach nicht … 

Ich trage Ihnen trotzdem, damit es auch im Protokoll 
steht, vor: Am 23.11. gab es in Nordrhein-Westfalen 
71.700 akut infizierte Fälle, der gemeldete Tageswert 
bei Schülerinnen und Schülern an dem Mittwoch be-
trug um 13:30 Uhr 5.203, bei Lehrerinnen und Leh-
rern 721. Gesamt pro 100.000 aktuell Infizierte sind 
es 399, bei Lehrerinnen und Lehrern 350. Da können 
Sie nicht einfach eine Statistik, die Sie mal selbst ge-
fälscht haben, ins Internet stellen und behaupten, 
das sei die Realität.  

Die Zahlen, die ich hier vorgetragen habe, sind die 
Realität. Bitte korrigieren Sie Ihre Zahlen, sonst ma-
chen Sie sich komplett unglaubwürdig.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dritter Punkt, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ist der Umgang der SPD mit dem Thema 
„Schule“ unter dem Stichwort „Der neue Geist der 
Kooperation hier in Nordrhein-Westfalen“, wie Sie es 
gerade genannt haben. 

Der bildungspolitische Sprecher der SPD, Jochen 
Ott, verkündet am 11.11. hier an diesem Redepult – 
Zitat –:  

„dass die Weihnachtsferien in Nordrhein-Westfa-
len um zwei Tage verlängert werden. Das ist doch 
kein Konzept von Bildungspolitik, das ist Chaos 
pur, was hier stattfindet.“ 

Meine Damen und Herren, jetzt ist dieses Ott’sche 
„Chaos pur“ gemeinsamer Beschluss aller Bundes-
länder mit Zustimmung aller SPD-geführten Länder 
und wird als probates Mittel zur Verhinderung von In-
fektionen in der Weihnachtszeit angesehen.  

Meine Damen und Herren, diese Schulministerin und 
dieser Ministerpräsident haben dieses vorgetragen. 
Sie haben es lächerlich gemacht. Heute haben Sie 
es noch nicht einmal erwähnt, weil es Ihnen nicht in 
den Kram passt. Deshalb mache ich das und sage: 
Herzlichen Dank, dass dieser Vorschlag aus Nord-
rhein-Westfalen zwischenzeitlich in der gesamten 
Bundesrepublik umgesetzt wird. Danke an Yvonne 
Gebauer und an Armin Laschet!  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das alles, meine Damen und Herren, zeigt mir, dass 
Sie im Moment nicht gewillt sind, seriöse Politik zu 
machen und zur Bekämpfung der Pandemie in Nord-
rhein-Westfalen einen Beitrag zu leisten.  

Auch das – so möchte ich abschließend sagen – 
spiegelt sich in einer Umfrage, die das Umfrageinsti-
tut Civey am 18.11. gemacht hat, wider. Da wurde 
gefragt: Welcher Partei trauen Sie am ehesten zu, 
die wichtigsten Probleme in Deutschland zu lösen? – 
Für SPD und Grüne gab es Werte unter 20 %, für die 
CDU bundesweit 44 %, in Nordrhein-Westfalen 
46 %. Das zeigt, wir sind auf dem richtigen Weg. – 
Herzlichen Dank fürs Zuhören.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, lie-
ber Herr Kollege Löttgen. – Als nächste Rednerin hat 
nun für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau Ab-
geordnete Kollegin Paul das Wort.  

Josefine Paul*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Unsere Gesellschaft 
muss eine Herausforderung bewältigen, die die 
meisten von uns in dieser Dimension noch nicht er-
lebt haben. Auch die gestern durch die Ministerpräsi-
dentinnen und Ministerpräsidenten mit der Kanzlerin 
vereinbarten Maßnahmen greifen tief in Grundrechte 
und in unser tägliches Leben ein. Natürlich tragen wir 
diese Maßnahmen mit, denn sie sind angesichts der 
aktuellen Situation notwendig.  

Diese Pandemie ist auch nichts Abstraktes: Men-
schen leiden, Menschen ringen um ihr Leben, und 
viele sind auch leider verstorben.  

Maßnahmen und Strategien zur Bewältigung dieser 
Krise auch in diesem Parlament zu diskutieren, und 
zwar vor und nach der MPK, sollte in einer parlamen-
tarischen Demokratie eigentlich eine Selbstverständ-
lichkeit und keine Zumutung sein, wie Herr Löttgen 
das gerade schon wieder darzustellen versucht hat.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Bodo Löttgen [CDU]: Habe ich doch gar nicht 
gesagt! Wo habe ich das gesagt? Bleiben Sie 
einfach bei der Wahrheit!) 

Dabei geht es um die notwendige parlamentarische 
Beteiligung, vor allem geht es aber auch um Trans-
parenz.  

Wir verlangen den Menschen nun schon seit Mona-
ten viel ab. Seit Monaten zeigen sich die Menschen 
im hohen Maße solidarisch, und seit Monaten be-
weist unsere Gesellschaft ein hohes Maß an Zusam-
menhalt. Dafür können aus meiner Sicht die Men-
schen aber auch verlangen, dass es transparente 
und klare Kommunikation und einen politischen Ab-
wägungsprozess gibt.  
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Diese notwendigen Abwägungsprozesse müssen 
auch in den Parlamenten erfolgen.  

Ganz ehrlich, dass sich CDU und FDP gestern in die-
sem Haus diesem Plenum entzogen haben, kommt 
aus meiner Sicht wirklich einem Trauerspiel gleich.  

(Beifall von den GRÜNEN, Thomas Kutschaty 
[SPD] und Regina Kopp-Herr [SPD]) 

Das war ein unwürdiges Verhalten der Regierungs-
fraktionen, die der Tragweite des gestern gefassten 
MPK-Beschlusses und der davor geschalteten Dis-
kussionen und auch der aktuellen Lange schlicht und 
ergreifend nicht gerecht wird. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN)  

Aber wo sind denn beispielsweise die konkreten Vor-
schläge der FDP, die sich immer wieder gegen pau-
schale Maßnahmen ausspricht? Wenn dem so ist, 
dann, Herr Rasche und Herr Stamp, muss es aller-
dings auch differenzierte Konzepte geben, die Sie 
bislang allerdings schuldig geblieben sind. Es reicht 
doch nicht aus, einfach nur markig beispielsweise 
eine Bildungs- und Betreuungsgarantie auszurufen. 
Ja, Herr Minister Stamp, das Ziel ist richtig. Das Ziel 
ist absolut richtig. Aber „Augen zu und durch“ ist ab-
solut der falsche Weg dorthin. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Was wir brauchen, ist eine langfristige Strategie. Die 
Menschen verlieren doch langsam die Übersicht. 
Was aber nicht passieren darf, ist, dass sie das Ver-
trauen in politisches Handeln verlieren. Wir müssen 
endlich herauskommen aus diesem Schwebezu-
stand, der sich wie Mehltau über das Land legt.  

Leider konnten sich die Regierungschefs dazu ges-
tern auch nicht durchringen. Bislang erleben wir, 
dass Maßnahmen nur von MPK zu MPK festgelegt 
oder verlängert werden. Das aber ist keine Strategie, 
mit der wir durch die nächsten Wochen und Monate 
bzw. durch den Winter kommen. Was wir brauchen, 
ist ein klarer Stufenplan, der es für die Menschen 
nachvollziehbar macht, ab welchem Inzidenzwert 
was möglich ist, ab welchem Wert Maßnahmen aber 
auch verschärft werden müssen, und vor allem, um 
was für Maßnahmen es denn dabei geht. Die be-
schlossene Hotspot-Strategie von gestern bleibt viel 
zu unverbindlich, um wirkliche Planbarkeit zu ermög-
lichen und um die Nachvollziehbarkeit für die Men-
schen zu verbessern.  

Die Stufe von 50 Neuinfektionen bis zu 200 Neuin-
fektionen pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern, ab der strengere Maßnahmen ergriffen werden 
müssen, ist zwar – ja, Herr Löttgen – neu. Aber diese 
Stufe ist zu groß.  

(Beifall von den GRÜNEN und Eva-Maria 
Voigt-Küppers [SPD]) 

Sie bleibt auch zu vage. Sie bleibt doch auch zu vage 
mit Blick auf den mit Verweis, dass ab einem Inzi-
denzwert von 200 die bis dahin schon ergriffenen 
umfassenden allgemeinen Maßnahmen nochmals 
erweitert werden müssen. Ja, was heißt denn das 
konkret? Ich will noch einmal konkreter nachfragen: 
Was heißt das konkret für die aktuell acht Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen, die einen Inzidenzwert 
von über 200 haben? Ich hätte das gerne den Minis-
terpräsidenten gefragt. Aber es muss eine Beantwor-
tung durch das Kabinett geben. Auch der Gesund-
heitsminister muss eine Antwort darauf geben kön-
nen, was denn nun konkret passiert. Darauf haben 
wir bislang keine Antwort erhalten. Die Hotspot-Stra-
tegie bleibt auch an dieser Stelle viel zu vage. 

(Beifall von den GRÜNEN und Eva-Maria 
Voigt-Küppers [SPD]) 

Warum brauchen wir eine weitere Stufe? Warum ist 
die Stufe von 200 viel zu hoch gegriffen? In Nord-
rhein-Westfalen liegen alle Kommunen über einer In-
zidenz von 50. Der ganz überwiegende Teil liegt zwi-
schen 100 und 200. Natürlich muss das Ziel sind, 
dass wir wieder unter 50 und bestenfalls unter 35 
kommen. Aber aktuell brauchen wir klare Regelun-
gen für den Bereich ab einem Inzidenzwert von 100. 
Ein am Inzidenzwert ausgerichteter Stufenplan muss 
zukünftig auch differenziertere Lösungen möglich 
machen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Ehrlichkeit, Trans-
parenz und Perspektiven, das sollte die Politik derzeit 
kennzeichnen. All das hat die Kommunikation der 
Landesregierung bislang aber leider vermissen las-
sen. Zur Ehrlichkeit und Transparenz hätte gehört, 
wenn der Ministerpräsident im Zusammenhang mit 
den Maßnahmen im November gesagt hätte, Locke-
rungen gehen mit dem Sinken der Infektionszahlen 
einher, wenn da klar gesagt worden wäre, bei sinken-
den Infektionszahlen können wir Maßnahmen auch 
wieder lockern. Es wäre transparent und ehrlich ge-
wesen, den Leuten das von Beginn an genau so zu 
sagen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Auch die fahrlässige Chaoskommunikation der FDP, 
sie hätte sowieso alles anders entschieden, obwohl 
sie hier am Kabinettstisch sitzt und dementspre-
chend der Coronaschutzverordnung zugestimmt hat, 
trägt nicht dazu bei, dass die nötige Transparenz und 
die nötige Verlässlichkeit in politische Kommunika-
tion und politisches Handeln geschaffen wird. 

Sie haben mit Ihrer Politik des Auf-Sicht-Fahrens 
wichtige Zeit ungenutzt verstreichen lassen, um vo-
rausschauende Konzepte zu entwickeln. So gibt es 
weiter keinen wirklichen Plan B, was die Bildungs- 
und Betreuungsgarantie angeht. Über dieses Wort 
streiten wir ja die ganze Zeit. Aber es geht nicht um 
das Wort, sondern es braucht endlich einen Plan, um 
diese tatsächlich einlösen zu können. 



Landtag   26.11.2020 

Nordrhein-Westfalen 22 Plenarprotokoll 17/109 

 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Frau Ministerin Gebauer, ich will Ihnen ganz deutlich 
sagen: Ihre Strategie des sturen Beharrens auf Prä-
senzunterricht ohne Alternative hat gestern durch 
den Beschluss der MPK eine klare Absage erhalten. 

(Christof Rasche [FDP]: Weltfremd! – Weiterer 
Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

– Regen Sie sich nicht auf.  

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

– Hören Sie doch einfach zu und lesen Sie den Be-
schluss! Dann können wir hier miteinander vernünftig 
weiterreden. 

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

– Herr Höne, hören Sie doch einfach zu, dann erkläre 
ich es Ihnen! 

(Christof Rasche [FDP]: Man kann Lügen nicht 
erklären!) 

Was die schulspezifische Regelung für Schulen in 
Kommunen mit Inzidenzen von über 200 angeht, 
Herr Höne und Frau Schulministerin, so kann man 
sich doch nicht einen schlanken Fuß machen und 
sich aus der Verantwortung stehlen. Es braucht doch 
trotzdem einen klaren Handlungsrahmen.  

(Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und 
Bildung: Den haben Sie doch abgelehnt!) 

Den hat diese Landesregierung bislang nicht vorge-
legt. Diesen Handlungsrahmen müssen Sie endlich 
vorlegen, damit die Schulen und die Träger nicht im 
Stich gelassen werden. Das brauchen sie. 

Ich möchte auch noch einmal eines sagen, weil das 
in dieser Debatte auch schon wieder durchgekom-
men ist. Auch wenn die Landesregierung, aber vor 
allem auch die sie tragenden Fraktionen nicht müde 
werden, die Vorschläge der Opposition bewusst 
misszuverstehen und falsch wiederzugeben, so 
bleibt es trotzdem das erklärte Ziel aller hier, die 
Schulen so lange wie möglich offenzuhalten. Und: In-
fektionsschutz und Bildungsgerechtigkeit dürfen 
nicht gegeneinander ausgespielt werden. Das will ich 
hier noch einmal in aller Deutlichkeit sagen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Hören Sie auf, diesen Anschein immer wieder zu er-
wecken. Damit untergraben Sie das Vertrauen der 
Menschen in diesem Land. 

(Beifall von Wibke Brems [GRÜNE]) 

Sehr geehrte Damen und Herren, diese Krise trifft 
alle. Sie trifft uns alle, aber sie nicht trifft nicht alle 
gleich. Gerade die Gastronomie, die Solo-Selbst-
ständigen, Kunst und Kultur, die Tourismusbranche 
sind von der aktuellen Situation und von den aktu-

ellen Einschränkungen besonders betroffen. Es ist 
daher gut und richtig, dass die Novemberhilfen jetzt 
auch auf den Dezember ausgedehnt werden. Noch 
wichtiger wäre allerdings, dass das Geld tatsächlich 
zeitnah ankommt; denn noch ist von den November-
hilfen nicht ein Cent ausgezahlt worden. 

Auch die Studierenden dürfen nicht weiter im Regen 
stehen gelassen werden. Im Beschluss der Minister-
präsident*innenkonferenz findet sich zum Thema 
„Hochschulen“ nur der Verweis auf die grundsätzli-
che Umstellung auf digitale Lehre. So weit ist das na-
türlich absolut richtig. Leider aber nimmt der Be-
schluss keinen Bezug auf die oftmals prekäre Lage 
vieler Studierenden. 

Es geht doch auch darum, dass Studierende ihren 
Lebensunterhalt in der aktuellen Situation gesichert 
bekommen müssen; denn viele Nebenjobmöglich-
keiten sind ihnen in der aktuellen Situation wegge-
brochen. Es geht aber auch darum, dass wir die 
schwierige Studiensituation in den Blick nehmen und 
die jungen Menschen unterstützen; denn ich finde, 
wir müssen auch einmal daran denken, dass gerade 
junge Menschen, was ihre Zukunftschancen angeht, 
jetzt unsere volle Solidarität brauchen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Beschluss der Ministerpräsidentinnen und Minis-
terpräsidenten und der Kanzlerin ist nicht zuletzt von 
dem Wunsch getragen, den Menschen, ein Weih-
nachtsfest, wenn auch ein eingeschränktes, mit ihren 
Lieben zu ermöglichen. Ich glaube, das wollen wir 
alle; das ist keine Frage. Doch um dies auch wirklich 
allen Menschen, die es wollen, zu ermöglichen, 
braucht es eine Weihnachtsstrategie für vulnerable 
Gruppen. Wir müssen insbesondere ältere Men-
schen besonders schützen. Da reicht nicht der Ver-
weis darauf, dass man sich selbst, wenn man es 
denn wirklich kann, in Quarantäne begibt. Vielmehr 
brauchen wir eine Strategie dafür. 

Vor allem – das ist mir besonders wichtig – muss si-
chergestellt sein, dass in den Einrichtungen wirklich 
getestet wird, dass die nun zugesagten weiteren 
Tests auch wirklich dort ankommen; denn ich möchte 
nicht, dass gerade zu Weihnachten Menschen in Ein-
richtungen alleine bleiben müssen, dass sie keinen 
Besuch bekommen können. Ich finde, die Isolation 
von Menschen gerade in dieser besonderen Zeit des 
Jahres wäre absolut inakzeptabel, und das wäre ein 
Armutszeugnis für unsere Gesellschaft. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Ministerpräsident hat vorhin darauf hingewiesen, 
dass es eine gewisse Wahrscheinlichkeit steigender 
Zahlen nach Weihnachten gibt, weil die Menschen 
eben mehr reisen, weil es ermöglicht wird, dass sich 
wieder mehr Menschen treffen usw. Deshalb kommt 
mir persönlich, ehrlich gesagt, der Zeitraum für die 
Ausnahmeregelungen bis zum 1. Januar sehr lang 
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vor. Ich appelliere sehr an die Vernunft der Men-
schen – ich hoffe, dass wir das alle solidarisch mitei-
nander tragen –, in diesem langen Zeitraum nicht je-
den Tag zehn unterschiedliche Menschen zu treffen. 
Ich hoffe, dass wir alle vernünftig miteinander umge-
hen. Aber an sich finde ich diese Zeitspanne sehr 
lang. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben Minis-
terpräsident Laschet um die Unterrichtung des Ple-
nums vor der Ministerpräsidentenkonferenz gebeten, 
weil wir es für eine politische Notwendigkeit halten, 
dass dieses Haus umfassend diskutiert und eben 
nicht erst nachher nur informiert wird. Laut dem 
Schreiben des Ministerpräsidenten ist der Minister-
präsident dieser Bitte auch sehr gerne nachgekom-
men. Das klang gestern bei den Fraktionsvorsitzen-
den der regierungstragenden Fraktionen eher an-
ders. Das klang ein bisschen so, als würden sie eine 
Beteiligung des Parlaments zuweilen für eine Zumu-
tung halten. Diese Aussage halte ich für eine Zumu-
tung. 

(Beifall von den GRÜNEN und Thomas 
Kutschaty [SPD])  

Auch gestern haben Sie die Chance nicht genutzt – 
und auch heute bislang noch nicht –, mal etwas zu 
eigenen Konzepten zu sagen. Stattdessen arbeiten 
Sie sich in einem fort daran ab, dass die Opposition 
den berechtigten Anspruch nach Transparenz und 
Parlamentsbeteiligung formuliert.  

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Nach zehn Monaten 
Pandemie ist es nicht mehr hinnehmbar, dass alle 
wichtigen Entscheidungen in einer Videoschalte mit 
17 Regierungschefs getroffen werden. Das ist doch 
nicht der Anspruch einer parlamentarischen Demo-
kratie. Das muss im Parlament diskutiert und beraten 
werden.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Kanzlerin hat heute Morgen im Bundestag eine 
Regierungserklärung abgegeben.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Ach?) 

Auf eine Regierungserklärung, also eine Erklärung 
zu einem abgestimmten Vorgehen der ganzen Lan-
desregierung, warten wir im Landtag weiter vergeb-
lich.  

(Beifall von den GRÜNEN, Heike Gebhard 
[SPD] und Inge Blask [SPD]) 

Meine These ist, dass das daran liegen könnte, dass 
die Koalition keine gemeinsame Linie hat. Die Lan-
desregierung sieht sich also nicht nur mit der Bewäl-
tigung der Krise konfrontiert, es scheint auch so zu 
sein, dass sie offenbar versuchen muss, sich durch 
eine Koalitionskrise zu lavieren.  

(Zurufe von Henning Höne [FDP] und Matthias 
Kerkhoff [CDU]) 

– Sie können das ja gleich aufklären. Ich hatte bis-
lang den Eindruck, als hätte die FDP deutlich andere 
Tendenzen und würde gerne ein bisschen Opposi-
tion in der Regierung sein. Aber mit beschränkter 
Haftung kann man ein Land nicht regieren. Da müs-
sen Sie sich schon einig werden.  

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Josef 
Hovenjürgen [CDU]) 

Unsere Hoffnungen richten sich auf einen Impfstoff, 
der uns hilft, zu einem gesellschaftlichen Leben ohne 
diese großen Einschränkungen zu kommen. Doch 
auch hier gilt es vor allem, die richtigen Vorbereitun-
gen zu treffen.  

Der Ministerpräsident hat es soeben schon ange-
sprochen: Eine Impfstrategie für Nordrhein-Westfa-
len ist die nächste große Herausforderung, vor der 
wir stehen. Herr Ministerpräsident, wir bieten Ihnen 
auch weiterhin unsere Unterstützung und unsere Ko-
operation an. Allerdings bedeutet das aus unserer 
Sicht natürlich auch – wir halten das, ehrlich gesagt, 
für eine Selbstverständlichkeit –, dass wir als Oppo-
sition und als Parlament in das weitere Krisenma-
nagement in diesem Land einbezogen werden.  

Wir muten den Menschen in diesem Land viel zu. Wir 
muten Ihnen schon seit sehr langer Zeit viel zu. Es 
ist keine Zumutung, wenn das Parlament in einer 
derartigen Krisensituation insgesamt Verantwortung 
übernimmt und wieder zentraler Ort der Debatten zur 
Bewältigung dieser Krise wird. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und Inge Blask 
[SPD]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Paul. – Als nächster Redner hat nun für 
die Fraktion der FDP Herr Abgeordneter Kollege Ra-
sche das Wort, bitte sehr.  

Christof Rasche (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Es wurde viel von Versöh-
nung und von einem Miteinander in Nordrhein-West-
falen in einer Krise – oder auch überhaupt – gespro-
chen. Ich versuche mal, diese Botschaft zu Beginn 
meiner Rede und auch zum Schluss meiner Rede 
aufzunehmen. Es wird mir aber zwischendurch nicht 
immer gelingen.  

In den vergangenen 60 Minuten ist Josef Hovenjür-
gen Opa geworden. Und das sollte uns alle freuen. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Lieber Josef, Glückwunsch! Wir nehmen deine Ein-
ladung gerne an.  

(Heiterkeit von der FDP und der CDU – Hen-
drik Wüst, Minister für Verkehr: Warum wirst 
du denn jetzt rot, Josef?) 
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Liebe Kollegin Josefine Paul, Sie haben gerade Bodo 
Löttgen und mir als Fraktionsvorsitzenden persönlich 
vorgeworfen, wir hätten die gestrige Unterrichtung 
und die damit verbundene Debatte als eine Zumu-
tung empfunden und das auch noch so dargestellt. 

(Zuruf von Josefine Paul [GRÜNE]) 

Ich habe das in keiner Sekunde – weder mit meiner 
Körpersprache noch mit meinen Äußerungen, weder 
schriftlich noch mündlich, nicht einmal im Ansatz – 
getan. 

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Doch!) 

Was ich nach wie vor für eine Zumutung halte, ist Ihr 
Schauspiel, dass Sie am Dienstag in Gesprächsrun-
den sagen, eine Unterrichtung am Donnerstag sei 
völlig in Ordnung, und am Mittwoch eine Tagesord-
nung beschließen, jedoch bereits die Strategie im 
Hinterkopf haben, 20 Stunden später eine weitere 
Unterrichtung zu fordern. Dienstag unehrlich, Mitt-
woch unehrlich, Donnerstag ein Schauspiel – das 
halte ich für eine Zumutung, und dabei bleibe ich.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Josefine Paul [GRÜNE]) 

Ich meine, dass das keine Zumutung war; denn we-
der Bündnis 90/Die Grünen noch die SPD sind ges-
tern aus der Debatte auch nur annähernd als Sieger 
herausgegangen – das Gegenteil war der Fall.  

(André Stinka [SPD]: Dass Sie das feststellen! – 
Zuruf von Heike Gebhard [SPD]) 

In Wahrheit ärgern Sie sich wahrscheinlich sogar 
über Ihre Forderung nach einer zweiten Unterrich-
tung.  

(Beifall von der FDP – Zurufe von Verena 
Schäffer [GRÜNE] und Josefine Paul 
[GRÜNE]) 

Wir haben gestern eine schwierige Lage erlebt – mit 
bemerkenswerten Ansätzen der Bundesregierung. 
Die „Süddeutsche Zeitung“ hat das heute treffend zu-
sammengefasst. Sie hat die Ziele der Bundesregie-
rung beschrieben mit den Worten: „Verbieten, was 
man kann; erlauben, was man muss. Wäre anders-
herum nicht besser?“ 

Ich und die FDP-Landtagsfraktion sind in weiten Tei-
len sehr zufrieden mit dem Ergebnis, das wir gestern 
am Ende erhalten haben. In vielen Bereichen haben 
sich die Bundesländer gegen die Bundesregierung 
durchgesetzt. Und das lag garantiert nicht an Markus 
Söder aus Bayern. Ganz im Gegenteil: Das lag an 
Nordrhein-Westfalen, an der nordrhein-westfäli-
schen Regierung. Und dieser Erfolg ist insbesondere 
Armin Laschet zuzuschreiben. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die nordrhein-westfälische Koalition und auch die 
Landesregierung gehen einen klaren Weg, den wir 

gestern im Plenum aufgezeigt haben. SPD und 
Grüne verfolgen seit Wochen andere Ziele. Das ha-
ben sie gestern auch noch einmal deutlich gemacht. 
Man hat manchmal den Eindruck, die Strategie ist 
Opposition aus Prinzip. Anschließend wurde all das 
beschlossen, was wir gestern schon vorgetragen ha-
ben.  

Übrigens regieren die Grünen und die SPD in jeweils 
elf Bundesländern. All diese Bundesländer sind den 
Vorschlägen aus Nordrhein-Westfalen gefolgt und 
nicht Ihren Thesen und Ihren Ideen. Man hat denen 
sogar die Zustimmung verweigert. Ich werde jetzt im 
Einzelnen darauf eingehen. 

Erstens war klar, dass wir für befristete Maßnahmen 
sind. Die aufgrund der prekären Lage – weil wir die 
Ziele bisher noch nicht erreicht haben – getroffenen 
Maßnahmen sind erneut befristet. Wir uns alle einig: 
Das ist sinnvoll und dazu gibt es auch keine Alterna-
tive.  

Zweitens. Dass Kontaktbeschränkungen vernünftig 
und auch alternativlos sind, ist auch klar. In Nord-
rhein-Westfalen werden wir das im privaten Bereich 
so regeln wie bisher. Wir sind davon überzeugt, dass 
die Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfalen 
mit dieser Regelung weiterhin klug und verantwort-
lich umgehen werden. 

Drittens. Grundsätzlich haben sich die 16 Bundeslän-
der und auch der Bund für Präsenzunterricht ausge-
sprochen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

In besonderen Situationen ist das mit Ausnahmen 
verbunden, aber dann schulscharf – ich komme 
gleich noch einmal darauf zurück – in besonderen 
Hotspots. Auch beim Vorziehen der Schulferien um 
zwei Tage ist kein einziges Bundesland – egal, ob 
von Grünen oder SPD regiert – dem Vorschlag von 
SPD und Grünen aus Nordrhein-Westfalen gefolgt. 
Vielmehr sind alle dem Vorschlag von Yvonne Ge-
bauer und Armin Laschet gefolgt. Auch da gibt es 
eine klare Haltung aller Bundesländer und der Bun-
desregierung. Das hat etwas mit Argumentation und 
Vernunft sowie mit der Arbeit der NRW-Koalition und 
dieser Regierung zu tun.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die Hilfen erfolgen auch im Dezember. Das ist eine 
Selbstverständlichkeit. Bei dieser Argumentation hat 
Josefine Paul total recht: Dass bis heute bei der No-
vemberhilfe noch nichts geschehen ist, ist im 
wahrsten Sinne des Wortes totaler Mist. Wir wissen, 
woran das teilweise liegt. Die Leute sind in Nöten und 
warten auf das Geld. Da gilt Alarmstufe Rot. Das be-
trifft die Veranstaltungsbranche, die Schausteller und 
viele andere Bereiche. Das muss – verdammt noch 
mal! – im Dezember endlich besser werden.  
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Ich erinnere mich noch gut an die Debatte vor vier 
Wochen, als Kollege Thomas Kutschaty gesagt hat – 
Zitat –: Es darf niemand durch das Raster fallen. – 
Ich habe das anschließend noch einmal bestätigt und 
habe beispielhaft angeführt, dass viele Kellnerinnen 
und Kellner nicht nachweisen können, welches Trink-
geld sie im November und Dezember des vergange-
nen Jahres bekommen haben. Bei vielen macht aber 
diese Einnahmequelle der Trinkgelder 50 % des Loh-
nes, der hinterher übrig bleibt, aus.  

Ich messe Sie an Ihren Worten, Herr Kutschaty, und 
messe Sie an Ihrem Kontakt zu Ihrem Bundesfinanz-
minister Olaf Scholz in Berlin, dass Sie wirklich nie-
manden durchs Raster fallen lassen, insbesondere 
nicht die fleißigen Kellnerinnen und Kellner bei uns in 
den Lokalen in Nordrhein-Westfalen. Also – das ge-
hört zur Wahrheit dazu –: Wenn man so etwas in den 
Raum stellt, dann muss man das Versprechen hin-
terher auch halten.  

Fünftens: Handel. Die Idee der Bundesregierung, 
eine neue Regel zu erfinden, obwohl die bisherige 
sehr gut funktioniert – eine Person je 25 m² im Han-
del –, haben die Verhandler maßgeblich entschärft. 
Es gibt nun eine merkwürdige Regel ab 800 m², aber 
die ist viel, viel besser als der Vorschlag der Bundes-
regierung, hier eine richtige Handelsbremse einzu-
führen und damit den Onlinehandel noch einmal zu 
stärken.  

Der sechste Punkt ist eine kleine Randbemerkung, 
aber auch da haben wir eine klare Position, auch 
wenn es nicht mein persönliches Anliegen ist. Es gibt 
kein pauschales Feuerwerksverbot. Die Menschen – 
vielleicht kommen da zwei Familien zusammen, ge-
rade im ländlichen Raum – können zum Jahresende 
auch eine Rakete starten lassen, ohne auch nur eine 
einzige Hygienevorschrift nicht zu befolgen. Das ist 
möglich. Wir vertrauen den Menschen in Nordrhein-
Westfalen, weil sie mit Eigenverantwortung sehr gut 
umgehen können.  

(Beifall von der FDP und Kirstin Korte [CDU]) 

Bei allen sechs Punkten hat sich also die Linie aus 
Nordrhein-Westfalen durchgesetzt, gegen Gegner 
auf verschiedenen Seiten. Wir haben aber immer mit 
Verbündeten gesprochen und am Ende eine Mehr-
heit erzielt.  

Die Überprüfung der Inzidenzwerte ist ein Thema, 
das uns in diesen Debatten schon lange verfolgt. Das 
ist auch wichtig. Der Inzidenzwert von 50 resultiert 
aus der Leistungsfähigkeit der Gesundheitsämter. 
Wir alle waren uns einig, wir würden die Leistungsfä-
higkeit der Gesundheitsämter gerne stärken – durch 
mehr Personal, durch Digitalisierung, durch moderne 
Technologie und auch durch viele andere innovative 
Ideen. Das ist bisher noch nicht gelungen.  

Aber unser Ziel, diese Leistungsfähigkeit in den 
nächsten Wochen zu erreichen, bleibt doch weiterhin 

bestehen, damit wir dann logischerweise bei Restau-
rants, Sport und Kultur wieder zu Öffnungen kommen 
können – und das sinnvollerweise mit dem nötigen 
Schutz.  

Einen Punkt möchte ich bei der Regelung, die ges-
tern beschlossen worden ist, besonders erwähnen, 
und zwar den neuen Schwellenwert von 200. Bisher 
haben sich die schärfsten Regeln grundsätzlich und 
immer am Inzidenzwert 50 orientiert.  

Jetzt orientieren sich die schärfsten Regeln nicht 
mehr an 50, sondern an 200. Das ist der Anfang einer 
kleinen Kehrtwende, einer Entwicklung, was den In-
zidenzwert betrifft, und das ist gut so. Wenn es uns 
wirklich gelingt, die Gesundheitsämter maßgeblich 
zu stärken, dann werden wir in dieser Richtung wei-
terhin vorankommen.  

Die Opposition hat gerade wieder versucht, die Zu-
sammenarbeit dieser Koalition zu kritisieren. – Man 
kann alles kritisieren. Vermutlich hätten Sie gestern 
auch Borussia Mönchengladbach kritisiert, weil sie 
nur vier Tore geschossen haben, und wahrscheinlich 
hätten Sie vorgestern den BVB kritisiert, weil die nur 
drei Tore geschossen haben. Man kann immer etwas 
kritisieren, man kann immer ein Haar in der Suppe 
finden. Aber das, was Sie hier kritisieren, ist völliger 
Quatsch.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Diese Koalition arbeitet extrem fair und verlässlich 
miteinander. Wir gehen ehrlich miteinander um. Und 
zur Ehrlichkeit gehören doch auch mal verschiedene 
Meinungen. Dafür braucht man übrigens gar keine 
Koalition. Verschiedene Meinungen gibt es oft auch 
schon in einer Partei, selbst wenn die nur aus zwei 
Personen besteht. Unterschiedliche Meinungen ge-
hören zur Demokratie dazu, in einer Koalition erst 
recht.  

Wir gehen offen und fair miteinander um. Es ist nur 
selten der Fall, dass wir wirklich unterschiedliche 
Meinungen haben, aber wir haben kein Bedürfnis, 
uns deshalb zu verstecken oder Ihnen etwas zu ver-
schweigen. Nein, wir sagen das der Öffentlichkeit, 
gehen ordentlich damit um und einigen uns ge-
schlossen auf ein Ergebnis.  

Ich halte diesen ausgezeichneten Umgang miteinan-
der für eine zentrale Erfolgsgrundlage dieser NRW-
Koalition. Leute von der CDU und von der FDP, lasst 
uns bitte so weitermachen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Dass das übrigens auch anders geht, war heute im 
Frühstücksfernsehen zu sehen. Da war der Kollege 
Klingbeil von der SPD zu Gast, und er sagte – Zitat –: 
Unser Koalitionspartner befindet sich im Tiefschlaf. – 
So geht man seitens der SPD mit dem Koalitions-
partner um – vor laufenden Kameras, live im Fernse-
hen –: Der Koalitionspartner ist im Tiefschlaf.  
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(Armin Laschet, Ministerpräsident: Das wür-
dest du nie sagen!) 

– Nein, wir machen alles zusammen, Armin, ist doch 
klar.  

Also: Diese Koalition steht für einen fairen und ver-
lässlichen Umgang. Die Koalition von Rot-Grün 
stand früher schon nicht dafür. Nicht ohne Grund ha-
ben Groschek und Duin hier von einer Durchgrünung 
gesprochen – vor laufenden Kameras über Wochen 
und Monate. Der Kollege Klingbeil hat dies heute ak-
tuell noch einmal im Fernsehen bewiesen.  

(Zurufe von Arndt Klocke [GRÜNE] und Heike 
Gebhard [SPD]) 

Die anderen 15 Bundesländer sind Nordrhein-West-
falen gefolgt – beim Thema „Präsenzunterricht“, 
beim Thema „Schulferien“ und beim Thema „schul-
scharfer Wechselunterricht“. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Sie sind uns auch gefolgt bei der These, das Solinger 
Modell nicht umzusetzen. „Solinger Modell“ bedeu-
tet, dass wir, wenn an einzelnen Schulen große 
Probleme bestehen, in einem gesamten Landkreis o-
der in einer ganzen Großstadt sämtliche weiterfüh-
renden Schulen schließen, obwohl bei der großen 
Masse dieser Schulen überhaupt kein Problem be-
steht.  

Dieses Solinger Modell, das Sie ja heute noch vertei-
digen, haben elf Bundesländer mit grüner Regie-
rungsbeteiligung und elf Bundesländer mit SPD-
Regierungsbeteiligung abgelehnt.  

(Josefine Paul [GRÜNE]: Es wird nicht richti-
ger, wenn Sie öfter behaupten, was Sie da 
falsch behaupten!) 

Thomas Kutschaty sagte eben – mit einem anderen 
Hintergrund –: Es kann schon mal passieren, dass 
man den Bezug zur Realität verliert. – 

(Josefine Paul [GRÜNE]: Das ist bei Ihnen der 
Fall!) 

Sie haben den besten Beweis geliefert, dass beide 
Parteien beim Solinger Modell den Bezug zur Reali-
tät völlig verloren haben, indem sie immer noch da-
rauf beharren. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Josefine Paul [GRÜNE]) 

Das Gegenteil ist doch sogar der Fall. Wäre es in So-
lingen nach Grünen und SPD gegangen, nach Sylvia 
Löhrmann und vielen anderen, dann wären in Solin-
gen Dutzende weiterführende Schulen geschlossen 
worden, obwohl es dort gar kein Problem gibt.  

(Josefine Paul [GRÜNE]: Bei einem Inzidenz-
wert von über 200!) 

Sie haben eben noch davon gesprochen, Sie wollen 
nach Möglichkeit Präsenzunterricht unterstützen. Sie 
können sich bei Yvonne Gebauer dafür bedanken, 
dass sie dafür gesorgt hat, dass an Schulen in Solin-
gen, an denen es kein Problem gibt, unterrichtet wird.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU – Zuruf von Josefine Paul [GRÜNE]) 

Dank an Yvonne Gebauer! Sie hätten das Gegenteil 
gemacht. Sie hätten Schulen geschlossen, an denen 
es kein Problem gibt.  

In Wahrheit wollten Sie das Modell doch auf ganz 
Nordrhein-Westfalen übertragen. In der Hälfte der 
Landkreise hätten wir Solinger Verhältnisse gehabt.  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

In der Hälfte der Landkreise von Nordrhein-Westfa-
len hätten wir sämtliche weiterführenden Schulen 
schließen müssen. Das wäre Ihre katastrophale Po-
litik gewesen. 

(Josefine Paul [GRÜNE]: Wir wollen keine 
Schulen schließen! Es ist einfach falsch, wenn 
Sie das behaupten!) 

Das ist der Beweis, dass man den Bezug zur Realität 
verliert. Frau Paul, das haben Sie gerade noch ein-
mal ausdrücklich bewiesen.  

(Beifall von der FDP – Zuruf von Norwich 
Rüße [GRÜNE]) 

Dann haben Sie noch die Frechheit besessen, zu be-
haupten, dass der Beschluss gestern Ihre These un-
terstützt hätte, 

(Zuruf von Josefine Paul [GRÜNE]) 

weil man ja dort, wo Probleme bestehen, schulscharf 
anders handeln kann. Diese Regelung gibt es in Nord-
rhein-Westfalen schon seit Monaten. Sie wurde allen 
Schulen nachrichtlich am 8. Oktober in einer E-Mail 
mitgeteilt.  

Diese schulscharfen Möglichkeiten, vernünftig zu rea-
gieren, gab es in Nordrhein-Westfalen immer schon. 
Dazu gab es gestern überhaupt keinen Beschluss im 
Papier der Bundeskanzlerin bzw. der Bundesregie-
rung und der Ministerpräsidenten. Auch mit dieser 
Behauptung liegen Sie also völlig falsch, und das 
Schlimme ist: ganz bewusst.  

(Beifall von der FDP – Zuruf von Josefine Paul 
[GRÜNE]) 

Die Angriffe auf Yvonne Gebauer waren rein politisch 
motiviert; denn sie sind inhaltlich nicht begründet. 
Das ist für uns schon mal geklärt.  

Aber eine Frage bleibt offen, und zwar die Frage des 
Stils. Wie gehen SPD und Grüne mit Fehleinschät-
zungen um? Muss man sie noch donnernd weiterhin 
verfolgen, obwohl man genau weiß, dass man sich in 
einer Sackgasse befindet? Oder haben Sie die 
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Stärke, sich für teilweise völlig überzogene, persönli-
che Angriffe bei Yvonne Gebauer zu entschuldigen?  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Rasche, entschuldigen Sie, dass ich Sie unterbre-
che. – Sie hatten vorhin das Stichwort „Frage“ selber 
aufgeworfen. Es gibt den Wunsch nach einer Zwi-
schenfrage von Herrn Abgeordneten Mostofizadeh.  

Christof Rasche (FDP): Nein. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Oh!) 

Wir haben hier die gute Tradition, dass wir bei Unter-
richtungen und bei Generaldebatten auf Zwischen-
fragen verzichten.  

(Verena Schäffer [GRÜNE] und Josefine Paul 
[GRÜNE]: Nö!) 

Davon kann man jetzt natürlich abweichen, weil hier 
ein Entschließungsantrag auf dem Tisch liegt, aber 
das machen wir normalerweise nicht.  

(Zuruf von Josefine Paul [GRÜNE]) 

Wir können jederzeit debattieren, aber nicht in die-
sem Stil. Der nordrhein-westfälische Landtag hat da 
einen anderen Stil.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Josefine Paul [GRÜNE]) 

Thomas Kutschaty hat vorhin die Worte in den Mund 
genommen, er wolle Zeichen der Versöhnung set-
zen. Ich bitte Sie, dann zu überdenken, was ich ge-
rade gesagt habe.  

Wenn man ohne inhaltlichen Grund Personen – ver-
mutlich politisch motiviert – extrem persönlich an-
greift, könnte man, wie ich finde, eine Reaktion er-
warten. Ich bin gespannt, ob die kommt. Für die Grü-
nen gilt das genauso. Ich traue Ihnen das sogar zu, 
muss aber zugeben, dass auch bei mir Fehleinschät-
zungen möglich sind. 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Arbeit geht 
weiter. Wir arbeiten an der Stärkung der Gesund-
heitsämter. Die App wird weiterentwickelt, auch da 
wurden die Vorschläge der Bundesländer aufgenom-
men. Wir setzen auf mehr Schutz von gefährdeten 
Personengruppen. Hoffentlich wird der Impfstoff bald 
und konsequent helfen. Die nächste Runde mit den 
Ministerpräsidenten auf Bundesebene findet schon 
am 15.12. statt. Es geht also weiter. Die Arbeit hört 
nicht auf. Wir werden uns jeden Tag mit dieser Krise, 
mit dieser Sache beschäftigen. 

Im vorliegenden Entschließungsantrag gehen SPD 
und Grüne auf den Schulgipfel und die Schulpolitik 
ein. Ich wiederhole: Zahlreiche, auch große, Ver-
bände haben ihre Teilnahme am Schulgipfel abge-

sagt. Sie haben es damit begründet, dass sie eine 
Spaltung in der Schulpolitik befürchteten und dass 
das der Sache schaden würde. Genau diese Ver-
bände sehen sich in Ihrem Entschließungsantrag 
jetzt bestätigt, denn dieser führt zu noch mehr Spal-
tung in der Sache und trennt noch mehr bezüglich 
unterschiedlicher Aspekte, anstatt zusammenzufüh-
ren.  

Mit Ihrem Entschließungsantrag, mit Ihrem Schulgip-
fel spalten Sie die Schullandschaft. Wenn Sie von 
Versöhnung reden, können Sie nicht erwarten, dass 
man diesem kurzfristig eingereichten Entschlie-
ßungsantrag zustimmen kann. Es ist der völlig fal-
sche Weg, 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

den die Verbände auch befürchtet haben, aber Sie 
gehen diesen Weg konsequent weiter. 

Zum Schluss möchte ich kurz auf Armin Laschet ein-
gehen: Er sagte eben voller Stolz, wir hätten in 
Deutschland unglaublich kluge Wissenschaftler, im 
beschriebenen Fall sogar mit türkischen Wurzeln. Ich 
möchte deutlich sagen: Ich könnte mir vorstellen, 
dass diese wissenschaftliche Familie mit türkischem 
Hintergrund links neben mir wohnt, und rechts neben 
mir wohnt Boateng. Das wäre für mich durchaus vor-
stellbar, für einen Kollegen wie Herrn Gauland und 
für die AfD wahrscheinlich nicht. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Rasche. – Für die Fraktion der 
AfD hat nun Herr Abgeordneter Dr. Vincentz das 
Wort. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Ra-
sche, ein kurzes Wort zum Ende Ihrer Rede: Sie sag-
ten, Sie könnten sich gut vorstellen, auf der einen 
Seite neben Boateng und auf der anderen Seite ne-
ben einem hochkarätigen Wissenschaftler mit aus-
ländischen Wurzeln zu leben – absolut d’accord. Lei-
der verdienen die meisten Virologen nicht so viel, 
dass sie neben Boateng leben könnten. Auch dar-
über kann man sich in einer Gesellschaft Gedanken 
machen. 

(Christof Rasche [FDP]: Aber neben mir schon! – 
Zurufe von der CDU: Oh!) 

– Neben Herrn Rasche vielleicht schon. 

Insbesondere mit Blick auf die Opfer, mit Blick auf 
diejenigen, die sich in den Krankenhäusern befinden, 
aber auch auf diejenigen, die unter den Einschrän-
kungen in diesen Zeiten zu leiden haben, sind wir es 
als Politiker den Menschen schuldig, unser absolut 
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Bestes zu geben. Ich werde Ihnen in den nächsten 
Minuten ausführen, warum das, was wir gerade erle-
ben, Lichtjahre davon entfernt ist, das Beste zu sein, 
was wir als Politik in Deutschland leisten können. 

Hier standen gestern vier Fraktionen, die sich öffent-
lichkeitswirksam gestritten haben. Man konnte im 
Saal geradezu spüren – es war wie dichter Novem-
bernebel –, dass es viel um Profilierung ging und Sie 
sich aneinander gerieben haben. 

Einen extrem großen Teil der heutigen Debatte hat 
die Schulpolitik eingenommen. Das ist natürlich ein 
landespolitisches Thema, gar keine Frage, aber für 
das Infektionsgeschehen im Land ist es wahrschein-
lich eher von untergeordneter Wichtigkeit. 

Insbesondere die Gruppe der über 80-Jährigen geht 
besonders gebeutelt in diese Woche. In dieser 
Gruppe gibt es besonders viele Infektionen, dennoch 
gab es für sie hier heute Morgen nur sehr wenig 
Raum bzw. Minuten. Obwohl die Erkrankung für 
diese Menschen lebensgefährlich sein kann, haben 
Sie sich lieber mit Schulpolitik befasst. 

(Beifall von der AfD) 

Nach der gestrigen Diskussion hier haben die Län-
der, in denen Sie in verschiedenen Konstellationen 
an der Macht sind, zusammen mit der Kanzlerin ei-
nen Beschluss zur Verschärfung und Verlängerung 
dieses Lockdowns gefasst. Zu diesem Lockdown 
sagte die Kanzlerin noch Anfang November – Zitat –: 
Wir werden politisch versuchen, alles zu tun, damit 
der Teillockdown auf den November beschränkt 
bleibt. 

Neben der Notwendigkeit und der Verhältnismäßig-
keit wurde an dieser Stelle immer wieder betont, dass 
es sich bei den Einschränkungen, die wir alle hinzu-
nehmen haben, um das geeignete Mittel handele. – 
Es ist ein komisches geeignetes Mittel, um die Infek-
tionen um das erforderliche Maß zu drücken, das un-
angekündigt mit allen politischen Mitteln in die Ver-
längerung geht. 

Während Ministerpräsident Armin Laschet in seiner 
Rede gestern betonte, dass mit den verlängerten 
Schließungen natürlich auch die Zahlungen an die 
Menschen weitergehen müssten, kritisierte die FDP 
in ihrer Haushaltsrede, dass man sich im Bund ange-
sichts der Milliardenschulden aktuell nicht mehr an 
die Maastricht-Kriterien halte. – Verbindlichkeit, Vo-
raussicht, gute Absprachen und nachvollziehbar ab-
gestimmte Erklärungen sehen aus meiner Sicht an-
ders aus. 

Wo wir gerade beim Thema sind: Es wurde lange be-
hauptet, wir seien gut vorbereitet, aber dann fehlten 
selbst für Krankenschwestern und Ärzte Schutzaus-
rüstungen. Es hieß lange, das Virus sei nicht durch 
die Luft übertragbar – Gesundheitsminister Spahn 
hatte das mal gesagt – und Masken würden nur 

begrenzt helfen, aber dann kam die Maskenpflicht 
selbst für Fußgängerzonen an der frischen Luft. 

Wir hatten im Frühjahr einen Lockdown mit damals 
unabsehbaren Folgen, obwohl die Infektionskurven 
von alleine fielen und der R-Wert schon lange kein 
exponentielles Wachstum mehr zeigte. Es hieß, je-
der Tote sei einer zu viel, aber in Altenheimen und 
auf Intensivstationen mussten Menschen in diesen 
Zeiten alleine sterben. 

Im Sommer waren kaum noch Infektionen nachzu-
weisen, die über die Fehlertoleranz der Tests hinaus-
gegangen wären, aber jede Diskussion über Locke-
rungen wurde einfach als Öffnungsdiskussionsorgie 
abgetan. Man blieb weiter im Alarmmodus, schaffte 
es aber nicht, eine zweite Welle zu verhindern oder 
auch nur abzumildern, wie wir jetzt gerade sehen. 
Man hat Wirten und Hoteliers alle möglichen Kon-
zepte abgerungen, um ihre Betriebe dann doch ein-
fach zu schließen. 

Nach alldem kommt nun der Dezemberlockdown, 
obwohl der Lockdown eigentlich mild und zeitlich klar 
auf den November begrenzt sein sollte. 

Aber Sie können ruhig weiter auf diejenigen schimp-
fen, die das alles nicht mehr nachvollziehen können. 
Das Ganze folgt schon lange keiner allgemeinen, 
sondern nur noch einer eigenen Logik, die einer 
Überprüfung kaum standhält. 

Lange hieß es beispielsweise, man müsse die Zahl 
der Infektionen auf 50 pro 100.000 Einwohner be-
grenzen. Auch das war heute wieder eines der ent-
scheidenden Themen. Nur bei 50 auf 100.000 sei 
nämlich eine Kontaktverfolgung durch die Gesund-
heitsämter überhaupt möglich. Das ist spannend an-
gesichts einer Erkrankung, von der selbst das Minis-
terium sagt, dass es eine extrem hohe Dunkelziffer 
gebe. 

Mit den Tests erkennen wir vielleicht einen von vier 
Infizierten. Es gibt auch Studien, die besagen, es 
könnte einer aus zehn Infizierten sein. – Man weiß es 
nicht so genau. Wie wollen Sie das bitte schön nach-
verfolgen? Es gibt Menschen, die sind infektiös und 
verbreiten die Krankheit, fühlen sich selbst aber fit 
und sind dem System durch Tests oder Kranken-
hausaufenthalte nie aufgefallen. Ich habe das Minis-
terium gefragt und die Antwort war: Es gibt dazu kei-
nen Plan. – Na prima, so viel zu den Worten unserer 
Kanzlerin. 

Genau darauf habe ich hier in früheren Debatten hin-
gewiesen. Außerdem habe ich darauf hingewiesen, 
dass die Gesellschaft kein mathematisches Modell 
sei, weshalb der Lockdown wahrscheinlich nicht den 
gewünschten Effekt erzielen würde und somit nicht 
das geeignete Mittel sei. Daraufhin gab es einen sehr 
spannenden Zwischenruf, der mir erst im Protokoll 
aufgefallen ist. Herr Löttgen rief: „Mit so wenig Ah-
nung ans Rednerpult zu treten, ist schon mutig!“ – Ja, 
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richtig. Im Nachgang ist das allerdings ein ziemliches 
Eigentor. 

(Beifall von der AfD) 

Noch mal im Klartext: Auch wenn Sie nur noch 50 
Infektionen auf 100.000 Einwohner haben, können 
Sie damit einen Anstieg der Infektionszahlen nicht 
verhindern. Das zeigen Ihre eigenen Zahlen. Auch 
das Ministerium sagt, das sei nicht realistisch. 

Was aber ist sonst das Ziel? Es heißt, man wolle eine 
drohende Überforderung des Gesundheitswesens 
verhindern, daher seien die drastischen Maßnahmen 
auch verhältnismäßig. – Ich sage Ihnen, dass es die-
ses Jahr im Frühjahr laut Initiative Qualitätsmedizin – 
ein Zusammenschluss von immerhin 421 deutschen 
und schweizerischen Kliniken – weniger schwere In-
fektionen der Atemwege gab als vergangenes Jahr. 
2019 war diesbezüglich gegenüber 2018 mit seiner 
Grippewelle ein sehr mildes Jahr. Selbst im Frühjahr 
auf dem Höhepunkt der ersten Welle gab es also we-
niger schwere Atemwegsinfektionen, die in Kranken-
häusern behandelt werden mussten. Dadurch müss-
ten Sie doch wenigstens ein bisschen zum Nachden-
ken kommen.  

Mich hat es auch erst geschockt, als ich das erste 
Mal gelesen habe, dass es die Initiative Qualitätsme-
dizin schwarz auf weiß beschrieben hat. Über das 
Frühjahr, die erste Welle, als wir alle davon über-
zeugt waren, dass das Gesundheitswesen bald 
überfordert sein könnte, heißt es jetzt rückblickend: 
Es gab nicht mehr schwere Infektionen der Atem-
wege als in den letzten Jahren. 

Eine pandemische Erkrankung der Atemwege, bei 
deren Höhepunkt in der ersten Welle weniger Men-
schen in den Krankenhäusern wegen Erkrankungen 
der Atemwege behandelt werden müssen, führt zu 
den schwersten Einschränkungen der Grundrechte 
in der Geschichte der Bundesrepublik.  

Diese Einschränkungen haben das Potenzial, ihrer-
seits eher mehr Schaden anzurichten, als ihn zu ver-
hindern. Erste Zahlen zur Übersterblichkeit durch 
den Lockdown liegen bereits vor. 

Ist es aber zumindest möglich, die Zahlen jetzt im 
Winter dauerhaft überhaupt so weit zu drücken, dass 
wir nach Ihrer Logik zumindest einen Ausweg aus 
dem Lockdown haben? – Dazu sagt ein sehr promi-
nenter Medizinprofessor, den Sie kennen sollten: 
Nein, es gibt diese Möglichkeit nicht. 

Der Medizinprofessor Matthias Schrappe, immerhin 
von 2007 bis 2011 Vizechef des von der Bundesre-
gierung berufenen Sachverständigenrats für Ge-
sundheit – also nicht irgendjemand, sondern jemand, 
den Sie über lange Jahre wegen seiner medizini-
schen Perspektive berufen haben –, sagt, man 
könne die Infektionsausbreitung maximal mit vielen 
Kosten bremsen. Sobald man aber wieder lockere, 
stiegen die Zahlen wieder an. 

Auch das alles habe ich Ihnen schon vor Wochen 
vorgestellt und wiederholt gesagt. Trotzdem binden 
Sie den Menschen hier wieder einen Bären auf. 

Ist denn zumindest die Zahl von 50 Infektionen auf 
100 Einwohner sinnvoll, wenn sie weder gehalten 
werden kann, noch dazu dient, die Infektionen bes-
ser verfolgen zu können, noch wirklich ein verlässli-
cher Indikator dafür ist, wie stark das Infektionsge-
schehen in diesem Land ist bzw. wie voll die Inten-
sivstationen werden? 

Die Antwort können Sie sich fast denken; sonst hätte 
ich die Frage nicht aufgerufen. Ich erkläre es Ihnen 
aber gern noch einmal: Wenn die Zahlen im Frühjahr 
bei 300.000 Tests pro Woche richtig, also ein guter 
Indikator für das Infektionsgeschehen und eine Über-
lastung der Krankenhäuser waren, wie können dann 
die gleichen Zahlen bei 1,5 Millionen Tests immer 
noch richtig sein? 

Obwohl das RKI nun erneut das Testregime geän-
dert hat, weil schlicht die Kapazität, die Reagenzien 
und das Personal für so viele Tests wie in den letzten 
Wochen fehlen, gilt weiterhin dieselbe Zahl, obwohl 
wir erst wenig genau, dann genauer und jetzt wieder 
weniger genau hinsehen. Wie kann das denn funkti-
onieren?  

Es werden nicht mehr Erdbeeren im Wald, nur weil 
man jetzt mit zehn Körben und zehn Personen in ei-
ner Stunde mehr sammeln kann als mit einem Korb 
und einer Person. Das ist relativ einfache Mathema-
tik. Sie sind an dieser Stelle schlicht auf dem Holz-
weg. Sie blicken auf die falschen Zahlen und ergrei-
fen die falschen Maßnahmen.  

Ich kann es nur immer und wirklich immer wiederho-
len: Ob am Ende des Jahres die Kapazitäten auf den 
Intensivstationen reichen werden, entscheidet nicht 
die Zahl der positiven PCR-Tests.  

Ob wir bis zum Frühjahr vernünftig durch den Winter 
kommen – das ist das einzig Entscheidende –, ent-
scheidet sich anhand einer intelligenten interdiszipli-
nären Strategie in der Prävention und Therapie von 
Atemwegsinfektionen bei alten vorerkrankten Men-
schen vor Ort und nicht in der Gesellschaft. 

Für diesen sensiblen Punkt gibt es genügend Res-
sourcen und alle Möglichkeiten. Für die Kontrolle der 
Gesamtgesellschaft fehlt Ihnen jedes sinnvolle, dau-
erhaft darstellbare und mit unserem Leben verein-
bare Werkzeug. 

Solange Sie das nicht wirklich begreifen, solange Sie 
nicht dahinter steigen, dass es die falsche Logik ist, 
der Sie folgen, werden Sie weiter eher Leben von Ri-
sikopatienten gefährden, als dass Sie auf die Ge-
samtgesellschaft gesehen Leben retten werden. 

(Beifall von der AfD) 

Da Sie meine Worte am Ende der Rede nehmen, fal-
ten und im Papierkorb archivieren werden, da die 
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Kanzlerin politisch versuchen wird, alles zu tun, um 
den Lockdown auf den November zu begrenzen, 
bleibt mir nur noch zu sagen: Oh schöne neue Welt, 
die solche Politik erträgt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr Dr. 
Vincentz. – Auf dem Zettel steht als nächste Redne-
rin Frau Voigt-Küppers von der SPD-Fraktion. Bitte 
schön. Sie haben das Wort, Frau Kollegin. 

Eva-Maria Voigt-Küppers (SPD): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
habe mich zu Wort gemeldet, weil ich einige Dinge 
nicht ganz unwidersprochen im Raum stehen lassen 
möchte. 

Herr Rasche, Sie haben unseren Schulgipfel bewer-
tet und gesagt, der Schulgipfel sei ein Instrument des 
Spaltens gewesen.  

(Zuruf von Dr. Joachim Stamp, Minister für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration, 
aus den Reihen der Abgeordneten: Das hat 
der VBE gesagt!) 

Ich will an dieser Stelle ganz deutlich sagen: Das 
kennzeichne ich als ein Instrument der Bewertung. 
Ich will Ihnen unsere Sichtweise noch einmal klar und 
deutlich darstellen, damit die Menschen in diesem 
Lande bewerten können, ob es ein spaltender Schul-
gipfel war oder nicht, damit nicht Sie das Verhalten 
eines anderen beurteilen, sondern die Menschen in 
diesem Land. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Dr. Joachim 
Stamp, Minister für Kinder, Familie, Flücht-
linge und Integration, aus den Reihen der Ab-
geordneten) 

Seit März bietet meine Fraktion in ihrer Gesamtheit 
insbesondere im Schulbereich immer und immer wie-
der ihre Zusammenarbeit an. 

(Christof Rasche [FDP]: Sie haben uns noch 
nicht mal eingeladen!) 

– Herr Rasche, Sie können mich jetzt natürlich nie-
derschreien, um mich zu verunsichern. Das ändert 
aber überhaupt nichts daran, dass ich hier versuchen 
werde, unsere Sichtweise darzustellen. 

(Beifall von der SPD) 

Ich wiederhole es: Seit März haben wir es immer wie-
der angeboten. Wir haben seit März gefordert, die 
Betroffenen an einen Tisch zu bringen. Wir haben 
Sie, liebe Ministerin, das Parlament und die Regie-
rung aufgefordert, an einen Tisch mit den Menschen 
zu kommen, 

(Zuruf von Dr. Joachim Stamp, Minister für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration, 

aus den Reihen der Abgeordneten: Sie haben 
doch die Fraktionen gar nicht eingeladen!) 

die von den Problemen betroffen sind und die Lösun-
gen für dieses Problem haben. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Haben Sie uns eingela-
den oder nicht?) 

Sie haben die ausgestreckte Hand ausgeschlagen 
und gesagt: Wir wollen das nicht, wir brauchen das 
nicht, wir wissen, was zu passieren hat. Nach der 
dritten Aufforderung haben wir gesagt: Wenn Sie es 
nicht machen, machen wir es. Wir wollen hören, was 
die Menschen in diesem Land zu sagen haben. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Henning 
Höne [FDP]) 

Wenn man eine Einladung ausspricht, muss man auch 
hinnehmen, dass unter Umständen der eine oder andere 
sagt, er möchte an dieser Konferenz, an diesem Gipfel, 
an diesem Zusammenkommen nicht teilnehmen. Das ist 
das gute Recht der Verbände und der Betroffenen. 

(Henning Höne [FDP]: Der eine oder andere? – 
Zuruf von Josefine Paul [GRÜNE]) 

Das nehmen wir selbstverständlich hin. Wir nehmen 
aber nicht hin, dass Sie so tun, als ob die Mehrheit in 
diesem Land diesen Schulgipfel nicht für richtig und 
wichtig erachtet hätte. Zwei Verbände haben nicht 
teilgenommen, nämlich der VBE und die Direktoren-
vereinigungen. 

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

Ich finde es hochinteressant, dass die Ministerin ges-
tern auf die Rheinische und die Westfälisch-Lippi-
sche Direktorenvereinigung hingewiesen – sie hat es 
sogar vorgelesen –, aber mit keinem Wort erwähnt 
hat, was zum Beispiel die Schulleitervereinigung zu 
diesem Problem sagt. 

(Zuruf von Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Die Schulleitervereinigung ist der größere und vor al-
len Dingen der Verband, der alle Schulen vertritt und 
nicht nur die Gymnasien. 

(Beifall von der SPD – Bodo Löttgen [CDU]: 
Ach, geht es jetzt um Größe?) 

Ich will nicht sagen, die Ministerin hätte gesagt, sie 
hätte ihnen ihr Ohr geschenkt. Ich habe sogar den 
Verdacht, sie hat ihnen ihr Herz geschenkt. Soweit 
dazu, dass der Schulgipfel ein spaltendes Instrument 
ist. 

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

Wir haben gesagt: Was in diesem Schulgipfel be-
sprochen wird – was übrigens ausgesprochen kon-
struktiv ist, worauf Thomas Kutschaty gerade hinge-
wiesen hat, ein ausgesprochen in die Zukunft gerich-
tetes Instrument –, war ein gutes Gespräch, in dem 
es viele Anregungen gegeben hat. 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Kollegin! 

Eva-Maria Voigt-Küppers (SPD): Ich finde, das Parla-
ment sollte nicht die Arroganz haben, was uns die Fach-
leute vor Ort sagen, auszuschlagen und nicht hinzuhören. 

(Beifall von der SPD) 

Dieser Vorwurf, dass Politik nicht hinhört, ist uns oft 
genug gemacht worden, und wir sollen allmählich da-
raus lernen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Kollegin, Sie kom-
men zum Schluss. Die Redezeit ist so gut wie zu Ende. 

Eva-Maria Voigt-Küppers (SPD): Schade; ich habe 
noch eine Menge zu sagen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Das gilt hier für man-
chen, aber es nützt nichts. Bitte schön. 

Eva-Maria Voigt-Küppers (SPD): Eine letzte Be-
merkung möchte ich noch zu Solingen machen. Wir 
haben seit März immer wieder gesagt: Wir brauchen 
einen klaren Rechtsrahmen.  

Die Diskussion in diesem Parlament zeigt mir: Der 
Rechtsrahmen ist nicht klar. Solingen hatte einen In-
zidenzwert von 250. Die Schulleiter haben für ihre 
Schulen beschlossen, 

(Bodo Löttgen [CDU]: Nicht die Schulleiter! 
Das waren gar nicht alle!) 

sie möchten andere Modelle der Unterrichtung ha-
ben. Was jetzt das Ausschlussinstrument ist, ist flä-
chendeckend.  

Darf der einzelne Schulleiter das nicht entscheiden, 
wenn er Gefahr läuft, dass er dann in ein flächende-
ckendes Modell kommt? – Diese Frage möchten Sie 
mir bitte beantworten.  

Wie gesagt: Ich bleibe gerne mit Ihnen allen im Ge-
spräch, und wir sind auch gerne bereit, Ratschläge 
entgegenzunehmen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit, und Glück auf. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Josef Hoven-
jürgen [CDU]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Voigt-Küppers. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Damit sind wir am Schluss der Aussprache.  

Wir kommen nun noch zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 17/11978. Wer 
möchte dieser Entschließung zustimmen? – SPD 
und Grüne. Wer stimmt dagegen? – CDU, FDP und 
die AfD stimmen dagegen. Gibt es Enthaltungen? – 

Die sehen wir nicht. Damit ist der Entschließungs-
antrag Drucksache 17/11978 mit den Stimmen von 
CDU, FDP und AfD gegen die Stimmen von SPD und 
Grünen abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

2 Gesetz über die Feststellung des Haushalts-
plans des Landes Nordrhein-Westfalen für das 
Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 2021) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/11100 
Drucksache 17/11800 – Ergänzung 
Drucksache 17/11850 – 2. Ergänzung 

Beschlussempfehlungen 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/11900 
Drucksache 17/11901 
Drucksache 17/11902 
Drucksache 17/11903 
Drucksache 17/11904 
Drucksache 17/11905 
Drucksache 17/11906 
Drucksache 17/11907 
Drucksache 17/11908 
Drucksache 17/11909 
Drucksache 17/11910 
Drucksache 17/11911 
Drucksache 17/11912 
Drucksache 17/11913 
Drucksache 17/11914 
Drucksache 17/11916 
Drucksache 17/11920 

zweite Lesung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11933 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11934 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11935 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11936 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11937 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11938 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 



Landtag   26.11.2020 

Nordrhein-Westfalen 32 Plenarprotokoll 17/109 

 

Drucksache 17/11939 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11940 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11941 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11942 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11943 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/11957 

In Verbindung mit: 

Finanzplanung 2020 bis 2024 des Landes Nord-
rhein-Westfalen 

Drucksache 17/11101 

Beschlussempfehlung 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/11917 

Die Änderungsanträge der Fraktionen werde ich bei 
den Einzelplänen nennen und zur Abstimmung auf-
rufen. 

Weitere Hinweise zum Ablauf der Beratung: Wir set-
zen unsere gestern begonnene Haushaltsberatung 
heute fort. Das im Ältestenrat vereinbarte Beratungs-
verfahren mit der Reihenfolge der zu behandelnden 
Einzelpläne und den vorgeschlagenen Redezeiten 
können Sie der aktualisierten Tagesordnung entneh-
men.  

Nach Beendigung der Aussprache über einen Ein-
zelplan erfolgt die Abstimmung über diesen Einzel-
plan. Liegen Änderungsanträge zu einem Einzelplan 
vor, wird zunächst über diese abgestimmt. Auch über 
den Einzelplan 20 sowie die dazugehörigen Ände-
rungsanträge und das Haushaltsgesetz selbst stim-
men wir heute am Ende ab. 

Ich rufe nun auf: 

Einzelplan 09 
Ministerium für Verkehr 

Die Aussprache ist eröffnet. Erwartungsvoll guckt der 
Verkehrsminister schon auf das Pult, wer jetzt kom-
men wird. Für die SPD-Fraktion hat nun Herr Kollege 
Löcker das Wort. 

Carsten Löcker*) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Den Status quo zu stärken, ist noch kein Fortschritt; 
das will ich gerne vorher feststellen. 

Der Blick auf den Entwurf des Einzelplans 09 des 
Landeshaushalts zeigt, dass die Landesregierung 
viel mehr Geld zur Verfügung hat, um damit Ver-
kehrspolitik für unser Land zu gestalten. Dass wir in 
dieser Situation sind, ist im Grunde auch etwas Gu-
tes. Allerdings ist aus unserer Sicht kaum erkennbar, 
dass bei all der Lobhudelei über viel mehr Geld auch 
die richtigen Schwerpunkte gesetzt worden sind. 

Unumstritten ist: Nordrhein-Westfalen braucht eine 
umfassende Verkehrswende. Wir müssen es schaf-
fen, den Erfordernissen für eine Mobilität der Zukunft 
bei den Bürgerinnen und Bürgern und in der Wirt-
schaft gerecht zu werden.  

Doch dazu reicht ein „Von allem für alle mehr“ aus 
unserer Sicht nicht aus. Es müssen eben auch die 
richtigen Schwerpunkte gesetzt werden, damit ne-
ben den Sonntagsreden, die wir gerne halten, am 
Ende auch konkrete Maßnahmen umgesetzt werden 
können. 

Wer also beim Modal Split von der Entlastung der 
Straße und der Bekämpfung von Staus spricht, muss 
am Ende des Tages auch sagen, wie es gehen soll, 
oder es muss klar sein, dass es eine deutliche Stär-
kung der Verkehrssysteme Schiene, Binnenwasser-
straßen, aber eben auch des Radverkehrs geben 
muss.  

Genau unter diesen Maßgaben sind die im Einzel-
plan 09 vorgelegten Entwürfe aus unserer Sicht un-
zureichend. Es reicht eben nicht aus, den Status quo 
einfach fortschreiben zu wollen. 

Deshalb müssen die Anstrengungen beim ÖPNV, 
der Binnenschifffahrt und dem Radverkehr aus unse-
rer Sicht viel mehr in den Fokus kommen und ge-
stärkt werden.  

Die SPD hat daher nicht umsonst deutliche Erhöhun-
gen der Baransätze in den entsprechenden Berei-
chen gefordert: Radwege an Landesstraßen, Bau-
maßnahmen an Kanälen sowie Förderung der Eisen-
bahn und ein kostenloses Kinder- und Jugendticket 
bis 14 Jahre. Es geht um soziale Mobilität für alle und 
nicht nur für die, die es sich leisten können; Daseins-
vorsorge ist in dem Zusammenhang unser Stichwort. 

Eine umfassende Verkehrswende besteht nämlich 
aus vielen Elementen. Ein Element wird häufig ver-
gessen: die Zeit. Jede umfassende Verkehrswende 
braucht, wenn sie erfolgreich sein will, ein ausrei-
chendes Innovationstempo. Sonst bleibt es am Ende 
dabei, den entsprechenden Entwicklungen hinterher-
zuhecheln. Das sehen wir gerade in der Autoindust-
rie. Das ist der Mangel, den dieser Haushaltsentwurf 
ausstrahlt.  
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Die einzelnen Veränderungen sind einzeln betrachtet 
nicht falsch – das will ich ausdrücklich sagen –, aber 
in der Summe mangelt es an der notwendigen Aus-
richtungen und Entschlossenheit. Aus unserer Sicht 
ist das unzureichend. 

Mangelnde Ausfinanzierung im ÖPNV und SPNV: 
Auch der ÖPNV braucht ein robustes Netz; das will 
ich hier deutlich sagen. Mehr Engagement des Lan-
des mit originärem Landesgeld ist aus unserer Sicht 
Pflicht.  

So sehen wir das auch im Schienenbereich, in der 
Schieneninfrastruktur: Der Stau auf der Schiene ist 
größer als der Stau auf der Straße. Der wird oft nicht 
so wahrgenommen, aber das ist der Fall.  

Darüber diskutieren wir jeden Tag, so wie auch die 
Trassenkonflikte, die sich jetzt in der Form zeigen, 
auch nur mit finanziellem Engagement des Landes 
überhaupt gelöst werden können. 

Binnenschifffahrt ist hier immer ein Thema. Auch da 
sagen wir: Wir brauchen mehr Geld des Landes, 
denn eine Optimierung im Mangel ist unzureichend. 

Über den Radverkehr, über die Radschnellwege und 
das Schneckentempo, das wir in den letzten Mona-
ten erleben, gäbe es viel zu sagen. Auch hier ist deut-
lich mehr Engagement nötig. Sonst lassen wir die 
Zeit verstreichen, in der wir die Chance haben, für 
mehr Geschwindigkeit zu sorgen, weil die Akzeptanz 
da ist. 

Solange Initiativen zur Reaktivierung von Bahnstre-
cken als Wahlkreisanträge abgetan werden und 
Schleusenanträge für den Hafen Dortmund als regi-
onale Initiativen abqualifiziert werden, ist auch klar, 
dass zumindest bei der Regierungskoalition kein ent-
sprechendes Umdenken eingetreten ist. Das bedau-
ern wir sehr; wir wollen das noch einmal sehr deutlich 
sagen. 

Letzter Punkt: So wichtig der Investitionshochlauf 
beim Bundesautobahnbau und beim Straßenbau 
auch ist, löst er doch nicht die Herausforderung für 
einen Mobilitätswandel. Ganz nebenbei bemerkt wird 
der Investitionshochlauf beim Bundesfernstraßen-
bau unter Umständen im nächsten Jahr ein abruptes 
Ende finden. Hoffentlich nicht – füge ich hinzu. 

Vor diesem Hintergrund und weil die Haushaltsan-
träge meiner Fraktion in Summe abgelehnt worden 
sind, können wir dem Haushaltsentwurf des Einzel-
plans 09 in der Form nicht zustimmen. – Glück auf. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Löcker. – Jetzt hat Herr Voussem für die CDU das 
Wort. 

Klaus Voussem (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Blutkreis-
lauf ist eine wesentliche Lebensfunktion. Genauso 
verhält es sich mit dem Verkehr in einer modernen 
Gesellschaft: Verkehr übernimmt und erfüllt ähnliche 
Funktionen wie der Blutkreislauf für den Körper, hat 
das Institut der Deutschen Wirtschaft in einer Studie 
analysiert. 

In Krisenzeiten ist ein gut erschlossenes Verkehrs-
wegenetz, welches Produzenten und Verbraucher, 
Krankenhäuser, Patienten und Ärzte, Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber sowie Helfer und Hilfsbedürftige 
weiterhin gut miteinander verbindet, unabdingbar.  

Uns allen hat die Coronapandemie noch einmal deut-
lich gezeigt, dass jeder Verkehrsträger eine wesent-
liche Funktion im gesamten System erfüllt und damit 
als systemrelevant einzuordnen ist:  

Lkw haben sichergestellt, dass die Regale in unseren 
Supermärkten auch während des Lockdowns voll 
waren und Masken dorthin transportiert wurden, wo 
sie gebraucht werden.  

Unsere Flugzeuge haben deutsche Staatsbürger aus 
dem Ausland zurück in die Heimat geflogen und da-
für gesorgt, dass Masken importiert werden konnten.  

Die NRW-Landesregierung hat dankenswerterweise 
dem Krankenhauspersonal Pkw zur Verfügung ge-
stellt, wo diese gebraucht wurden, um sicherzustel-
len, dass jeder an seinen Arbeitsplatz gelangt.  

Aus verkehrspolitischer Sicht hat die Coronapande-
mie den ideologiefreien Ansatz der NRW-Koalition 
unterstrichen und die Bedeutung aller Verkehrsträger 
herausgestellt. Die CDU-Fraktion begrüßt daher aus-
drücklich den ausgeglichenen Ansatz des Einzelpla-
nentwurfs. 

Dabei ist unter anderem der Radverkehr zu nennen. 
Eine Umfrage der Technischen Universität in Dres-
den hat ergeben, dass sich das Verkehrsverhalten 
durch die Coronakrise zunächst kurzfristig so verän-
dert hat, dass für 98 % der Befragten mindestens ein 
üblicher Weg am Tag weggefallen ist. Einkäufe wer-
den nun nicht mehr auf dem Rückweg von der Arbeit, 
sondern aus dem Homeoffice heraus mit dem Fahr-
rad erledigt, was zu einem deutlichen Anstieg des 
Radverkehrs führt.  

Der vorliegende Einzelplan wird dem nicht nur in der 
aktuellen Phase gerecht, sondern er schafft auch die 
Voraussetzungen dafür, dass der Umstieg auf das 
Rad künftig attraktiv ist und in Zukunft sogar noch at-
traktiver wird.  

Auf der einen Seite wird bei Straßen.NRW der Rad-
wegebau mit personellen Schwerpunkten neu ak-
zentuiert, auf der anderen Seite stehen für den Neu-
bau von Radschnellwegen, für kommunale Pro-
gramme zur Förderung der Nahmobilität oder für den 
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Radwegebau an Landesstraßen umfassende Mittel 
zur Verfügung.  

Flankiert wird der Beitrag des Rades zum klima-
freundlichen Verkehr auch durch den ÖPNV. In 
Nordrhein-Westfalen, dem Pendlerland Nummer 
eins, sind 2 Milliarden Euro genau richtig platziert und 
in der Schwerpunktsetzung klug gestaffelt.  

Die Ausrichtung des ÖPNV in diesem Einzelplan 
heißt nicht einfach nur „bauen“, sondern es geht auch 
um die intelligente Vernetzung, das barrierefreie, mo-
derne und zeitgemäße Ticketing sowie durchschau-
bare Kundeninformationen. Egal, ob in der Freizeit oder 
im Pendlerleben: Das Angebot muss so gut werden, 
dass noch mehr Menschen umsteigen.  

Seit 2017 arbeitet die NRW-Koalition endlich wieder 
am Erhalt und an der Erneuerung bzw. dem Ausbau 
der Substanz des Verkehrswegenetzes. Die Bereit-
stellung von Rekordsummen im kommenden Jahr für 
den Erhalt und die Modernisierung der Landesstraßen 
in Nordrhein-Westfalen verdeutlicht einmal mehr, wie 
lange das Problem verkannt und nicht angegangen 
wurde.  

Mit einem Aufwuchs der Mittel für Erhalt und Neubau 
setzen wir unsere Schwerpunkte auf Mobilität und 
Flexibilität, die wir so auch in Zukunft garantieren.  

Flexibilität spielt auch bei der Mobilität der Zukunft 
eine große Rolle. Mit dem vorliegenden Einzelplan-
entwurf werden Zukunftstechnologien Schritt für 
Schritt an die Praxis herangeführt.  

Bei der Elektromobilität haben wir in den vergange-
nen Jahren schon viele wesentliche Schritte ge-
macht. Der Einzelplanentwurf sichert den einge-
schlagenen Weg auch im kommenden Jahr.  

Auch für neue Formen und Teilaspekte der Mobilität 
muss sich das Land weiter offen zeigen. Wenn nicht 
in Nordrhein-Westfalen, wo denn sonst? Stichworte 
sind hier, um nur einige zu nennen: Flugtaxis, auto-
nome Binnenschifffahrt, On-Demand-Angebote und 
City-Hubs. 

Lassen Sie mich abschließend sagen: Der vorlie-
gende Haushalt schafft ein Gleichgewicht unter den 
Verkehrsträgern, aber auch einen Ausgleich der Alt-
lasten, der anstehenden Herausforderungen und der 
zukunftsweisenden Technologien.  

Ein gesunder Ausgleich hält nicht nur den Kreislauf 
in Schwung. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit, und bleiben Sie mobil. Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Voussem. – Jetzt spricht für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen Herr Kollege Klocke. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Ich mache jetzt nicht den 
gleichen Fehler, den ich gestern bei zwei Reden ge-
macht habe, dass ich nämlich die Maske ab-, aber 
die Brille nicht aufsetze. Im Laufe der Rede, die ich 
zwar eigentlich gerne frei halte, schaut man dann 
doch noch einmal auf das Manuskript. Gestern ist es 
mir zweimal passiert, dass ich nicht mehr lesen 
konnte, was vor mir lag. 

Der Verkehrsetat ist ein wichtiger Etat. Verkehrspoli-
tik ist in den Mittelpunkt der politischen Debatte ge-
rückt. Wir haben in den Auseinandersetzungen im 
Kommunalwahlkampf erlebt: Die Bürgerinnen und 
Bürger wollen zunehmend die Mobilitätswende. 

In der Debatte ist gerade eben vom FDP-Fraktions-
vorsitzenden Rasche der frühere Verkehrsminister 
Groschek erwähnt worden, der einmal von der 
Durchgrünung der Gesellschaft gesprochen hat.  

Ich würde auch sagen, dass der damalige Verkehrs-
minister ein weitsichtiger und auch philosophischer 
Mann war, denn er hat damals auch gesagt, dass wir 
ein Jahrzehnt der Baustellen vor uns haben und dass 
wir uns auch in den nächsten Jahren und Jahrzehn-
ten auf Stau einstellen müssen, weil wir unsere Infra-
struktur in Nordrhein-Westfalen entsprechend sanie-
ren müssen. Da lag der damalige Verkehrsminister 
richtig.  

Im Landtagswahlkampf haben uns CDU und FDP 
glauben machen wollen, dass alles flexibler und 
schneller wird und alles fließt, sobald sie an der Re-
gierung sind. Dreieinhalb Jahre später muss man 
feststellen: Es ist leider nicht so. Wir hätten uns ge-
freut, wenn es so wäre, aber es war ja auch nicht zu 
erwarten, denn wir haben einen großen Batzen an 
Sanierung der Infrastruktur vor uns.  

Herr Kollege Voussem, es ist nicht so, wie Sie es 
eben in Ihrer Rede dargestellt haben, dass alles erst 
2017 an den Start gegangen sei. Ich erinnere mich 
aus den sieben Jahren der rot-grünen Regierungs-
zeit – damals hatte ich auch schon die Ehre, ver-
kehrspolitischer Sprecher zu sein – daran, dass wir 
es angepackt und den Etat für Sanierungsmaßnah-
men an Landesstraßen von 50 Millionen Euro auf im-
merhin 130 Millionen Euro erhöht haben. Trotz Spar-
haushalten und der Notwendigkeit, die schwarze Null 
einzuhalten, haben wir damals die Etatansätze für 
die Straßensanierung deutlich erhöht.  

Im heutigen Etat – das ist auch sehr zu begrüßen; 
das habe ich im Ausschuss schon immer gesagt, und 
dem stimmen wir auch hier zu – ist eine Summe von 
über 200 Millionen Euro vorgesehen, die in den dazu 
vorliegenden Gutachten auch gefordert wurde. Die-
ser Ansatz ist eindeutig richtig und findet auch von 
uns Grünen Unterstützung.  

Kollege Voussem, ich habe es aber schon so oft ge-
sagt und hatte gehofft, dass Sie es irgendwann in 
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Ihre Rhetorik übernehmen: Ich hatte die Hoffnung, 
dass Sie uns nicht in jeder Rede erzählen, dass das 
alles erst 2017 angegangen worden sei.  

(Carsten Löcker [SPD]: Doch!) 

Manches der Verkehrspolitik der jetzigen Landesre-
gierung fußt auf vernünftigen, klugen und weitrei-
chenden Entscheidungen der Vorgängerregierung; 
das muss man doch mal ganz klar feststellen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das gilt auch für die Radverkehrsförderung. Natürlich 
freut mich das als Mensch, der schon als kleines Kind 
zum Fahrrad gekommen ist, weil mein Onkel den lo-
kalen Fahrradladen besaß, ich später in Münster stu-
diert und dort die örtliche Radstation – damals gegen 
den Willen der CDU – durchgesetzt habe.  

Heute kann sich der CDU-Oberbürgermeister von 
Münster vor Freude über den Radverkehr kaum ret-
ten und hat mittlerweile die vierte Radstation eröffnet. 
Vor 25 Jahren sah das noch anders aus; da brauchte 
es noch die Grünen als Vorreiter.  

Es ist auch durchaus zu begrüßen – das sage ich 
auch im Ausschuss immer –, dass wir einen hohen 
Ansatz im Bereich der Radverkehrsförderung haben. 
Wir wünschen uns aber, dass das im Haushalt ein-
gestellte Geld auch verbaut wird und wir Radwege-
projekte in den Kommunen und auch Radschnell-
wegeprojekte in Nordrhein-Westfalen realisiert be-
kommen. Da hakt es leider. 

Viele von Ihnen sind sicherlich bei Facebook; ich 
auch. Dort hatte ich in der letzten Woche eine Erin-
nerung „Was Sie heute vor sechs Jahren gemacht 
haben“.  

Vor sechs Jahren waren wir im damaligen Wirt-
schaftsministerium in dem schönen Raum, von wo 
aus man einen tollen Blick auf den Rhein hat. Dort 
wurden in einer großen Präsentation die fünf Rad-
schnellwegeprojekte für das Land und der Rad-
schnellweg Ruhr vorgestellt. Jede Region bekam ei-
nen Radschnellweg.  

Jetzt, sechs Jahre später, müssen wir feststellen: 
Real gebaut ist leider noch gar nichts. Daran ist nicht 
der Verkehrsminister Schuld, sondern regionale und 
lokale Problematiken. Das liegt daran, dass die Pla-
nungsbehörden vor Ort nicht gut genug ausgestattet 
und dass die Gelder entsprechend noch nicht zur 
Verfügung gestellt worden sind, um zu bauen.  

Es gibt zwar Projektstudien, aber wenn wir die Mobi-
litätswende in den nächsten Jahren real umsetzen 
wollen, darf das nicht nur auf dem Papier, in Sonn-
tagsreden oder in Haushaltsdebatten geschehen.  

Auch vom CDU-Kollegen ist richtigerweise ange-
sprochen worden, dass immer mehr Menschen auf 
das Fahrrad umsteigen wollen. Das ist nicht ideolo-
gisch verordnet worden, sondern als reale Mobilitäts-

alternative in den Städten – insbesondere in der 
Coronakrise – zu spüren.  

Wenn wir wollen, dass es eine bessere Verkehrsinf-
rastruktur gibt und die Leute sagen „Ich fahre Fahr-
rad, weil es schnell, gesund und sicher ist“, brauchen 
wir gebaute Radwege in den Regionen und den 
Städten. Dann müssen wir bei der Realisierung und 
Umsetzung von Projekten einfach schneller werden.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dafür sage ich unsere Unterstützung zu, auch wenn 
wir Grüne häufig skeptisch sind, wenn es um Ein-
schränkungen von Planungsverfahren, die Offenle-
gung etc. angeht, weil alles nach Recht und Gesetz 
erfolgen muss.  

Für die Realisierung von nachhaltigen Straßenver-
kehrsprojekten und Radwegeprojekten, die wirklich 
verkehrlich sinnvoll sind und in Richtung Klimaschutz 
und Mobilitätswende gehen, braucht man ein be-
schleunigtes Planungsverfahren. Dafür hat auch die 
Landesregierung unsere Unterstützung.  

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

– Entschuldigung; ich bin sofort fertig. 

Die Haushaltsanträge haben wir im Ausschuss dis-
kutiert. Sie sind von den Regierungsfraktionen leider 
allesamt abgelehnt worden. Es sind gute Anträge für 
Radverkehrsförderung, für Sanierung von Straßen. 
Wenn Sie zugestimmt hätten, würden wir heute auch 
zustimmen. Da Sie es leider abgelehnt haben, müs-
sen wir an dieser Stelle Ihren Etat ablehnen, auch 
wenn es durchaus eine Reihe von Projekten gibt, die 
sinnvoll sind. – Danke für die Aufmerksamkeit und 
Entschuldigung für die Überziehung. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Genehmigt. Danke 
schön, Herr Klocke. – Herr Reuter hat das Wort für 
die FDP-Fraktion. 

Ulrich Reuter (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Klocke, vielen Dank für Ihre Bereit-
schaft, die Beschleunigung, die wir vornehmen wol-
len, zu unterstützen. Wir werden Sie beim Wort neh-
men und einmal schauen, was in den nächsten Wo-
chen, Monaten und Jahren davon gemeinsam umzu-
setzen ist. 

Herr Löcker, ich war schon etwas verwundert oder 
habe im Ausschuss nicht richtig aufgepasst, aber die 
ganzen Anträge, die Sie hier vorgetragen haben, 
sind mir zumindest nicht untergekommen. 

(Carsten Löcker [SPD]: Was?) 

Insofern weiß ich nicht, was Sie alles beantragt ha-
ben oder wo Sie es beantragt haben. Mir sind nur 
zwei Anträge in Erinnerung geblieben. Vielleicht kön-
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nen wir das einmal bilateral klären, was ich verpasst 
habe. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Wir hatten elf!) 

Mit über 3 Milliarden Euro gelingt es uns, den Haus-
halt für den Verkehrsbereich wieder einmal zu stei-
gern – trotz der Coronakrise und ihrer dramatischen 
Folgen.  

Der Haushaltsentwurf verstetigt die Arbeit der Lan-
desregierung; alle Verkehrsträger werden jeweils in 
ihren Stärken gefördert. Damit setzen wir uns für die 
Wahlfreiheit der Bürgerinnen und Bürger dieses Lan-
des bei der Auswahl des jeweiligen Verkehrsmittels 
ein. Dieses Ziel erreichen wir nur, indem wir aktiv das 
Thema „Infrastruktur“ für die einzelnen Verkehrsträ-
ger angehen. Der Kern unserer Politik besteht darin, 
einen Kapazitäts-, Planungs-, Genehmigungs- und 
Bauhochlauf systematisch zu erreichen. So bauen 
wir mehr Infrastruktur in allen Bereichen. 

Für die Straße lösen wir mit 205 Millionen Euro in die 
Sanierungs- und Erhaltungsmaßnahmen unserer 
Wahlversprechen ein. Diese Investitionen sind auch 
bitter nötig, da die Infrastruktur über Jahrzehnte auf 
Verschleiß gefahren wurde. 

Wir geben aber auch Volldampf in Sachen Radver-
kehr und leisten, was Rot-Grün nicht geleistet hat. Mit 
54 Millionen Euro für den Radverkehr investieren wir 
eine Rekordsumme und ca. 20 Millionen Euro mehr. 
Mit zehn zusätzlichen Planern in 2020 rein für die Ra-
dinfrastruktur haben wir eine hervorragende Grund-
lage gelegt, auch hier zu einem Planungshochlauf zu 
kommen. Damit diesem auch ein Genehmigungs-
hochlauf folgt, kommen in diesen Haushalt fünf zu-
sätzliche Stellen bei den Bezirksregierungen als Ge-
nehmigungsbehörden hinzu. 

Das erfolgreiche Modell des Straßenbaus wird somit 
auch für den Radwegebau adaptiert. Insofern, denke 
ich, können Sie sicherlich auch zumindest in diesem 
Punkt mit unserem Haushalt einverstanden sein, 
Herr Klocke. 

Die Koalition verdeutlicht damit, dass sie die Volks-
initiative „Aufbruch Fahrrad“ ernst nimmt und dass 
sie die einzige Regierungskonstellation ist, die tat-
sächlich alle Verkehrsträger gleichermaßen fördert 
und die Wahlmittelfreiheit der Bürger als oberste 
Richtschnur ihrer Politik setzt. Das ist der große Un-
terschied insbesondere zu den Grünen, die zwar laut 
nach noch mehr schreien, aber in dem Moment, als 
sie am Zuge waren, es nicht hinbekommen haben. 
Sie fordern, wir machen. Sie wollen eine einseitige 
Fahrradvorrang-Politik. Wir machen eine Verkehrs-
politik für alle Nutzerinnen und Nutzer – für sie und 
für das Volk. 

Wir kümmern uns selbstverständlich auch um den 
ÖPNV. Dieser ist einer der Schwerpunkte unserer 
Verkehrspolitik. In diesen Verkehrsträger geht der 
größte Anteil des Verkehrshaushalts: 2 Milliarden 

Euro. Daneben wird die bereits gestartete ÖPNV-
Offensive fortgesetzt. So investieren wir 1 Milliarde 
Euro in den kommenden Jahren in ein System-Up-
grade; 180 Millionen Euro fließen in das Projekt „Ro-
bustes Netz NRW“ der DB; ganze 120 Millionen Euro 
stellen wir für On-Demand-Verkehre und noch ein-
mal 100 Millionen Euro für Schnellbusse zur Verfü-
gung. Das nutzt insbesondere dem ländlichen Raum. 
Hinzu kommt noch die Reaktivierung von Schienen-
strecken wie der WLE, der TWE und der Hertener 
Bahn.  

NRW ist mit dieser Regierung auf dem Weg zum 
Bahnland Nummer eins. Da wir auch Pendlerland 
Nummer eins sind, ist das eine folgerichtige Politik. 

(Beifall von der FDP) 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch einmal 
auf die Förderung der NE-Bahnen aufmerksam ma-
chen. Deren Förderung hatten Sie, verehrte Abge-
ordnetenkollegen von den Grünen und der SPD, in 
Ihrer Regierungszeit ganz eingestellt. Wir investieren 
weitere 7,5 Millionen Euro. 

Wir investieren aber nicht nur Infrastruktur, sondern 
auch in Innovation und Zukunftsthemen. Auch dabei 
stellen wir Rekordsummen bereit: 20,5 Millionen 
Euro werden für autonome Projekte im Bereich Bus, 
Straße, Zug und Schiene verausgabt. Digitalisierung 
im ÖPNV wird mit 22,8 Millionen Euro gefördert. 

Mit diesem Haushalt packen wir die Mobilitätsprob-
leme an der richtigen Stelle an und bringen unser 
Land voran. Der Haushalt ist gleichermaßen ausge-
wogen und zukunftsweisend. Ich bitte Sie deshalb 
um breite Zustimmung für dieses Gesetz. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Reuter. – Jetzt spricht für die AfD-Fraktion Herr Vo-
gel. 

Nic Peter Vogel*) (AfD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Leider verzeichnen wir 
jedes Jahr aufs Neue die traurigen Rekorde, dass wir 
in Nordrhein-Westfalen die Region mit der höchsten 
Verkehrs- und Lkw-Dichte in der ganzen Europäi-
schen Union sind. Gerade Letzteres wird sich in den 
nächsten Jahren sicherlich nicht ändern. Dement-
sprechend sollte unsere Prämisse sein, mehr Ton-
nen vom Lkw auf Schiff und Schiene zu bringen. 

Jedes Jahr hoffe ich, dass ich mich mit meinem Pes-
simismus irre, wenn ich den Landstraßen-Zustands-
bericht sehe. Ich moniere seit vielen Jahren, dass im 
Augenblick selbst die 200 Millionen Euro nicht rei-
chen werden, um alles wieder zu ertüchtigen. Wir ha-
ben in Nordrhein-Westfalen eine Verkehrsinfrastruk-
tur, die viele Jahrzehnte vernachlässigt wurde. Wir 
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haben einen jährlichen Schaden von 5 Milliarden 
Euro round about. 

Bei den Schifffahrtswegen haben wir über den Dort-
munder Hafen geredet. Aber es betrifft doch generell 
die Kanalnetze: Wenn eine der großen Schleusen 
ausfällt, kommt auch nichts mehr in den Dortmunder 
Hafen, dann kommt nichts mehr in den Bereich von 
Hamm oder in den Industriepark Marl.  

Dementsprechend müssen wir mit unseren beschei-
denen Ressourcen – die wir noch nicht einmal finan-
ziell haben, aber was das Personal angeht: Planer 
und Ingenieure – dahin gehen, wo es am meisten 
wehtut, wenn es knallt. Die Infrastruktur ist teilweise 
100 Jahre alt. Bei den Pollern, an denen die Leute 
die Schiffe händisch festmachen müssen, sind es 
teilweise sogar 110 Jahre. 

Eine übergroße Sorge haben wir bei den rund 10.000 
Brücken hier in Nordrhein-Westfalen. 50 bis 60 % 
entsprechen nicht mehr den modernen Traglastan-
forderungen. Sie können nicht mehr saniert werden, 
sondern müssen abgerissen, neu gebaut werden. 
Richtig weh tut es, wenn eine unserer sehr großen 
Brücken ausfällt. Wir sehen das bei der Leverkuse-
ner Brücke. Wir mussten ja den billigsten Stahl aus 
China importieren. 

(Hendrik Wüst, Minister für Verkehr: Wenn der 
mal billig gewesen wäre! Der war nur schlecht!) 

Meine Oma hat immer gesagt: „Spare niemals am 
falschen Ende!“ Jetzt haben wir den Salat: wahr-
scheinlich drei bis fünf Jahre Verzögerung, täglicher 
Verlust von 2,6 Millionen, zusätzlich ökologischer 
Schaden. 

Der Schienengüterverkehr wäre ein eigenes Thema. 
Ich würde mir da sehr viel mehr wünschen, vor allen 
Dingen im Bereich der Digitalisierung. Da sehe ich 
noch nicht so den politischen Willen; da kann man 
sicherlich noch ein bisschen dran arbeiten. 

Beim Thema „ÖPNV“ ist es eine Tatsache, dass wir 
in den Metropolen nicht mehr allzu viel rausholen 
können. Im ländlichen Bereich sieht es anders aus, 
aber da rechnet es sich nicht. Das ist unser Dilemma. 
Die Leute wollen allerdings, wenn sie mit Bus und 
Bahn fahren, nicht nur Komfort und Sicherheit, son-
dern vor allem Pünktlichkeit. Da haben wir auch je-
des Jahr dasselbe Spiel.  

Zum Flugverkehr würde ich eigentlich gerne mehr er-
zählen. Die Fluggesellschaften und die Flughäfen sa-
gen aber bereits, dass es ein Problem sein wird, in-
nerhalb der nächsten zwei Jahre wieder auf das Vor- 
COVID-Niveau wie zu kommen. 

(Hendrik Wüst, Minister für Verkehr: Mach’ 
doch mal einen Vorschlag! – Carsten Löcker 
[SPD]: Ein Vorschlag wäre nicht schlecht!) 

Deshalb spare ich mir das jetzt und drücke die Dau-
men, dass das alles irgendwann einmal wieder in ge-
ordnete Bahnen geht. 

Jetzt kommen wir zu dem Lieblingsthema hier, den 
Radwegen. Ich kann immer wieder betonen: Als be-
geisterter Radfahrer bin ich 30 Jahre lang in Düssel-
dorf mit dem Rad zur Arbeit gefahren. Man sollte man 
vor allen Dingen dort ansetzen, die Radwege in den 
Kommunen, in den Städten sicherer zu machen und 
dort Hilfestellungen zu geben. 

Die großen Projekte – vier Meter breite Radwege 
plus 2,50 Meter Fußgängerwege quer durch den 
ländlichen Raum – hören sich schön an. Damit kann 
man politische Geländegewinne verzeichnen. Den-
noch ist das so gesehen Luxus, wenn wir uns sagen, 
wir müssen an unsere Schleusen und an unsere Brü-
cken rangehen, sonst haben wir nämlich richtig 
große Schäden bei der Sache. 

Ich komme zu einer Bewertung. Macht die neue Lan-
desregierung es besser als die alte? – Klar, ohne 
Frage. Macht sie es ordentlich? – Da bleiben wir fair. 
Kann sie es noch besser machen? – Garantiert. Wir 
haben nämlich nicht nur eine Coronakrise, sondern 
bereits seit vielen Jahren und Jahrzehnten auch eine 
Verkehrsinfrastrukturkrise. Gerade hier sollten wir 
wirklich drangehen und die Sachen ertüchtigen und 
uns vorne auf die Liste schreiben: dort, wo es knallt, 
wo es am meisten wehtut. – Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Vogel. – Jetzt hat für die Landesregierung der Minis-
ter Herr Wüst das Wort. 

Hendrik Wüst, Minister für Verkehr: Herzlichen 
Dank, Herr Präsident! Herzlichen Dank den Saaldie-
nern für das Desinfizieren des Rednerpults! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Mobilität 
gehört zu den Grundbedürfnissen von uns Men-
schen. Wie so oft merken wir gerade dann, wenn et-
was fehlt, wie wichtig es einem ist. Mobilität ist die 
Grundlage für Lebensqualität – ganz individuell und 
emotional. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Natürlich ist es auch eine Voraussetzung für Wohl-
stand und soziale Sicherheit, in einem hoch vernetz-
ten Wirtschaftsstandort gut mobil zu sein. 

Zu guter Mobilität gehören eine leistungsfähige Infra-
struktur, gute öffentliche Verkehre und innovative 
Mobilitätsangebote, und zwar bei allen Verkehrsträ-
gern. Die Mobilität in Nordrhein-Westfalen muss bes-
ser, sicherer und sauberer werden. Sie muss digital 
vernetzt, automatisiert und so gefördert werden, da-
mit jeder Verkehrsträger seine Stärken voll ausspie-
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len kann. Wir investieren deshalb weiterhin kräftig in 
die Infrastrukturen aller Verkehrsträger, in bessere 
Angebote im ÖPNV und in die Mobilität der Zukunft. 

Es wurde bereits viel über das Fahrrad gesprochen; 
das ist auch richtig. Das Fahrrad hat Hochkonjunktur. 
Durch die Elektrifizierung des Fahrrads kann es mehr 
als Freizeit sein. Es ist deswegen, lieber Herr Vogel, 
nicht nice to have, und für einen nicht gebauten Fahr-
radweg bekomme ich leider bei der Wasserstraßen- 
und Schifffahrtsverwaltung keine fertiggemachte 
Schleuse. 

(Carsten Löcker [SPD]: Schade eigentlich!) 

Die Dinge hängen miteinander nicht zusammen. In-
sofern schadet es überhaupt nicht, Radwege zu 
bauen. Es ist sogar nötig, weil wir durch die Elektrifi-
zierung bessere Chancen haben, dass das Fahrrad 
eben auch Antworten zumindest auf lokale oder regi-
onale Pendlerverkehre geben kann. 

Als Münsterländer bin ich seit meiner Kindheit Fahr-
radfahrer, und ich weiß, dass das im Sommer schö-
ner als im Winter ist. Da liegen aber Potenziale. 
Diese Potenziale möchte ich nutzen, und in unserer 
Infrastruktur gibt es wirklich noch viel Luft nach oben. 
Deswegen ist das auch der Einzelposten, bei dem 
wir am meisten Geld draufpacken bzw. Ihnen als 
Parlament, als Haushaltsgesetzgeber demütig vor-
schlagen, mehr Geld draufzupacken. Mit 15 Millionen 
Euro on top sind das am Ende sogar 20 Millionen 
Euro mehr, als es sie bei Rot-Grün früher gegeben 
hat. 

Wichtig ist – darüber führen wir die Fachdiskussio-
nen –, dass wir hier das tun, was wir auch bei den 
Straßen sehr dringlich getan haben: Kapazitätshoch-
lauf, Planungshochlauf, Genehmigungshochlauf und 
Bauhochlauf. Es nützt nichts – Kollege Klocke hat 
das eben richtig gesagt –, Projekte in den Raum zu 
stellen, sie zu beschreiben und den Menschen den 
Mund wässrig zu machen, aber dann die Vorausset-
zungen nicht zu schaffen. 

Diese Projekte sind jetzt meine Aufgabe, und wir 
müssen dieses Brot-und-Butter-Geschäft machen. 
Erst müssen die Planer her, damit die Genehmigun-
gen kommen können, um bauen zu können. Deswe-
gen haben wir zehn zusätzliche Planer eingestellt. 
Unterstützung gibt es auch bei den Bezirksregierun-
gen, damit das Fördergeschäft bei den kommunalen 
Radwegen noch einmal angekurbelt wird, denn sonst 
fließt das Geld am Ende nicht ab. 

Meine Prämisse ist: Lieber einmal zwei Millionen 
Euro zurückgeben – auch wenn es mir wehtut, dem 
Finanzminister Geld zurückzugeben –, als dass ir-
gendein Projekt, das fertig ist, am Ende am Geld 
scheitert. Es darf aber natürlich auch nicht zu viel 
Geld sein, das wir nicht verausgaben können; denn 
dann hätten wir das falsch priorisiert. – Das zum 
Thema „Fahrrad“. 

Güter auf die Schiene: Wir setzen das Thema „NE-
Bahn-Förderung“ fort – sieben Millionen Euro –; da-
mit haben wir schon Zigtausende Lkw von der Straße 
geholt. 

Wir investieren Rekordsummen in einen besseren 
ÖPNV, in die Betriebskosten und in die Digitalisie-
rung. Im Jahr 2021 wird unsere ÖPNV-Offensive 
erstmals richtig große Zahlen auf die Schiene – auf 
die leichte Schiene, auf die Straßenbahn und die U-
Bahn – bringen. Für die Modernisierung werden im 
nächsten Jahr 340 Millionen Euro abfließen. 

Wir werden erste Projekte aus dem Programm „Ro-
bustes Netz NRW“ sehen, um die Pendlerzüge stabi-
ler zu machen. Wir werden auch eine Vielzahl neuer 
Schnellbusverbindungen sehen. Im Rheinland war 
man schneller und hat dieses Jahr schon etwas ge-
schafft. Im nächsten Jahr werden wir dann mit unse-
rer Förderung auch im Ruhrgebiet und in Westfalen 
etwas schaffen. 

Sehr schön ist auch etwas Neues, denn es ist bei ei-
ner Haushaltseinbringung auch wichtig, nicht nur zu 
sagen, was man alles weiter macht und wo man ein 
bisschen mehr macht. Neu sind 7,5 Millionen Euro 
für einen Planungsvorrat im Bereich Schiene, um mit 
von uns finanzierten Planungen mehr Geld vom 
Bund abrufen zu können, damit die Bahn in Nord-
rhein-Westfalen besser wird. Ich bin der festen Über-
zeugung, dass Deutschland wieder ein Bahnland 
werden muss, und das gilt in besonderer Weise für 
Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von Matthias Kerkhoff [CDU] und Ul-
rich Reuter [FDP]) 

Das erfolgreiche Azubiticket ist natürlich auch jeden 
Applaus wert, denn es funktioniert gut. 15.000 junge 
Menschen sind damit landesweit besser mobil, und 
vermutlich werden es nach Corona noch mehr. 

Wir nutzen außerdem die Chance der Digitalisierung 
für eine bessere Mobilität. Der Etat wir mehr als ver-
doppelt; wir gehen von 9 Millionen Euro jetzt hoch auf 
20,5 Millionen Euro. Damit werden On-Demand-Ver-
kehre in Nordrhein-Westfalen, Brain-Train, das auto-
nome Binnenschiff und Ähnliches unterstützt, um die 
Mobilität zu verbessern. 

Wir bringen unsere Straßen in Ordnung: 205 Millio-
nen Euro sind vorgesehen, um auch die Kostenstei-
gerungen abzufangen, und wir unterstützen auch die 
Kommunen. Und ja, Kollege Klocke, wir haben einen 
Dissens, denn wir investieren Geld in Ortsumgehun-
gen. Es wäre schön, wenn die Grünen dort nicht nur 
das Geld streichen wollten, sondern den Menschen, 
die seit vielen Jahrzehnten auf die Ortsumgehung 
warten, sagen würden, welche Ortsumgehung dann 
gestrichen wird. Alle Projekte, die wir im Landesstra-
ßenbauprogramm haben, sind voll im Geld, sie sind 
voll im Bau. Als Konsequenz Ihres Haushalts müss-
ten Sie also Baustellen stoppen und Ausschrei-
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bungen. zurücknehmen. Deswegen war das abzu-
lehnen. 

Den Verkehr aus dem Ortskern herauszunehmen 
heißt vielfach, Lebensqualität in die Ortschaft hinein-
zubringen. Deswegen bin ich davon überzeugt, dass 
wir hier und da noch ein paar Ortsumgehungen 
bauen müssen. – Vielen herzlichen Dank fürs Zuhö-
ren. Ich werbe um Zustimmung zu diesem Etat. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister Wüst. – Zum Einzelplan 09 liegen keine wei-
teren Wortmeldungen mehr vor. Vereinbarungsge-
mäß stimmen wir zwischen 12:30 und 14:00 Uhr 
nicht über Einzelpläne ab. Diese Abstimmungen wer-
den nach 14:00 Uhr nachgeholt. Ich schließe deshalb 
die Beratung zum Einzelplan 09. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 02 
Ministerpräsident 

Ich darf auf die Beschlussempfehlung und den Be-
richt des Haushalts- und Finanzausschusses Druck-
sache 17/11902 sowie auf die Änderungsanträge der 
Fraktion der SPD Drucksachen 17/11933 bis 
17/11935 hinweisen. Wir haben vereinbart, in vier 
Abschnitten zu beraten, und starten mit 

a) Staatskanzlei 

Die Aussprache ist eröffnet. Für die SPD-Fraktion hat 
das Wort Frau Kollegin Müller-Witt. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende Einzel-
plan 02, der Einzelplan für den Geschäftsbereich des 
Ministerpräsidenten, weist einen deutlichen Ausga-
benzuwachs in Höhe von 27,5 Millionen Euro auf. 
Der Hauptausschuss ist beim Einzelplan 02 neben 
dem Haushalt für die Staatskanzlei auch für den Be-
reich der Antisemitismusbeauftragten sowie für die 
Mittel für das bürgerschaftliche Engagement, die Kir-
chen, die Religionsgemeinschaften und die Weltan-
schauungsvereinigungen zuständig.  

Allein der Aufwuchs beim Ministerpräsidenten be-
trägt 11,5 % bei einem Anteil am Einzelplan von 
26,2 %. Begründet werden die Mehrausgaben mit 
der Geschäftsführung und Durchführung der MPK, 
aber auch mit steigenden Ausgaben für die Informa-
tionsvermittlung und Öffentlichkeitsarbeit.  

Unser besonderes Augenmerk gilt zunächst dem er-
neuten Aufwuchs der Ausgaben für Presse-, Infor-
mations- und Öffentlichkeitsarbeit um knapp 36 %. 

Von besonderem Interesse sind die Ausgaben für 
das Kommunikationsmanagement. Hier gönnt sich 
die Staatskanzlei erneut einen Zuwachs von 13 %. 

Die Debatte im Hauptausschuss hat gezeigt, dass 
der Aufwuchs mit der derzeitigen besonderen Lage 
begründet wird. Da stellt sich aber die Frage, wel-
chen Anteil an der Öffentlichkeitsarbeit die Fachmini-
sterien, also das Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales, aber auch das Familienministerium, 
das Schulministerium oder das Wirtschaftsministe-
rium, in Zeiten der Pandemie übernehmen, was auch 
in deren Einzelplänen wiederum etatisiert wird, und 
was aus dem Etat der Staatskanzlei tatsächlich auf 
die pandemische Lage zurückzuführen ist.  

Es ist auffällig, dass der Ministerpräsident und damit 
die Staatskanzlei anscheinend von Jahr zu Jahr ein 
wachsendes Kommunikationsbedürfnis hat. Es wird 
wahrscheinlich umso größer, je näher die nächste 
Wahl rückt. Daher kann es nicht verwundern, dass 
wir angesichts der anstehenden beiden Wahlen in 
den kommenden Monaten mit Akribie die Verwen-
dung der Mittel verfolgen werden.  

Den auffälligsten Aufwuchs kann man aber im Be-
reich „Ehrenamt zivilgesellschaftliches Engagement“ 
in der Titelgruppe 67 feststellen, 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Na, das ist doch 
toll!) 

nämlich um ganze 250 %. Begründet wird dieser mit 
der Engagementstrategie, die allerdings bis zum 
heutigen Tag nicht vorliegt. Wir haben in den zurück-
liegenden Monaten mit großem Interesse den Ein-
satz von Frau Staatssekretärin Milz zur Stärkung des 
ehrenamtlichen Engagements begleitet. Allerdings 
kann es nicht sein, dass nun, ohne dass dem Parla-
ment die lang angekündigte Strategie vorliegt, derart 
detailliert Haushaltsmittel für selbige veranschlagt 
werden. Hier wird der zweite vor dem ersten Schritt 
getan. 

Abschließend noch kurz zur wertvollen Arbeit der An-
tisemitismusbeauftragten, eine Funktion, die durch 
Frau Leutheusser-Schnarrenberger zwar ehrenamt-
lich ausgeübt wird; gleichwohl sind sowohl ein zah-
lenmäßig ausreichendes Team zur Bewältigung der 
stetig wachsenden Aufgaben wie auch genügend 
Sachmittel zwingend erforderlich. Nicht zuletzt die 
jüngsten antisemitischen Vorfälle und Anschläge zei-
gen, dass die Schaffung der Stelle der Antisemitis-
musbeauftragten mehr als überfällig war.  

Es ist aber notwendig, dass alle staatlichen Gewalten 
und Ebenen für antisemitische Anzeichen und Vor-
fälle sensibilisiert werden. Dazu bedarf es zum einen 
ausreichender Mittel, aber zum anderen auch der 
verpflichtenden Curricula in Aus- und Fortbildung. 
Und hier ist noch sehr viel zu tun. 

Ich komme zum Schluss. Den Einzelplan 02 im Zu-
ständigkeitsbereich des Hauptausschusses lehnen 
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wir wegen des einseitigen Aufwuchses, der intrans-
parenten Ausgaben sowie der detaillierten Etatisie-
rung der bis heute nicht dem Parlament vorliegenden 
Ehrenamtsstrategie und damit wegen der fehlenden 
Haushaltsklarheit und -wahrheit ab. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und Verena Schäffer 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Müller-Witt. – Es spricht für die CDU-Fraktion Herr 
Kollege Hagemeier. 

Daniel Hagemeier (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Volumen 
des Einzelplans 02 verändert sich immer mit den ent-
sprechenden Schwerpunktsetzungen eines Minister-
präsidenten. Hier sind sicherlich unter anderem die 
Bereiche Sport, Ehrenamt, Europa und internationale 
Angelegenheiten zu nennen. 

Gleich zu Beginn meiner Rede weise ich darauf hin, 
dass mit dem Haushaltsplanentwurf 2021 keine 
neuen Planstellen oder Stellen für Dauerbeschäftigte 
im Einzelplan 02 angemeldet worden sind.  

2021 wird ein besonderes Jahr für Nordrhein-West-
falen sein. Zum 1. Oktober übernimmt unser Bundes-
land den jährlich wechselnden Vorsitz in der Minis-
terpräsidentenkonferenz, was zuletzt 2005 der Fall 
war. Diese Position ist natürlich mit zusätzlichen Auf-
gaben verbunden. Als Beispiele möchte ich an dieser 
Stelle die Übernahme der Bundesländerkoordination 
sowie die Organisation und Durchführung, Vor- und 
Nachbereitung der Ministerpräsidentenkonferenzen 
und der Konferenzen der Chefs der Staatskanzleien 
nennen. 

Dies spiegelt sich insofern im Einzelplan 02 wider, 
als insgesamt sechs befristete Stellen geschaffen 
werden. Diese Personalplanung stützt sich auf die 
Erfahrungen und die Personalausstattung der letzten 
Vorsitzländer der Ministerpräsidentenkonferenz. 
Diese sechs Stellen sind mit einem kw-Vermerk ver-
sehen, schlagen aber in diesem Einzelplan zu Bu-
che. 

Ebenso wird Nordrhein-Westfalen im Jahr 2021 sei-
nen 75. Geburtstag feiern. Lassen Sie uns gemein-
sam hoffen, dass die pandemische Lage bis dahin 
auch Feierlichkeiten zulässt. Auch diese Planung 
sorgt dafür, dass entsprechende Finanzmittel für be-
gleitende Kommunikationsmaßnahmen bereitge-
stellt werden müssen. 

Lassen Sie mich noch eines erwähnen, wo wir ge-
rade bei der Öffentlichkeitsarbeit sind. Der Internet-
auftritt Land NRW benötigt zwingend notwendig ei-
nen kompletten Relaunch, weil er auf einem mittler-
weile veralteten Landesmaster basiert, der auch 
nicht mehr weiterentwickelt werden kann. Die 

Information über digitale und soziale Medien nimmt 
in der kommunikativen Vermittlung immer weiter an 
Bedeutung zu. Frau Müller-Witt, Sie hatten ja darauf 
hingewiesen. 

Das gilt in besonderem Maße für die Online-Kommu-
nikation der Landesregierung, die aktuellen Entwick-
lungen kontinuierlich gerecht werden muss. Das führt 
logischerweise dazu, dass sich der Ansatz für 
Presse-, Informations- und Öffentlichkeitsarbeit er-
höht. Das ist aus der Sicht der NRW-Koalition kein 
Ansatz für Kritik der Opposition. Auch in Zeiten der 
Haushaltkonsolidierung ist es wichtig, durch Öffent-
lichkeitsarbeit die Interessen des gesamten Landes 
wirksam zu vertreten.  

Insgesamt erhöht sich das Volumen des Einzel-
plans 02 gegenüber dem Vorjahr um 27,56 Millionen 
Euro bzw. rund 8,4 % auf nunmehr 356,9 Millionen 
Euro. Davon entfallen rund 17 Millionen Euro auf den 
Sportbereich, der heute separat debattiert wird. Die 
restlichen großen Ausgabensteigerungen betreffen 
die Bereiche Ehrenamt mit einem Plus von 4 Millio-
nen Euro, Europa mit 1 Million Euro sowie internatio-
nale Angelegenheiten mit 2,5 Millionen Euro. 

Zu guter Letzt möchte ich auf die Engagementstrate-
gie des Landes eingehen. Die Haushaltsmittel für 
das bürgerschaftliche Engagement sollen in den 
nächsten vier Jahren um 24 Millionen Euro erhöht 
werden, davon 4 Millionen Euro in 2021.  

Mit diesem Titel sollen insbesondere Maßnahmen 
umgesetzt werden, die sich aus der Engagementstra-
tegie für das Land Nordrhein-Westfalen ergeben, die 
unter erschwerten Coronabedingungen mit Akteuren 
aus allen gesellschaftlich aktiven Gruppen des Lan-
des erarbeitet wird. In einem ersten Schritt sollen auf 
Landesebene Unterstützungsstrukturen aufgebaut 
werden. Darüber hinaus steht insbesondere die För-
derung von Digitalisierungsvorhaben und Fortbil-
dungsangeboten im Fokus. 

Wenn Staatssekretärin Andrea Milz Anfang des kom-
menden Jahres die Strategie vorstellen wird, die im 
Rahmen eines guten partizipativen Prozesses erar-
beitet worden ist, wird diese Arbeit beginnen, Früchte 
zu tragen. Alle Landesministerien sind eingebunden 
worden, und jetzt geht die entsprechende Kabinetts-
vorlage in die offizielle Ressortabstimmung, um im 
Januar im Kabinett entschieden zu werden. 

Die Ehrenamtlichen wünschen sich überwiegend 
mehr Service bei der Suche nach Fördertöpfen sowie 
in Rechts-, Steuer- und Haftungsfragen. Dazu soll 
ein Landesnetzwerk gegründet werden. 4 Millionen 
Euro finden sich dafür im Einzelplan 02. Ohne dieses 
Geld wird es den Startschuss nicht geben, auf den 
die Ehrenamtler in Nordrhein-Westfalen warten. 

Für die CDU-Landtagsfraktion sind nach der Bera-
tung des Einzelplans 02 im zuständigen Hauptaus-
schuss keine Fragen offengeblieben. Wir werden 
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natürlich dem Einzelplan 02 – hier: Staatskanzlei – 
und dem Haushaltsplanentwurf insgesamt zustim-
men. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. Vie-
len Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hagemeier. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Schäffer.  

Verena Schäffer*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich bin noch neu im Haupt-
ausschuss, aber an die Debatten vor dem Regie-
rungswechsel kann ich mich trotzdem noch gut erin-
nern, und auch an den Popanz, den die damalige 
schwarz-gelbe Opposition angesichts des Etats der 
Ministerpräsidentin und insbesondere der „TatKraft“-
Tage“ aufgeführt hat. Jetzt gucken wir doch einmal 
auf den Etat des heutigen Ministerpräsidenten La-
schet.  

Der originäre Haushalt des Ministerpräsidenten 
wächst von Jahr zu Jahr deutlich an. Von 70 Millio-
nen im Jahr 2018 ist er inzwischen auf 93 Millionen 
für das Jahr 2021 angewachsen. Das sind knapp 
23 Millionen mehr. Ich finde, das ist schon ein kräfti-
ger Zuwachs für einen vergleichbar kleinen Etat. 

Interessant ist immer der Blick auf die Personalstel-
len. Dazu habe ich in alten Zeitungen geblättert. Ich 
musste gar nicht so weit zurückblättern. Es reichte 
schon ein Blick ins Jahr 2017. Am 3. Juni 2017 sagte 
Armin Laschet: Rot-Grün hat die Ministerialbürokra-
tie sehr stark aufgebläht. Wir werden das nicht ma-
chen. NRW wird am Ende der Legislaturperiode nicht 
mehr Beamte und Angestellte in der Verwaltung be-
schäftigen als heute.  

Ich würde sagen, dieses Versprechen hat er nicht ge-
halten. Nur zur Erinnerung: Von 2012 bis 2017 ist das 
Personal der Staatskanzlei um vier Stellen gewach-
sen. Sie schaffen es, über vier Jahre hinweg über 80 
zusätzliche Stellen einzurichten. Auch für das Jahr 
2021 sind neue Stellen vorgesehen – ich gestehe zu, 
für den MPK-Vorsitz. Wir wissen, in welcher Intensi-
tät die MPK derzeit tagt. Mir ist auch klar, dass die 
Tagungen vorbereitet und nachbereitet werden müs-
sen. Das ist überhaupt gar keine Frage. Aber die 
Staatskanzlei ist in den letzten Jahren mit über 80 
neuen Stellen entsprechend gewachsen. Deshalb ist 
es mir absolut schleierhaft, warum die Begleitung der 
MPK nicht mit dem vorhandenen Personal gewähr-
leistet werden kann.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dann möchte ich auch noch einen besonderen Blick 
auf die 4 Millionen Euro für die Engagementstrategie 
der Landesregierung werfen. Das Konzept liegt noch 
nicht vor. Das Kabinett hat noch nicht entschieden, 
aber die Landesregierung will schon jetzt 4 Millionen 

in den Haushalt einstellen. Für die nächsten Jahre 
sind es insgesamt sogar 24 Millionen Euro. Ja, wir 
können nicht oft genug betonen, welchen Wert eh-
renamtliches Engagement für unsere Gesellschaft 
hat. Unsere Gesellschaft lebt vom Ehrenamt in den 
Feuerwehren, im Sport, in der Jugendverbandsar-
beit, in den Religionsgemeinschaften. Frau Milz, des-
halb ist es absolut richtig, dass Sie diese Engage-
mentstrategie ausarbeiten. Dass Sie das Ehrenamt 
stärken wollen, finde ich richtig. Darin unterstützen 
wir Sie gerne.  

Bevor das Parlament aber einfach so einmal 4 Milli-
onen genehmigen soll, wäre es schon schön gewe-
sen, wenn man das konkrete Konzept und auch den 
Kabinettsbeschluss gekannt hätte.  

(Beifall von den GRÜNEN und Prof. Dr. Rai-
ner Bovermann [SPD]) 

Herr Hagemeier hat in der letzten Ausschusssitzung ge-
sagt – wie gesagt, ich bin neu im Hauptausschuss –, der 
Ausschuss würde immer so gut informiert. Deshalb 
habe ich gestern Abend die ganzen letzten Aus-
schusssitzungen durchgeguckt, wann dieses Thema 
auf der Tagesordnung war, welche Vorlagen es dazu 
gab und wann darüber diskutiert wurde. Ich habe in 
den Protokollen nachgelesen. Ja, es stimmt: Es 
wurde informiert über das Verfahren und darüber, mit 
wem welche Gespräche geführt wurden. Das ersetzt 
aber doch kein Konzept. Das ersetzt doch nicht den 
Kabinettsbeschluss. Das beantwortet doch nicht die 
Frage, was konkret mit dem Geld gemacht werden 
sollen. Wie gesagt, wir unterstützen die Stärkung des 
Ehrenamts, aber 4 Millionen Euro sind keine 
Peanuts. Ich finde, es ist nicht zu viel verlangt, wenn 
das Parlament vorher wissen möchte, was konkret in 
diesem Konzept stehen soll.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Die letzte Minute würde ich gerne noch nutzen, um 
auf einen Punkt hinzuweisen – das ist dann vielleicht 
etwas versöhnlicher –, nämlich das Thema „Antise-
mitismusbeauftrage“. Ich bin sehr froh, dass wir die 
Antisemitismusbeauftragte in Nordrhein-Westfalen 
eingerichtet haben. Ich finde, dass der schreckliche 
Anschlag in Halle vom letzten Jahr sehr deutlich ge-
macht hat, welche Gefahr nach wie vor vom Antise-
mitismus ausgeht.  

Wenn wir heute auf die Demos der Coronaleugner 
und ihre Verschwörungsmythen schauen, wird sehr 
deutlich, wie häufig dabei auch antisemitische Stereo-
type eine Rolle spielen. Diese Verschwörungsmy-
then sind häufig von antisemitischen Bildern geprägt.  

Deshalb wir noch einmal klar und deutlich, dass wir 
gegen den Antisemitismus auch Konzepte brauchen 
und dass wir das Thema „Antisemitismus“ in unserer 
Gesellschaft bearbeiten müssen. Darin haben Sie 
unsere Unterstützung.  
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Ich hoffe, dass wir in den nächsten Wochen und Mo-
naten auch darüber diskutieren, wie es mit dem Be-
richt der Antisemitismusbeauftragten weitergeht und 
was die Landesregierung dazu konkret plant. Daran 
bin ich sehr interessiert. Aber diesem Einzelplan kön-
nen wir Grüne nicht zustimmen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schäffer. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Frau Kollegin Freimuth. 

Angela Freimuth (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Einzelplan des Mi-
nisterpräsidenten ist ein besonderer Einzelplan. Im-
mer wieder ist es bedauerlich, dass man mit fünf Mi-
nuten Redezeit nur einige wenige Bemerkungen 
dazu machen kann. 

Das erste Stichwort ist das Serviceangebot IT-
Relaunch. Wir beraten diesen Landeshaushalt in ei-
ner wirklich besonderen Situation, die ich mir jeden-
falls früher nie habe so vorstellen können. Wir alle 
haben bemerkt, dass in den vergangenen Monaten 
für die Bevölkerung ein Informationsbedürfnis und 
auch ein Informationserfordernis gewachsen ist.  

Viele persönliche Gespräche und Informationsveran-
staltungen konnten pandemiebedingt nicht durchge-
führt werden. Digitale Informations- und Servicean-
gebote wurden enorm nachgefragt.  

Deswegen begrüße ich es ausdrücklich, dass das 
Serviceangebot durch eine Neuauflage des IT-
Angebots ausgebaut werden soll. Der Relaunch des 
NRW-Internetauftritts ist ein wichtiger Baustein, um 
auch den Kontakt und den Dialog mit unseren Mit-
bürgerinnen und Mitbürgern zu gewährleisten und 
den Informationstransport und zu vereinfachen.  

An der Stelle kann ich die Kritik der SPD und der Grü-
nen, die von Argwohn geprägt ist, nicht nachvollzie-
hen, denn Sie verkennen einfach völlig die Anforde-
rungen dieser Zeit. 

Meine zweite Bemerkung betrifft die Stellen, die im 
Zusammenhang mit dem Vorsitz in der Ministerprä-
sidentenkonferenz angesprochen worden sind. Da 
gilt genau das Gleiche. Befristete zusätzliche Stellen 
für die Zeit des Vorsitzes in der Ministerpräsidenten-
konferenz halte ich für gut begründet. Ich gebe zu, 
als überzeugte Parlamentarierin begleite ich diese 
trauten Runden der Ministerpräsidenten mit der Frau 
Bundeskanzlerin durchaus kritisch. Aber Fakt ist 
doch, dass in den letzten Monaten die Ministerpräsi-
dentenkonferenzen in einer ganz anderen Taktung 
getagt haben und dass sie sehr komplexe Themen 
auf der Agenda hatten, die wesentlich intensiver vor-
bereitet, abgestimmt und nachbereitet werden muss-
ten, sodass eine ganz andere inhaltliche Zuarbeit 

erforderlich ist. Da ich auch möchte, dass das Ge-
wicht unseres Bundeslandes in der Ministerpräsiden-
tenkonferenz gut vertreten ist, halte ich diese Stellen 
für vertretbar. 

Mein dritter Stichpunkt ist das Ehrenamt. Es ist gut 
und richtig, dass die Ehrenamtsstrategie, über deren 
partizipative Entwicklung Frau Staatssekretärin Milz 
uns im Hauptausschuss berichtet hat, zeitnah in die 
Umsetzungsphase gehen kann. 4 Millionen Euro zu-
sätzlich für das bürgerschaftliche Engagement sind 
gut investiertes Geld und auch ein Zeichen der Wert-
schätzung – übrigens gerade in Zeiten der Pande-
mie, weil wir in den letzten Monaten erlebt haben, 
dass das Ehrenamt diese Zeit beispielgebend ge-
prägt hat. Deswegen einen ganz herzlichen Dank an 
die vielen ehrenamtlich Engagierten in unserem 
Land Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Natürlich hoffe ich, dass wir im kommenden Jahr die 
Pandemie überwinden werden. Die Herausforderun-
gen für das Ehrenamt werden aber mit Sicherheit 
nicht kleiner. Deswegen ist es auch richtig, dass wir 
dann zeitnah an den Start gehen können. Frau 
Staatssekretärin Milz hat doch fortlaufend im Haupt-
ausschuss, auch im Rahmen der Haushaltsberatun-
gen, Informationen gegeben und alle Fragen von 
SPD und Grünen beantwortet. Deswegen ist es doch 
völlig klar, dass wir für die Ehrenamtsstrategie, an 
der wir erkennbar beteiligt werden und die wir mitbe-
raten können, auch finanziell den Startschuss geben 
können müssen. 

Der vierte Punkt sind politische Kultur und politische 
Bildung. Das ist vielleicht ein Bereich, der ein biss-
chen über den Einzelplan 02 hinausgeht. Als Aufhä-
nger will ich die Antisemitismusbeauftragte, die im 
Einzelplan 02 beheimatet ist, nehmen. Wir haben 
diese Stelle vor zwei Jahren fraktionsübergreifend 
initiiert. Sie macht mit ihrem Team eine hervorra-
gende Arbeit, und ich möchte mich bei Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger und ihrer Mannschaft 
herzlich dafür bedanken, dass Sie diese wichtige, 
herausragende, aber bedauerlicherweise aus meiner 
persönlichen Sichtweise notwendige Arbeit leistet.  

Beim Werben für die Werte unseres Grundgesetzes, 
für unsere demokratische Verfasstheit leistet auch 
die Landeszentrale für politische Bildung eine ganz 
außerordentliche Arbeit. Gerade die letzten Monate 
haben doch verdeutlicht, wie wichtig politische Bil-
dung und politische Kultur in unserem Land sind, wo 
Antisemiten, Rassisten, Extremisten zum Beispiel 
Demonstrationen, auf denen zu Recht die Maßnah-
men zur Coronabekämpfung hinterfragt werden, ein-
fach kapern und missbrauchen. Die verstörenden 
und schockierenden Vorfälle um den Reichstag, aber 
auch in den letzten Tagen im Reichstag machen 
doch deutlich, wie wichtig es ist, dass wir hier 
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politische Bildung und Demokratieerziehung stärken 
müssen, … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Angela Freimuth (FDP): … wie wichtig – das ist 
meine letzte Bemerkung – Präventionsarbeit gegen 
Extremismus, Antisemitismus und Rassismus in die-
sem Land ist.  

Insofern finden wir, dass sowohl für die Landeszent-
rale für politische Bildung als auch im Einzelplan 02, 
Bereich Staatskanzlei, die richtigen Ansätze vorhan-
den sind, und werden dem Einzelplan deswegen 
auch zustimmen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Freimuth. – Für die AfD-Fraktion 
spricht Herr Kollege Wagner.  

Markus Wagner (AfD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Der Politiker denkt an die nächsten 
Wahlen, der Staatsmann an die nächste Generation. – 
Diese allgemeingültige Unterscheidung lässt sich 
auch auf den Haushaltsentwurf der Staatskanzlei – 
um den geht es ja hier – von Armin Laschet anwen-
den.  

Wäre er Staatsmann,  

(Jens-Peter Nettekoven [CDU]: Sind Sie das?) 

also kanzlertauglich, was er ja von sich selbst be-
hauptet, so hätte er sparsam und bescheiden regiert, 
wäre er nur Parteipolitiker, hätte er seinen Etat auf-
gebläht, um damit auf Steuerzahlerkosten seine Wie-
derwahl abzusichern. Nun ist die Frage, was Armin 
Laschet als Chef der Staatskanzlei mit Blick auf diese 
Unterscheidung getan hat.  

Wir haben nachgefragt, und das ist die Antwort der 
Landesregierung: 2017, als Armin Laschet in die 
Staatskanzlei zog, zog er auch gleich für ein paar Mil-
lionen Euro um. Die Büros der Vorgängerin waren 
nichts für ihn. Dann fing er an, Personal einzustellen – 
wir haben es eben auch schon gehört –, nämlich zu-
sätzliches Personal, das jeder, der morgens aufsteht 
und seine Steuern entrichtet, bezahlt. Von 2017 bis 
heute sind es 79 neue Stellen, die uns bisher knapp 
20 Millionen Euro gekostet haben.  

Da kann nun jeder selbst beurteilen, ob wir es hier 
nach den allgemeingültigen Regeln mit einem kanz-
lertauglichen Staatsmann oder nur mit einem Partei-
politiker zu tun haben. Genau das tun die Menschen 
ja auch.  

Sehen wir uns an, was all das unstaatsmännisch, 
das parteipolitisch eingesetzte Geld der Steuerzahler 

gebracht hat. Sind die Leute morgens aufgestanden, 
und Armin Laschet hat deren Geld auch wirksam für 
seine Beliebtheit ausgegeben? – Auch darüber ha-
ben wir Aufschluss. Die Menschen wollen in jeder 
einzelnen Umfrage mit weitem Abstand Friedrich 
Merz als CDU-Vorsitzenden, und sie wollen Markus 
Söder als Kanzlerkandidaten der Union – Gott be-
wahre. Und Armin Laschet? – Der steht ganz hinten 
in der Wählergunst. Selbst seine eigene Partei sieht 
das so. Bei der Jungen Union wurde abgestimmt: 
Merz auf Platz 1, dann Röttgen und dann ganz hinten 
Armin Laschet.  

Die 79 Stellen auf Kosten der Steuerzahler, die gan-
zen 20 Millionen Euro haben nichts gebracht. Das 
ohnehin unstaatsmännisch ausgegebene Steuer-
geld des Volkes wurde auch noch inneffizient verpul-
vert.  

Es ist ja auch klar, dass die beste PR nichts nützt, 
wenn die Politik nicht stimmt. Der Schlingerkurs bei 
Corona, wo es noch um Vertrauen, um Maß und 
Mitte, um souveräne Führung geht – gründlich ver-
geigt. Die Rolle als Landesvater, der die Grenzen so 
schützt wie der Familienvater die Haustür, auch die 
füllt er nicht aus. Wirft er als Landesvater wie der Fa-
milienvater die aus der Wohnung, die sich nicht be-
nehmen können? – Nein, auch beim Abschieben 
läuft es nicht. Gerade einmal 6 von 375 terroristi-
schen Gefährdern und relevanten Personen schob 
man in diesem Jahr ab. Das ist sicherlich nicht so 
schlimm, wenn man mit Sicherheitspersonal im ge-
panzerten Wagen durch die Gegend fährt.  

Wo wir schon einmal dabei sind: Wie und womit fährt 
Armin Laschet eigentlich durch die Gegend? – Er 
selbst will dem Volk ja Elektroautos verordnen. Er hat 
sich ja mit Presse- und Fototermin einen kleinen 
schnuckligen Elektrowagen vor die Haustür gestellt. 
Doch wie sieht sein Fuhrpark aus? – 81 Autos stehen 
der Staatskanzlei zur Verfügung, darunter Mercedes 
S-Klasse, 7er-BMWs, Audis A8.  

Nun bin ich der Letzte, der da Sozialneid entwickeln 
würde. Interessanter ist das Ergebnis daher …  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Darüber können 
wir noch mal reden!) 

– Ich bezahle meine Autos selbst.  

Interessanter wird das Ergebnis, wenn man nach der 
Antriebstechnik dieser Autos fragt, der Autos eines 
selbsternannten Kanzlerkandidaten, der uns, den 
Bürgern, Elektroautos aufs Auge drücken will. Von 
den 81 Autos sind ganze vier Plug-in-Hybride. Kein 
einziges Auto fährt mit Elektroantrieb. Das nennt 
man: Wasser predigen und Wein trinken. 

Im Grunde meines Herzens bin ich ein sehr liberaler 
Mensch. Jeder soll S-Klasse auch mit Verbrennungs-
motor fahren und auch Wein trinken dürfen. Er sollte 
dann aber anderen nichts anderes vorschreiben wollen. 



Landtag   26.11.2020 

Nordrhein-Westfalen 44 Plenarprotokoll 17/109 

 

Das – Sie mögen mich da altmodisch nennen – ist 
nicht kanzlertauglich.  

Wir mögen damit momentan im politisch-medialen 
Komplex noch in der Minderheit sein, aber es ist 
tröstlich und lässt mich optimistisch schließen, dass 
wir spätestens seit Jean Paul wissen:  

„Minderheiten sind die Mehrheiten der nächsten 
Generation.“ 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wagner. – Jetzt spricht der Ministerprä-
sident.  

Armin Laschet, Ministerpräsident: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Elisabeth Müller-Witt [SPD]: Frau Präsiden-
tin!)  

Ich will Ihnen den Einzelplan 02 gerne vorstellen. Der 
Ministerpräsident fährt auch nicht mit 81 Autos 
gleichzeitig durch das Land, sondern hat zwei, und 
manchmal ist das kleine Elektroauto mehr Wein als 
die großen Autos, weil es sogar Spaß machen kann, 
ein Elektrofahrzeug zu fahren. Dies als Entgegnung 
auf die Äußerungen von Herrn Wagner, der so tut, 
als sei man gequält, wenn man ein Elektrofahrzeug 
führe.  

(Beifall von der CDU) 

Erstens. Der Entwurf des Einzelplan 02 ist von der 
Grundannahme geprägt, dass wir im nächsten Jahr 
die Pandemie möglichst überwunden haben.  

(Thomas Röckemann [AfD]: Das ist aber neu!) 

In diesem Jahr wird es viele Haushaltsrestmittel ge-
ben, weil viele Veranstaltungen des Landes nicht 
stattfinden konnten. Aber eines ist jetzt schon abseh-
bar, und das ist hier in den Reden erwähnt worden: 
Nordrhein-Westfalen übernimmt den Vorsitz der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz. Auch die Rednerinnen 
und Redner haben hier schon dargestellt, welche 
enormen Aufgaben das sind. Allein am gestrigen Tag 
musste das Land Berlin, das auch den Stab erhöht 
hat, in dieser Nacht zig Texte redigieren, neu schei-
ben, koordinieren. Man braucht sehr viel mehr Per-
sonal für diese Aufgaben, und darauf muss man vor-
bereitet sein. Nordrhein-Westfalen will das Jahr 2021 
gut gestalten.  

Zweitens: das Landesjubiläum – auch das gibt es 
nicht allzu oft – 75 Jahre Nordrhein-Westfalen. Es 
gilt, die Identifikation der Bürger mit diesem, am An-
fang häufig „Bindestrichland“ genannten Staat Nord-
rhein-Westfalen so auszugestalten, dass sich die 
Geschichte widerspiegelt.  

Das Dritte ist das Ehrenamt. Das ist das, was wir in 
diesen Wochen erleben. Es engagieren sich so viele 
Leute ehrenamtlich, jetzt übrigens auch schon wie-
der bei den Impfzentren. Es sind pensionierte Ärzte, 
Leute, die mithelfen wollen, damit das funktioniert. 
Dieses große Potenzial, diesen Schwung, den wir 
gerade haben, zu nutzen, soll das Ziel der Ehren-
amtsstrategie sein,  

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

die natürlich dem Landtag, dem Hauptausschuss 
noch vorgestellt wird. Aber Haushaltsberatungen 
sind so, dass man die Gelder jetzt reservieren muss,  

(Beifall von Angela Freimuth [FDP]) 

damit man es später durchführen kann, und diese 
Ehrenamtler sollen gestärkt werden.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Glücklicherweise hat hier niemand den Bereich der 
Antisemitismusbeauftragten infrage gestellt. Auch 
der ist in diesen Wochen zu stärken.  

Das andere ist die Bürgerkommunikation. Sie müssten 
sich einmal berichten lassen – ich weiß nicht, ob das im 
Hauptausschuss schon einmal geschehen ist –, wie 
viele Hunderttausende Anfragen in diesen Wochen – 
ich wette, nach dem gestrigen Beschluss heute wie-
der – bei den Hotlines, bei den Informationsangebo-
ten eingehen. In den sozialen Medien ist die Platt-
form „land.nrw“ heute eine der erfolgreichsten Platt-
formen im ganzen Land Nordrhein-Westfalen. Die 
gab es vor zwei Jahren noch gar nicht. Das zeigt, 
welch großes Interesse da ist. Deshalb bedarf es 
jetzt einer Überarbeitung. 

Zur Beruhigung – ich will noch auf einige kritische 
Fragen eingehen –: Alle Stellen, die jetzt geschaffen 
werden, insbesondere für die Ministerpräsidenten-
konferenz, sind befristet. Sie fallen am Ende dieser 
Aufgabe automatisch weg. Die Mitarbeiter, die da 
mitwirken, tun das also im Rahmen von befristeten 
Arbeitsverhältnissen. 

Zur Ehrenamtsinitiative habe ich einiges gesagt. Die 
große Aufgabe wird jetzt sein, die, die etwas tun wol-
len, mit denen zu verknüpfen, die Hilfe brauchen und 
Ehrenamtliche suchen. Es ist nämlich oft so, dass ei-
ner sagt: Ich will etwas tun. Aber wie kann ich das 
denn machen? – Ein anderer sagt: Ich suche Hilfe, 
aber ich habe niemanden. – Dies zu verknüpfen, ist 
Teil unserer Strategie. Aber auch anderes wird hier 
folgen. 

Das sind die wesentlichen Dinge.  

Im letzten Jahr haben wir das hier intensiv diskutiert. 
Die Steigerung betreffend den Kernbereich des Mi-
nisterpräsidenten beträgt 0,6 %. Steigerungen gibt 
es in den Bereichen Internationales, Ehrenamt und 
Sport, die früher anderen Ministerien zugeordnet wa-
ren. Da wirkte das dann nicht so groß. Da der Sport 
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aufgewertet ist, das Ehrenamt aufgewertet ist, dient 
der Umstand, dass das heute in der Staatskanzlei 
verortet ist, nicht irgendeiner verschwörungstheore-
tisch erfundenen Imagepflege, Herr Wagner, son-
dern es dient den Menschen im Lande,  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

den sportlich Aktiven, den ehrenamtlich Tätigen, und 
um die geht es uns bei diesem Einzelplan.  

Ich bitte um Zustimmung. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Ministerpräsident. – Damit, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, sind wir am Ende der Aussprache zu 
Teil a) – Staatskanzlei – des Einzelplans 02.  

Ich eröffne die Aussprache zu Einzelplan 02, Teil  

b) Medien 

Herr Kollege Vogt hat für die SPD-Fraktion das Wort. 

Alexander Vogt (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ein Signal großer Kontinuität wolle 
die Landesregierung mit dem Medienhaushalt aus-
senden. Das waren die Worte, die Herr Liminski für 
den wieder einmal abwesenden Medienminister La-
schet im Kultur- und Medienausschuss sagte. Ich 
würde es eher „Signal des Stillstands“ nennen. Es 
gibt viel Geld für Stillstand in vielen Bereichen. Es ist 
wie ein Zug, der auf dem Abstellgleis geparkt wird, 
weil niemand bereit ist, den Lokführerposten zu über-
nehmen. Ministerpräsident Laschet schmückt sich 
zwar liebend gern zusätzlich mit dem Titel „Medien-
minister“, Verantwortung übernehmen will er aller-
dings nicht. Schöne Worthülsen wie „Radiostrategie“ 
oder „Solidarpakt“ sollen darüber hinwegtäuschen, 
dass die Landesregierung inhaltlich oft gar nichts zu 
bieten hat. 

Gehen wir die großen Probleme im Medienland 
Nordrhein-Westfalen einmal durch. 

Wegbrechende Zeitungsmärkte, Lokalredaktionen 
unter Druck. Für die Stärkung der Medienvielfalt in 
NRW tut diese Landesregierung nichts. Wo sind Ihre 
Initiativen, damit lokaler Journalismus in unseren 
Städten und Kreisen aufrechterhalten werden kann? 
Was tun Sie, damit weiterhin Politik und Wirtschaft 
vor Ort durch Medien kritisch hinterfragt werden, 
Kommunalpolitik kommunizieren kann und über den 
lokalen Fußballclub oder das Gemeindefest berichtet 
wird? Wirkungsvolle Initiativen – Fehlanzeige! Statt-
dessen haben Sie beispielsweise die von uns initi-
ierte Stiftung zur Stärkung von Lokaljournalismus ab-
geschafft. Für die Weiterentwicklung des Lokalfunks 
tut die Landesregierung wieder nichts. Stattdessen 

rühmt sie sich mit einem sogenannten Solidarpakt 
Lokalfunk, der finanziell nicht mehr als Peanuts für 
die Sender bedeutet und der eine Beschäftigungsga-
rantie beinhaltet, die längst ausgelaufen ist.  

Für die stärkere Sichtbarkeit des Medienlandes 
Nordrhein-Westfalen tut die Landesregierung wieder 
sehr wenig. Große Veranstaltungen wie das Medien-
forum wurden einfach abgeschafft, und die wieder-
holt angekündigte Perlenkette an neuen Veranstal-
tungsformaten bleibt nicht mehr als eine Ankündi-
gung. Stattdessen wird das etablierte und gute Glo-
bal Media Forum ohne NRW-Bezug mit sechsstelli-
gen Beträgen gefördert, damit Armin Laschet eine 
kurze Rede halten darf. Es ist gut, dass die Deutsche 
Welle das Global Media Forum veranstaltet. Aber für 
diese Beträge aus dem Landeshaushalt müsste viel 
mehr passieren. Dem Anspruch, Medienpolitik zu ge-
stalten, wird die Landesregierung jedenfalls nicht ge-
recht.  

Das Schlimme daran ist, Herr Laschet, dass wir ge-
rade jetzt einen verantwortungsbewussten Lokführer 
bräuchten, der anstatt Stillstand sinnvolle Maßnah-
men auf die Schiene bringt, gerade jetzt, da Journa-
listinnen und Journalisten immer mehr Anfeindun-
gen, Bedrohungen und Gewalt ausgesetzt sind, ge-
rade jetzt, da vielerorts Lokalzeitungen wegbrechen 
und in vielen Städten nur noch eine einzige Lokalzei-
tung besteht, gerade jetzt, da viele Lokalredaktionen 
der Radiosender unter enormem Druck stehen, und 
gerade jetzt, da Verschwörungstheorien im Netz im-
mer weiter die Glaubwürdigkeit etablierter Medien in-
frage stellen.  

Dazu haben wir eine ganze Reihe von konstruktiven 
Vorschlägen. Wir fordern Sie auf, Medienschaffende 
besser zu schützen. Wo sind da Ihre Initiativen? 
Wann äußern Sie sich dazu, dass Medienschaf-
fende, Journalistinnen und Journalisten auch in die-
sem Land bedroht werden? Wir fordern die Landes-
regierung auf, für eine angemessene Bezahlung von 
Journalistinnen und Journalisten einzutreten, damit 
die Unabhängigkeit gewährleistet ist. Wir fordern Sie 
auf, den Lokaljournalismus zu stärken und abzusi-
chern. Wir fordern, dass der Solidarpakt für den Lo-
kalfunk fortgesetzt wird, um die Lokalradiosender vor 
der Insolvenz zu bewahren. Wir fordern Sie auf, end-
lich tätig zu werden.  

Herr Laschet, viele Vorschläge liegen auf dem Tisch. 
Verlassen Sie endlich das Abstellgleis und werden 
Sie in diesem Medienland Nordrhein-Westfalen tätig.  

Wissen Sie, wenn Sie viel Geld in den Haushalt pum-
pen, dann muss dabei auch etwas herauskommen 
und sollte nicht nur Ihrer Selbstinszenierung dienen. 
Wenn Sie etwas tun würden, dann würde ich auch 
darüber hinwegsehen, dass Sie mittlerweile über 50 
Mal – über 50-Mal! – in dieser Legislaturperiode dem 
Kultur- und Medienausschuss ferngeblieben sind. 



Landtag   26.11.2020 

Nordrhein-Westfalen 46 Plenarprotokoll 17/109 

 

Aber von Ihnen kommt darüber hinaus auch keine 
Initiative.  

Deswegen: Werden Sie endlich tätig im Sinne der 
Journalistinnen und Journalisten und der Medien-
schaffenden in diesem Land. – Vielen Dank. 

(Ministerpräsident Armin Laschet: Wo ist denn 
der Beifall? – Josef Hovenjürgen [CDU]: Pro-
tokollvermerk: Kein Beifall! Nachvollziehbar 
übrigens!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Vogt. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Stullich. 

Andrea Stullich (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Werter 
Kollege Vogt, ich finde es schon ziemlich bedenklich, 
dass Sie zur Medienpolitik nichts Besseres zu bieten 
haben, als Strichlisten über Anwesenheiten zu füh-
ren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir wissen beide, dass dieser Ministerpräsident in 
seiner Amtszeit deutlich mehr für die Medien bewegt 
hat als seine Vorgängerin in doppelt so langer Zeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vergleichsweise klein, aber in der Wirkung groß ist 
der Haushalt im Bereich „Medien“. Ein Schwerpunkt 
ist dabei die Film- und Medienstiftung NRW. Sie wird 
als zentrale Förderagentur für Kinofilme, Fernseh-
produktionen und Game-Projekte weiter ausgebaut. 
Dafür hat die Landesregierung die Fördermittel seit 
2017 um fast 80 % gesteigert.  

Inzwischen zählt die Filmstiftung NRW zu den finanz-
stärksten Förderhäusern in Deutschland und in Eu-
ropa. Für 2021 stellt der Haushalt der Filmstiftung 
17 Millionen Euro bereit, also noch einmal 1 Million 
Euro mehr als in diesem Jahr. So bauen wir den Film- 
und Fernsehstandort NRW zu einem der größten und 
attraktivsten Produktionsorte in Europa aus.  

Gleichzeitig entwickeln wir Nordrhein-Westfalen wei-
ter zum Games-Standort Nummer eins; denn die 
Spieleentwickler sorgen für Arbeitsplätze und treiben 
Innovationen in anderen Bereichen von Wirtschaft, 
Gesellschaft und Bildung voran, eine Branche, in der 
Nordrhein-Westfalen seit 2017 deutlich aufholt.  

Wir freuen uns deshalb sehr über die Ankündigung 
der Landesregierung, dass das Games-Kompetenz-
zentrum voraussichtlich schon im kommenden Jahr 
an den Start gehen kann und dass dafür 750.000 
Euro bereitgestellt werden.  

Positiv bewerten wir auch, dass die Landesregierung 
zum Thema „Förderung von Medienkompetenz“ den 
neuen Preis #LernraumNRW ausloben wird. Damit 

sollen drei herausragende Projekte mit je 5.000 Euro 
ausgezeichnet werden, die Medienkompetenz för-
dern, und zwar jenseits der Schule. Das ist eine gute 
Ergänzung zum #DigitalCheckNRW. Auf dieser On-
line-Plattform kann ja jeder passgenau das eigene 
Wissen rund um digitale Medien testen und wird di-
rekt zu passenden Fortbildungsangeboten weiterge-
leitet. Mit diesem Projekt für individuelle Medienkom-
petenz, das natürlich auch 2021 laufend erweitert 
wird, ist Nordrhein-Westfalen Vorreiter in ganz 
Deutschland.  

Der Medienhaushalt steigt auf mehr als 35 Millionen 
Euro. Das ist nicht nur eine Steigerung um mehr als 
60 % gegenüber 2017; das ist vor allem der Beleg 
dafür – Herr Vogt, hören Sie sehr gut zu! –, dass wir 
die Medienpolitik seitdem deutlich aufgewertet ha-
ben.  

Im Hinblick auf die Folgen der Pandemie setzen der 
Medienhaushalt und die Hilfsprogramme der Lan-
desregierung für die Medienbranche wichtige Sig-
nale für Verlässlichkeit und Solidarität – genau so, 
Herr Vogt, wie es Staatssekretär Liminski im Aus-
schuss gesagt hat.  

(Beifall von Matthias Kerkhoff [CDU]) 

Dafür möchte ich drei Beispiele nennen. Die Fern-
sehproduktionsbranche ist ein wesentlicher Wirt-
schaftsfaktor in Nordrhein-Westfalen. Die Corona-
pandemie hat dazu geführt, dass viele Dreharbeiten 
verschoben oder abgesagt werden mussten. Des-
halb stellt das Land bis zu 21 Millionen Euro für zwei 
Ausfallfonds zur Absicherung von Film- und Fernseh-
produktionen bereit. So können Tausende Arbeits-
plätze in der Film- und Fernsehbranche gesichert 
werden. 

„Film ab NRW“ heißt das Hilfsprogramm, mit dem 
das Land die Kinos entlastet. 15 Millionen Euro sind 
eine enorm wichtige Unterstützung für die großen, 
aber auch für die vielen kleinen Kinos in unserem 
Land. Ziel ist es, dass die Kinos liquide bleiben und 
drohende Insolvenzen abwenden können.  

Noch ein Wort zu den Hilfen für die NRW-Lokal-
sender. Aus unserer Sicht war der „Solidarpakt Lo-
kalfunk NRW“, den die Staatskanzlei und die Lan-
desmedienanstalt im Mai auf den Weg gebracht hat-
ten, nicht nur ein solidarisches, sondern vor allen 
Dingen auch ein wirksames Modell. Es hat das Lo-
kalfunksystem in der Krise stabilisiert. Die Landesre-
gierung hat unsere volle Unterstützung dafür, an die-
sem Modell weiterzuarbeiten.  

Das Bundesprogramm NEUSTARKT KULTUR 
knüpft hier nahtlos an und übernimmt jetzt zur Hälfte 
die Verbreitungskosten der Radiosender bis Ende 
des Jahres.  

Wichtig ist mir auch: Wir stärken die 44 Lokalsender 
eben auch über die Coronakrise hinaus. Dafür haben 
wir zum Beispiel im Landesmediengesetz die Vo-
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raussetzungen für die Vergabe neuer, digitaler und 
zusätzlicher analoger Frequenzen geschärft. 

Die Corona-Hilfsprogramme für die Medienbranche 
in NRW und der Medienhaushalt sind verlässlich, so-
lidarisch und mit Blick auf die Sicherung der Medien-
vielfalt gestaltet. Wir investieren mit guten Ideen in 
Zukunftsprojekte. Wir sichern Wertschöpfung und Ar-
beitsplätze in Nordrhein-Westfalen, und wir schärfen 
das Profil Nordrhein-Westfalens als Medien-Digital-
Land. Und weil das so ist, empfehle ich Ihnen den 
Haushalt herzlich zur Zustimmung.  

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Stullich. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Herr Kollege Keymis.  

Oliver Keymis (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Medienpolitik in Nord-
rhein-Westfalen war über die Jahre, in denen ich sie 
begleiten durfte, politisch nie ein großes Streit- und 
Kampffeld. Es war immer eher ein Feld, auf dem man 
relativ viele Dinge gemeinsam betrachtet hat. Das 
verändert sich natürlich immer nach der Perspektive: 
Wenn man regiert, guckt man anders auf die Dinge, 
als wenn man opponiert. Das ist logisch.  

Aber vom Prinzip her sind große, wichtige Entschei-
dungen mindestens nicht so umstritten gewesen, 
dass man heute zurückguckt und sagt: Um Gottes 
willen! Warum haben wir denn die Filmstiftung ge-
gründet? – Oder: Wieso gibt es jetzt die ifs? – Oder: 
Wie funktioniert die Arbeit der Landesmedienanstalt? 
Was macht das Grimme-Institut? – Wir haben diese 
Fragen sinnvollerweise nie grundsätzlich gestellt, 
weil wir alle erkannt haben, das dies wichtige Einrich-
tungen sind, die in unserem Land zum Medienstand-
ort Nordrhein-Westfalen einen entscheidenden Bei-
trag leisten.  

Ich habe mir daraufhin den Haushalt und auch Ihre 
im Ausschuss getätigten Einlassungen, Herr Staats-
sekretär, noch einmal angeguckt mit Blick auf die 
Frage, ob ich als Oppositionspolitiker diese Entwick-
lung so furchtbar finde, dass ich es hier unbedingt 
ansprechen muss, oder ob insgesamt eine Kontinui-
tät zu erkennen ist. Letzteres ist gerade in der Medi-
enpolitik – das gilt übrigens auch ein bisschen für die 
Kulturpolitik – für ein Land, für die Entwicklung eines 
Landes sehr wichtig.  

Im Hinblick auf die Etatansätze im Medienbereich ist 
es aus meiner Sicht, aus fachpolitischer Sicht zu-
nächst einmal erfreulich, dass es für die einzelnen 
Initiativen mehr Stärkungsmittel gibt. Das heißt, wir 
haben eine stärkere Filmstiftung als die, die wir vor 
anderthalb oder zwei Jahren hatten. Wir haben ein 
stabil und weiter gestärkt aufgestelltes Grimme-

Institut. Wir haben eine ifs, die vernünftig ihre Arbeit 
tun kann.  

Ich sehe, dass die Initiativen der Landesmedienan-
stalt auch mit Blick auf das wichtige Thema „Medien-
kompetenz“ nach wie vor vernünftig abgesichert 
sind, zweifle aber ein bisschen, ob wir uns nicht beim 
Lokalfunk noch stärker engagieren könnten, als wir 
es bisher tun. Wenn ich mir die Summen und den Zu-
sammenhang ansehe, dann kann ich mir vorstellen, 
dass wir uns mit Blick auf die Vielfaltssicherung un-
seres besonderen Zwei-Säulen-Modells auf Sicht 
noch ein Stück weiter einbringen könnten.  

Aber vom Gesamteindruck her wäre der Einzeletat 
für Medien für mich als Fachpolitiker – wenn wir als 
Opposition nicht den Gesamtetat ablehnen würden, 
was ja Usus ist und in der Gesamtbetrachtung seine 
guten Gründe hat; ich hoffe, dass meine Fraktion mir 
folgt – an sich zustimmungsfähig. So haben wir das 
im Ausschuss auch immer gehalten. Wenn wir die 
Dinge richtig fanden, haben wir dem auch zuge-
stimmt.  

Wir haben einen besonderen Hinweis – auch Frau 
Stullich hat ihn noch einmal gegeben – mit Blick auf 
die Games-Förderung. Es ist für einen alten Mann wie 
mich etwas schwer, dem zu folgen, weil diese Spiele 
so wahnsinnig schnell sind. Da kommst du kaum mit. 
Aber das, was auf dem Gebiet geleistet wird – ich 
habe mir das im Lab in Köln angeschaut –, ist schon 
sehr eindrucksvoll. Wie viele junge Leute auf diese 
Art in Berufe gehen, von denen wir uns vor fünf oder 
zehn Jahren noch überhaupt keine Vorstellung ha-
ben machen können, ist schon eine sehr spannende 
Entwicklung. 

Ich finde es nicht nur gut, dass die gamescom hier 
stattfindet, sondern auch, dass die entsprechenden 
Ausbildungsmöglichkeiten in Köln konzentriert sind. 

Interessant ist auch – das ist ein kleines Thema, aber 
für viele Menschen wichtig –, dass das Thema „Frei-
funk“ weiterhin eine Rolle spielt. Das wird fortgeführt. 
Das ist eine Initiative, die auch wir immer wieder ge-
fordert und unterstützt haben. Insofern bin ich dar-
über sehr erfreut. Auch Projekte wie das geplante 
und sich entwickelnde Institut für Digitalisierungsfor-
schung tun dem Land gut.  

Die Film- und Medienstiftung in der Stärke ist so-
wieso eine Freude, nicht nur, weil sie den Filmstand-
ort Nordrhein-Westfalen stärkt, sondern auch weil sie 
den Verbund der Filmförderung in Deutschland im 
Zusammenhang stärkt und – was ich auch sehr wich-
tig finde – immer auch mit der sehr engagierten und 
ausgeprägten Filmförderung unseres Nachbarlan-
des Frankreich eng kooperiert. Insgesamt sind das 
sehr erfreuliche Zeichen. 

Erstens steht dieses Jahr im Zeichen der Pandemie-
krise, und man kann und muss die Dinge daher in 
einem anderen Zusammenhang sehen. Das heißt, 
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die Veränderung, die wir im Moment gesellschaftlich, 
politisch usw. erleben, werden sich natürlich auch auf 
die künftigen Entscheidungen auswirken. 

Zweitens ist vieles von dem, was da investiert wird, 
im Moment nicht so sichtbar. Das muss man ehrlich-
erweise sagen. Die Treffen finden nicht statt, und al-
les damit Zusammenhängende findet nicht statt. Es 
finden keine Filmpremieren statt. Es hat keinen Kino-
preis gegeben. All das gab es nicht. Aber es hat Ki-
noförderungen gegeben. Diese wurden pandemie-
bedingt verstärkt und sind damit für die Kinos in 
Nordrhein-Westfalen existenzsichernd.  

Vor diesem Hintergrund finde ich das alles richtig. 

Über die Präsenz des Medienministers im Aus-
schuss will ich mich hier nicht auslassen. Möglicher-
weise mag er den Vorsitzenden nicht.  

(Heiterkeit von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Ich glaube nicht, dass es daran liegt, sondern es hat 
vielleicht auch damit zu tun, dass in den Zeiten, in 
denen wir uns gerade befinden, die Schwerpunkte 
anders gesetzt werden müssen. Ich will auch noch 
einmal daran erinnern – ich muss es einfach mal sa-
gen, lieber Alex Vogt; wir sind da wirklich unter-
schiedlicher Meinung –: Ich mache dieses Geschäft 
jetzt 20 Jahre. Ich war immer Mitglied des Ausschus-
ses, der sich Medienausschuss oder ähnlich nannte. 
Nur selten war der zuständige Ministerpräsident oder 
die zuständige Ministerpräsidentin in diesem Aus-
schuss persönlich anwesend, obwohl die Medien 
faktisch immer in der Staatskanzlei ressortiert waren.  

Ich will Sie damit nicht raushauen, Herr Ministerprä-
sident. Es wäre schön, wenn Sie ab und zu mal kom-
men könnten.  

(Heiterkeit von Ministerpräsident Armin La-
schet)  

– Ist ja klar. Aber es ist nicht so, dass man das mit-
zuzählen hätte. Durch den Staatssekretär Herrn Li-
minski – er ist jetzt anwesend, da kann man das auch 
mal sagen – werden Sie dort sicherlich fachlich gut 
vertreten.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Oliver Keymis (GRÜNE): Insofern haben wir als 
Ausschuss insgesamt nichts zu klagen. Kritik kann 
man äußern, aber man kann auch mit ihr leben, 
denke ich. – Danke schön. Frau Präsidentin, vielen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und Ulrich 
Reuter [FDP]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Keymis. – Für die FDP spricht Herr Kol-
lege Nückel.  

Thomas Nückel (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
kann es einfach immer noch nicht fassen. Kollege 
Vogt hat sich – höchstwahrscheinlich unabsichtlich – 
gerade so ein bisschen als Coronaleugner geriert. 
Denn wie können Sie in 2020 beklagen, dass es 
keine großen Präsenzveranstaltungen gibt? – Ja, 
das ist in diesem Jahr leider nun einmal so.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Josef 
Hovenjürgen [CDU]: Ja!) 

Dann weisen Sie selbst auf die Torheiten der eige-
nen roten Medienzeit vor 2017 hin. Das Medienforum 
als große Veranstaltung – ja, das war es mal in Ihren 
Anfangszeiten. Aber 2014, 2015 und 2016 war das 
nur noch ein Trümmerfeld. Sie saßen auch selbst ei-
gentlich in dem trockenen roten Medienteich, aber 
spielten damals auch nur die Hauptrolle in einem 
Kurzfilm namens „Das Schweigen der Frösche“. 
Jetzt sagen Sie hier, dass das Medienforum eine su-
per Veranstaltung gewesen sei. Sie hätten damals 
dafür sorgen können. Die Veranstaltung wurde ja, 
weil Sie sie wirklich vortrefflich vor die Wand gefah-
ren haben, dann auch von den Akteuren in der Medi-
enszene mit Nichtbesuch bestraft.  

Üblicherweise fließen 5 % des Medienetats in Veran-
staltungen, aber dieses Jahr war eben kein Jahr für 
überbordende Präsenzformate. Darunter leidet das 
Networking – Kollege Keymis hat es angesprochen –, 
aber mit hybriden und digitalen Formaten wurde 
schon ein gewisser, bestmöglicher Ausgleich erzielt.  

Jetzt kommt natürlich das alte Lied vom Kollegen 
Vogt zum Lokalfunk. Ja, der Lokalfunk ist wichtig. 
Aber dann frage ich mich, warum Sie damals, als Sie 
die medienpolitische Regie mit innehatten, die wich-
tigen digitalen Weichenstellungen nicht vollzogen ha-
ben. Das haben wir nachgeholt.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Diese Hausaufgaben haben wir erledigt.  

Deswegen können wir ja auch verzeichnen, dass die 
Medienkommission vor zwei Wochen nun auch die 
Ausschreibung der DAB+-Frequenzen vornehmen 
konnte. Ich denke, dass wir da eine landesweite Ver-
sorgung mit 15, vielleicht 16 Angeboten bekommen 
werden.  

Darüber hinaus – das ist ja sogar fast noch wichtiger; 
zumindest ich halte es für wichtiger – kann ja nun 
auch die Ausschreibung der landesweiten privaten 
UKW-Kette erfolgreich erfolgen. Das haben Sie wäh-
rend Ihrer Regierungszeit damals auch vermurkst. 
Ich glaube, die zusätzliche private Kette wird das du-
ale System stärken. Deshalb sind auch bei den 
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Vergabekriterien lokale und regionale redaktionelle 
Inhalte aus NRW besonders betont worden.  

Das übergehen Sie einfach alles und sehen eine Me-
dienpolitik ohne Signale. Meines Erachtens haben 
wir sehr viele Signale gesendet.  

Der Medienhaushalt – auch im Gegensatz zu frühe-
ren Zeiten – zeichnet sich ja durch drei Punkte aus: 
Planungssicherheit, Kontinuität und Wachstum.  

Die Fördermittel für die Film- und Medienstiftung als 
bedeutsamem Akteur wurden noch einmal um 1 Mil-
lion Euro erhöht. Ich möchte jetzt nicht wiederholen, 
was wir im Nachtragshaushalt möglich gemacht ha-
ben, um das Kinostabilisierungsprogramm voranzu-
bringen. Die NRW-Koalition lässt die Medienschaf-
fenden und besonders die Kinolandschaft in diesen 
schwierigen Zeiten nicht im Stich. 

Wir haben eine sehr regie- und zielführende Rolle bei 
der Schaffung der Produktionsausfallfonds einge-
nommen. Da mussten auch einige SPD-Länder erst 
zum Jagen getragen werden. Da haben wir eine gute 
Rolle eingenommen, um den vielen festen und freien 
Beschäftigten bei den Produktionsfirmen Sicherheit 
für den Drehbetrieb zu geben.  

Die gamescom konnte auch dieses Jahr nicht statt-
finden. Das werden Sie uns höchstwahrscheinlich 
auch noch zum Vorwurf machen.  

In den letzten vier Jahren hat sich der Bund für leere 
Ankündigungen und leere Versprechen abfeiern las-
sen. Heraus kam lange nichts. Endlich haben die 
GroKo und der Bund in ihrer unendlichen Gnade 
dann doch mal etwas für die Games springen lassen. 
Ich hoffe, dass das nicht nur einer coronabedingten 
Mildtätigkeit entspringt, sondern einer grundsätzlichen 
Einstellung. Dann wären wir da auf gutem Weg. – Vie-
len Dank.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Nückel. – Für die AfD-Fraktion spricht 
Herr Kollege Tritschler.  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Eine Rede, die die 
Welt nicht braucht!) 

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Medienpo-
litik ist Machtpolitik. Das wissen Sie. Das praktizieren 
Sie seit einigen Jahrzehnten mit großem Erfolg.  

In den letzten Jahren – genauer gesagt: in den letz-
ten zehn Jahren – ist allerdings Ihr dicht gewebtes 
Netz aus Medienbeteiligungen und politisch besetz-
ten Kontrollgremien etwas unter Druck geraten. Die 
Menschen wollen sich nicht mehr von Ihnen, von den 
Altparteien, vorgeben lassen, was sie zu lesen, zu 
sehen, zu hören und, ja, auch zu denken haben. Die 

Altmedien sind genauso wie die Altparteien unter 
Druck. 

Das Internet und der digitale Wandel eröffnen den 
Bürgern des Landes eine ganze, neue Vielfalt von In-
formationsquellen. Es gibt endlich Alternativen – Al-
ternativen zur „Tagesschau“, zum WDR, zur FUNKE 
MEDIENGRUPPE, zur SPD-eigenen Zeitung. Immer 
mehr Menschen nehmen diese Alternativen dankbar 
an.  

Derweil blicken meine Vorredner geradezu nostal-
gisch zurück in die Zeit vom Röhrenfernseher und 
von Monopolzeitungen, als sie alleine die Kontrolle 
über den Informationsfluss in unsere Wohnstuben 
hatten.  

Aber sie haben es noch nicht ganz aufgegeben: Mit 
einem großen Schwall neuer Gesetze, Regulierun-
gen und Subventionen soll die alte Medienhegemo-
nie in das neue bunte und digitale Zeitalter übertra-
gen werden. Das wirkt oft ein bisschen unbeholfen 
und plump, fast wie der Opa, der sich einen Face-
book-Account zugelegt hat.  

Ihre Kontrollsucht verbergen sie dabei hinter einer 
Vielzahl wohlklingender Euphemismen. Unser Minis-
terpräsident wird daran vermutlich gleich auch nicht 
sparen.  

Ich will mal drei Beispiele nennen:  

Erstes Beispiel: Medienkompetenz. Vorgeblich geht 
es darum, den Menschen den Umgang mit Medien 
zu vermitteln, und eigentlich ist das auch ein gutes 
Anliegen. Tatsächlich aber wollen Sie die Leute dazu 
erziehen, sich wieder auf die alten politisch kontrol-
lierten Nachrichtenquellen zu verlassen, und alterna-
tive Informationsquellen diskreditieren.  

Zweites Beispiel: Zusammenhalt der Gesellschaft. 
Dafür gab es auch schon andere Begriffe, aber die 
wären vermutlich unparlamentarisch. Gemeint ist 
eine Einheitsdenke. Bürger sollen gefälligst keine 
dummen Fragen stellen, die Klappe halten, Steuern 
zahlen und neuerdings auch Maske tragen. Dazu 
passend liefern Staatsfunk und Monopolzeitung die 
Berieselung.  

Ein weiteres Beispiel: Hatespeech oder Hassrede. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Das ist ein Begriff, der nirgends näher definiert wird, 
aber als Grundlage herhalten muss, um alles, was 
nicht in den äußerst schmalen Meinungskorridor zwi-
schen Grünen und CDU passt, zu kriminalisieren und 
aus der öffentlichen Debatte zu verbannen.  

Diese autoritäre Attitüde spiegelt sich auch hier im 
Haushalt und in der gesamten Medienpolitik der Lan-
des- wie der Bundesregierung wider. Da werden Mil-
lionen-Subventionen an Zeitungsverleger bezahlt. 
Man nennt das dann „Infrastrukturförderung“, aber es 
geht wohl eher um politische Landschaftspflege, und 
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das macht sich gleichzeitig noch positiv in der Kasse 
der SPD und bei Herrn Holthoff-Pförtner bemerkbar.  

Da wird der wuchernde Staatsfunk – der teuerste der 
Welt übrigens – weiter aufgebläht, während das 
ganze Land angesichts der Coronakrise Abstriche 
machen muss. Da werden die NRW-Lokalradios, die 
ja mit einem ausgeklügelten System von Hinterzim-
mergremien politisch auf Linie gehalten werden, lie-
bevoll mit eigens geschaffenen Corona-Nothilfen am 
Leben und auf Linie gehalten, und sie erhalten au-
ßerdem noch großzügig Werbebuchungen durch die 
Landesregierung.  

Die Machterhaltungsmaschinerie läuft also besser 
als in mancher Kleptokratie. Vieles davon findet sich 
auch in diesem Medienhaushalt. Anderes wird über 
den Bund – wohl neuerdings über allerlei Corona-
Notprogramme – abgewickelt.  

Meine Damen und Herren, es wird Sie nicht überra-
schen, dass wir all das und damit diesen Haushalt 
ablehnen.  

Meine Fraktion – das haben wir an verschiedenen 
Stellen deutlich gemacht – glaubt nicht daran, dass 
es die Politik sein kann, die für Meinungsvielfalt sorgt. 
Im Gegenteil: Der beste Schutz vor Fehlinformatio-
nen, Propaganda und Meinungsmonopolen ist kein 
Ministerium für Wahrheit, sind keine Steuermittel, 
sondern ist ein freier Markt der Meinungen, der für 
alle Bürger, für Blogger, Influencer, 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Fake News der 
AfD!) 

für Hobby- und Berufsjournalisten gleichermaßen zu-
gänglich ist.  

Genau das ist es leider, was Sie mit Ihrer Medienpo-
litik bekämpfen. Genau deshalb bekämpfen wir Ihre 
Medienpolitik. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Tritschler. – Jetzt spricht erneut 
der Ministerpräsident.  

Armin Laschet, Ministerpräsident: Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Medienhaushalt 
sendet in diesen besonderen Zeiten eine zentrale Bot-
schaft: Die Landesregierung ist und bleibt verlässli-
cher Partner der Medienbranche. Sie arbeitet an 
Rahmenbedingungen für Medienvielfalt. Es ist nicht 
Aufgabe eines Landes, sie umzusetzen, aber es gilt, 
an den Rahmenbedingungen dafür zu arbeiten, dass 
es Medienvielfalt gibt. Der Medienstaatsvertrag, der 
am 7. November in Kraft getreten ist, ist ein wichtiger 
Bestandteil davon. Die Medienprojekte der Ruhr-
Konferenz und auch die Medienkompetenz sind 
wichtige Elemente, um Medienvielfalt zu sichern. 

Eine Landesregierung kann die Zeitungslandschaft 
nicht so ordnen, wie Herr Vogt sich das vorstellt. Weil 
niemand aus Ihrer Fraktion am Ende geklatscht hat, 
kamen Sie wahrscheinlich mit der Frage: Sorgen Sie 
für eine bessere Entlohnung von Journalisten? – Da-
mit haben Sie die bestehende Tarifhoheit aufgekün-
digt. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Was sagen eigentlich die Gewerkschaften dazu, 
dass Sie von einem Ministerpräsidenten – bei dem 
Sie mit Strichlisten zählen, wie oft er da ist – erwar-
ten, für die Bezahlung von Journalisten zuständig zu 
sein? Das ist eine Medienpolitik, die ich auch von an-
deren Sozialdemokraten in Deutschland nicht kenne. 
Deshalb wundert es mich, dass die SPD sich hier in 
dieser Form einlässt. 

(Beifall von der CDU und Ralf Witzel [FDP]) 

Ich bitte Sie, uns in Zukunft an dem zu messen, was 
wir tun. 

Ich finde, Staatssekretär Liminski ist ein herausra-
gender Staatssekretär für Medienpolitik. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Er ist deutschlandweit anerkannt, insofern ist er auch 
der richtige Ansprechpartner für den Ausschuss. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Die Film- und Medienstiftung Nordrhein-Westfalen ist 
von uns mit 1 Million Euro zusätzlich aus dem Lan-
deshaushalt gestärkt worden. Das ist mir auch per-
sönlich ein sehr wichtiges Anliegen. Wir haben seit 
Regierungsübernahme 7 Millionen Euro mehr an 
Landesmitteln bereitgestellt, und wir wollen die Film- 
und Medienstiftung auch weiter stärken. Das Film-
land Nordrhein-Westfalen wollen wir ebenfalls stär-
ken. 

Das gilt natürlich auch für die Games-Branche. 30 
Games-Projekte sind mit insgesamt fast 3 Millionen 
Euro gefördert worden. Daran wollen wir im nächsten 
Jahr anknüpfen. Wir hoffen, dass die gamescom, die 
in diesem Jahr auch der Coronapandemie zum Opfer 
gefallen ist, dann wieder stattfinden kann.  

Einige Kollegen haben hier erwähnt, dass viele, viele 
Branchenveranstaltungen betroffen waren. Viele vor-
gesehene Veranstaltungsformate sind nicht möglich 
gewesen. Wer ein bisschen Zeitung liest, der weiß, 
dass es gerade eine Coronapandemie gibt; daraus 
sollte man sich ableiten können, warum das nicht 
stattfindet. 

Dennoch muss es nächstes Jahr weitergehen. Als 
Ministerpräsident will ich vor allem das Medienland 
und den Games-Gipfel stärken – ich habe zweimal 
persönlich zum Games-Gipfel geladen. Auf diese 
Weise kann man auch als Ministerpräsident ein be-
sonderes Unterstützungssignal senden. Wir wollen 
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mit unseren kreativen Köpfen da draußen Medien- 
und Digitalland Nummer eins bleiben und die Marke 
auch 2021 weiter stärken. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Ministerpräsident. – Sie haben sicherlich be-
merkt, dass eine Kurzintervention angemeldet 
wurde, und zwar von Herrn Kollegen Vogt. 

Alexander Vogt (SPD): Herr Laschet, Sie sind auf 
das Thema „Bezahlung von Journalistinnen und 
Journalisten“ eingegangen. Ich erwarte schon, dass 
ein Medienminister im Blick hat, dass unabhängiger 
Journalismus auch mit Bezahlung von Journalistin-
nen und Journalisten zusammenhängt. 

(Beifall von der SPD) 

Sie haben sich Anfang des Jahres beispielsweise zur 
Bezahlung im öffentlich-rechtlichen Rundfunk geäu-
ßert. Damals hatten Sie keine Scheu, sich zu äußern, 
und hier weisen Sie dieses Thema komplett von sich. 

Natürlich haben Sie im Ausschuss für Kultur und Me-
dien 50 Mal gefehlt. Andere Ministerpräsidenten wa-
ren nicht gleichzeitig Medienminister. Sie hatten am 
Anfang der Wahlperiode Herrn Holthoff-Pförtner als 
Medienminister eingesetzt, den Sie aufgrund mögli-
cher Interessenkonflikte zurückziehen mussten. Sie 
verweisen auf Herrn Liminski, der aber als Staats-
sekretär hier nicht mit uns diskutieren darf, weil er nur 
Staatssekretär und kein Medienminister ist. Deswe-
gen fordern wir von Ihnen, dass Sie einen Medienmi-
nister einsetzen, der dann auch an den Ausschuss-
sitzungen teilnehmen kann. 

Ein weiterer Punkt betrifft die Bedrohung von Journa-
listinnen und Journalisten. Ich bin entsetzt, dass Sie 
zu diesem Thema auch gerade wieder nichts gesagt 
haben. 

(Beifall von der SPD) 

Viele Journalistinnen und Journalisten werden auf 
Demonstrationen bedroht. Nachdem Sie die Debatte 
im Zusammenhang mit dem „Umweltsau“-Lied per 
Twitter befeuert hatten, 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Jetzt ist es aber 
langsam gut!) 

standen Neonazis in den Vorgärten von Journalistin-
nen und Journalisten. Dazu hat man nichts gehört. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Jetzt wird es aber 
langsam abenteuerlich, Herr Kollege!) 

Wir fordern Sie auf, Initiative zu ergreifen, sodass 
freie Journalistinnen und Journalisten in diesem 
Land Schutz erfahren. Wir fordern Sie auf, sich 
schützend vor sie zu stellen. – Vielen Dank. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Man wird Journa-
listen auch mal hinterfragen dürfen! – Ralf Wit-
zel [FDP]: Eine sehr notwendige Debatte, die 
damals geführt worden ist!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Vogt. – Herr Ministerpräsident. 

Armin Laschet, Ministerpräsident: Ich hätte ge-
dacht, dass Ihr gestörtes Verhältnis zur Tarifautono-
mie im Journalismus jetzt korrigiert würde, aber das 
haben Sie nicht gemacht. Ich bleibe dabei, dass die 
Tarifautonomie gilt und die Gewerkschaften – nicht 
die Landesregierung – aushandeln, wie Journalisten 
bezahlt werden. 

(Alexander Vogt [SPD]: Das ist ja auch keine 
Frage! Sie haben sich doch dazu geäußert!) 

Die Organisations… 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Keine Ahnung vom 
Thema! – Josef Hovenjürgen [CDU]: Herr Zim-
keit!) 

Die Organisationshoheit über Ministerberufungen 
hat nicht der Abgeordnete Vogt, sondern der Minis-
terpräsident – und dabei bleibt es. 

(Beifall von der CDU – Alexander Vogt [SPD]: 
Er darf aber den Ministerpräsidenten kritisie-
ren!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Ministerpräsident. – Wir sind damit am Ende der 
Aussprache zu Teil „b) Medien“ des Einzelplans 02. 

Ich rufe auf:  

c) Europa und Internationales 

Ich eröffne die Aussprache, und Herr Kollege Weiß 
hat für die SPD-Fraktion das Wort. 

Rüdiger Weiß (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich sage es 
gleich vorweg: Meine Fraktion kann dem Haushalts-
vorschlag der Landesregierung auch im Bereich „Eu-
ropa und Internationales“ nicht zustimmen. 

Ihr Haushalt ist an vielen Stellen zu unambitioniert, 
obwohl gerade jetzt starke Impulse von der Landes-
ebene ausgehen müssten. Das trifft besonders auf 
den Bereich „Entwicklungspolitik“ zu. An anderer 
Stelle ist er zu unkonkret und zu unverbindlich, vor 
allem was die Umschichtung von Mitteln für das En-
gagement im Ausland angeht. Das halten wir ange-
sichts der enormen globalen Herausforderungen, de-
nen Nordrhein-Westfalen sich zunehmend ausge-
setzt sieht, nicht für angemessen. 
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Für den Bereich „Europa“ begrüßen wir natürlich, 
dass hier insgesamt ein Mittelaufwuchs im Vergleich 
zum Haushalt 2020 zu verzeichnen ist. Eine Grund-
kritik an Ihrem europapolitischen Engagement zielt 
auch in diesem Jahr auf Ihre konsequente Ignoranz 
gegenüber der sozialen Dimension des europäi-
schen Einigungsprozesses ab. Schon in Ihren euro-
papolitischen Schwerpunkten für 2020 taucht bei-
spielsweise der Schutz von Leiharbeiterinnen und 
Leiharbeitern in keinem einzigen der zehn Schwer-
punkte auf. Alles, was wir von Ihnen dazu bekom-
men, sind lediglich fade Lippenbekenntnisse. Dabei 
wäre genau jetzt die Zeit, endlich eine Strategie zur 
Umsetzung der Säule sozialer Rechte auf Landes-
ebene zu erarbeiten und diese auch mit Mitteln zu 
untermauern.  

Ein weiterer Punkt, den ich eingangs bereits ange-
schnitten habe, ist die Verbindlichkeit und die Nach-
prüfbarkeit erreichter Ziele innerhalb der einzelnen 
Posten. Noch mehr als im aktuellen Jahr setzen Sie 
für das nächste Jahr auf einen flexibleren Mittelein-
satz. Grundsätzlich gibt es daran nichts zu kritisieren, 
wenn – und hier setzt unsere Kritik an – Sie den 
Haushalt mit konkreten und nachprüfbaren Zielindi-
katoren begleiten würden. Das tun Sie aber weder in 
Ihren europapolitischen Leitlinien noch an anderer 
Stelle. Solange Sie das nicht nachholen, sehen wir 
darin in jedem Fall eine qualitative Verschlechterung 
des Haushalts. 

Kurz eingehen möchte ich auch noch auf die zukünf-
tig zu intensivierende Partnerschaft NRWs mit Ita-
lien. Sie fragen sich jetzt vielleicht, warum ich das 
während dieser Haushaltsdebatte anspreche, wo der 
Haushalt doch keine expliziten Mittel für eine solche 
Intensivierung hergibt. Damit geht es Ihnen wie uns. 
Der Ministerpräsident kündigte nach einem Besuch 
beim italienischen Premierminister medienwirksam 
an, den Austausch zwischen Italien und NRW zu in-
tensivieren, nur um dann im Haushalt dafür nicht ei-
nen zusätzlichen Euro bereitzustellen. Wenn Herr 
Laschet im Anschluss an das Treffen groß ankündigt, 
die Beziehungen zwischen NRW und Italien zu inten-
sivieren, dann erwarten wir, dass sich das im Haus-
halt widerspiegelt, und zwar nicht bloß als Querver-
merk unter Posten zur allgemeinen Kontaktpflege. 
Ambitionierte Europapolitik sieht anders aus. 

Für den Bereich „Internationales“ gilt das Gleiche wie 
für den Bereich Europa. Den allgemeinen Mittelauf-
wuchs begrüßen wir. Leider resultiert er beinah aus-
schließlich aus der Förderung der Nordrhein-Westfä-
lischen Akademie für Internationale Politik und der 
potenziellen Ansiedlung des Europäischen Zentrums 
für mittelfristige Wettervorhersage.  

Natürlich unterstützen wir beide Projekte; gar keine 
Frage. Wir lehnen es aber ab, dass für ihre Finanzie-
rung an anderer Stelle Kürzungen und Umschichtun-
gen stattfinden. Das betrifft unter anderem die Mittel 
für die GIZ. 

Die Landesregierung hat für das kommende Jahr ein 
besonderes Augenmerk auf den Westbalkan gelegt. 
In dieser Region leistet die GIZ hervorragende Arbeit.  

Statt für die GIZ vorgesehene Mittel umzuschichten, 
beantragen wir ein Festhalten an der Förderhöhe im 
ursprünglichen Kapitel. Effektiv würde das Land so 
seinen Beitrag zur Arbeit der GIZ erhöhen. So sähe 
unserer Meinung nach ein ambitionierter Haushalt 
aus. Selbiges gilt im Übrigen für die Mittel für das 
Kontaktbüro in Israel.  

Zu den inhaltlichen und strukturellen Schwachstellen 
der Entwicklungspolitik der Landesregierung habe 
ich mich an anderer Stelle schon deutlich geäußert.  

Fest steht, dass Sie die wenigen starken Impulse, die 
Sie in Ihren Leitlinien ankündigen, nicht ausreichend 
im Haushalt verankern. Darüber hinaus verpasst es 
die Landesregierung, diesen Haushalt auch ganz 
praktisch als Hebel für die Verwirklichung der 
Agenda 2030 zu nutzen. 

Auch wenn und gerade weil dieser Haushaltsbereich 
im Verhältnis zu anderen Fachbereichen recht klein 
ausfällt, würden wir uns von der Landesregierung ei-
nen ambitionierteren Haushalt wünschen, der über 
bloße Kontaktpflege hinausgeht und den Beitrag 
Nordrhein-Westfalens zur Bewältigung der Heraus-
forderung einer sich immer schneller werdenden 
Welt mit einem Ausrufezeichen versieht. Wir bedau-
ern, dass er das nicht tut. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Weiß. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Krauß. 

Oliver Krauß (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wer nicht 
die Kraft besitzt, sich zu einem aufbauenden Geiste 
zu bekennen, wird vergeblich nach dem Frieden stre-
ben. Die europäische Politik ist an einer entscheiden-
den Wegkreuzung. 

Das sind Worte des damaligen Ministerpräsidenten 
Karl Arnold, heute vor 73 Jahren im Landtag von 
NRW. Damals steht die Zukunft an Saar und Ruhr 
auf dem Spiel, die Kontrollkommission, der Status für 
Deutschland. Zeitgleich läuft in London die Außenmi-
nisterkonferenz. 

Auch aktuell sind wir an einer Weggabelung: EU-
Blockade, aggressive Nationalismen, No-Deal-Sze-
nario. Der harte Schlag der Pandemie nimmt Leben 
und Wohlstand, und im weltweiten Einsatz gegen 
Hunger und Armut wird mühevoller Fortschritt zer-
stört. 
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Wer gemutmaßt hatte, der Bereich „Europa und In-
ternationales“ werde zum Sparen benutzt, wird eines 
Besseren belehrt – zum Glück. Sie haben bereits 
ausgeführt, Herr Kollege Weiß, dass wir einen Mittel-
aufwuchs haben. 

Mit der Binnenordnung in Europa geht es um Welt-
orientierung. Der vorliegende Haushaltsentwurf ist fi-
nanzielle Reaktion und selbstbewusste Antwort. Es 
geht nicht abstrakt um mehr oder weniger Europa. 
Europa überzeugt in menschlicher Aktion über die of-
fene Grenze, solidarisch in der Krise, synchron in der 
Bewältigung.  

In der Pandemie ist Erfolg aber stets relativ. NRW ist 
Tempomacher einer regionalen Zusammenarbeit, 
gerade in der Gemeinschaft der Benelux-Partner-
schaft. 2021 werden diese Aktivitäten sogar noch 
verstärkt: Europaaktivitäten, Pflege der europäi-
schen Beziehungen, grenzüberschreitende Maßnah-
men. 

Dieser Haushalt flankiert entgegen Ihrer Wahrneh-
mung, Herr Kollege Weiß, das hervorragende Enga-
gement in den vier Euregios im Deutsch-Niederlän-
dischen Forum, in grenznahen Konferenzen, in der 
intensivierten Zusammenarbeit mit der Wallonie, mit 
unseren Partnern in Schlesien und in der Region 
Hauts-de-France. Das „Regionale Weimarer Drei-
eck“ wird 20 Jahre alt. 

Am 2. Mai startet die Europawoche 2021, „Europa – 
Erleben und Lernen“, der Ausbau der Europaschu-
len. Das war übrigens Ihr Thema in der SPD. „NRW 
debattiert Europa“, „EU-Jugendbotschafter“, „Euro-
paaktive Kommune und Europaaktive Zivilgesell-
schaft“, die Werbung für die Gemeinschaft dort, wo 
Rückhalt noch gering ist. Dafür tritt dieser Haushalt 
ein, und zwar ambitioniert. 

75 Jahre alt werden die Beziehungen zum Vereinig-
ten Königreich, unserem Gründungspaten. NRW fei-
ert also 75. Geburtstag in einer nicht leichten Situa-
tion. Erstmals tritt ein Mitgliedsstaat aus.  

Dennoch gibt es Rückendeckung über den Ärmelka-
nal hinweg für menschliche Brücken, für 200 Schu-
len, die dazu beitragen: Europa ist bei uns zu Hause 
geht auf das Vereinigte Königreich zu. An der Seite 
stehen das Europäische Jugendparlament ebenso 
wie der Mittelstand. 

In der Gleichzeitigkeit aller Krisen, die NRW mensch-
lich erreichen – ökonomisch mit dem Echo der Groß-
konflikte, die USA, China, ökologisch –, in dieser 
Überlagerung der Konflikte werden regionale Part-
nerschaften ausgebaut – und nicht nur als Querver-
weis, als Fußnote – nach Italien, zum Balkan. 

Das Engagement der Weltstaatengemeinschaft wird 
vitalisiert. Das dritte Partnerschaftsabkommen mit 
Ghana – das darf man auch erwähnen, Herr Kollege 
Weiß – ist auf einem guten Weg, und die Coronakrise 
hat diese Verbindung sogar noch – mit dem 

großartigen Rückhalt in den Verbänden, in den Schu-
len, in den Kirchen, durch das Ghana-Forum, durch 
Engagement Global, das Südafrika Forum NRW, die 
NGOs und die Stiftungen – gestärkt. 

In der Epidemie ist NRW dort zu Hilfe gekommen mit 
150.000 Euro, und noch einmal 150.000 Euro. Der 
Verwaltungsaustausch wird lebendig, die Unterstüt-
zung für die Start-up-Szene und der kommunale Di-
alog. 

Im Gegensatz zur Ausschusssitzung haben Sie 
heute gar nicht das Thema „Südafrika“ erwähnt, Herr 
Kollege Weiß. Doch die Beziehungen zu Südafrika 
bleiben trotz aller Schwierigkeiten auf der Agenda; 
das sollten wir bitte nicht kleinreden. 

Der Haushaltsentwurf spiegelt unseren Einsatz in 
Jordanien wider. Die Zuschüsse für Projekte im In- 
und Ausland werden der Krise zum Trotz auf 1,2 Mil-
lionen Euro erhöht.  

Der Austausch mit Israel wird intensiv entwickelt, und 
zwar aus außerordentlichem Ansatz. Denn im Jahr 
2021 wird die 1.700 Jahre währende Geschichte jü-
dischen Lebens – mit der erstmaligen urkundlichen 
Erwähnung einer jüdischen Gemeinde in Köln im 
Jahr 321 – umfassend gewürdigt. 

Wer nicht die Kraft besitzt, sich zu einem aufbauen-
den Geiste zu bekennen – so Karl Arnold –, wird ver-
geblich nach dem Frieden streben. Die Menschen in 
NRW haben diese Kraft immer neu gezeigt. Sie be-
weisen sie in den letzten Monaten noch einmal mehr. 

Mit dem Haushaltsansatz für das Jahr 2021 können 
wir couragiert weitergehen. Der Vorsitz der Minister-
präsidentenkonferenz ab dem 1. Oktober 2021, der 
Einsatz für eine erfolgreiche „Konferenz zur Zukunft 
Europas“ – das sind ganz besondere Chancen auch 
in dem von Ihnen erwähnten sozialen Bereich. 

Der vorliegende Haushaltsentwurf ist ambitioniert, er 
ist konkret: um für die Welt Sorge zu tragen, die uns 
umgibt und erhält. Er nimmt Maß an der Gegensei-
tigkeit im globalen Zeitalter.  

In diesem Bewusstsein steht Nordrhein-Westfalen, 
aber auch die Bundesstadt Bonn, Seite an Seite: 
eben mit der GIZ, mit 23 Organisationen der Verein-
ten Nationen, mit dem Aufbau der Nordrhein-Westfä-
lischen Akademie für Internationale Politik. Daher bit-
ten wir um Ihre Zustimmung. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. – 
Für die Fraktion der Grünen spricht der Abgeordnete 
Herr Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Wir haben gerade wieder ein beredtes 
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Beispiel vom Kollegen Krauß mitbekommen, wie Po-
litik bei dieser sogenannten NRW-Koalition funktio-
niert: Große, dicke, fette Überschriften, aber wenn 
man ins Kleingedruckte schaut, werden Sie Ihren An-
sprüchen nicht gerecht. 

Nun kann man an dieser Stelle mit ein bisschen Zu-
friedenheit sagen, dass im Wesentlichen die Haus-
haltsansätze fortgeschrieben worden sind, es inso-
fern mit Blick auf Kürzung nichts groß zu kritisieren 
gibt.  

Wenn man aber die Botschaften, die Sie verbreiten, 
die großen Überschriften, die Herausforderungen 
konkreter beschreiben würde, müsste man sich ei-
gentlich – im Haushalt abgebildet – mehr engagie-
ren. 

Das gibt dieser Haushalt im europäischen und inter-
nationalen Bereich nicht her, sondern es ist die Fort-
schreibung des Status quo, als wenn in der Zwi-
schenzeit nichts passiert wäre, als wenn wir keine 
neuen und größeren Herausforderungen hätten, die 
Antworten erforderten.  

Vielleicht erinnert sich der eine oder andere nicht 
mehr: Wir haben gemeinsam eine Verfassungsände-
rung beschlossen, nämlich den Europabezug in die 
Verfassung aufzunehmen.  

Alle haben feierlich erklärt – insbesondere der Minis-
ter –, das sei nicht nur eine formale Beschreibung, 
sondern auch ein Handlungsauftrag und somit nicht 
nur nach hinten gerichtet, sondern auch nach vorne.  

Sehr viel Handeln jedenfalls nach vorne sehe ich in 
dem Haushalt aber auf den Feldern, die jetzt eigent-
lich entwickelt werden müssten, nicht.  

Gestern hat es eine große Rassismuskonferenz ge-
geben. Dabei ging es auch um die Vielfalt in Europa, 
gegen Rassismus, gegen Ressentiments, also sozu-
sagen um Bildung für demokratisches, vielfältiges 
Miteinander. 

Gerade die Europabildung in das Zentrum einer Eu-
ropapolitik eines Landes zu stellen, ist für mich es-
senziell. Da bleibt nicht mehr, als den Status quo fort-
zuschreiben, obwohl wir das eigentlich in jeder 
Schule und in jedem Unterricht verankern müssten. 
Es müsste Aufgabe des Europaministers sein, hier 
für Unterstützung und auch finanzielle Möglichkeiten 
für die Zukunft zu sorgen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Stichwort Pandemie. Wir haben bitter erfahren müs-
sen, dass wir in grenzüberschreitenden Gesund-
heitsfragen doch relativ blank sind, obwohl wir seit 
Langem Grenzöffnungen haben und uns über die 
Grenzen hinweg so begegnen, dass wir sie schon 
gar nicht mehr wahrnehmen.  

Wenn aber solche Krisenereignisse kommen, wird es 
schwierig: Dann fallen die Grenzbäume wieder, dann 

fehlt der Austausch an Information, dann fehlt auch 
der Abgleich der entsprechenden Normen.  

Hier könnte Unterstützung vonseiten des Landes hel-
fen, um zukünftig besser vorbereitet zu sein und das, 
was gut läuft, als Beispiel für andere umzusetzen. 

Ein weiteres Feld im internationalen Zusammenwir-
ken sind die Städtepartnerschaften: Hier geht es 
eben um Migration, hier geht es um Handel, hier geht 
es um den Austausch in verschiedenen kulturellen, 
aber auch in Umweltfragen.  

Hier fehlt eine Koordination vonseiten des Landes. 
Die aufzusetzen, ist aus unserer Sicht notwendig. 
Das fehlt in diesem Haushalt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Im entwicklungspolitischen Bereich wird das gleich-
bleibende Niveau von uns unterstützt; gar keine 
Frage. Die Herausforderungen der Zukunft aber, wie 
sie beispielsweise „Fridays for Future“, die Initiativen 
für Klimagerechtigkeit, die „Seebrücke“ für eine soli-
darische und europäische Flüchtlingspolitik oder 
auch die „Initiative Lieferkettengesetz“ auf die Tages-
ordnung setzen, tauchen nicht auf, weil eben keine 
dauerhafte Perspektive für zivilgesellschaftliches En-
gagement, für eine gerechte Welt enthalten ist. Da 
müsste mehr passieren. Das müsste systematischer 
aufbereitet werden, um hier den Herausforderungen 
gerecht zu werden. 

Lassen Sie mich am Ende, sehr geehrter Herr Minis-
ter, auch noch etwas zu einem Thema sagen, das 
Sie geschickterweise versteckt haben. Sie sind für 
die Ruhr-Konferenz zuständig. Ein bisschen habe ich 
das Gefühl, wenn ich mir den Haushalt anschaue – 
das ist bislang noch nicht wirklich diskutiert worden –: 
Das birgt die Gefahr, dass das eine Eintagsfliege 
wird.  

Im letzten Haushalt 2020 waren insgesamt 60 Millio-
nen Euro dafür vorgesehen. In diesem Haushalt fin-
det sich fast nichts mehr. Fast alles ist auf null ge-
setzt. Was ist da passiert? Hat der Finanzminister 
Ihnen den Stecker gezogen? Was ist in der Zukunft 
mit den Projekten?  

Sie haben zwar zugestanden, dass Mittel übertragen 
werden, aber ich dachte, die Ruhr-Konferenz sei ein 
Projekt, das auf mindestens zehn Jahre geplant ist. 
Wo bleibt der finanzielle Background in diesem 
Haushalt? 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Damit bin ich wieder am Anfang, bei der Koalition der 
großen Überschriften, aber eben nicht bei einer Koa-
lition für Nordrhein-Westfalen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. – 
Für die FDP spricht nun Herr Nückel. 

Thomas Nückel (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
bin mit den Reden der Oppositionspolitiker sehr zu-
frieden, weil ich irgendwie das Gefühl habe, dass sie 
eigentlich schon sehr zufrieden sind, wie wir das mit 
dem Haushalt für Europa gemacht haben. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Na ja, als Opposition ist man natürlich nicht damit zu-
frieden, wenn man zufrieden ist, sondern man ver-
sucht, irgendwelche Kritikpunkte zu finden. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Deswegen habe ich das Gefühl, Sie verlangen Ant-
worten auf Fragen, die eigentlich keiner stellt, die ei-
gentlich nur Sie stellen, und fordern auf, Brücken zu 
bauen, wo kein Spalt ist und wo kein Fluss fließt und 
überbrückt werden muss.  

Sie unternehmen deshalb den untauglichen Ver-
such, das Land aufzufordern, in Konkurrenz zur Au-
ßen- und Entwicklungspolitik des Bundes zu treten. 

Wir dagegen haben uns entschieden, die nahe lie-
genden Dinge zu unternehmen und anzupacken. 
Höchstwahrscheinlich haben Sie ein schlechtes Ge-
wissen, denn die nahe liegenden Dinge wurden unter 
Ihrer Regierungsägide beispielsweise nicht intensiv 
unternommen, 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

zum Beispiel beim Kontakt mit unseren direkten 
Nachbarn. Da sind wir forsch vorangeschritten und 
haben deswegen auch sehr vieles intensiviert wie 
das erfolgreiche Beneluxjahr.  

Wir ziehen den Spannungsbogen weiter: Wir haben 
uns um das Deutsch-Niederländische Jugendwerk 
gekümmert und versuchen, die Dynamik von zahlrei-
chen Veranstaltungen, die wir im Beneluxjahr ange-
regt haben, fortzuführen. 

Wir haben unsere tiefe Verbundenheit mit unseren 
Freunden in den Beneluxstaaten durch die Auf-
nahme und Pflege einiger schwer an COVID-19 er-
krankter Patienten aus Belgien und den Niederlan-
den bewiesen und unsere Freundschaft auch 
dadurch maßgeblich vertieft.  

Unser großer Dank gilt hier natürlich vor allem dem 
medizinischen Personal in den Kliniken von NRW. 
Das ist eben gelebte europäische Solidarität. 

Wir schauen jetzt natürlich auch noch darauf, dass 
wir die dauerhafte Finanzierung der Grenzinformati-
onspunkte geregelt bekommen und dass die maßge-
schneiderten Beratungsangebote zu den Themen 
„Arbeit“, „Soziales“, „Unternehmen“, „Wohnen“ und 

„Studieren“ weiter zur Verfügung gestellt werden 
können.  

Ein wichtiges Ziel bleibt natürlich auch im Jahr 2021 
der Abbau von grenzbedingten Hindernissen. 

Große Jubiläen stehen an. NRW wird 75 Jahre alt. 
Das wollen wir zum Anlass nehmen, das Verhältnis 
der 75 Jahre währenden engen Beziehung zu unse-
rem Taufpaten, dem Vereinigten Königreich, trotz al-
ler Umstände, die ab dem Jahreswechsel manches 
erschweren, noch enger und vertrauensvoller zu ma-
chen. 

Auch die Partnerschaften zu Frankreich und Polen 
sowie den Regionen Hauts-de-France und Schlesien 
feiern einen runden Geburtstag. Es ist auch richtig, 
dass wir zusätzliche Projektförderungen zum Titel 
„30 Jahre Regionales Weimarer Dreieck“ vorsehen 
und dem Frankreich-Polen-Jahr 2021/22 gerecht 
werden. 

Auch für die bewährten Formate – um zu Partner-
schaften wie dem Wettbewerb „Europawoche“ zu 
kommen, wo sich seitens der Kommunen, Vereine, 
Sportschulen oder Hochschulen in den vergangenen 
Jahren ein großes Interesse entwickelt hat – werden 
die Mittel spürbar erhöht.  

Bei den internationalen Angelegenheiten gehen wir, 
wie ich finde, auch ambitioniert vor. Der Schwerpunkt 
liegt natürlich auf Ghana, auf Israel und auch auf Jor-
danien. Die nunmehr seit 2007 bestehende Partner-
schaft mit Ghana wird demnächst verlängert und die 
Zusammenarbeit neu ausgerichtet.  

Auf Wunsch der ghanaischen Regierung wird die Zu-
sammenarbeit künftig mehr auf die nachhaltige Stär-
kung der Wirtschaftsbeziehungen, insbesondere auf 
die Stärkung junger Unternehmen, die dort zahlreich 
entstehen, und eben auf innovative Geschäftsmo-
delle fokussiert.  

Vor dem Hintergrund der Probleme vor Ort im Um-
gang mit der Entsorgungsfrage ist es allerdings un-
abdingbar, die Stärkung der Wirtschaft immer auch 
mit einer Stärkung der Ökologie und dem Ressour-
censchutz vor Ort zu verbinden. 

Kollege Weiß hat richtigerweise die Beziehung zu Is-
rael angesprochen. Anfang des Jahres wurde ein 
Auslandsbüro in Tel Aviv eröffnet. Das koordiniert 
und ist Anlaufstelle für sämtliche Aktivitäten Nord-
rhein-Westfalens in Israel. 

Es erleichtert natürlich spürbar das Networking der 
Partner vor Ort. Es fungiert als spannender Treff-
punkt der Hightech-Start-up-Szene. Das Büro hat in 
diesem Jahr zum Beispiel eine Kooperation zwi-
schen Krankenhäusern von Nordrhein-Westfalen 
und israelischen Experten vermittelt. Ziel ist es, die 
Klinikmitarbeiter und -mitarbeiterinnen in die Lage zu 
versetzen, chronischen Stress besser zu bewältigen. 
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Das sind kleine und konkrete, aber wichtige Projekte. 
Deswegen kann man dem Haushalt im Bereich „Eu-
ropa“ eigentlich nur zustimmen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Kollege 
Nückel. – Für die AfD spricht der Abgeordnete 
Tritschler.  

Sven Werner Tritschler (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In der Not 
sieht man ja – wie das Sprichwort schon sagt –, auf 
wen man sich verlassen kann und auch, auf wen 
man sich nicht verlassen kann.  

Wenn uns die laufende Krise wieder mal eines be-
wiesen hat, dann ist es das Versagen der Europäi-
schen Union: Außer ein paar Ratschlägen für das 
Händewaschen mit „Ode an die Freude“ kam nicht 
viel aus Brüssel. 

Aber – das sieht man auch an diesem Haushalt – das 
stört Sie nicht weiter. Sie pumpen munter weiter Geld 
für Propaganda für diesen Apparat. Je unschöner of-
fensichtlich das Gesicht wird, desto mehr Geld und 
Schminke trägt man auf, um es zu verbergen.  

Wir haben das in den Vorjahren schon kritisiert, aber 
es muss in diesem Jahr, in dem es ja eigentlich über-
all an Geld fehlt, ganz besonders gelten. Das ficht Sie 
aber nicht an; Sie erhöhen die Mittel sogar noch. 

Ich möchte meinen Lieblingsposten herausgreifen: 
die Mittel für die Freundschaft mit Polen. Nirgends 
wird die ganze Verdrehtheit Ihrer Europapolitik deut-
licher als hier.  

Vor zwei Wochen haben Sie sich alle – genau an die-
ser Stelle – noch das Maul über die angeblich man-
gelnde rechtsstaatliche Gesinnung unserer Nach-
barn zerrissen. Was war der Grund? – Die Polen ha-
ben ihr Verfassungsgericht politisch besetzt.  

Natürlich haben gerade wir Deutschen, die in ihrem 
Verfassungsgericht auch gerne mal abgelegte Minis-
terpräsidenten versorgen, jedes Recht, vom hohen 
Ross herab Haltungsnoten nach Osten zu verteilen. 

(Beifall von der AfD) 

Ihre arrogante Haltung und Ihre Erpressung Polens 
und Ungarns hat dazu geführt, dass diese beiden 
Länder, die vielleicht und zurecht besonders emp-
findlich sind, wenn sie aus irgendeiner Zentrale – sei 
sie in Brüssel oder in Moskau – Vorschriften bekom-
men, zur Notwehr gegriffen haben:  

Jetzt ist der EU-Haushalt blockiert, und das alles un-
ter einer deutschen Ratspräsidentschaft. Das ist 
quasi ein unübersehbares Mahnmal für die Lebens-
lügen Ihrer Europapolitik.  

Ich gebe Ihnen einen Tipp, so als Serviceopposition: 
Wenn Sie die Freundschaft zu Polen stärken wollen, 
braucht es dazu keinen Griff in die Tasche des Steu-
erzahlers, braucht es keine Programme, keine Bro-
schüren, keine Fähnchen und auch keinen Armin La-
schet auf dem roten Teppich.  

Lassen Sie die Polen in Ruhe und akzeptieren Sie 
ihre demokratischen Entscheidungen – auch wenn 
sie Ihnen nicht gefallen. So stärken Sie die deutsch-
polnische Freundschaft, und das bekommen Sie gra-
tis.  

(Beifall von der AfD) 

Ebenfalls kritisiert haben wir in den letzten Jahren die 
Nebenentwicklungshilfepolitik, die das Land betreibt 
und die in diesem Haushalt wieder mit rund 10 Milli-
onen Euro zu Buche schlägt.  

Da beschäftigen Sie dann für viele Euro viele wohl-
meinende Menschen mit so weltbewegenden The-
men wie: Beschaffung von Natursteinen aus verant-
wortlichen Lieferketten, die faire Durchführung von 
Veranstaltungen im Ruhrgebiet und fair gehandelte 
Arbeitskleidung. Da können sich alle furchtbar gut 
und wichtig fühlen, und es kostet Sie noch nicht ein-
mal etwas, denn es kostet ja nur den Steuerzahler 
etwas.  

Bizarr werden solche Bemühungen aber, wenn man 
sie der traurigen Realität Ihrer aktuellen Politik ge-
genüberstellt. So hat die UNICEF – das ist übrigens 
keine rechtspopulistische Organisation – zum Bei-
spiel ermittelt, dass als Folge der Lockdownpolitik – 
ich sage ausdrücklich der Lockdownpolitik und nicht 
von Corona – und der damit verbundenen ökonomi-
schen Schäden mehrere Hunderttausend Kinder 
weltweit sterben dürfen. Ich sage es noch einmal: 
Mehrere Hunderttausend Kinder werden weltweit 
sterben.  

(Zuruf von der AfD: Unglaublich!) 

Das findet in Ihrer ganzen Debatte irgendwie nicht 
statt. Daran hat auch der Ministerpräsident heute 
Morgen nicht erinnert. Mehrere Hunderttausend tote 
Kinder – vielleicht sollte uns Herr Söder einmal er-
rechnen, wie viele Flugzeuge das sind. 

Darüber hinaus wird damit gerechnet, dass aus dem-
selben Grund mehrere Zehnmillionen Menschen in 
extreme Armut fallen werden. Extreme Armut heißt: 
Hunger, Elend, Not und Tod. Das sind die Folgen Ih-
rer Lockdownpolitik.  

An diesen Toten tragen Sie dann auch Mitverantwor-
tung – so leid es mir tut. Da hilft es nichts, wenn Sie 
mit dem Geld der Steuerzahler und irgendwelchen 
Showprojekten versuchen, ein reines Gewissen ein-
zukaufen. Wir jedenfalls werden da nicht mitmachen 
und lehnen den Haushalt ab. 

(Beifall von der AfD) 



Landtag   26.11.2020 

Nordrhein-Westfalen 57 Plenarprotokoll 17/109 

 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich Herrn Minister Dr. Holthoff-
Pförtner das Wort. 

Dr. Stephan Holthoff-Pförtner, Minister für Bundes- 
und Europaangelegenheiten sowie Internationales: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Nordrhein-Westfalen ist ein europäisch 
und international ausgerichtetes Bundesland.  

Enge gestaltende Beziehungen zu Europa, zu euro-
päischen Regionen und Staaten tragen zum Wohl-
stand und zur kulturellen Entwicklung unseres Lan-
des maßgeblich bei.  

Dies ist für die Landesregierung eine Verpflichtung. 
Zahlreiche Aktivitäten besonders unserer Landes-
vertretung in Brüssel und in Berlin dienen diesem 
Auftrag. Sie sind als – wie wir sie nennen – Botschaf-
ter des Westens äußerst erfolgreich.  

Beim Ausbruch der Pandemie haben wir auf Anre-
gung des Ministerpräsidenten eine Coronataskforce 
mit unseren Nachbarländern eingerichtet.  

Der große Erfolg ihrer Arbeit war vor allen Dingen 
deshalb möglich, weil wir schon vorher großes Ver-
trauen in Belgien und in den Niederlanden durch 
viele gemeinsame Ideen, Arbeiten und Projekte auf-
gebaut haben. Dies geschah über Regierungskon-
sultationen, über die Grenzlandkonferenz und auch 
über persönliche Treffen. 

Ich bin übrigens, Herr Remmel, ausgesprochen stolz 
darauf, dass Nordrhein-Westfalen seine Grenze 
nicht für eine Stunde zugemacht hat. 

(Beifall von Lorenz Deutsch [FDP]) 

Das war bei anderen Bundesländern und Ländern 
sehr unterschiedlich. Wir sind auf dieses Vertrauen 
und auf die Arbeit der offenen Grenzen sehr stolz. 
Wir haben immer gesagt: Wer Grenzen für Men-
schen in Not zumacht, braucht sie eines Tages für 
Waren gar nicht mehr aufzumachen.  

In diesem Jahr hat der Ministerpräsident – das ist 
schon erwähnt worden – das Büro in Tel Aviv eröff-
net. Dies unterstreicht die Bedeutung, die wir dem 
Verhältnis zu Israel beimessen, und macht die Bezie-
hung zu Israel deutlich stärker. 

Ich danke den Verfassungsfraktionen dieses Hauses 
für die Aufnahme des Europabezugs in die Landes-
verfassung. 70 Jahre nach Verabschiedung unserer 
Verfassung ist dies ein Ausdruck der Identität Nord-
rhein-Westfalens und eine Verpflichtung für die Zu-
kunft.  

Wir befinden uns in einer Phase des Umbruchs, der 
ein Aufbruch werden muss. Sie kennen die Themen: 
Verabschiedung des MFR und des Fonds zur wirt-
schaftlichen Erholung, die Konferenz zur Zukunft der 
Europäischen Union, das zukünftige Verhältnis zum 

Vereinigten Königreich, die Gestaltung der Zusam-
menarbeit mit den Vereinigten Staaten und die Ant-
wort auf die Herausforderung, die die Ein-Parteien-
Diktatur in China für uns bedeutet. 

Wir haben uns für 2021 sehr viel vorgenommen; da-
von zeugt der Haushalt, der heute debattiert wird. 
Zum Beispiel sollen die Mittel zur Stärkung unserer 
Europapolitik um über 1 Million Euro auf 3,6 Millionen 
Euro erhöht werden. Dazu möchte ich folgende 
Dinge herausstellen:  

Rechtsstaatlichkeit hat für die Landesregierung 
oberste Priorität; wir haben es hier vor zwei Wochen 
debattiert. Deshalb ist das Veto von Ungarn und Po-
len gegen den Haushalt einfach nicht hinnehmbar. 
Sie hätten das Instrument, wenn sie das für rechts-
widrig halten, steht ihnen der Weg zum EuGH frei.  

Der Region Hauts-de-France und Schlesien kom-
men anlässlich der 20-jährigen Partnerschaft im Re-
gionalen Weimarer Dreieck eine besondere Bedeu-
tung zu. Das Jubiläum dieser Partnerschaft werden 
wir mit Polen und Frankreich gemeinsam würdigen. 
Dazu soll es einen Festakt mit der polnischen Spitze 
der Partnerregion geben. 2021 möchten wir auch die 
Erneuerung der jeweiligen Partnerschaftsabkommen 
nachholen.  

2021 ist nicht nur das Jahr, in dem das Vereinigte 
Königreich aus der Gemeinschaft der Europäischen 
Union austritt, sondern es ist auch das besondere Ju-
biläumsjahr mit Nordrhein-Westfalen. Deshalb wol-
len wir – gerade wegen des Brexits – unsere Zusam-
menarbeit vertiefen. Wir stellen Mittel für den Schü-
leraustausch zur Verfügung. Wir haben das Ziel ei-
nes deutsch-britischen Jugendwerks. 

Ein besonderes Anliegen ist es mir, allen gesell-
schaftlichen Gruppen den Zugang zu Europa ermög-
lichen, insbesondere europafernen Gruppen. Wir 
wollen Europa weiter stärken. Die erfolgreiche Initia-
tive „Europa – Erleben und Lernen“ werden wir des-
halb durch das europapolitische Bildungsprojekt 
„EU-Jugendbotschafter/innen an Haupt- und Real-
schulen“ ergänzen. 

Wir werden unser Engagement auf dem Balkan, dem 
geografischen Innenhof Europas, ausbauen und un-
terstützen die Konsolidierung der Europäischen 
Union. Um die Zusammenarbeit auf zivilgesellschaft-
licher Ebene zu stärken, wird es im nächsten Jahr in 
Düsseldorf eine Tagung geben, in der wir zivilgesell-
schaftliche Akteure zusammenbringen und ihnen er-
möglichen, dass sie auch ohne Unterstützung ihrer 
Nationalstaaten Projekte bekommen können. 

Mit Ghana wollen wir unser Partnerschaftsabkom-
men erneuern und damit die Zusammenarbeit weiter 
vertiefen. Ebenso haben wir den Ausbau der Koope-
ration mit den amerikanischen Bundesstaaten im 
Blick. Wir setzen auf eine neue Dynamik, die der 
Wahlsieg des ehemaligen Vizepräsidenten Biden 
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entfacht hat. Gemeinsam mit Japan und Israel sind 
die nordamerikanischen Staaten unsere wichtigsten 
politischen Partner außerhalb der Europäischen 
Union. 

Meine Damen und Herren, wir bauen darauf, trotz 
und unabhängig von der Pandemie vieles gemein-
sam zum Wohle unseres Landes umsetzen zu kön-
nen. Der eingebrachte Haushalt gibt dafür die Mittel. 
Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung. 

Noch ein letztes Wort zu Herrn Remmel: Sie haben 
bereits erwähnt, dass die nicht verausgabten Mittel 
für die Ruhrkonferenz auch in 2021 zur Verfügung 
stehen. Bei der Entwicklung der Projekte und der je-
weiligen Handlungsfelder würde ich Ihnen hier eine 
Wette anbieten: Ich beabsichtige, auch weiterhin im 
Ruhrgebiet wohnen zu bleiben. Ich bin unverändert 
zuversichtlich, und diese Zuversicht wird sicherlich 
bei Ihnen auch noch kommen. – Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister. – 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. 
Ich schließe die Aussprache zu Teil c) Europa und 
Internationales. 

Ich eröffne die Aussprache zu  

d) Sport 

Hier erteile ich für die SPD als erstem Redner dem 
Abgeordneten Bischoff das Wort. 

Rainer Bischoff (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
vorliegende Sporthaushalt hätte die Zustimmung der 
sozialdemokratischen Fraktion gefunden, wenn un-
sere Ergänzungen akzeptiert worden wären. Ich will 
am Anfang auch gleich sagen, dass wir ihn ohne die 
Ergänzungen natürlich ablehnen werden. 

Die SPD-Fraktion hat zwei Änderungsanträge ge-
stellt und wird noch einen in der dritten Lesung nach-
reichen. Als Konsequenz aus der Pandemie werden 
wir noch einen dritten Antrag stellen, den ich gleich 
darlegen will. 

Ich fand es mehr als verwunderlich und auch die Be-
gründung abenteuerlich, wie die regierungstragen-
den Fraktionen CDU und FDP im Sportausschuss 
die ersten beiden Anträge abgelehnt haben. Ich will 
die gleich noch einmal darstellen. Logischerweise 
werden wir natürlich den gesamten Sporthaushalt 
ablehnen, weil diese logischen und – wie ich fand – 
zwingenden Anträge unsererseits nicht berücksich-
tigt worden sind. 

Zum einen haben wir einen Antrag gestellt zum 
Thema „Olympiabewerbung“. Das ist nichts Neues. 
Alle vier demokratischen Fraktionen haben hier ge-
meinsam einen Antrag gestellt und sich hinter die 
Olympiabewerbung der Rhein-Ruhr-Region gestellt. 
Wir sagen, dass wir eine Machbarkeitsstudie brau-
chen. Das ist für die Fachleute auch nichts Neues – 
ich gucke Herrn Terhaag oder Herrn Nettekoven an. 
Wir haben schon zum dritten Mal eine Machbarkeits-
studie beantragt. Jedes Mal lehnen die Regierungs-
fraktionen das aus fadenscheinigen Gründen ab – 
ich vermute, weil wir den Antrag stellen. 

Dieses Mal war im Sportausschuss die Begründung, 
Herr Mronz könnte doch eine Machbarkeitsstudie 
machen. – Ja, die wäre aber privat. Die hat natürlich 
nicht dieselbe Wirkung wie eine neutrale oder hoheit-
liche Machbarkeitsstudie. Finanzieren müsste sie 
auch das Land Nordrhein-Westfalen, weil das Land 
Nordrhein-Westfalen die Olympischen Spiele will, 
wie der gemeinsame Antrag der vier Fraktionen aus-
sagt. Insofern ist es völlig logisch, dass man eine 
Machbarkeitsstudie benötigt, um festzustellen, ob 
das überhaupt geht, ob die Struktur ausreicht, die wir 
haben. Dafür müsste man eben finanzielle Mittel zur 
Verfügung stellen. Das verweigern die regierungstra-
genden Fraktionen. 

Der zweite Antrag bezog sich auch auf die Olympi-
abewerbung. Es ging um die Befragung der Bürge-
rinnen und Bürger. Auch das haben wir in dem ge-
meinsamen Antrag festgestellt, dass wir wünschen, 
dass wir die Bürgerinnen und Bürger innerhalb von 
Nordrhein-Westfalen befragen.  

Nun hat Herr Mronz auf einer Veranstaltung in Duis-
burg einen Vorschlag dazu gemacht, die Befragung 
bereits im Jahr 2021 parallel zur Bundestagswahl 
vorzunehmen. Ich habe bisher nicht erkannt, dass 
dies in den Fraktionen auf Ablehnung stößt. Es hat 
keiner widersprochen, dass das eine durchaus ak-
zeptable Idee ist. Nur dann muss man auch Geld zur 
Verfügung stellen, weil durch eine Befragung natür-
lich Kosten entstehen. 

Wenn man das nicht täte, wenn man also kein Geld 
in den Haushalt aufnehmen will, dann gibt es zwei 
Möglichkeiten. Dann muss Herr Mronz entweder pri-
vat diese Befragung bezahlen – für die Planung der 
Olympischen Spiele, die wir alle, zumindest die de-
mokratischen Fraktionen, unterstützen und wollen, 
wie wir es im Antrag festgelegt haben. Oder man ver-
letzt das Konnexitätsprinzip und überlässt den Kom-
munen die Kosten, und das Land sagt: Wir machen 
uns einen schlanken Fuß. 

Beides halten wir Sozialdemokraten für unverant-
wortlich. Wir haben im Ausschuss ganz klar gesagt, 
dass dies die Konsequenzen sind. Das Ergebnis: fa-
denscheinige, abenteuerliche Begründung, Ableh-
nung des Antrags. 



Landtag   26.11.2020 

Nordrhein-Westfalen 59 Plenarprotokoll 17/109 

 

Jetzt bin ich einmal gespannt, ob Sie einen Nach-
tragshaushalt stellen werden, wenn wir die Befra-
gung wirklich machen, weil Sie daran überhaupt nicht 
vorbeikommen. Aber Sie wollen dazu keinen SPD-
Antrag innerhalb des Sportausschusses bzw. zu den 
Haushaltsberatungen, dem Sie zustimmen. Das ist 
offensichtlich der Fall. Wir halten es für abenteuerlich 
und verantwortungslos, was Sie da machen. Das 
werden wir natürlich nicht mittragen. 

Der dritte Antrag, den wir in der dritten Lesung am 
16.12. nachreichen werden, bezieht sich auf das Pro-
gramm „Moderne Sportstätte 2022“ in Nordrhein-
Westfalen. – Da ist Frau Milz, die wollte ich angu-
cken. 

(Der Redner wendet sich an Andrea Milz, 
Staatssekretärin für Sport und Ehrenamt.) 

Das Programm ist erfolgreich. Das freut uns, und das 
ist gut. Sie haben aber im Laufe des Jahres eine Äu-
ßerung gemacht wie etwa: „Jetzt ist aber fast der 
Topf leer, jetzt müssen wir ein bisschen streuen und 
Bewilligungen verzögern.“ 

Jetzt läuft es wieder. Im Moment bekomme ich wie-
der relativ viele Bewilligungen zugestellt. Danke da-
für, dass Sie das tun und den Abgeordneten zur Ver-
fügung stellen. Aber die logische Konsequenz, die 
wir jetzt einbringen werden, ist folgende: Wir wollen 
2021 30 Millionen Euro aus 2022 vorziehen. Dann 
können die Anträge früher gestellt werden, und dann 
kann man das vorziehen. 

Wir werden in der dritten Lesung sehen, wie Sie sich 
dazu stellen. Ich persönlich bin gespannt, aber nicht 
mehr besonders optimistisch, wenn ich die anderen 
beiden Anträge und Ihr Verhalten bedenke. 

Deswegen der Schlusssatz: Unsere Anträge sind in 
meinen Augen sachlich und logisch und zum Teil so-
gar zwingend, etwa was die Befragung der Men-
schen angeht. Wenn man das will, muss man es 
auch bezahlen. Deswegen können wir Ihr Verhalten 
überhaupt nicht nachvollziehen und lehnen den 
Sporthaushalt ab. – Ich bedanke mich für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
CDU-Fraktion spricht der Abgeordnete Nettekoven. 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Eine Bewerbung für die Spiele kann nur erfolgreich 
sein, wenn sie eine breite Zustimmung der Men-
schen in unserem Land findet. Deshalb darf eine sol-
che Befragung auch keine elitäre Veranstaltung in ei-
ner geschlossenen Gesellschaft sein, bei der andere 
Städte nur von außen zuschauen dürfen. 

Daher gilt für uns ganz klar: „Ja“ zur Befragung der 
Bürgerinnen und Bürger, „Nein“ zur Reduzierung auf 
die Austragungsorte. 

(Beifall von Bodo Löttgen [CDU]) 

Ich zitiere Ihren Fraktionsvorsitzenden aus dem 
Presseartikel und deswegen, Herr Bischoff, muss ich 
zu Ihrem Antrag mit der Bürgerbefragung, glaube ich, 
nicht mehr viel sagen.  

Ich möchte die Chance nutzen, heute zum schönen 
Sporthaushalt zu sprechen, auf den wir stolz sein 
können.  

„Hier ist der Start, dort das Ziel, dazwischen musst 
du laufen.“ – Das Erfolgsrezept von Läuferlegende 
Emil Zátopek ist ein Sinnbild für die Arbeit unserer 
christlich-liberalen Regierungskoalition. Wie hinter 
Zátopeks Siegen auf den Laufstrecken steckt hinter 
unseren politischen Erfolgen vor allem eines: harte 
Arbeit. Wir ackern für den Sport, denn für Sonntags-
reden und Schönspielen gibt es keine Punkte. 

Wir haben am Start der Legislaturperiode die Ärmel 
hochgekrempelt, weil der Sport unter Rot-Grün ins 
Abseits geraten war. Seither legen wir jedes Jahr 
eine Schippe drauf – das sind wir unseren Sportland 
Nummer eins NRW schuldig. 

Auch im nächsten Jahr wird der Leistungs- und Brei-
tensport in unserem Bundesland von einer erneuten 
Erhöhung des Sportetats profitieren. Mit einem Plus 
von fast 22 Millionen Euro gegenüber dem Haus-
haltsansatz des Vorjahres schaffen wir damit erneut 
einen Mehrwert für den Sport. Für Sokrates ist Stag-
nation der Anfang vom Ende. Im Gegensatz zur Vor-
gängerregierung haben wir eine neue Dynamik für 
den Sport in unserem Land entfacht. 

Meine Damen und Herren, die erste Erhöhung der 
Zuwendungen aus den Glücksspielerlösen seit 2014 
beschert den Destinatären im Sport 2021 ein Plus 
von über 5 Millionen Euro. Die in sieben Jahren Rot-
Grün auf 50 Millionen Euro verharrte Sportpauschale 
hat seit 2018 einen Anstieg um fast 12 Millionen Euro 
erfahren. 2021 stehen somit 61.900.000 Euro zur 
Verfügung. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Mit dem Investitionsprogramm „Moderne Sportstätte 
2022“ … 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Können 
Sie das noch mal erklären, Herr Kollege?) 

– Ich habe nichts verstanden, tut mir leid. Wenn Sie 
aber eine Frage haben, stellen Sie sie ruhig. 

Mit dem Investitionsprogramm „Moderne Sportstätte 
2022“ haben wir die Trendumkehr hin zur Moderni-
sierung der Sportinfrastruktur eingeläutet. Bis Mitte 
November haben bereits rund 1.300 Vereine positive 
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Förderbescheide über rund 97 Millionen Euro für 
mehr als 1.500 Projektvorhaben erhalten. 

Vorwärts geht es auch bei der Positionierung Nord-
rhein-Westfalens als Standort nationaler und interna-
tionaler Sportgroßveranstaltungen. 2020 war die 
Bühne für sportliche Veranstaltungshighlights bereit. 
Dann kam jedoch Corona. Die Pandemie ändert vie-
les, aber wir stehen fest an der Seite unserer Sport-
verbände, Sportvereine und Veranstalter. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Über die akute Bekämpfung der Coronapandemie 
und deren Folgen hinaus halten wir den Blick auf eine 
Zukunft gerichtet, in der Großveranstaltungen wieder 
möglich sein werden. 

Die im Hinblick auf den Haushaltsentwurf vorgese-
hene Förderung zur Vorbereitung der Universiade-
Bewerbung 2025 gibt eine gute Richtung vor. Frei 
nach Johann Gottfried von Herder: „Wer nicht läuft, 
gelangt nie ans Ziel.“ 

(Beifall von der CDU und Andreas Terhaag 
[FDP]) 

Meine Damen und Herren, die Solidarität im Sport 
und mit dem Sport ist groß. Die Kölner Haie haben 
beispielsweise 100.000 virtuelle Tickets verkauft, da-
mit der Spielbetrieb wieder aufgenommen werden 
kann. Politik, Sport, Fans und Gesellschaft stehen 
zusammen. Ich freue mich darauf, wenn mein 
Freund „Mo“ Müller und Lukas Podolski gemeinsam 
für die Kölner Haie aufs Eis gehen. Getreu dem Motto 
der Kölner Haie „#immerwigger“ geht es auch im 
Sporthaushalt immer wigger. – Vielen herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. – 
Für die Fraktion der Grünen spricht die Fraktionsvor-
sitzende Frau Paul. 

Josefine Paul*) (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Ich fürchte, mit dem Zitate- 
und Mottofeuerwerk des Kollegen Nettekoven kann 
ich jetzt leider nicht mithalten, obwohl ich es schon 
eine beachtliche sportliche „Leistung“ finde, von Her-
der zu den Kölner Haien zu kommen. Chapeau, Herr 
Kollege. 

(Heiterkeit – Vereinzelt Beifall von der CDU, 
der SPD und der FDP) 

Bei einer Sache muss ich Ihnen allerdings widerspre-
chen. – Wenn ich jetzt auch noch von der NRW-
Koalition Beifall bekomme, dann ist mir das vielleicht 
fast ein wenig viel Sportfraktion. 

(Beifall von Henning Höne [FDP]) 

Deshalb sage ich gleich etwas zur Sicherheit, bei 
dem ich mich wundern würde, wenn Sie dazu auch 
noch applaudieren würden. Herr Kollege Nette-
koven, Sie haben darauf hingewiesen, dass es einen 
Stillstand unter Rot-Grün gegeben habe. Gott sei 
Dank habe aber endlich Schwarz-Gelb die Landes-
regierung übernommen, und jetzt sei alles besser ge-
worden ist. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das ist das Mantra, das Sie allen Leuten erzählen, 
und wenn Sie sich das lange genug selbst erzählen, 
wird eine neue Landesregierung, wie die Kommunal-
ministerin sie gestern immer noch betitelt hat, das ir-
gendwann noch selbst glauben. 

Zur Wahrheit gehört allerdings ebenso – jetzt erwarte 
ich auch Applaus –, dass es Rot-Grün war, die den 
Pakt für den Sport erstmals tatsächlich mit Geld hin-
terlegt hat. Da kann man einmal applaudieren. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

– Das macht die andere Hälfte des anderen Saals; 
wunderbar. – Gut ist aber – applaudieren Sie jetzt 
bitte alle zusammen –, dass diese Tradition durch 
Schwarz-Gelb fortgesetzt wurde, 

(Heiterkeit von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

sodass wir sagen können: Das Sportland Nummer 
eins kann sich auf seine Politik im Ganzen verlassen. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der 
SPD) 

– Dass ich das noch erleben darf; und das zum 
Thema „Sport“ – hervorragend! 

(Heiterkeit von Josef Hovenjürgen [CDU] – Zu-
ruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Jetzt kommen wir allerdings zu ernsteren Themen. 
Dieses Sportjahr steht natürlich wie alles andere 
auch im Zeichen von Corona, und auch unsere 
Sportvereine haben massiv unter Corona zu leiden. 
Der Sportbetrieb ist bereits das ganze Jahr stark ein-
geschränkt, und derzeit ist er fast völlig zum Erliegen 
gekommen. 

Sportgroßveranstaltungen, die geplant waren, muss-
ten in diesem Jahr abgesagt werden. Ich möchte 
exemplarisch die EuroGames, die wir hier im Haus 
gemeinsam unterstützt haben, die Makkabi-Spiele, 
die Finals, aber auch diverse andere wie Kanuwett-
bewerbe etc. nennen. 

Man muss an dieser Stelle einmal deutlich machen, 
dass der Sport diese Situation mit großer Solidarität 
mitträgt und sie vor allem im Frühjahr mit großer Kre-
ativität gemeistert hat. Ich denke dabei nur an manch 
digitales Wohnzimmer-Sportangebot oder die viele 
Angebote im Sommer zu unterschiedlichsten Bewe-
gungen mit Abstand und draußen. 
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Ich möchte mich bei der Landesregierung – ich su-
che gerade, ah, da ist die Staatssekretärin – dafür 
bedanken, dass es für unsere Sportvereine eine 
schnelle und unbürokratische Unterstützung gege-
ben hat. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU], Britta 
Oellers [CDU] und Andreas Terhaag [FDP]) 

– Jetzt reicht es aber langsam mit dem Beifall von 
Schwarz-Gelb; ich kann doch gar nicht mehr in 
meine eigene Fraktion zurückgehen, wenn Sie so 
weitermachen. 

(Heiterkeit von den GRÜNEN, der CDU, der 
FDP und Ursula Heinen-Esser, Ministerin für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz) 

– Dann setze ich mich zu Ihnen. – Man muss aber 
auch ein wenig Wasser in den Wein gießen, denn wir 
werden schauen müssen, inwieweit noch zusätzliche 
Kosten im Bereich der Hygiene, aber auch für andere 
Maßnahmen, die notwendig geworden sind, abge-
deckt werden können und müssen. 

Außerdem haben wir uns schon länger darüber un-
terhalten, dass wir für die nächsten Wochen und Mo-
nate kreative Konzepte brauchen werden. Das be-
deutet weiterhin, dass wir für den Sport die Ermögli-
chung eines Stufenplans brauchen, weil sowohl wir 
als auch der Sport noch eine Weile mit der Pandemie 
werden leben müssen. 

Der Sport hat schon vieles auf den Weg gebracht. 
Zum Beispiel hat die Deutsche Sportjugend einen 
Stufenplan vorgestellt. Jetzt muss es allerdings um 
die Rahmenbedingungen gehen, die die Politik set-
zen muss, damit so etwas tatsächlich möglich ge-
macht werden kann. 

(Beifall von Verena Schäffer [GRÜNE]) 

Einen großen Teil der Ausschussdebatte über den 
Haushalt haben wir tatsächlich über die Frage 
„Machbarkeitsstudie Olympische und Paralympische 
Spiele“ und wie die gemacht werden muss, geführt. 
Es geht um Transparenz bei den Gesamtkosten. Da-
bei wiederum geht es dann eben nicht nur um das 
Spiele-Budget und das, wofür Herr Mronz dann ver-
antwortlich zeichnen würde, sondern es geht um die 
Gesamtinvestitionssumme, die notwendig wäre, weil 
insbesondere die Infrastruktur, die der Durchführung 
nicht unmittelbar dient, für hohe Kosten bei den 
Olympischen Spielen entscheidend ist. Wir unterstüt-
zen deswegen das Ansinnen der SPD einer Mach-
barkeitsstudie in diesem Bereich. 

Auch da würde ich aber gerne Herrn Nettekoven auf-
greifen, der gesagt hat, man müsste irgendwie star-
ten. Ich glaube allerdings, dass es nicht reicht, wenn 
sich die Koalition und die Regierung permanent dar-
über freuen, dass wir uns möglicherweise bewerben 
könnten. Wenn Sie nicht bald ein vernünftiges 

Konzept vorlegen, befürchte ich, dass wir nicht los-
laufen werden, sondern dann Sie werden in den 
Startlöchern steckenbleiben. Herr Nettekoven, ich 
glaube nicht, dass es das ist, was wir wollen können. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir können auch durchaus dem Ansinnen der SPD 
etwas abgewinnen, was die Frage der Vorziehung 
der Mittel für die Sportstättenförderung anbelangt. 
Das kann ein Beitrag zur Konjunkturförderung sein. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch einmal 
auf den großen Punkt der Bäder hinweisen. Wir müs-
sen gemeinsam mit dem Bund einen Masterplan „Bä-
der“ auf den Weg bringen. Die Kommunalministerin 
hat in der letzten Sportausschusssitzung darauf hin-
gewiesen, dass sie aus Städtebaufördermitteln im 
Grunde genommen mehr für die Bäderinfrastruktur 
getan hat, als über das Bundesprogramm getan wer-
den konnte. Aus meiner Sicht kann das so nicht rich-
tig sein. 

Wir müssen schauen, wie wir unsere Bäderinfra-
struktur wieder fit machen. Die Bäder dürfen nicht ba-
den gehen. Es sind wichtige Orte der Begegnung, 
wichtige kommunale Orte. Da dürfen wir insbeson-
dere in solch schweren Zeiten die Kommunen nicht 
alleine lassen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und Regina Kopp-
Herr [SPD]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die FDP spricht der Abgeordnete Terhaag. 

Andreas Terhaag (FDP): Sehr geehrter Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sport ist wichtig; 
das haben die Vorredner alle richtig festgestellt. Ge-
rade in diesem Jahr, in dem unser normales Leben 
mit unseren Freizeitbeschäftigungen praktisch still-
steht, wird uns diese Bedeutung erst recht bewusst. 
Sport spielt innerhalb unserer Gesellschaft eine feste 
Rolle. Er ist wichtig für die körperliche und seelische 
Gesundheit, stärkt das soziale Leben und muss des-
halb unbedingt gefördert werden. 

Nordrhein-Westfalen ist ein starkes Sportland, und 
wir wollen diese Position trotz der Krise beibehalten 
und ausbauen. Wir sind überzeugt, dass Investitio-
nen im Sport allen Bürgerinnen und Bürgern spürbar 
zugutekommen werden. Das schafft Vertrauen und 
stärkt den organisierten Sport in der Krise. 

Wir haben deshalb in der Krise ein funktionstüchtiges 
Sicherungsnetz aus einem ganzen Bündel von Hilfs-
maßnahmen auf den Weg gebracht. Für diese un-
komplizierte Zusammenarbeit bei unseren Hilfspake-
ten für den Sport und den dauerhaften Einsatz der 
Abteilung Sport mit unserer Staatssekretärin Andrea 
Milz möchte ich mich an dieser Stelle unbedingt be-
danken. 
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(Beifall von Jörn Freynick [FDP] – Vereinzelt 
Beifall von der CDU) 

Durch diese ziel- und sachorientierte Zusammenar-
beit können wir konkrete schnelle Hilfe und Unterstüt-
zung für unsere Sportvereine leisten. Und das hat 
momentan allerhöchste Priorität. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch das kom-
mende Jahr 2021 wird ein besonderes werden, da 
man davon ausgehen kann, dass es auch weiterhin 
von der Coronapandemie gekennzeichnet sein wird. 
Unserer Fraktion ist wichtig, einerseits das Zerbre-
chen unserer Sportstrukturen zu verhindern und an-
dererseits gleichzeitig wieder in den Normalbetrieb 
zu kommen. 

Unser aller Ziel sollte es sein, so schnell wie möglich, 
aber so wie von den Umständen geboten in den 
Sportalltag zurückzukehren. Insofern freue ich mich, 
dass der Ministerpräsident in seiner gestrigen Rede 
explizit festgestellt hat, dass der Jugendsport bei sin-
kenden Infektionszahlen als einer der ersten Berei-
che mit Lockerungen rechnen darf. 

(Beifall von Jörn Freynick [FDP] und der CDU) 

Perspektivisch müssen wir wieder auf das gewohnte 
Angebot im Breiten-wie im Leistungssport kommen, 
also Freude und Spaß an Bewegung und Sport, die 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen durch 
Bewegung, Prävention und Rehabilitation durch 
Sport. Für dieses Ziel nehmen wir im Haushaltsplan 
2021 mehr Geld, insgesamt rund 22 Millionen Euro, 
als in diesem Jahr in die Hand. Damit schaffen wir 
Zuverlässigkeit, Perspektiven und Begeisterung für 
Sport und Bewegung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Kollegin Paul 
hat es ja gerade erwähnt: Viele große und wichtige 
Sportveranstaltungen sind in diesem Jahr ausgefal-
len. Ich zähle sie jetzt gar nicht mehr auf. Umso wich-
tiger ist es, künftig stattfindende herausragende 
Sportevents anzuwerben und auszurichten.  

Deshalb liegt im kommenden Jahr ein finanzieller Fo-
kus mit rund 10 Millionen Euro auf dem Bereich 
sportliche Großveranstaltungen. Wir haben zum Bei-
spiel zwei ganz große Highlights in greifbarer Nähe; 
das ist auch schon erwähnt worden. Zum einen ste-
hen wir kurz vor dem Zuschlag für die Sommeruniver-
siade Rhein/Ruhr 2025, zum anderen haben wir echte 
Chancen – auch das ist schon erwähnt worden – auf 
eine erfolgreiche Bewerbung um die Olympischen 
und Paralympischen Sommerspiele 2032. 

Bisher – das hat der Kollege Bischof auch schon er-
läutert – ist es eine Privatinitiative, die wir als FDP-
Landtagsfraktion befürworten und unterstützen. Aber 
der alljährlichen Forderung der SPD nach einer 
staatlichen Machbarkeitsstudie – diese hat sie in ei-
nem Änderungsantrag erhoben – stehen wir insoweit 
kritisch gegenüber, als sie zur Unzeit gestellt wird.  

Solange sich der Deutsche Olympische Sportbund 
als Entscheidungsträger nicht zu einer Olympiabe-
werbung bekennt und diese offiziell unterstützt, wird 
mit jeder öffentlichen Studie unnötig Steuergeld ver-
brannt. Das entspricht nicht den Haushaltsgrundsät-
zen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit der 
NRW-Koalition. 

Das gilt im Übrigen auch für die von der SPD aus der 
Luft gegriffenen Kalkulationskosten in Höhe von 
4 Millionen Euro für die Durchführung einer Bürger-
befragung anlässlich der Bewerbungsinitiative. Des-
halb appelliere ich an die Sportkollegen der SPD-
Fraktion, bei diesem Thema doch bitte wieder zur 
konstruktiven Sachlichkeit zurückzukehren. 

(Beifall von Henning Rehbaum [CDU]) 

Lassen Sie uns, wie wir es gewohnt sind, gemeinsam 
ein einzigartiges Olympia von jedem Gigantismus 
befreit in einem neuen, modernen, innovativen und 
nachhaltigen Konzept unter dem Motto „Olympia für 
und mit den Bürgern“ schaffen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser in diesem 
Jahr gestartetes Landesprogramm „Moderne Sport-
stätte“ ist bei den Sportvereinen auf größtes Inte-
resse gestoßen. Um dem Ansturm gerecht zu wer-
den, haben wir daher zusätzliche 10 Millionen Euro 
Fördersumme auf das nächste Jahr vorgezogen, so-
dass im kommenden Jahr der Fördertopf stolze 
90 Millionen Euro beträgt. Insofern, Herr Bischof, 
sind wir Ihrem Antrag quasi vorausgeeilt. Von daher 
überlegen Sie sich mal, ob Sie diesen noch stellen 
wollen. 

Mit der ersten Ergänzungsvorlage zum Haushalt ist 
nun klar, dass unsere Destinatäre aus den Glücks-
spielerlösen sich nach sechs Jahren Stillstand ab 
nächstem Jahr über deutlich mehr Geld freuen kön-
nen. Künftig steht allen ein Finanztopf von 100 Milli-
onen Euro zur Verfügung. Der Sport erhält dabei mit 
rund 5 Millionen Euro einen großen Teil. So kann der 
Landesportbund mit über 4 Millionen Euro zusätzlich 
kalkulieren. Auch die Sportstiftung NRW darf sich 
über rund eine halbe Million Euro Mehreinahmen 
freuen. Somit stehen stolze 4,4 Millionen Euro für die 
Individualförderung von Sportlerinnen und Sportlern 
und für den paralympischen Zweig in der Sportstif-
tung zur Verfügung. 

Zusammenfassend halte ich fest, dass der kontinu-
ierlich aufwachsende Sporthaushalt im kommenden 
Jahr erneut einen Ausdruck unserer Wertschätzung 
gegenüber dem Sport darstellt und dessen hohen 
Stellenwert in der Koalition unterstreicht. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Herzlichen Dank. – Für die 
AfD spricht nun der Abgeordnete Herr Keith. 
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Andreas Keith (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Erstens kommt es 
anders und zweitens als man denkt. Herr Nettekoven 
von der CDU sprach vor einem Jahr davon, dass der 
Sport in NRW den frischen Rückenwind aus Düssel-
dorf spüre. Herr Terhaag von der FDP prophezeite – 
Zitat – „ein weiteres gutes Jahr für den Sport“. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Richtig!) 

Heute stellen wir fest, die Coronapolitik Ihrer Regie-
rungsparteien hat den Sportlern den Wind komplett 
aus den Segeln genommen. Meine Damen und Her-
ren, 2020 war ein ganz schwarzes Jahr auch für den 
Sport. Bei den Vereinen herrscht Stillstand und viele 
Fitnessstudios stehen vor der Insolvenz – und das 
trotz erheblicher Investitionen der Betreiber in Hygie-
nekonzepte und Luftfilteranlagen. Wie viele Lock-
downs und Rettungsschirme sind eigentlich noch 
notwendig, damit Sie erkennen können, dass man 
die Pandemie mit dieser Art von Beschränkungen 
und Verboten im Bereich Sport schlichtweg nicht 
ausmerzen kann? 

(Vereinzelt Beifall von der AfD) 

Beenden Sie diese sinnlosen Maßnahmen und den 
unnötigen Stillstand. Bringen Sie endlich wieder Be-
wegung in den Sport. 

Kommen wir zu Ihren Olympiaträumen. Schade, 
dass der Ministerpräsident nicht da ist. Ich habe es 
im Jahr 2018 zu ihm gesagt, ich habe es im Jahr 
2019 gesagt und ich sage es Ihnen heute erneut: Im 
Hinblick auf die Olympiabewerbung für 2032 muss im 
Rahmen einer Studie festgestellt werden, wie viele 
Sportanlagen in Nordrhein-Westfalen existieren und 
in welchem Zustand sie sich befinden. Erst das 
würde eine seriöse, transparente und realistische 
Planung für eine Bewerbung um die Spiele ermögli-
chen.  

Die Verbände fordern es, wir fordern es und Sie, Sie 
ignorieren es. Fürchten Sie etwa die Ergebnisse ei-
ner solchen Studie? Oder fürchten Sie die Meinung 
der Bürger, die solche Großereignisse letztendlich fi-
nanzieren müssen? 

Sie behaupten doch aber, das Interesse an der 
Olympiabewerbung käme aus der Mitte der Gesell-
schaft. Wann haben Sie denn vor, die Mitte der Ge-
sellschaft, also die Bürger Nordrhein-Westfalens, zu 
fragen? Wir haben am 14. November 2019 in einem 
Entschließungsantrag gefordert, die rechtlichen 
Grundlagen für eine solche Befragung zu schaffen. 
Die Gesellschaft besteht nämlich nicht nur aus den 
Oberbürgermeistern, den Vertretern aus Politik und 
Wirtschaft, der Hochfinanz und einem Sportevent-
manager. 

Nicht erst seit den gescheiterten Olympiabewerbun-
gen von München und Hamburg und der ausufern-
den Korruption rund um die Spiele in Rio de Janeiro 
wissen wir, dass fast niemand mehr Vertrauen in das 

Internationale Olympische Komitee hat. Und nein, 
die Bürger in Hamburg und München haben sich 
nicht gegen den Sport entschieden, sondern gegen 
die horrenden Kosten, gegen die intransparenten 
Vergabekriterien und gegen die Profitgier des IOC. 

(Beifall von der AfD) 

Ich bitte Sie: Schaffen Sie bei uns endlich die rechtli-
chen Möglichkeiten für eine Volksbefragung, damit 
die Bewerbung auch wirklich von allen Menschen in 
unserem Land getragen werden kann. 

Knapp 174 Millionen Euro – diese Summe veran-
schlagen Sie für das kommende Jahr für den Sport 
und das Ehrenamt in Nordrhein-Westfalen. Rund 
34 Millionen Euro fließen an den Landesportbund, 
ca. 9,7 Millionen Euro wurden für die Förderung von 
Sportgroßveranstaltungen eingestellt. Etwa 90 Milli-
onen Euro fließen in das Landesprogramm „Moderne 
Sportstätte“.  

Zum Vergleich: Der Investitions- und Sanierungsstau 
für die gesamte Sportinfrastruktur in Nordrhein-West-
falen beträgt je nach Gutachten zwischen 2,5 und 
4 Milliarden Euro. Ein Beispiel: Allein die geplante 
Sanierung des Gruga-Bades im hochverschuldeten 
CDU-geführten Essen könnte bis zu 70 Millionen 
Euro Kosten. Und Gruga-Bäder gibt es leider viele in 
NRW. 

Ja, das Programm „Moderne Sportstätte“ ist ein 
Schritt in die richtige Richtung. Doch die veran-
schlagte Summe von 300 Millionen Euro wird nicht 
ausreichen, um unsere teils marode Sportinfrastruk-
tur nachhaltig zu modernisieren. Die Investitionen 
dieser Legislaturperiode werden die Versäumnisse 
der letzten Jahrzehnte nicht wettmachen und auch 
den Sanierungsstau nicht bewältigen können.  

Gern möchte ich an den 1959 entwickelten Goldenen 
Plan erinnern, einen 15-Jahres-Plan, der zur Wieder-
herstellung der Sportstätteninfrastruktur in Deutsch-
land mit einem Investitionsvolumen von 17,4 Milliar-
den DM aufgelegt wurde. Wir brauchen jetzt ein ähn-
liches langfristiges und tragfähiges Sanierungskon-
zept für NRW, ein Konzept, von dem im Gegensatz 
zu Olympia wirklich alle Menschen in Nordrhein-
Westfalen profitieren können. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Keith. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Frau Ministerin Heinen-Esser in Stellvertretung 
für Herrn Ministerpräsidenten Laschet.  

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Landesregierung unterstützt den Breitensport, 
den Profisport, die Sportvereine, die Sportverbände, 
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die Sportlerinnen und Sportler und die im Sport En-
gagierten bei der Bewältigung der Krise mit schnellen 
und unbürokratischen Hilfen. Mit Blick auf den vorlie-
genden Haushaltsentwurf für das Jahr 2021 können 
die Sportorganisationen darauf vertrauen, dass wir 
diesen Weg weiter fortsetzen. 

Das ist auch deshalb besonders wichtig, weil die Si-
tuation für viele Sportlerinnen und Sportler im Augen-
blick ausgesprochen schwierig ist. Fast alle meine 
Vorrednerinnen und Vorredner haben es schon ge-
sagt. Es ist eben etwas anderes, wenn ich alleine bei 
mir im Wohnzimmer ein Athletiktraining mit Zoom 
mache oder als Jugendlicher alleine durch den Park 
jogge. Es fehlt das Gemeinschaftsgefühl, es fehlt die 
Freude am Wettkampf. Den Sportlerinnen und Sport-
lern in Nordrhein-Westfalen muss man auch einmal 
ein ordentliches Dankeschön dafür sagen, dass sie 
diesen Kurs, der in der Coronazeit notwendig ist, mit-
tragen und ihn aktiv mit vielen Ideen wie zum Beispiel 
der Landessportbund unterstützen. 

(Beifall von der CDU, der FDP und Josefine 
Paul [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, wir schaffen mit dem 
Haushaltsentwurf die Basis dafür, gemeinsam mit 
unseren Partnern diejenigen Vorhaben nachholen zu 
können, die pandemiebedingt nicht oder nicht wie ge-
plant durchgeführt werden konnten. Wir halten unse-
ren Kurs und sorgen bei der Förderung der Sportent-
wicklung für weitere Kontinuität. Wir schaffen Ver-
trauen und sorgen – das ist auch besonders wichtig – 
für Zuversicht.  

Pandemiebedingt – das wurde auch schon gesagt – 
mussten in diesem Jahr viele Veranstaltungen aus-
fallen oder verschoben werden. Die Finals Rhein-
Ruhr 2020 sind ein prominentes Beispiel. In allen die-
sen Fällen haben wir aber an unseren Förderzusa-
gen festgehalten und auch bei Absagen von Veran-
staltungen Ausgaben als förderfähig anerkannt. So 
konnten wir den Sportvereinen und -verbänden, den 
Kommunen und den Sportstättenbetreibern verläss-
lich helfen. Deshalb wird der gute Ruf, den Nord-
rhein-Westfalen für bedeutsame Sportveranstaltun-
gen national und international hat, auch in dieser 
Krise verfestigt und weiter ausgebaut. Natürlich hof-
fen wir alle, dass im Jahr 2021 wieder die Möglichkeit 
gegeben ist, unser Sportland Nordrhein-Westfalen 
tatsächlich von seiner allerbesten Seite zu zeigen.  

Eigentlich ist mit den Finals 2021, mit den Ruhr Ga-
mes, mit der Parakanu- und Kanu-Europameister-
schaft, mit dem Basket Ball Final Four oder mit den 
Deutschen Meisterschaften in der Hallenleichtathle-
tik ein großartiges Sportjahr zu erwarten. Es gibt viele 
schöne Ereignisse im Jahr 2021, auf die wir uns in 
Nordrhein-Westfalen auch freuen können. 

Der Haushaltsplanentwurf sieht neben den Ansätzen 
zur Förderung der genannten herausragenden Ver-
anstaltungen auch zusätzliche Mitte für die Vor-

bereitung auf die Universiade 2025 vor. Wir sind zu-
versichtlich und auch ein bisschen optimistisch, dass 
wir den internationalen Hochschulsportverband da-
von überzeugen können, dass Rhein-Ruhr die bes-
ten Voraussetzungen für erfolgreiche World Univer-
sity Games bietet. Die weltweit zweitgrößte Multi-
sportveranstaltung wäre eine herausragende Visi-
tenkarte für das Sportland Nordrhein-Westfalen und 
ein bedeutender Schritt auf dem Weg zu den Olym-
pischen und den Paralympischen Spielen.  

Meine Damen und Herren, die Attraktivität des Sport-
landes Nordrhein-Westfalen wird auch an seinen 
Sportstätten gemessen. Eine gute Infrastruktur ist 
zwingende Voraussetzung für eine zukunftsfeste 
Sportentwicklung. Deshalb werden wir den Sport 
weiterhin dabei unterstützen, seine Sportanlagen 
zeitgemäß zu modernisieren. Das Landesprogramm 
„Moderne Sportstätten 2022“ ist hierbei ein voller Er-
folg und erfährt im Sport große Resonanz. Wie im 
Haushaltsentwurf vorgesehen, sollen hier die Ausga-
bemittel um 10 Millionen auf 90 Millionen Euro erhöht 
werden. 

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle muss 
man Sportstaatssekretärin Andrea Milz ein herzli-
ches Dankeschön sagen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie engagiert sich wirklich unglaublich für den Sport. 
Ich freue mich jedes Mal, wenn ich die Listen von 
Sportstätten oder Sportplätzen lese, die wieder eine 
Chance haben, wichtige Infrastrukturmaßnahmen o-
der Erneuerungsmaßnahmen durchzuführen. Du 
treibst das als Sportstaatssekretärin alles voran und 
machst unser Land wirklich zum Sportland Nummer 
eins. Herzlichen Dank dafür! 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir hatten das Glück, 
dass die Erlöse aus den Glücksspielen sich erhöht 
haben. Davon profitiert auch der Sport. Der Lan-
dessportbund, die Sportschulen, der Fußballver-
band, die Sportstiftung NRW und das Deutsche 
Sport- und Olympiamuseum erfahren hierüber noch-
mals zusätzliche Unterstützung. Das ist in diesen 
schwierigen Zeiten ein besonderes Signal. Ich freue 
mich und hoffe, dass der Jugendsport – Herr 
Terhaag hat es schon erwähnt – eine Chance hat, 
möglichst zügig wieder starten zu können, wenn das 
Schlimmste der Pandemie vorbei ist. – Danke. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. Damit sind wir am Schluss der Aus-
sprache zu Teil „d) Sport“ des Einzelplans 02 
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Wir kommen zur Abstimmung  über den Einzelplan 02. 
Zuvor stimmen wir aber über drei Änderungsanträge 
ab, die ich jetzt aufrufe. 

Der erste Änderungsantrag, über den wir abstimmen, 
kommt von der Fraktion der SPD, Drucksache 
17/11933. Wer möchte diesem Änderungsantrag zu-
stimmen? – Das sind SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und die AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – CDU 
und FDP. Gibt es Stimmenthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Dann ist der Änderungsantrag Drucksa-
che 17/11933 mit dem soeben festgestellten Abstim-
mungsergebnis abgelehnt.  

Ich rufe den zweiten Änderungsantrag – ebenfalls 
von der Fraktion der SPD gestellt – Drucksache 
17/11934 auf. Wer stimmt diesem Änderungsantrag 
zu? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dage-
gen? – CDU und FDP. Stimmenthaltungen sind dem-
zufolge bei der AfD-Fraktion. Damit ist auch dieser Än-
derungsantrag Drucksache 17/11934 mit dem fest-
gestellten Abstimmungsergebnis abgelehnt. 

Ich rufe den dritten Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD Drucksache 17/11935 auf. Wer stimmt diesem 
Änderungsantrag zu? – SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer stimmt dagegen? – CDU, FDP und die 
AfD-Fraktion. Gibt es Stimmenthaltungen? – Das ist 
nicht der Fall. Dann ist auch dieser Änderungsan-
trag Drucksache 17/11935 mit dem festgestellten 
Abstimmungsergebnis abgelehnt. 

Damit kommen wir jetzt zur Abstimmung über den 
Einzelplan 02, den Haushalt des Ministerpräsiden-
ten. Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt 
in Drucksache 17/11902, den Einzelplan 02 unverän-
dert anzunehmen. Wir kommen damit zur Abstim-
mung über den Einzelplan selbst. Wer dem Einzel-
plan seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind die CDU-Fraktion 
und die FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind SPD, Bündnis 90/Die Grünen und die AfD-Frak-
tion. Gibt es Stimmenthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Dann ist der Einzelplan 02 in zweiter Lesung 
mit dem soeben festgestellten Abstimmungsergeb-
nis angenommen. 

Ich komme noch einmal auf den Einzelplan 09 – Mi-
nisterium für Verkehr – zurück, über den wir vor der 
abstimmungsfreien Mittagszeit debattiert haben, 
über den wir aber nicht mehr abstimmen konnten. 
Die Hinweise kennen Sie. Sie erinnern sich auch an 
die Debatte, sodass ich sofort zur Abstimmung über 
den Einzelplan 09 übergehen kann. 

Auch hier empfiehlt der Haushalts- und Finanzaus-
schuss in Drucksache 17/11909, den Einzelplan 09 
unverändert anzunehmen. Deshalb stimmen wir 
auch hier über den Einzelplan und nicht über die Be-
schlussempfehlung ab. Wer dem Einzelplan 09 zustim-
men möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. 
Das sind CDU und FDP. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Die 

Enthaltungen sind demzufolge bei der AfD-Fraktion. 
Mit diesem festgestellten Abstimmungsergebnis ist 
der Einzelplan 09 in zweiter Lesung angenom-
men. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort mit: 

Einzelplan 14 
Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digita-
lisierung und Energie 

Auch hier liegt uns eine Beschlussempfehlung und 
ein Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
vor. Dieser Bericht trägt die Drucksachennummer 
17/11914. Wir debattieren in drei Teilbereichen näm-
lich Wirtschaft, Energie und Landesplanung sowie In-
novation und Digitalisierung.  

Ich rufe den ersten Bereich auf: 

a) Wirtschaft 

Für die SPD-Fraktion hat Herr Kollege Sundermann 
das Wort. 

Frank Sundermann (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Vorlage eines Haushalts, 
hier des Einzelplans 14, Wirtschaft, Energie und Lan-
desplanung, zeigt auch immer eine Strategie der 
Landesregierung auf, nämlich die Art und Weise, wie 
sie dieses Politikfeld gestalten will. Sie hinterlegt das 
mit Summen.  

Ich würde gerne mit Ihnen mal ein wenig schauen, 
was bisher mit diesen grundsätzlichen strategischen 
Ausrichtungen erreicht wurde.  

Überdeckt wird dieses natürlich alles wie viele an-
dere Politikfelder durch die Problematiken, die wir 
durch Corona haben. Deswegen möchte ich mit 
Ihnen überlegen, wie wir als nordrhein-westfälische 
Wirtschaft in das Jahr 2020 gegangen sind. Wenn 
man dann einen Blick auf die Industrie dieses Landes 
wirft, die ein Schwerpunkt der Wirtschaft hier in Nord-
rhein-Westfalen ist, müssen wir feststellen, dass wir 
mit einem Minus von 1,9 % im Vergleich zu 2018 in 
dieses Jahr gegangen sind.  

Lassen Sie uns einmal aus der Sicht der Wirtschaft 
die Situation in Nordrhein-Westfalen zur Jahres-
wende 2019/2020 genauer betrachten. Dazu emp-
fehle ich die Konjunkturumfrage von METALL NRW 
zum Jahreswechsel, in der sehr deutlich wird, dass 
diese in vielen wirtschaftspolitischen Feldern negativ 
beurteilt wird. Ich kann feststellen, dass wir durchaus 
ein Stück weit als kranker Mann in dieses Krisenjahr 
gegangen sind.  

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nun auf 
einen für uns alle in den vergangenen 18 Monaten 
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neben der Coronaproblematik gravierenden Verän-
derungsprozess, der auch wirtschaftspolitische Impli-
kationen hat, schauen. Das ist der Kohleausstieg im 
Rheinischen Revier.  

Wir können hier, meine ich, gemeinsam feststellen, 
dass dieser Kohleausstieg durch die entsprechen-
den Bundesmittel auskömmlich finanziert wird. Der 
eine oder andere ist ja auch hier aus der betroffenen 
Region. Viele Prozesse sind ja auch schon ange-
schoben, und verschiedene Projekte sind identifiziert 
worden.  

Wir könnten gemeinsam überlegen, wie ein ideales 
Projekt, das wir uns für das Rheinische Revier vor-
stellen würden, aussehen würde. Der Ausgangspunkt 
wäre die Grundlagenforschung an der Hochschule, 
dann eine Start-up-Ausgründung und anschließend 
aus diesem Start-up heraus eine industrielle Fertigung 
und das dann auch noch in einem Zukunftsfeld. Das 
haben wir bzw. – so sollte ich es vielleicht sagen – 
hatten wir doch.  

Das hatten wir mit dem E-Mobilitätscluster im Raum 
Aachen. Wir haben mit StreetScooter und e.Go ge-
nau das erreicht, dass wir am Ende eine industrielle 
Fertigung dort haben. Wenn wir uns aber die Ent-
wicklung dieses Jahres anschauen, müssen wir fest-
stellen, dass es nicht funktioniert hat, dass die Lan-
desregierung es nicht hinbekommen hat, weil sie 
vielleicht nicht den Willen, die Kraft oder das Können 
hat, dieses Projekt langfristig „ans Fliegen“ zu brin-
gen. Das ist sicherlich keine gute Blaupause für das, 
was in den nächsten Jahren da passieren soll.  

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns gemein-
sam auf die Kernaufgabe und die Kernkompetenz 
guter Wirtschaftspolitik schauen und dann überle-
gen, ob wir die strategischen Ausrichtungen der Lan-
desregierung hier auch wiederfinden. Das Erste ist 
sicherlich die Schaffung verlässlicher Rahmenbedin-
gungen, und das Zweite ist – da werde ich bei dem 
Minister sicherlich offene Türen einrennen – eine we-
nig zeitintensive Umsetzung dieser Rahmenbedin-
gungen, die wir haben.  

Lassen Sie uns gemeinsam auf einen sehr aktuellen 
Fall schauen, nämlich auf das Ladenöffnungsgesetz. 
Haben wir hier eine leichte Umsetzung? – Sie haben 
eine Anwendungshilfe zum Ladenöffnungsgesetz 
aufgelegt, die sieben Seiten umfasst, und die Anlage 
zu den Anwendungshilfen hat 46 Seiten. Herr Minis-
ter, ich denke, ein anwendungsfreundliches Gesetz 
sieht anders aus. Sie haben für alle Beteiligten keine 
verlässlichen Rahmenbedingungen geschaffen, we-
der für die Kommunen noch für die Kunden noch für 
die Händler.  

Der Grund dafür ist aus unserer Sicht: Sie folgen an 
dieser Stelle eben nicht pragmatischen Rahmenbe-
dingungen, einer pragmatischen Ausrichtung, son-
dern Sie folgen hier doch sehr einem ideologischen 
Kompass und suchen eben nicht nach sachorien-

tierten Lösungen, die man mit allen Beteiligten entwi-
ckeln kann.  

Gute und nachhaltige Wirtschaftspolitik sieht aus un-
serer Sicht so aus: Sie soll wenig dirigistisch, ideolo-
giefern sein und auf Dialog setzen.  

All das sehen wir in Ihrem Haushalt, in Ihrer Strategie 
nicht. Konsequenterweise werden wir diesen Haus-
halt deshalb auch ablehnen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sundermann. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Herr Kollege Rehbaum.  

Henning Rehbaum (CDU): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege 
Sundermann, das ist ja interessant, was Sie gerade 
wieder zum Thema „Ladenöffnung“ gesagt haben. 
Wir warten seit Monaten auf eine klare Positionie-
rung der SPD. Die Frage ist: Sind Sie nun für ver-
kaufsoffene Sonntage, oder sind Sie es nicht? 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von Dietmar Bell [SPD] und Stefan Zimkeit 
[SPD]) 

Distanzieren Sie sich eigentlich von der Position der 
Gewerkschaft ver.di, oder sind Sie mit ihr einer Mei-
nung? – Das wollen die Beschäftigten im Einzelhan-
del endlich von Ihnen wissen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Hinter uns liegt ein Jahr, auf das wir wohl noch lange 
zurückblicken werden. Ein Haushaltsentwurf zur 
Wirtschaft muss in dieser Zeit ein Signal finanzieller 
Stabilität, aber auch des Fortschritts sein. Dazu müs-
sen der Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen wei-
ter vorangebracht und die Folgen der Coronakrise 
abgefedert und als Chance genutzt werden. Selbst 
der Laie sieht leicht: Die NRW-Koalition gibt mit dem 
vorliegenden Haushalt die richtigen Antworten in der 
Krise, Sicherung unternehmerischer Existenzen und 
Arbeitsplätze sowie Innovationsförderung auf der ei-
nen und die Entwicklung hin zur klimafreundlichsten 
Industrieregion Europas auf der anderen Seite.  

Im Mittelpunkt steht der Mittelstand. 5 Milliarden Euro 
sind nach NRW für Soforthilfen und Überbrückungs-
hilfen geflossen, Steuern wurden gestundet, das 
Kurzarbeitergeld des Bundes steht zur Verfügung. 
Nordrhein-Westfalen hat für die Solo-Selbstständi-
gen mit der Vertrauensschutzlösung im Rahmen der 
Soforthilfe und der Überbrückungshilfe Plus 700 Mil-
lionen Euro Unternehmerlohn bereitgestellt. Dazu 
kommt die Novemberhilfe des Bundes.  

Bei den Hilfen gilt das Motto: Erst helfen wir den klei-
nen Unternehmen, dann den großen.  
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Herzlichen Dank an dieser Stelle an Minister Profes-
sor Pinkwart, Minister Lienenkämper und die ge-
samte Landesregierung  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

für das beherzte Krisenmanagement und an alle Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in den Ministerien, Be-
zirksregierungen, Kammern, Verbänden, Wirtschafs-
förderung und die Steuerberater, die hier wirklich 
Großartiges geleistet haben.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wie vorhin angesprochen, kümmern wir uns intensiv 
um Transformationsprozesse der Wirtschaft und um 
die Gestaltung des Strukturwandels. Transformation 
ist das Schlagwort dieses und des kommenden Jahr-
zehnts. Wir transformieren die oft energieintensive 
Industrie, sie soll klimaneutral und wettbewerbsfähig 
auf den Zukunftsmärkten werden. Ob Stahl, Chemie 
oder Automotive, Aluminium, Glas, Papier oder Ze-
ment, NRW unterstützt Unternehmen beim Moderni-
sieren und Investieren.  

Wir machen die Energiewende „Made in NRW“. Der 
Kohleausstieg hält besondere Herausforderungen, 
aber auch Chancen für das Rheinische Revier und 
die Metropole Ruhr bereit. Es gilt, mit einem präven-
tiven Strukturwandel neue wirtschaftliche und indust-
rielle Strukturen aufzubauen. Damit wollen wir Ar-
beitsplätze und Wohlstand dauerhaft sichern und un-
seren Beitrag zum Erreichen der Pariser Klimaziele 
liefern.  

(Beifall von der CDU, Ralph Bombis [FDP] und 
Dietmar Brockes [FDP]) 

NRW hat starke urbane Ballungsräume und starke 
ländliche Räume mit Handwerk, Mittelstand und In-
dustrie, insbesondere den Hidden Champions von 
Münsterland über Ostwestfalen bis zum Sauer- und 
Siegerland. Und: NRW ist Energie- und Industrieland 
Nummer eins in Deutschland, und das wollen wir 
auch bleiben.  

Darüber hinaus stärken wir mit diesem Haushalt Au-
ßenwirtschaft, Tourismus, Mittelstand und Handel, 
das Handwerk mit einer Meistergründungsprämie 
und die Gründer mit dem Gründerstipendium.  

Der Haushalt für Wirtschaft 2021 wächst auf rund 620 
Millionen Euro an, ein Plus von rund 12 %. Zentrale 
Aufgabe der Wirtschaftspolitik des Landes ist es, die 
Rahmenbedingungen für den Mittelstand in Nord-
rhein-Westfalen zu verbessern sowie dessen wirt-
schaftliche Entfaltung zu unterstützen.  

Da sind wir bei dem Politikansatz, der uns von der 
Opposition klar unterscheidet. Die NRW-Koalition 
kann auch Politik, die kein Geld kostet, sondern Zeit, 
Nerven und Geld spart. Ein paar Beispiele: Wir ha-
ben Entfesselungsinitiativen im Land und im Bund 
gestartet. Seit Amtsantritt im Jahr 2017 haben wir mit 
unseren Entfesselungspaketen fast 60 unnötige 

Regelungen vereinfacht oder gestrichen. Wir neh-
men den Unternehmen Steine aus dem Rucksack.  

In der Coronakrise hat die Landesregierung nicht nur 
Impulse mit einem eigenem Konjunkturpaket ge-
setzt, sondern auch eine Entfesselungsinitiative auf 
Bundesebene angestoßen: 48 Maßnahmen zur Re-
duzierung bundesgesetzlicher Bürokratie und zur Er-
leichterung und Beschleunigung von Verwaltungs-
verfahren sowie eine Initiative für ein Belastungsmo-
ratorium. Den Unternehmen geht es in der Krise 
schon schlecht genug. Da brauchen wir ihnen nicht 
noch zusätzliche Steine in den Rucksack zu packen. 
Darum geht es bei diesem Moratorium. 

Ich komme zum Schluss. Unter schwierigen Umstän-
den bietet der Haushalt 2021 eine exzellente Grund-
lage, um die großen Herausforderungen unserer Zeit 
zu bestehen und daraus Chancen für unser Land zu 
entwickeln, gemeinsam für die Menschen, die hier le-
ben, für die Beschäftigten und ihre Familien und für 
unsere Unternehmen jeder Größe.  

Denn eines steht fest, liebe Opposition: Nicht der 
Staat schafft Arbeitsplätze, sondern starke Unterneh-
men. Die Politik muss den Rahmen für die Unterneh-
men schaffen, und das tun wir als NRW-Koalition 
auch 2021. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU, Dietmar Brockes [FDP] 
und Jörn Freynick [FDP]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rehbaum. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Bolte-Richter. 

Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. – Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Herr Rehbaum, dass die Unternehmen die Arbeits-
plätze schaffen und nicht der Staat, war ja zum 
Schluss wieder ein schöner Spruch für das Poesieal-
bum.  

(Henning Rehbaum [CDU]: Das ist neu für Sie, 
richtig?) 

Sie haben vielleicht eben die Debatte zum Einzelplan 
02 verpasst. Fragen Sie einmal Ihren Ministerpräsi-
denten, wie viele Arbeitsplätze man so in einer 
Staatskanzlei schaffen kann.  

(Beifall von den GRÜNEN, Lisa-Kristin Kapt-
einat [SPD] und Stefan Zimkeit [SPD]) 

Dann können wir darüber vielleicht noch einmal spre-
chen.  

(Henning Rehbaum [CDU]: Nichts verstan-
den!) 

– Doch, ich habe das verstanden. Aber es muss in 
so einer Debatte auch mal sein, dass man als Oppo-
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sition eine solche Vorlage aufgreift, zumal wir an die-
ser Stelle eigentlich über zweierlei Dinge sprechen.  

Wir sprechen zum einen über den Landeshaushalt. 
Wir sprechen, was den Bereich der Wirtschaftspolitik 
angeht, aber auch über das, was über den Rettungs-
schirm abgewickelt wird; denn der Großteil der Kri-
senhilfe wird in der akuten historischen pandemiebe-
dingten Krisenlage nicht über die Einzelpläne, son-
dern über den Rettungsschirm abgewickelt. Insofern 
muss man das, glaube ich, hier auch zweigeteilt de-
battieren.  

Wir haben als grüne Fraktion die ganze Zeit über 
eine Menge von konstruktiven und auch konkreten 
Vorschlägen zur Krisenbekämpfung gemacht. Wir 
haben – das will ich eingangs doch noch einmal er-
wähnen – in der akuten Krisenbekämpfung auch vie-
les unterstützt, und wir haben dann viele Vorschläge 
dazu gemacht, was man noch besser machen kann. 
Ich erinnere einmal daran, wie wir Sie bei den Solo-
Selbstständigen zum Jagen tragen mussten. Ich er-
innere an den Popanz, den Sie, Herr Minister Pink-
wart, hier vor zwei Wochen aufgebaut haben, um zu 
erklären, dass die Novemberhilfen im November, 
nämlich ab dem 25. November, kommen. Ich weiß 
von einer ganzen Reihe von Unternehmen bei mir im 
Wahlkreis, dass die Gelder noch nicht angekommen 
sind. 

Ich erinnere auch gerne einmal an das Hin und Her – 
eigentlich erinnere ich mich nicht so gerne daran –, 
das wir im Frühjahr bei den ersten Mitteln aus dem 
Rettungsschirm erlebt haben, als Unsicherheit verur-
sacht wurde, weil nicht klar war: Wie wird abgerech-
net? Was darf bezahlt werden? Wer muss möglich-
erweise Geld zurückzahlen?  

In einer Krise wie dieser brauchen wir in der Wirt-
schaftspolitik einen Minister, der für Vertrauen steht 
und der Sicherheit gibt. Wie gesagt, wir haben bei der 
Krisenbekämpfung bewusst und gerne viel mitgetra-
gen. Aber wir haben bei der Abwicklung durch diese 
Landesregierung jede Menge Stellen gesehen, an 
denen es Fehler und Probleme gegeben hat. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Da müssen Sie einfach besser werden, und zwar jen-
seits der Frage, was wir im Frühjahr unterstützt ha-
ben.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie müssen im Übrigen auch schneller werden. Es 
muss schnell besser werden. Die Ankündigung, dass 
man sich erst im Januar um die Ausgestaltung der 
Überbrückungshilfe III kümmern will, kann doch kei-
nen Bestand mehr haben. Unsere Unternehmen 
brauchen ein Mindestmaß an Planungssicherheit, 
und die kriegen sie nicht, wenn immer alles in Vier-
Wochen-Häppchen kommt. So funktioniert es nicht, 
weil man in der Krise nicht nur einen Plan für die 

akute Lage braucht, sondern auch einen Plan über 
diese Zeit hinaus.  

Dieser Haushalt ist jenseits der akuten Krisenlage 
wenig inspirierend. Er bringt viele Zukunftsthemen 
nicht gezielt voran. Sie sind entweder gar nicht abge-
bildet, wie zum Beispiel Fragen von industrieller 
Transformation, von Industrie 4.0, von Wasserstoff, 
von Kreislaufwirtschaft, oder die Mittel dafür sind auf 
Vorjahresniveau, wie es bei der digitalen Wirtschaft 
oder bei der Kreativwirtschaft der Fall ist. Das in solch 
einer Situation so zu machen, ist fahrlässig; 

(Beifall von den GRÜNEN) 

denn die Herausforderungen für unser Land, für un-
seren Standort gehen ja nicht dadurch weg, dass wir 
die Coronakrise bekämpfen, sondern die aktuelle 
Krise macht die strukturellen Probleme bei vielen Un-
ternehmen noch stärker sichtbar. Daher muss man 
sie bei der Bewältigung dieser Probleme unterstüt-
zen.  

Darüber hinaus gibt es viele weitere Fragen. So gibt 
es die Strukturfragen. Es gibt die Klimakrise. Es gibt 
jede Menge Baustellen, die liegen bleiben, sei es in 
der Industriepolitik, sei es der Umbau der ganzen Au-
tomotive-Branche oder seien es Fragen des Investi-
tionsstaus. Dazu gehören auch zum Beispiel die Fra-
gen – darüber diskutieren wir morgen früh wieder – 
betreffend die Stahlkrise. Alles das sind Themen, an 
die wir ranmüssen.  

Es geht auch um die vielen kleinen Dienstleister, die 
in der jetzigen Krise nachhaltig Schaden nehmen. 
Auch die brauchen konkrete und gezielte Unterstüt-
zung. Angesichts der Debatte zum Einzelhandel stel-
len wir einfach nur fest, wie sehr die Koalition von 
gestern ist. Die Zukunft des Einzelhandels liegt nicht 
darin, dass wir verkaufsoffene Sonntage haben, sie 
liegt auch nicht darin, dass wir Parkplätze vor der Tür 
haben, 

(Ralph Bombis [FDP]: Ah!) 

sondern sie liegt darin, dass wir sie bei der Digitali-
sierung ordentlich unterstützen, 

(Henning Rehbaum [CDU]: 15 Millionen Euro 
kriegen die dafür!) 

dass wir den Einzelhändlern den Weg ins digitale 
Zeitalter ebnen, und da kommt zu wenig von Ihnen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Im Übrigen fehlt es in diesem Haushalt insgesamt an 
Inspiration und an Investitionen. Wir brauchen einen 
grünen Zukunftspakt für NRW. Wir brauchen nach-
haltige Investitionen, weil nur dann die Konjunkturim-
pulse kommen, die wir brauchen, … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 
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Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): … um die Kon-
junktur auf Kurs zu bringen und gleichzeitig die Kli-
makrise bekämpfen zu können. Das sind Ihre Haus-
aufgaben als Regierung. Die haben Sie mit diesem 
Haushalt nicht ausreichend gemacht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bolte-Richter. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Kollege Bombis. 

Ralph Bombis (FDP): Guten Tag, Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen, sehr geehrte Herren! 
Mit Regierungsantritt haben wir als NRW-Koalition 
damit begonnen, Nordrhein-Westfalen wieder von 
den Fesseln zu befreien, die unserem Land in vielen 
Jahren zuvor angelegt worden sind. Wir haben mit 
fünf Entfesselungspaketen für die Wirtschaft neue 
Wachstumsimpulse gesetzt. Wir haben den Abbau 
überflüssiger Vorschriften und die Vereinfachung von 
Verfahren vorangetrieben. Wirtschaftliche Potenziale 
konnten freigesetzt werden. Insgesamt 40 Gesetze, 
Erlasse und Verordnungen sind weggefallen. Das ist 
gelebte Entbürokratisierung, meine Damen und Her-
ren! 

(Beifall von der FDP und Henning Rehbaum 
[CDU]) 

Ich will dem Minister und dem gesamten Ministerium 
für die Arbeit, die vor der Pandemie geleistet worden 
ist, ebenso ganz herzlich danken wie für das, was im 
Zusammenhang mit der Erarbeitung dieses Haus-
halts geleistet worden ist. Danken möchte ich aber 
auch für das, was in Zeiten der Pandemie hier jeden 
Tag geleistet wird. 

Lieber Matthi Bolte-Richter, sorry, aber das, was du 
gerade in deiner Rede vorgetragen hast, zeigt wirk-
lich, dass du von der Wirtschaftspolitik in Nordrhein-
Westfalen sehr weit weg bist. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Norwich 
Rüße [GRÜNE]) 

Dieser Minister hat gemeinsam mit der NRW-
Koalition von Anfang an die Problemfelder erkannt. 
Er hat sie definiert. Er ist sie angegangen. Dieser Mi-
nister ist in der Wirtschaft, bei den Unternehmerinnen 
und Unternehmern und auch bei den Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern in diesem Land aner-
kannt. Ich rede mit sehr vielen Unternehmerinnen 
und Unternehmern und mit anderen. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Floskelrede!) 

Ich habe nie so einen Zuspruch für einen Minister er-
lebt. Er ist umsetzungsstark, und er ist transparent. 
Wenn er sagt, dass er sich vom Bund Dinge früher 
wünscht, um sie hier umsetzen zu können, dann ist 
das dieser Transparenz geschuldet. Ihm Dinge 

vorzuwerfen, die die Bundesebene nicht rechtzeitig 
umsetzt, ist wirklich völlig am Thema vorbei. 

(Beifall von der FDP und Henning Rehbaum 
[CDU]) 

Unsere Befreiungspolitik, unsere Entfesselungspoli-
tik für die Wirtschaft in NRW ist kein Selbstzweck, 
sondern wir haben sie gemacht, um die Wirtschaft für 
die Zukunft stark aufzustellen. Das ist entscheidend. 
Wir wollen Impulse setzen. Dieser Haushalt ist ein 
Zukunftshaushalt, der Impulse setzen wird für die Zu-
kunft unseres Landes, sei es beim Strukturwandel im 
Rheinischen Revier, sei es durch die Mittel für die 
Förderung des Handwerks, sei es durch die zusätzli-
chen Mittel für die Meistergründungsprämie, sei es 
bei der Clearingstelle Mittelstand und den langfristi-
gen Entwicklungsmöglichkeiten des Mittelstands und 
der Wirtschaft insgesamt in Nordrhein-Westfalen, sei 
es bei der Förderung des Handels, bei dem es auch 
auf Digitalisierung, aber eben nicht nur auf Digitali-
sierung ankommt, damit wir den stationären Handel 
in den Innenstädten weiterhin erhalten.  

Das ist wichtig und entscheidend für die Zukunft un-
serer Innenstädte in diesem Land.  

Wir fördern die Außenwirtschaft, bringen sie weiter 
voran und stellen sie neu auf, um auch für die Zeit 
nach der Pandemie im internationalen Geschäft re-
aktionsfähig zu sein. Insgesamt zählen wir zu den 
Feldern, in denen wir vorangehen und an denen wir 
arbeiten: Digitalisierung der Verwaltung und Wirt-
schaft, Anschub der E-Mobilität, Innovationsgründer-
förderung, weitere Entfesselungsmaßnahmen und 
vieles mehr. Der Entwurf des Einzelplans sieht 2,0 
Milliarden Euro vor; im Vergleich zum Vorjahr ist das 
ein Zuwachs um 29 %.  

Für wirtschaftspolitische Aufgaben sind im Haushalt 
620 Millionen Euro vorgesehen, ein Zuwachs von 12 % 
gegenüber dem Vorjahr. Das sind die richtigen Zah-
len. Das sind gute Zahlen, um in der Pandemie, aber 
vor allen Dingen auch nach der Pandemie die Wei-
chen für ein erfolgreiches Land zu stellen. Wir haben 
Nordrhein-Westfalen von dem Abstiegsplatz geholt, 
auf dem es stand, als Sie regiert haben.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Matthi 
Bolte-Richter [GRÜNE]: Oho!) 

Jetzt wollen wir Nordrhein-Westfalen wieder an die 
Spitze unserer Republik bringen, trotz Corona. Und 
dieser Haushalt ist die Grundlage dafür. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bombis. – Für die AfD-Fraktion spricht 
Herr Kollege Loose. 
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Christian Loose (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bereits 
lange vor Ihren staatlichen Coronamaßnahmen, die 
unsere Wirtschaft abgewürgt haben, deuteten die 
Wirtschaftsdaten Probleme in NRW an. All das kön-
nen Sie dem Konjunkturbericht des Wirtschaftsminis-
teriums aus dem Juni dieses Jahres entnehmen. 

Seit Mitte 2017, also seit Ihrem Regierungsantritt, 
Herr Pinkwart, sind die wesentlichen Indikatoren ab-
wärts gerichtet: Industrieproduktion, Auftragsein-
gänge, Produktion von Vorleistungsgütern und auch 
die Produktion von Investitionsgütern. Seit 2017 sind 
alle diese Kennzahlen – nicht nur eine einzige davon, 
sondern alle – im Sinkflug. Vielleicht sollten Sie sich 
Ihre eigenen Berichte, Herr Pinkwart, einmal an-
schauen. Das steht in Ihrem Konjunkturbericht aus 
Juni. Wir können danach gerne mal drüber schauen.  

Stattdessen versuchen Sie, uns hier einen Bären 
aufzubinden. Corona sei an allem schuld, sagen Sie. 
Wir erinnern uns: Im letzten Jahr waren es der Brexit 
und Trump. Wir sind gespannt, wer denn im nächs-
ten Jahr schuld sein wird, ob es die Chinesen oder 
die Inder sein werden.  

Die Probleme in NRW sind jedoch hausgemacht. Der 
letzte Strukturwandel ist gescheitert. Die Menschen 
im Ruhrgebiet werden von Ihnen im Stich gelassen. 
Mehr als 10 % Arbeitslosigkeit in Duisburg, Dort-
mund, Essen, Gelsenkirchen – und zwar vor Ihren 
Coronamaßnahmen.  

Mit den staatlich erzwungenen Coronamaßnahmen 
im Frühjahr kam es aber noch viel heftiger. Beispiel 
Duisburg: Zusätzlich zu den schon mehr als 30.000 
Arbeitslosen kamen in Duisburg noch einmal 50.000 
Menschen in Kurzarbeit hinzu. Mehr als 80.000 Men-
schen waren im Frühjahr entweder arbeitslos oder in 
Kurzarbeit in Duisburg. Das war jeder dritte Haushalt 
in Duisburg. Was, glauben Sie, geht da in den Köp-
fen dieser Menschen vor? Wir reden täglich mit Men-
schen aus diesen Regionen. Ich sage Ihnen: In an-
deren Städten, Hagen, Gelsenkirchen, sieht es nicht 
besser aus.  

Nun kommt der nächste Schlag ins Gesicht der In-
dustriearbeiter. Der Staat zwingt die Unternehmen, 
Kohlekraftwerke zuzumachen. Der Staat zwingt die 
Stahlunternehmen, auf teuren Wasserstoff zu set-
zen. Sie, Herr Pinkwart, vernichten damit unsere 
Säulen der Industrie in NRW. Und das bleibt nicht 
ohne Folgen. Da nützt es auch nicht, ein bisschen 
Geld für den Tourismus in NRW, ein paar Hundert-
tausend Euro hinterherzuschieben. Denn die Arbei-
ter in NRW können gar keinen Urlaub mehr machen. 
Sie haben kein Geld, nicht einmal für einen Urlaub in 
NRW.  

Auch Ihre neuen Arbeitskreise werden nicht weiter-
helfen. Schnellstmöglich werden alle möglichen 
Agenturen, Cluster und Netzwerke gegründet, um 
Aktionismus zu zeigen, das Cluster „Metropole Ruhr“ 

zum Beispiel. Neuerdings zählt dazu auch schon die 
Umerziehung der Unternehmen zur sozialen Verant-
wortung – also „Haltung zeigen“ auch jetzt in NRW. 
Das Ganze wird abgekürzt mit CSR-Strategie, also 
Corporate Social Responsibility. Sie nutzen schöne 
neue Blumenwörter, damit der Bürger ja nicht ver-
steht, worum es eigentlich geht. So ähnlich wie beim 
Programm progres.nrw oder IN4climate.NRW. 

Dabei sind die Programme recht schnell erklärt: Es geht 
um die Beschäftigungstherapie für alte Parteigenossen 
von FDP und CDU wie beispielsweise bei der Zu-
kunftsagentur NRW oder beim Cluster „Metropolregion 
Rheinland“. Neue Posten braucht die Partei. Und da-
mit die nicht nur rumsitzen, gibt es noch ein bisschen 
Spielgeld, ein paar Hunderttausend Euro jedes Jahr 
dazu, was man dann verschwenden kann. Also: 
mehr Zaster für die Cluster! Das ist Ihre Politik Herr 
Pinkwart – Geld, das dann woanders fehlt.  

Deshalb haben wir in unseren zahlreichen in den 
Ausschüssen eingebrachten Anträgen Ihre Luftnum-
mern zusammengestrichen. Das hätte bereits Millio-
nen sparen können, Geld, was Sie für die Sanierung 
zum Beispiel der maroden Infrastruktur oder für die 
Digitalisierung hätten nutzen können. Denn neue Fir-
men werden Sie nur mit einer guten Infrastruktur 
nach NRW locken können, aber bestimmt nicht mit 
dem nächsten Netzwerktreffen, auf dem wieder die 
gleichen Leute zusammenkommen wie bei den letz-
ten Verbandstreffen.  

Die höchsten Strompreise in Europa, hohe Steuern, 
Verbote und Gängelung durch die EU – all das lässt 
unsere Industrie abwandern. Und Ihre Lösung, Herr 
Pinkwart? Das sind die Lösungen der DDR: Zwang 
gegenüber Unternehmen – Wasserstoff muss es 
sein oder auch das Auskippen von Subventionen. 
Und wenn das nicht mehr hilft: Protektionismus ge-
genüber dem Wettbewerber beispielsweise China. 
Lesen Sie mal Ihre Wasserstoffstudie dazu. 

Ihre Methoden der Vergangenheit werden jedoch 
nicht besser, indem Sie dort noch mehr Geld versen-
ken. Ihr Haushalt erhält von uns das Prädikat: Geld-
verschwendung erster Klasse.  

(Lachen von Frank Sundermann [SPD]) 

Wir werden dem nicht zustimmen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Loose. – Für die Landesregierung 
spricht Herr Minister Prof. Dr. Pinkwart.  

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
habe in der Debatte gelernt, dass man auf Sachver-
halte unterschiedlich schauen kann. Ich schaue auf 
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Nordrhein-Westfalen, so wie es auch die Vorredner 
von CDU und FDP deutlich gemacht haben: ein Land 
voller Chancen mit riesigen Potenzialen, ein Land mit 
ganz tollen Menschen, Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern, Unternehmerinnen und Unternehmern, 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern und 
Menschen, die hier in diesem Land für das Land und 
für sich und ihre Familien eine gute Zukunft bauen. 
Für die müssen wir die Rahmenbedingungen schaf-
fen. Für die müssen wir die Infrastruktur schaffen.  

(Beifall von Ralph Bombis [FDP]) 

Für die müssen wir die Offenheit in dieser Gesell-
schaft bewahren, damit sie sich auch entsprechend 
entfalten können. Das ist gute Wirtschaftspolitik.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Genau damit sind wir gestartet und nicht damit, lieber 
Herr Bolte-Richter, womit Sie aufgehört haben. Die 
F&E-Quote, die wir in den wenigen Jahren, die wir 
damals hatten, mühevoll auf über 2 % angehoben 
haben, haben Sie nahezu planvoll wieder rückabge-
wickelt von 2,1 % auf 1,9 %, während sie sich in 
Deutschland im Durchschnitt zwischen 2010 und 
2017 von 2,8 % auf 3 % weiterentwickelt hat – unter 
anderem, indem Sie den Hochschulen nicht erlauben 
wollten, mit Firmen zusammenzuarbeiten, denn das 
könnte ja etwas ganz Schreckliches sein.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie wollen 
wir denn die Zukunft in diesem Land gewinnen, wenn 
wir nicht die Wissenschaft, die Forschung, die Tech-
nologie unmittelbar parallel auch mit den Unterneh-
men zusammenarbeiten lassen, wissend, dass sich 
die Innovationszyklen immer mehr verkürzen und wir 
parallel arbeiten müssen? 

Dafür müssen wir die Voraussetzungen schaffen. Wir 
müssen auch ethisch-rechtlich dafür sorgen, dass 
das vernünftig funktionieren kann. Wir müssen das 
Geld und die Freiheit geben, damit diese Koopera-
tion gelingt. Denn nur über Innovationen werden wir 
die Zukunftsherausforderungen unseres Landes be-
stehen können.  

Das ist der Unterschied zwischen Ihrer rot-grünen 
Politik und unserer schwarz-gelben Politik: Wir set-
zen Freiheit in den Mittelpunkt, wir setzen Verantwor-
tung in den Mittelpunkt. Und wir statten die Verant-
wortungsträger so aus, dass sie in eigener Verant-
wortung auch ihre Aufgaben vernünftig erfüllen kön-
nen.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Dafür haben wir in den letzten Jahren – dafür bin ich 
sehr dankbar – den Haushalt kräftig so verstärken 
können, dass wir genau die Aufgaben des Staates 
erfüllen können, die notwendig sind, insbesondere 
beim Infrastrukturausbau. Wir werden auf die Digi-

talisierung noch unter einem anderen Tagesord-
nungspunkt zu sprechen kommen.  

Wir haben jetzt für den 2021er-Etat eine Anhebung 
auf über 2 Milliarden Euro – 29 % – für die wichtigen 
Themenfelder, die wir hier verhandeln dürfen. Das ist 
genau das richtige Signal, um auf all diesen Themen-
feldern die Zukunftsherausforderungen angehen zu 
können: Klimaschutz, Digitalisierung und die Trans-
formation unseres Industrie- und Energiestandortes.  

Auch da sind wir anders herangegangen als die Vor-
gängerregierung, wo sich mein geschätzter Amtsvor-
gänger in einem Dauerkonflikt mit dem Umweltminis-
ter befand. Wir haben gesagt: Das lösen wir auf. Wir 
denken Umwelt und Wirtschaft zusammen, und zwar 
mit den Akteuren in Wirtschaft und Wissenschaft.  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Deswegen haben wir das industriepolitische Leitbild 
gemeinsam erarbeitet und im Landeskabinett verab-
schiedet.  

Wir haben damit eine Agenda, und zwar nicht, Herr 
Loose, weil wir der Industrie oder den Arbeitnehmern 
etwas vorgeben, sondern weil die längst erkannt ha-
ben,  

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

dass es mit Blick auf den Klimaschutz eines Umbaus 
der Industrie bedarf. Wir haben die Voraussetzungen 
geschaffen, konzeptionell mit IN4climate und mit an-
deren Maßnahmen. Denn die wollen den Anschluss 
nicht nur halten,  

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

sondern sie wollen wo immer möglich vorangehen, 
um auch die komparativen Wettbewerbsvorteile nut-
zen zu können.  

Das macht den Unterschied zu Rot-Grün aus und 
erst recht den Unterschied zu dem, was von Ihnen 
kommt.  

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Sie wollen in die Vergangenheit zurück und damit die 
Menschen in die Irre leiten. Wir wollen eine gute Zu-
kunft für die Menschen und die Unternehmen. Das ist 
der fundamentale Unterschied.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Christian Loose [AfD]) 

Dafür müssen wir die Voraussetzungen schaffen. Wir 
müssen auch die notwendigen Mittel bereitstellen 
und sie auch möglichst gezielt einsetzen. Das muss-
ten und müssen wir auch in der Krise tun. Das ist 
auch angesprochen worden. Deswegen haben wir 
uns auch hier sehr engagiert eingesetzt.  

Ich kann die Fehler, Herr Bolte-Richter, nicht erken-
nen. Ihre seinerzeitige Fraktionssprecherin Frau Dü-
ker hat mich hier am Rednerpult aufgefordert, die 
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Soforthilfe müsste ganz schnell umgesetzt werden. 
Wir waren das erste und einzige Bundesland, das die 
Soforthilfe innerhalb von zehn Tagen an 80 % der 
Antragsteller – über 300.000 – 

(Zuruf von Matthi Bolte-Richter [GRÜNE]) 

in voller Höhe ausgezahlt hat. Fragen Sie mal in dem 
von Ihnen regierten Bundesland Baden-Württem-
berg nach,  

(Zurufe von Matthi Bolte-Richter [GRÜNE] und 
Monika Düker [GRÜNE])  

wie lange das in Baden-Württemberg gedauert hat.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir waren die, die hier schnell geholfen haben, un-
bürokratisch und im Übrigen digital. Das haben wir 
seitdem immer durchgehalten. 

Was die Solo-Selbstständigen angeht,  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

brauchen wir von Ihnen keine Belehrungen. Denn wir 
sind eines der wenigen Bundesländer, die dort über-
haupt etwas tun.  

(Ralph Bombis [FDP]: So ist das!) 

Sie beschweren sich jetzt, dass die eine oder andere 
Sache verbessert werden müsste. Wir sind mit ande-
ren Bundesländern und mit dem Bund im ständigen 
Austausch bei den Überbrückungshilfen und jetzt 
auch bei der Novemberhilfe, damit wir das so schnell 
und unbürokratisch wie möglich umsetzen können.  

Das werden wir auch tun mit all den Ressourcen, mit 
all dem Können und Willen auch unserer Beschäftig-
ten hier im Land, die Großartiges leisten.  

Ich halte es auch insgesamt für eine unglaubliche 
Leistung dieses Staates, dass wir für November 15 
Milliarden Euro und für Dezember 17 Milliarden Euro 
bereitstellen können. Das ist ein unglaublicher Bei-
trag, um den betroffenen Menschen für ihre Solidar-
leistung die notwendigen Entschädigungen zukom-
men zu lassen.  

Wir werden alles tun, damit das Geld verantwor-
tungsvoll ankommt, sinnvoll genutzt werden kann 
und die Betriebe erhalten bleiben. Denn wir wollen, 
dass wir aus dieser Krise wieder stark hervorgehen 
durch gute Rahmenbedingungen, durch kluge Zu-
kunftsinvestitionen und durch Unternehmer und Mit-
arbeiter, die Freude daran haben, in diesem Land zu 
arbeiten. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Damit, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, sind wir am Ende der Aussprache zu Teil „a) 
Wirtschaft“ des Einzelplans 14. 

Ich rufe auf: 

b) Energie, Landesplanung 

Auch hier eröffne ich die Aussprache. Hier hat eben-
falls Herr Kollege Sundermann für die SPD-Fraktion 
das Wort.  

Frank Sundermann (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zum Bereich 
„Energiepolitik“ im Einzelplan 14 einige Ausführun-
gen von uns, vielleicht auch etwas globalerer Art. Wir 
werden ja morgen in der Debatte zur Ausgestaltung 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vielleicht auch 
noch etwas detaillierter auf die eine oder andere Fra-
gestellung eingehen können.  

Ich möchte auf eine Sache aufmerksam machen, die 
man, finde ich, in unserer Politik hier auf Landes-
ebene und auch im Haushalt immer wieder findet. 
Wenn wir über Energiepolitik sprechen, dann reden 
wir sehr häufig lediglich über die Produktion von 
Strom. Die anderen Bereiche „Wärme“ und „Ver-
kehr“, die sowohl beim Energieverbrauch als auch 
bei der Freisetzung von Kohlendioxid sehr, sehr 
wichtig sind, werden vernachlässigt.  

Diese Vernachlässigung stellen wir auch mit Blick auf 
den Haushalt, den der Minister vorgelegt hat, ein 
Stück weit fest.  

Ein Beispiel ist die Fernwärmeschiene Rhein-Ruhr. 
Wir haben im Ausschuss darüber gesprochen. Aber 
der Eindruck, dass das eher stiefmütterlich behandelt 
wird, hat sich da nicht komplett zerschlagen.  

Deswegen wiederhole ich unseren Appell, bei die-
sem wirklich wichtigen Infrastrukturprojekt in Nord-
rhein-Westfalen noch einmal mit den Unternehmen, 
mit den Abnehmern und auch mit den entsprechen-
den Kommunen zu sprechen. Es ist, glaube ich, sehr 
wichtig für die Zukunft unseres Landes, dass an die-
ser Stelle etwas passiert, dass da nicht nur das Geld 
angelegt wird und das über Jahre dort schlummert, 
sondern dass es auch ausgegeben wird, damit es 
auch seine Wirkungskraft entfalten kann.  

Ein zweites Beispiel dafür, dass Wärme vielleicht 
nicht so im Fokus steht, ist aus unserer Sicht die 
doch etwas stiefmütterliche Behandlung der Solar-
thermie – bei all dem, was Sie an dieser Stelle so 
machen.  

Meine Damen und Herren, wenn wir uns nun die 
Energieherstellung anschauen, dann stellen wir auch 
fest, dass der Ausstieg sehr gut organisiert worden 
ist. Aber die Fragestellung rund um den Einstieg be-
darf vielleicht ein wenig einer Nachfokussierung. 
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Bei der Braunkohle wissen wir genau, wie wir aus-
steigen. Der Ausstiegspfad ist definiert. Bei der Stein-
kohle ist der Ausstiegspfad ja jetzt auch angelegt.  

Gestern gab es die Bewertung aus Brüssel, dass 
das, was wir nächsten Dienstag hier starten wollen in 
der Ausschreibungsphase, auch genehmigt ist.  

Da muss man natürlich dann auch gemeinsam mal 
überprüfen: Hat das Kohleausstiegsgesetz denn 
auch so funktioniert, wie wir uns das vorstellen? Wie 
überzeichnet oder unterzeichnet ist dieses Gesetz? 
Uns interessiert natürlich auch: Funktioniert es dann 
am Ende des Tages auch mit den APG-Regelungen, 
die dort getroffen worden sind? 

Bezüglich der aktuellen Situation bei den Einstiegs-
pfaden würde ich gerne auf die beiden Lastesel der 
erneuerbaren Energien schauen, zum einen auf den 
Bereich „Wind“. Hier können wir ja leider feststellen, 
dass sich da in den letzten Jahren nichts getan hat, 
dass wir da auf einem Niveau sind, das wir aus den 
90er-Jahren kannten. Wir haben im Prinzip von 2018 
auf 2019 68 % weniger Anlagen und 64 % installierte 
Leistung. Da ist sicherlich deutliches Potenzial. Da 
muss mehr getan werden.  

Da kann man aus unserer Sicht nicht immer nur auf 
den Bund schauen, sondern man muss auch auf das 
Land schauen. Am Anfang dieser Legislatur war ja 
die Intendierung, hier die Windkraft im Prinzip runter-
zufahren, doch durchaus sehr stark zu spüren. Wenn 
Sie beabsichtigen, von dieser Intendierung jetzt ab-
zurücken, dann müssten Sie das ein Stück weit stär-
ker mit entsprechenden Handlungen hinterlegen.  

Der zweite Bereich „Solarenergie“ kam auch in Ihrem 
Koalitionsvertrag im Prinzip noch gar nicht vor. Dass 
Sie ihn jetzt für sich entdeckt haben, mag auch daran 
gelegen haben, dass Sie in Ihren Schubladen die 
entsprechende Machbarkeitsstudie von Rot-Grün 
gefunden haben. Aber was soll ich das kritisieren. Ich 
kann ja an dieser Stelle nichts kritisieren, was ich an 
sich gut finde.  

Wir können feststellen: Seit 2015 geht es wieder auf-
wärts mit der Solarenergie. Das Tal ist durchschrit-
ten. Aber wenn man sich anschaut, was wir hier er-
reichen wollen, brauchen wir einen Zubau von unge-
fähr 1.160 MW. Wir hatten gute 40 % davon im letz-
ten Jahr. Das ist zu wenig. Da müssen wir besser 
werden. Da noch mal von dieser Stelle der deutliche 
Appell: Wir dürfen die Freiflächen nicht aus dem Blick 
verlieren, um unsere Ziele zu erreichen. Das ist auf 
jeden Fall sehr, sehr notwendig.  

Eine dritte Sache, auf die ich eingehen möchte, ist: 
Was gibt uns klassische Orientierung in der Energie-
politik? Das ist ja das, was wir auch immer diskutie-
ren und dann auch ein Stück weit mit uns tragen, 
nämlich das energiepolitische Dreieck. Da spricht 
man von „sauber“, „sicher“ und „bezahlbar“. Auch da 
können wir gemeinsam feststellen, dass der Fokus 

sehr stark auf „sauber“ liegt. Auch was Ihren Haus-
halt angeht, ist immer die Ökologisierung, die Trans-
formation der Energiewirtschaft im Fokus. Wenn man 
dann mal in Ihre Energieversorgungsstrategie 
schaut, … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Frank Sundermann (SPD): … dann sieht man, dass 
da Sicherheit und Bezahlbarkeit im Fokus stehen. 
Aber 500 Tage, nachdem Sie die vorgelegt haben, 
müsste eigentlich in unserem Haushalt mehr passie-
ren. Auch die Bereiche „Bezahlbarkeit“ und „Sicher-
heit“ finden wir in Ihrem Haushalt zu wenig berück-
sichtigt. Deswegen lehnen wir ihn ab. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sundermann. – Für die CDU-Fraktion 
spricht noch einmal Herr Kollege Rehbaum.  

Henning Rehbaum (CDU): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Nordrhein-West-
falen soll und wird der Gewinner der Energiewende 
sein. Das zeigt nicht nur der Mitteleinsatz für Energie 
und Klimaschutz in diesem Haushalt, sondern auch 
der Einsatz der Landesregierung im Bundesrat für 
Wasserstoff, Photovoltaik und Windkraft sowie der 
Einsatz beim Bund für den Erhalt der Strukturstär-
kungsmittel Anfang des Jahres. 

Es gibt allein 65 Millionen Euro Kofinanzierungs- und 
Fördermittel für die Unterstützung des Rheinischen 
Reviers, um Menschen nach jahrzehntelangem Ein-
satz für eine zuverlässige Stromversorgung von Fa-
milien, Unternehmen und Krankenhäusern nicht im 
Regen stehen zu lassen.  

Beim Kohleausstieg geht Nordrhein-Westfalen vo-
ran. Bis 2030 werden zwei Drittel der stillzulegenden 
Braunkohlekapazitäten Deutschlands in NRW vom 
Netz genommen. Bis 2038, wenn möglich sogar bis 
2035, wollen wir vollständig aus der Braunkohle aus-
steigen. Noch 2016, nach Vereinbarung der Pariser 
Klimaziele, hatte Rot-Grün den Braunkohleabbau bis 
2045 beschlossen.  

CDU und FDP übernehmen Verantwortung für das 
Klima und für die Zukunft unserer Kinder. Noch mal 
zum Mitschreiben: Schwarz-Gelb steigt sieben Jahre 
früher aus der Braunkohle aus, als es Rot-Grün noch 
2016 beschlossen hatte. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das ist ein wahrer Kraftakt. Damit der Strukturwandel 
im Rheinischen Revier und an den Steinkohlekraft-
werksstandorten in ganz NRW gelingt, hat die Lan-
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desregierung dem Parlament ein neues Landespla-
nungsgesetz vorgelegt, das wir nun beraten. 

Die Energiewende und der Klimaschutz sind zentrale 
Handlungsfelder dieser Landesregierung und der 
NRW-Koalition aus CDU und FDP, weil sie einfach 
wichtig sind. Die Landesregierung hat ihre Hausaufga-
ben gemacht. Mit einer Senkung der CO2-Emissionen 
um 38 % im Vergleich zu 1990 haben wir bereits vor 
Ausbruch von COVID-19 das rot-grüne Einsparziel 
von 25 % deutlich getoppt.  

Stolz können wir darauf sein, aber es ist kein Grund, 
sich zurückzulehnen. Die Wissenschaft mahnt die 
Staaten der Welt, den Ausstoß von CO2 deutlich 
schneller zu reduzieren. 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Welche Wissen-
schaft?) 

Wir in Nordrhein-Westfalen nehmen das ernst, und 
wir verbinden Klimaschutz mit starker Wirtschaft und 
mit Arbeitsplätzen. Mit dem Industriepolitischen Leit-
bild, der Energieversorgungsstrategie und der Was-
serstoff-Roadmap gehen wir bundesweit voran. 
Nordrhein-Westfalen soll sich bis 2030 zu einer der 
modernsten und klimafreundlichsten Industrieregio-
nen Europas entwickeln. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Dafür sind erhebliche Investitionen in klimascho-
nende Technologien erneuerbare Energien, intelli-
gente Netze und effiziente Speichertechnologien er-
forderlich. Dazu brauchen wir keine Symbolpolitik, 
vielmehr ist Realpolitik gefragt.  

Der Haushalt 2021 spricht hier eine klare Sprache. 
Der Mitteleinsatz für Energie und Klimaschutz steigt 
durch weitere Mittel der Ergänzungsvorlage auf 171 
Millionen Euro an. Das ist sechsmal mehr Geld für 
Klimaschutz als im rot-grünen Abschiedshaushalt 
2017. 

Aus dem Konjunkturpaket 1 kommen 127 Millionen 
Euro extra hinzu, die für Aufgaben des Klimaschut-
zes zur Verfügung stehen. In Summe stehen 220 Mil-
lionen Euro in diesem und 310 Millionen Euro im 
nächsten Jahr für Klimaschutzausgaben zur Verfü-
gung. Wir kleckern nicht, wir klotzen beim Klima-
schutz. 

Ein paar Beispiele: Für die progres.nrw-Markteinfüh-
rung zur Förderung von Energie- und Klimaschutz-
technologie stehen bis zu 50 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Das ist mehr als doppelt so viel, wie wir noch 
im vergangenen Jahr angesetzt haben und viermal 
so viel wie 2016. Seit 2017 – das sei gesagt – haben 
wir 12.500 Ladepunkte für die Elektromobilität geför-
dert. 

Für den kommunalen Klimaschutz haben wir das Vo-
lumen des Projektaufrufs noch einmal um rund 80 
Millionen Euro Fördermittel aufgestockt. Für 

Photovoltaik auf Landesgebäuden stehen im nächs-
ten Jahr 30 Millionen Euro zur Verfügung. 

Energieforschungsoffensive und Reallabore – dort 
steigt der Ansatz von 11 Millionen auf 14 Millionen 
Euro. Ein wichtiger Baustein für die Klimaziele von 
Paris ist auch der Einsatz des Wasserstoffs. Die 
NRW-Landesregierung gibt Gas beim Wasserstoff. 
Ob Stahl, Chemie oder Mobilität – der unternehmer-
nrw-Präsident Arndt Kirchhoff spricht davon, dass 
kein anderes Land eine so breite strategische Aus-
richtung beim Wasserstoff verfolge wie Nordrhein-
Westfalen. 

Die Strategie steht auf wissenschaftlicher Basis. Die 
Wasserstoffpotenzialstudie für Nordrhein-Westfalen 
zeigt, dass treibhausgasarmer Wasserstoff positive 
volkswirtschaftliche Effekte hat und zwischen 20.000 
und 130.000 neue Arbeitsplätze in Nordrhein-West-
falen entstehen können. 

Ich komme zum Schluss: Klimaschutz macht man 
nicht am grünen Tisch im Retrowohnzimmer, son-
dern mit einem sauberen Kompass, konkreten Kon-
zepten und einem starken Haushalt. Wir statten Mi-
nister Pinkwart samt seinem Team auch im kommen-
den Jahr mit einem großzügigen Haushalt von 2 Mil-
liarden Euro aus. Die NRW-Koalition denkt Klima-
schutz und Wirtschaft gemeinsam – für wettbewerbs-
fähige Unternehmen, … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Henning Rehbaum (CDU): … attraktive Arbeits-
plätze und Klimaschutz made in NRW. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rehbaum. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Frau Kollegin Brems. 

Wibke Brems (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Ich möchte direkt an Sie 
anknüpfen, Herr Rehbaum. Klima und Wirtschaft zu-
sammen zu denken, reicht allein nicht, man muss 
auch entsprechend tätig werden. Das passt bei Ihnen 
vorne und hinten nicht zusammen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf) 

– Sie kündigen sehr viel an. Sie und der Minister 
sprechen immer von vielen Klimaschutzwohltaten. 
Das entpuppt sich letztendlich aber doch als kreative 
Rechnungen, Mangel an Transparenz und wilde Be-
hauptungen, die wir hier im Zuge der Haushaltsbera-
tungen auch schon gehört haben. 

Ich gehe auf die kreativen Rechnungen ein: Wir 
konnten in den vergangenen Jahren beobachten, 
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was auf einmal alles Klimaschutz sein soll. So wird 
Elektromobilität ausschließlich zum Klimaschutz ge-
zählt; es ist keine Innovations- oder Wirtschaftsförde-
rung mehr, sondern wird in diesem Bereich einfach 
obendrauf gepackt. So machen Sie dann die Rech-
nung auf, dass Sie viel mehr für Klimaschutz ausge-
ben als Rot-Grün es getan hat. 

Der Strukturwandel im Rheinischen Revier: Auch 
hier gab es in den vergangenen Jahren Mittelzu-
wächse. Natürlich ist das etwas, das gemacht wer-
den muss. Aber zu sagen, das sei reiner Klima-
schutz, 

(Henning Rehbaum [CDU]: Was denn sonst?) 

obwohl längst nicht alle Strukturwandelprojekte di-
rekten Klimaschutznutzen haben, passt vorne und 
hinten nicht zusammen. Damit könnte ich weiter- und 
weitermachen. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN – Hen-
ning Rehbaum [CDU]: Warum machen wir das 
denn sonst?) 

Zum Punkt der mangelnden Transparenz in diesem 
Haushalt: Sie haben Ankündigungen gemacht, die 
absolut nicht nachvollziehbar sind. Mit Verweis auf 
das Sondervermögen bzw. das Nordrhein-Westfa-
len-Programm I werden weitere 72 Millionen Euro für 
progres.nrw, 50 Millionen Euro für Elektromobilität 
und 50 Millionen Euro für Klimaschutz im Gebäu-
debereich in Aussicht gestellt. Wenn das alles tat-
sächlich zusätzliche Mittel wären – es bleibt vollkom-
men unklar, ob und wo das so ist –, würde sich das 
Budget des Kapitels für Energiewende und Klima-
schutz mehr als verdoppeln. 

Was sehen wir stattdessen an dieser Stelle? – Die-
ses Kapitel wird um 20 Millionen Euro gekürzt. Der 
Minister versucht sich nicht nur als Entfesselungs-
künstler, vielmehr scheint er jetzt auch noch Zaube-
rer werden zu wollen. Ich finde, das passt so einfach 
nicht zusammen. 

Sie sehen, der Haushalt spricht eine gänzlich andere 
Sprache als Ihre Ankündigungen. Das macht die De-
batte für uns auch so schwierig. Wir debattieren 
heute den Haushalt, daher muss ich das als gegeben 
annehmen, was im Haushalt steht, und nicht das, 
was Sie irgendwo in begleitenden Schriften ankündi-
gen. 

Auch mit den vorgesehenen Mitteln aus dem Sonder-
vermögen, die dazu da sind, die Coronafolgen aufzu-
fangen, liefert die Landesregierung keine Antwort auf 
die doppelte Krise. Die Landesregierung muss die öf-
fentlichen Investitionen in Klimaschutz massiv erhö-
hen und damit nicht nur den Klimaschutz stärken, 
sondern auch die Wirtschaft in der Coronakrise stüt-
zen.  

Diese Zukunftsinvestitionen sind klassische No-Reg-
ret-Maßnahmen. Sie müssen sowieso irgendwann 

gemacht werden, es spricht also nichts dagegen, mit 
ihrem Vorziehen gleichzeitig die Konjunktur zu stüt-
zen. 

Deswegen haben wir viele Anträge in diesem Be-
reich eingebracht, auf die ich in aller Kürze eingehen 
möchte. Beispielsweise sagen wir, dass wir aus dem 
Sondervermögen zur Finanzierung aller direkten und 
indirekten Folgen der Bewältigung der Coronakrise 
350 Millionen Euro für zusätzliche Klimaschutzmaß-
nahmen einsetzen müssen.  

Das gilt erstens im Bereich der Landesliegenschaf-
ten, bei denen massiv energetisch saniert werden 
müsste und die klimafreundliche Energieversorgung 
aufgebaut werden sollte. Sie haben hier zwar eben 
wieder Ankündigungen gemacht, aber wir gehen da-
von aus, dass allein im nächsten Jahr zusätzliche In-
vestitionen in Höhe von 100 Millionen Euro möglich 
wären. 

Der zweite Aspekt ist, dass die Landesregierung die 
Kommunen mit einem Förderprogramm in Höhe von 
200 Millionen Euro unterstützen muss, mit denen 
kommunale Klimaschutzinvestitionen im nächsten 
Jahr gefördert werden. Das wäre gleichzeitig ein 
wirksamer Beitrag zur Unterstützung der Konjunktur 
und der kommunalen Klimaschutzmaßnahmen. 

Ich gehe noch kurz auf die letzten drei Aspekte ein: 
Auch das Klimaschutzmanagement in den Kommu-
nen muss unterstützt werden. Die vorgesehenen 
Kürzungen von progres.nrw müssen zurückgenom-
men werden. 

Zu guter Letzt komme ich noch auf die Energieagen-
tur zu sprechen, bei der Sie mit der Ergänzungsvor-
lage eine Änderung vollziehen. Es droht aus unserer 
Sicht ein massiver Verlust von Know-how und Struk-
turen.  

Ich bin mir nicht sicher, ob Sie diesen Verlust nicht 
sogar beabsichtigen, Herr Minister. Deswegen bean-
tragen wir auch hier die Änderung und das Zurück-
drehen dieser Geschichten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich fasse zusammen: Schwarz-Gelb wird seinen ei-
genen Ankündigungen nicht gerecht. Schwarz-Gelb 
nutzt das Sondervermögen zur Bewältigung der 
Coronakrise eben nicht zielgerichtet, um Wirtschaft 
und Energie zukunftsfähig und damit klimafest aufzu-
stellen.  

Mit unseren Anträgen hätten Sie die Chance gehabt, 
das Ganze zu korrigieren. Da Sie das nicht tun, leh-
nen wir Ihren Haushalt natürlich ab. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Brems. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Freynick. 

Jörn Freynick (FDP): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Haushalt für das 
kommende Jahr steht ganz im Zeichen der Bewälti-
gung der Coronapandemie. Dementsprechend ist 
auch der Aufwuchs für den Einzelplan für die Berei-
che Energie und Landesplanung zu betrachten. Ins-
gesamt werden Mittel in Höhe von rund 2 Milliarden 
Euro vorgesehen, was eine Steigerung um 29 % zum 
Vorjahr bedeutet. 

Die NRW-Koalition verfolgt hierbei eine intelligente 
Energie- und Klimaschutzpolitik, die den seit dem 
Jahr 2017 begonnenen Modernisierungsprozess mit 
den Schwerpunkten Innovation, Digitalisierung und 
Klimaschutz konsequent fortführt.  

Im Mittelpunkt dieser Anstrengungen steht der Struk-
turwandel im Rheinischen Revier. Hierbei setzt uns 
die Leitentscheidung aus dem Herbst dieses Jahres 
einen genauen Fahrplan. 

Das bisher vom Kohlebergbau dominierte Rheini-
sche Revier wandeln wir nachhaltig zu einer moder-
nen Mobilitäts- und Energieregion um. Für die kom-
menden Generationen gewinnen wir damit eine Zu-
kunftsregion, die wir innovativ gestalten können.  

Der Gewinnungsbetrieb in den Tagebauen Garzwei-
ler II und Hambach wird deutlich früher als bisher vor-
gesehen enden, spätestens im Jahr 2038. Das ist ein 
enormer Beitrag Nordrhein-Westfalens zum Klima-
schutz. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Im Bereich der Landesplanung führen wir unseren 
Kurs fort. NRW wird weiterhin zu einem Chancenland 
ausgebaut. Dazu gehört selbstverständlich die be-
darfsgerechte Ausweisung von Wohngebieten und 
Wirtschaftsflächen wie 

(Beifall von der FDP und von Henning Reh-
baum [CDU]) 

ebenso die Entwicklung und planerische Sicherung 
von wichtigen Standorten für neue Industrien. NRW 
muss ein attraktiver Standort für Unternehmen sein, 
um damit Wirtschaftskraft anzuziehen und unseren 
Wohlstand von morgen zu sichern. 

Unbeirrt bleiben wir auch bei der Begleitung und Um-
setzung der Vorgaben zur Windenergie. Wir wollen 
ein innovatives NRW nicht gegen die Bürgerinnen 
und Bürger gestalten, wie es die rot-grüne Landesre-
gierung bis 2017 mit dem einseitigen Ausbau der 
Windenergie betrieben hat. 

(Beifall von der FDP) 

Viel eher ist es uns ein Herzensanliegen, alle Men-
schen in unserem Land in diesem generationenüber-
greifenden Prozess mitzunehmen. 

Die Novelle des Landesplanungsgesetzes wird zu-
sätzlichen Freiraum für die Entwicklung in unserem 
Land schaffen. Konkret bedeutet dies die Verkürzung 
von Fristen, vereinfachte Beteiligungsformen, Dere-
gulierung und die Freisetzung von Digitalisierungs-
potenzial.  

Des Weiteren wird die Erörterung der Anregungen 
mit den Verfahrensbeteiligten zukünftig auf die ent-
scheidenden Planungsaufgaben konzentriert und 
kann bei Bedarf digital durchgeführt werden. 

Das wahre Herzstück dieser Novelle ist die Experi-
mentierklausel. Sie ermöglicht es den Regionen, ein-
fachere und schnellere Verfahren auszuprobieren. 
Was sich bewährt, kann auf ganz Nordrhein-Westfa-
len übertragen werden. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Die Novelle wird den Strukturwandel im Rheinischen 
Revier und an den Standorten der Steinkohlekraft-
werke beschleunigen. Weitere Anwendungsbereiche 
umfassen die Energiewende, die Bewältigung der 
Auswirkungen des Klimawandels und des Struktur-
wandels sowie die Anforderungen bezüglich der Di-
gitalisierung.  

All dies geht mit dem Ziel einher, den Wegfall von hö-
heren Vorgaben und Standards als vom Bundesge-
setzgeber vorgesehen zu verfolgen. 

Lieber Herr Minister Professor Pinkwart, im Namen 
der NRW-Koalition möchte ich Ihnen als Wirtschafts-
minister und Ihrem gesamten Haus für das konse-
quente und vehemente Vorantreiben der Entfesse-
lung in unserem Land danken. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Für den Umbau hin zu einer klimaneutralen Industrie 
schafft die Landesregierung die notwendigen Unter-
stützungsmechanismen und Initiativen. Die von uns 
gestartete Landesinitiative IN4climate.NRW hat An-
fang dieses Monats mit der Veröffentlichung ihrer 
Wasserstoff-Roadmap einen wichtigen Wegweiser 
hin zu einer klimafreundlichen Energiezukunft ge-
schaffen. 

Diese Beispiele zeigen: Mit dem Haushalt 2021 blei-
ben wir als NRW-Koalition auf dem eingeschlagenen 
Weg, Nordrhein-Westfalen zum modernsten und kli-
mafreundlichsten Energiestandort Europas zu entwi-
ckeln. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Freynick. – Nun spricht Herr Loose für die AfD-Frak-
tion. 

Christian Loose (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In je-
des Dorf ein Windrad. Wollen Sie das? – 140.000 
Windräder, Windindustrieanlagen in Deutschland. 
Wollen Sie das?  

Wenn Sie den Wasserstoff – das ist ja Ihre neue 
Energieverschwendungsstrategie – vollständig in 
Deutschland produzieren wollten, müssten Sie in je-
des Dorf eine solche Windindustrieanlage stellen; so 
sagt es das Forschungszentrum Jülich. Da helfen 
auch keine Hochglanzbroschüre und keine Werbe-
veranstaltung: In jedes Dorf ein Windrad, Herr Pink-
wart. 

Selbst Sie wollen das nicht. Deshalb ist Ihre Strategie 
jetzt, 85 % des Wasserstoffs aus dem Ausland zu im-
portieren. Sollen sich doch die anderen Länder ihre 
Flächen mit Windindustrieanlagen und Photovoltaik-
anlagen zupflastern, so anscheinend Ihre Gedanken. 

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Energie importieren, Wasserstoff importieren? Führt 
das nicht zu einer Abhängigkeit vom Ausland? 
Wurde uns nicht damals bei der Energiewende im-
mer gesagt, mit Wind und Solar wären wir vom Aus-
land unabhängiger?  

Woher käme dann der Wasserstoff? Gibt es dann 
kein böses Erdgas mehr aus Algerien oder Russland, 
dafür aber guten Wasserstoff aus Algerien und Russ-
land? Erhalten wir den Wasserstoff zukünftig aus 
Ländern, die es vielleicht mit den Menschenrechten 
nicht so genau nehmen? 

Das kennen wir ja schon vom Rohstoff Kobalt, der für 
Ihre E-Autos hauptsächlich aus dem Kongo kommt. 
Kinderarbeit im Kongo scheint für die Landesregie-
rung kein Problem zu sein, denn Sie retten mit den 
E-Autos ja die Welt.  

Die Kinder im Kongo würden sicherlich sagen: Ge-
ben Sie uns lieber jeden Tag einen Dollar zum Über-
leben, und bauen Sie uns eine Schule ins Dorf, an-
statt uns weiter mit Ihren E-Autos auszunutzen. 

Sie, Herr Pinkwart, lassen aber lieber diese Kinder 
arbeiten. Ausbeutung von Kindern, unterstützt von 
der Landesregierung für Ihre E-Autos. 

(Ralph Bombis [FDP]: Ach du Schande!) 

Ihre Wasserstoffstrategie ist nun das neueste Mär-
chen aus dem Tausendundeine-Nacht-Geschichten-
modell der Klimaminister der letzten Jahre hier.  

Es fing mal mit Desertec und Druckluftspeichern an, 
Stichwort: ADELE. Alle diese Konzepte beginnen im-
mer gleich mit wunderbaren Präsentationen, Hoch-

glanzbroschüren, einer Werbetrommel, und danach 
verschwinden sie ganz klammheimlich in der Schub-
lade. 

Die AfD hat aber immer wieder nachgefragt. Dann 
heißt es häufig: Eine Amortisation des Projekts stand 
nicht im Fokus wie zum Beispiel jetzt bei der Anfrage 
zu den Wasserstoffbussen in Wuppertal. 

Das Märchen von den Pumpspeicherkraftwerken er-
zählen Sie uns jedes Jahr aufs Neue, Herr Minister. 
Sie werden nicht mal mehr rot dabei, egal wie inhalts-
leer die Antworten vom Ministerium sind. 

(Ralph Bombis [FDP]: Das ist ja peinlich!) 

Wie jedes Jahr haben wir sie gefragt, Herr Bombis, 
wer denn nun die Pumpspeicherkraftwerke in NRW 
bauen wird. 

(Henning Rehbaum [CDU]: Da klatscht nicht 
mal mehr die AfD!) 

Sie erinnern sich: In NRW bräuchte man 1.154 
Pumpspeicherkraftwerke, um eine Woche Dunkel-
flaute zu überstehen. Die Antwort des Ministeriums 
war: 27 könnten aus geografischen Gründen gebaut 
werden. Wie viele existieren in NRW? Drei. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Heul doch!) 

Auf die diesjährige Frage der AfD antwortet die Lan-
desregierung wie folgt: Derzeit werden keine Vorhaben 
gefördert, und es befinden sich keine in Planung. – 
Pumpspeicherkraftwerke scheinen unter den gege-
benen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen schwer 
realisierbar.  

Für Sie alle übersetzt heißt das: Kein Mensch will die 
Dinger hier in NRW bauen. Also könnte jetzt jeder 
klar denkende Kaufmann auf die Idee kommen: 
Dann sparen wir das Geld doch auch im Haushalt 
ein. – Das geht aber natürlich nicht, denn dann 
müsste Herr Pinkwart zugeben, dass seine tolle 
Energiewende ein massives Speicherproblem hat, 
das gar nicht lösbar ist.  

Also kommt der Minister mit der nächsten Schnaps-
idee um die Ecke: Pumpspeicherkraftwerke im Rest-
see des Tagebaus. – Herr Minister, wie lange dauert 
es, bis der Restsee des Tagebaus mit Wasser aus 
dem Rhein gefüllt wird? – 50 Jahre.  

Sie planen also ernsthaft für das nächste Jahr 2 Mil-
lionen Euro für die Planung eines Pumpspeicher-
kraftwerkes, das frühestens in 50 Jahren gebaut wer-
den könnte.  

Ich will hier nicht von Lüge sprechen, sondern sage 
es einmal so: Ihrem Haushalt mangelt es an der not-
wendigen Haushaltsehrlichkeit. Wir werden Ihrem 
Märchenhaushalt nicht zustimmen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Loose. Ich will noch einmal daran erinnern, dass wir 
uns hier nicht gegenseitig Vorwürfe machen, die un-
ter Umständen justiziabel wären. Dem Minister Kin-
derarbeit zuzuschreiben … 

(Christian Loose [AfD]: Das ist aber im Kongo 
so!) 

– Das mag ja sein. Sie müssen mit mir nicht diskutie-
ren, Herr Loose. Ich habe hier das Wort, und wenn 
ich Ihnen sage, dass Sie solche Äußerungen besser 
unterlassen und sich vielleicht auch mal überlegen, 
sich dafür zu entschuldigen, kämen Sie vielleicht 
auch der von Ihnen so viel beschworenen Wahrheit 
wieder etwas näher. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Das war nur eine Anmerkung; das rüge ich noch 
nicht einmal. 

Herr Minister, Sie haben das Wort. Herr Professor Dr. 
Pinkwart, bitte schön. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
besprechen hier einen ganz zentralen Bereich für die 
Zukunft unseres Landes. Es geht um die Energiever-
sorgung, und es geht um den Klimaschutz.  

Beide sind für ein Energieland wie Nordrhein-West-
falen sehr eng miteinander verwobene existenzielle 
Fragen für die Zukunftsfähigkeit unseres Landes.  

Ich glaube, sagen zu dürfen, dass wir gerade in den 
letzten drei Jahren ganz wesentliche Wegweisungen 
vorgenommen haben, um diese Themen für das 
Land so zu bearbeiten, dass wir erhebliche Fort-
schritte sowohl beim Klimaschutz als auch bei der 
nachhaltigen Gestaltung des Energiesektors errei-
chen können. 

Das sind zusammengenommen Jahrhundertaufga-
ben, die wir hier in Jahrzehnten, wenn nicht gar we-
nigen Jahren lösen müssen. Das sind große Heraus-
forderungen.  

Ich bin auch den Rednern der Koalitionsfraktionen für 
die tolle Unterstützung und für den Haushalt, den wir 
hier vorliegen haben, dankbar, denn er gibt genau die 
Impulse, die wir brauchen. 

Frau Brems, ich kann das ein bisschen verstehen: 
Sie haben sich damals vielleicht auch mehr Mittel für 
Klimaschutz gewünscht; das weiß ich nicht. Jeden-
falls finden sich in diesem Haushalt siebenmal mehr 
Mittel, als noch 2017 in Ihrem Plan standen. Die sind 
auch notwendig und – wenn man sie gut einsetzt – 
auch sehr wirksam für die Zukunftsfähigkeit dieses 
Landes. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Da Sie uns abgesprochen haben, dass das stimme, 
will ich Ihnen hier mit Genehmigung des Präsidenten 
nur wenige Positionen aus dem Haushalt vortragen, 
die zusammengenommen 171 Millionen Euro im 
Jahre 2021 ausmachen: 

Neben Förderungen wie zum Beispiel für das Wup-
pertal Institut – das werden Sie sicherlich dem Klima-
schutz zuordnen wollen – oder für IN4climate.NRW 
sind Mittel für die Landstromanlagen, für die Energie-
systeme der Zukunft und für zielgruppenorientierten 
Klimaschutz drin.  

Für den Ausbau der Nah- und Fernwärme sind allein 
30 Millionen Euro darin; Herr Sundermann hatte sich 
dafür interessiert. Es sind Mittel für die Energiefor-
schung, für Reallabore usw. drin. Das macht zusam-
men 171 Millionen Euro.  

Dann kommen noch 139 Millionen Euro im Rahmen 
des Konjunkturprogramms für emissionsarme Mobi-
lität, für die Markteinführung von im Wärmebereich 
sparenden Anlagen und für Photovoltaik hinzu. Auch 
das, lieber Herr Sundermann, haben Sie angespro-
chen.  

55 Millionen Euro stehen alleine aus dem Konjunk-
turprogramm zur Förderung der PV und noch einmal 
50 Millionen Euro für Klimaschutzinitiativen in den 
Kommunen zur Verfügung.  

So viel Geld für Energiewende und Klimaschutz hat 
es in Nordrhein-Westfalen noch nie gegeben – und 
das für sehr konkrete Projekte. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dass wir wirksam sind – auch mit dem Umbau des 
Energiesystems und der Klimaschutzbilanz –, wird 
Ihnen nicht gefallen; das weiß ich. Das muss hier 
aber auch erwähnt sein, weil wir ergebnisorientiert 
handeln wollen. Das messen wir unter anderem an 
der Erreichung von Klimaschutzzielen.  

Es ist doch bemerkenswert, dass ein Bundesland wie 
Nordrhein-Westfalen, das sich im Jahr 2013 wie Ba-
den-Württemberg ein Klimaschutzgesetz mit dem 
Minderungsziel minus 25 % bis 2020 vorgenommen 
hat, im Jahre 2019 eine CO2-Minderung von 38,3 % 
und Baden-Württemberg bei gleicher Zielsetzung ge-
rade einmal eine Minderung um 19 % erreicht hat.  

Das heißt, Nordrhein-Westfalen ist bei der Senkung 
der CO2-Emissionen doppelt so erfolgreich wie Ba-
den-Württemberg,  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

das von Ihnen seit 2011 durch einen grünen Minis-
terpräsidenten regiert wird.  

Es geht nicht nur darum, dass wir etwas ankündigen – 
Sie haben mich immer gerne Ankündigungsminister 
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genannt –, sondern es geht darum, dass wir etwas 
erreichen. Das können wir Ihnen hier sehr schön bei 
der Energiewende, beim Klimaschutz belegen. Wir 
lehnen uns aber nicht zurück, sondern das spornt 
uns eher an, die nächsten Etappen zu gehen.  

Die müssen wir auch gehen, weil neben der Energie-
wende – das hat die Debatte auch gezeigt – gerade 
der Umbau unserer Industrie hin zu einer klimaneut-
ralen Industrie Thema ist. Hier haben wir auch schon 
sehr viele Anstrengungen unternehmen können.  

Wir freuen uns sehr darüber, dass die Industrie in 
Nordrhein-Westfalen wirklich ein starker Partner ist, 
dass sie uns mit Projekten nahezu überholt, würde 
ich fast sagen, dass sie mutig vorangeht.  

Reden Sie mal mit den Mineralölkonzernen in Nord-
rhein-Westfalen, reden Sie mit der Zementindustrie, 
reden Sie mit der Glasindustrie: All diese Unterneh-
men wissen doch, wohin sich die Parameter in Eu-
ropa und weltweit verschieben.  

Wenn Amerika von Biden regiert wird und John Kerry 
der Klimabeauftragte wird, wird sich die Welt noch 
einmal, und zwar hochdynamisch verändern.  

Auf der COP in Madrid hat Kerry voriges Jahr sein 
Programm „World War Zero“ vorgetragen. Wir sehen 
den gesamten amerikanischen Kapitalmarkt dahin-
ter. Da werden Unsummen gegen den Klimawandel 
bereitgestellt werden.  

Wir müssen hier in Nordrhein-Westfalen vorange-
hen. Wir müssen den Standort attraktiv machen. Wir 
müssen dafür sorgen, dass sich unsere Industrie 
auch transformieren kann und dass sich andere hier 
ansiedeln, weil sie wissen, dass wir ein zukunftsge-
wandtes Land sind, in dem die Rahmenbedingungen 
dafür stimmen, dass eine klimatechnische Anlage, 
die man hier klimafreundlich bauen will, in über-
schaubarer Zeit genehmigt wird, gebaut werden 
kann und es nicht so läuft, wie es in der Vergangen-
heit war. 

Hier ist noch viel zu tun; das sehen wir. Wir haben 
uns aber auch gute Voraussetzungen erarbeiten 
können. Der Haushalt hilft sehr, diese ehrgeizigen 
Ziele auch im nächsten Jahr und in den Folgejahren 
erreichen zu können. – Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Herr Präsident, würden Sie mir noch eine Bemer-
kung gestatten? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Die Landesregierung 
kann immer noch eine Bemerkung dranhängen; das 
wissen Sie. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Ich wollte nur 

noch eine Bemerkung zu Herrn Loose machen, 
weil ich mir die auf seinen vorletzten Debattenbei-
trag bezogenen Daten noch mal habe kommen 
lassen. 

Sie haben hier gesagt, dass die Investitionen am 
Standort Nordrhein-Westfalen seit 2017 rückläufig 
seien. Das Gegenteil ist der Fall: Im Jahre 2018 hat 
die Industrie in Nordrhein-Westfalen mit 11,6 Milliar-
den Euro einen Spitzenwert investiert, der das letzte 
Mal 2008 erreicht worden ist. Das ist ein Rekordwert 
an Investitionen in den Industriestandort Nordrhein-
Westfalen. Das ist genau das Gegenteil von dem, 
was Sie hier behauptet haben. 

(Zuruf: Unfassbar!) 

Also bitte keine Fake News! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Danke, Herr Präsident. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Professor Dr. Pinkwart. – Jetzt hat sich für 
die AfD noch einmal der Kollege Loose zu Wort ge-
meldet. Bitte schön. 

Christian Loose (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Pinkwart, wir lassen Ihnen die Grafiken aus Ihrem ei-
genen Ministerium gerne zukommen.  

Ein anderer Punkt: Wasserstoff, Kobalt. – Was hat 
das alles mit Kinderarbeit zu tun? – Kobalt wird im 
Kongo durch Kinderarbeit abgebaut. 

Die SPD und die Grünen, Herr Präsident, stellen im-
mer wieder Anträge für ein Lieferkettengesetz. Die 
Unternehmen sollen gezwungen werden, dass sie 
bitte schön in den Ländern, in denen etwas herge-
stellt wird, auf die Arbeitsbedingungen achten. Das 
wird immer gefordert.  

Warum wird das denn nicht beim E-Auto, beim Ko-
baltabbau gefordert? Wer das nicht fordert, duldet die 
Kinderarbeit. Wer dann in Deutschland mit Förder-
mitteln den E-Auto-Absatz ankurbelt, kurbelt – mittel-
bar – auch die Kinderarbeit im Kongo an.  

Das macht er nicht direkt. Da geht keiner hin und be-
fiehlt im Kongo, noch mehr Kinderarbeit machen zu 
lassen. Das geschieht dort einfach. Solange man das 
Problem ignoriert, duldet man dort auch die Kinder-
arbeit. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Loose. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Damit rufen wir auf: 
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c) Innovation, Digitalisierung 

Das Wort hat Frau Spanier-Oppermann für die SPD-
Fraktion.  

Ina Spanier-Oppermann (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr Minister 
Pinkwart! Die Digitalisierung und alles, was dieser 
Begriff umfasst, ist wahrscheinlich einer der Berei-
che, die in diesem Jahr den größten Zuwachs an Auf-
merksamkeit bekommen haben.  

Corona hat uns schmerzhaft gezeigt, dass Digitali-
sierung nicht mehr nur nice to have ist, sondern mehr 
denn je ein wesentliches Element für die Zukunftsfä-
higkeit Deutschlands. Sie hat viele Facetten und ent-
scheidet auch über soziale Gerechtigkeit, Bildungs-
gerechtigkeit und sogar Chancengleichheit.  

Unsere Aufgabe ist es nun, detailliert darüber zu dis-
kutieren und zu streiten, für Positionen zu werben 
und auch Begeisterung zu entfachen.  

Es ist aber auch unsere Aufgabe, wo es notwendig 
ist, mit dafür zu sorgen, dass wir nicht noch einmal 
von unvorhergesehenen Ereignissen und Entwick-
lungen überrollt werden. 

Betrachten wir zunächst die digitale Infrastruktur. Die 
Infrastruktur ist der entscheidende Baustein für unse-
ren Weg in die Zukunft – nicht nur im wirtschaftlichen 
Bereich, sondern – das hat uns Corona sehr deutlich 
gemacht – auch im schulischen und gesamtgesell-
schaftlichen Bereich. 

Ich habe bereits im Ausschuss betont, dass meine 
Fraktion und ich das Voranschreiten des Gigabitaus-
baus anerkennen, aber natürlich auch weiterhin ein 
wachsames Auge auf den Fortschritt haben werden.  

Dies gilt insbesondere für die Ziele im Bereich der 
Schulen und Gewerbegebiete, weil man hier einen 
sehr genauen Blick auf die Zahlen und Formulierun-
gen des Ministeriums werfen sollte.  

Während derzeit lediglich 17 % der Gewerbegebiete 
vollständig versorgt sind, sind immerhin rund die 
Hälfte der Schulen gigabitfähig angeschlossen. Zwi-
schen einer gigabitfähigen Erschließung und einer 
tatsächlichen Nutzung von gigabitfähigem Internet 
liegt jedoch ein deutlicher Unterschied; da besteht si-
cherlich noch Luft nach oben.  

Uns ist bewusst, dass dies auch mit lokalen Faktoren – 
wie wir es mehrfach diskutiert haben – zusammen-
hängt, aber genau hier sollte ein Digital- und Innovati-
onsministerium strategisch ansetzen und dort, wo es 
noch hakt, unter die Arme greifen.  

Ein Verweis auf die unterschiedlichen Ausgangsla-
gen und Herausforderungen in den Kommunen und 
die Breitbandkoordinatoren ist sicherlich noch etwas 
zu kurz gesprungen.  

Hier könnten wir sicherlich noch viel mehr erreichen, 
wenn neben einer schrittweisen Weiterentwicklung 
noch ressortübergreifend die Ressourcen verknüpft 
und zielgerichtet eingesetzt werden.  

Damit würden sicherlich auch die bisher schleppend 
abgerufenen Mittel zügiger verarbeitet werden. Letzt-
lich ist eben nicht nur die Bereitstellung von Mitteln 
entscheidend, sondern auch deren Abruf und damit 
verbunden deren Umsetzung. 

Uns wurde in diesem Jahr deutlicher als je zuvor vor 
Augen geführt, wie sehr die verschiedenen Bereiche 
der Gesellschaft miteinander verknüpft sind und wie 
viel Potenzial die einzelnen Bereiche für Digitalisie-
rung noch bieten. Um diese effektiv nutzen zu kön-
nen, müssen wir aber auch dort ansetzen, wo wir am 
unmittelbarsten Einfluss nehmen können: im öffentli-
chen Sektor.  

Sie haben mit der Novellierung des E-Government-
Gesetzes Ihre Zielrichtung vorgelegt, die wir insbe-
sondere begrüßen, weil uns Länder wie zum Beispiel 
Estland mit ihrem vielfältigen Angebot im Rahmen 
der e-Residency weiter davonrennen.  

Den rechtlichen Rahmen dafür haben wir bereits in 
unserer Regierungszeit 2016 gelegt. Weitere Umset-
zungsschritte im Sinne des angekündigten Service-
portals NRW sind ebenfalls zu begrüßen.  

Entscheidend ist aber auch hierbei, dass wir diejeni-
gen mitnehmen, die die Vorgaben in den Kommunen 
und den Ämtern umsetzen müssen; das wurde uns 
in der Anhörung zum E-Government-Gesetz noch 
einmal mit auf den Weg gegeben.  

Ich wiederhole gerne noch einmal: Die Mittel in den 
Haushalt einzustellen und Ziele zu verkünden, sind 
noch lange keine Garantie für eine funktionierende 
Umsetzung.  

Wir vermissen weiterhin ein klares Konzept zur Be-
teiligung der Beschäftigten, das letztlich einen wich-
tigen Baustein für ein zeitnahes Gelingen darstellt – 
Stichwort: digitaler Kulturwandel in der öffentlichen 
Verwaltung. 

Zum Abschluss möchte ich noch einmal betonen: Wir 
sehen gerade bei der digitalen Ausstattung der Schu-
len, wo die Probleme liegen: Nicht das fehlende Geld 
oder der Wille der Kommunen sind das Problem, 
sondern oftmals die personellen Ressourcen. Sup-
port und auch viele Datenschutzfragen sind nicht ge-
klärt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter warten auf 
klare Linien aus dem Land. 

Immerhin haben Sie die Kommunen nun bei der Task 
Force zum 5G-Ausbau an Bord geholt. Dennoch 
würde ich mir das Digitalministerium noch mehr als 
Impulsgeber und Mitgestalter wünschen, denn dort 
sitzen die Spezialisten.  

Mehr Tempo ist wünschenswert – da sind wir beiei-
nander –, aber dies muss ein sattelfester Plan her-
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geben, und alle Beteiligten müssen mitgenommen 
werden. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Spanier-Oppermann. – Jetzt spricht Herr Braun für 
die CDU-Fraktion. 

Florian Braun (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau Kollegin 
Spanier-Oppermann! Zu Ihrem Fazit, dass das Digi-
talministerium ein noch größerer Impulsgeber sein 
soll: Ein größeres Lob kann man als Opposition 
kaum aussprechen, denn dem liegt zugrunde, dass 
der Digitalminister und das Ministerium Impulsgeber 
für die Digitalisierung in unserem Land sind.  

Das ist jedenfalls eine sehr gute Ausgangslage für 
die Beratung des vorliegenden Einzelplans mit dem 
Abschnitt Digitalisierung. Ich kann mich dem nur an-
schließen:  

Ich bin sehr zufrieden, wie wir die Digitalisierung hier in 
diesem Land – insbesondere in den letzten Jahren – 
vorangetrieben haben und wie wir das auch finanziell 
hinterlegen. Das zeigt sich auch in dem jetzt vorlie-
genden Einzelplan, den drei Leitlinien auszeichnen: 

Die erste ist, einen klaren Akzent – mit großem Geld – 
auf die zwei landespolitischen Megathemen zu le-
gen. Da ist zum einen der Infrastrukturausbau zu 
nennen, den gerade auch die Kollegin angesprochen 
hat.  

Die signifikante Mittelbereitstellung zahlt sich ein-
drücklich aus. 2017 lagen wir bei den beantragten 
Förderprojekten bundesweit weit zurück. Mittlerweile 
sind wir auf Platz eins sowohl bei den beantragten 
Projekten als auch bei den beantragten Mitteln mit 
über 1 Milliarde Euro. Alleine für 2021 planen wir, 
weitere 305 Millionen € davon an die Kommunen 
auszuzahlen. 

(Beifall von der CDU und von Rainer Mathei-
sen [FDP]) 

Das heißt, es macht sich bemerkbar, denn wir schrei-
ten beim Gigabitausbau voran. Auch hier sind gerade 
Zahlen genannt worden: 93 % der Haushalt in Nord-
rhein-Westfalen haben bereits 100 MBit pro Sekunde 
und mehr. 66 % der Haushalte können auf gigabitfä-
hige Leitungen zurückgreifen wie auch 51 % der 
Schulen, und 45 % der Schulen sind bereits in Arbeit 
dank des bemerkenswerten eigenwirtschaftlichen 
Ausbaus zahlreicher TKU, aber eben auch aufgrund 
der erfolgten Förderung bei weißen Flecken. Die Dy-
namik ist am Markt deutlich erkennbar. 

Das andere Megathema, in das wir deutlich investie-
ren, ist die Digitalisierung der Verwaltung. Wir haben 
mit der Novellierung des E-Government-Gesetzes im 

Juni und dem Onlinezugangsgesetz zentrale Wei-
chenstellungen gesetzt. Die Mittel folgen nun auch 
den politischen Zielen: eine Verdreifachung der Mittel 
für das E-Government-Gesetz und das OZG mit 210 
Millionen Euro für 2021. 

Ich begrüße und unterstütze es ausdrücklich, dass 
die Landesregierung das Versprechen abgegeben 
hat, die Digitalisierung der Landesverwaltung um fünf 
Jahre auf 2025 vorzuziehen, damit deutlich zu be-
schleunigen und über alle Ressorts hinweg über die 
Jahre 1 Milliarde Euro zu investieren. Zudem bin ich 
davon überzeugt, dass es uns dadurch auch frühzei-
tiger gelingen wird, von der digitalen Dividende zu 
profitieren. 

Die zweite Leitlinie, die sich im Einzelplan abzeich-
net, sind unsere Investitionen in strategisch wichtige 
Zukunftsfelder. Dies ist zum einen der Mittelstand.  

Wir wissen, dass Nordrhein-Westfalen von einem 
starken Mittelstand, von starken kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen lebt. Wir wollen sie bei der 
Transformation begleiten. Das tun wir durch das Pro-
jekt „Mittelstand Innovativ & Digital“ mit 18,4 Millionen 
Euro für die Digitalisierungsprojekte der Unterneh-
men und auch direkt für das Personal. 

Wir unterstützen das Zukunftsfeld Gründertum, weil 
wir damit auch neue Unternehmen in Nordrhein-
Westfalen unterstützen, zum Leben erwecken und 
Ideen fördern. Bereits 1.800 Stipendien sind verge-
ben. Das erfolgreichste Gründerförderprogramm der 
Republik wird dementsprechend in den nächsten drei 
Jahren fortgesetzt – allein 2021 mit 12 Millionen 
Euro, damit wir unser Versprechen, Gründerland 
Nummer eins in Deutschland zu sein, auch weiterhin 
wahrmachen. 

(Beifall von der CDU) 

Ebenso investieren wir im Investitionsfeld KI in den 
5G-Ausbau, um Innovationen aus Nordrhein-Westfa-
len heraus nach vorne zu bringen. Die Zahlen sind 
Ihnen bekannt: Bei 5G sind landesweit bereits 1.500 
5G-Erweiterungen in Betrieb. Wir investieren auch in 
5G-Pilotprojekte mit 21 Millionen Euro, neben dem, 
was Frau Kollegin Spanier-Oppermann auch an Zu-
sammenarbeit mit den Kommunen bereits gelobt hat. 

Die dritte Leitlinie, die wir hier erkennen, ist, dass ein 
sorgsames und ehrliches Haushalten stattfindet. 
Auch das war bereits Thema in der Ausschussde-
batte. Haushaltspositionen sind dort reduziert bzw. 
ohne Aufwuchs, wo der Mittelabschluss kalkulierbar 
ist und wo der Abruf nicht im nächsten Haushaltsjahr 
2021 zu erwarten, aber eben für 2022 bereits mit 
deutlichen Verpflichtungsermächtigungen hinterlegt 
ist. 

Da geht also nichts verloren. Natürlich ist für mich 
wichtig, dass wir die Gelder, die hinterlegt sind, auch 
tatsächlich ausgeben, dass die Förderprogramme 
greifen. Dafür sind wir natürlich auch gefragt, und 
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dafür sind die Förderprogramme auch gedacht. Die 
wichtigste Botschaft ist: Es gibt keine Einschnitte bei 
der Digitalisierung trotz pandemischer Lage, sondern 
unterm Strich sogar eine Verdoppelung der Digitali-
sierungsmittel. 

Die Beratungen im Ausschuss und auch die Rede 
sind ein Zeichen dafür, dass es einen breiten Kon-
sens dafür gibt, dass die massiven Investitionen der 
NRW-Koalition in Digitalisierung und Innovationen 
notwendig und sinnvoll sind. Das zeigt sich auch in 
sehr vielen anderen Fachbereichen; auch dazu ha-
ben wir bereits Zahlreiches in den Reden gehört. 

Kurzum: Wir haben eine flächendeckende, spürbare 
Digitalisierungsdynamik in Nordrhein-Westfalen. Wir 
machen Innovationen für die Menschen in unserem 
Land erlebbar und investieren wie keine Koalition zu-
vor. Deshalb: klare Zustimmung zum Einzelplan 14. 
– Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Braun. – Jetzt spricht für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen Herr Bolte-Richter. 

Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich glaube, in die-
sem Jahr hat die Coronapandemie uns sehr deutlich 
aufgezeigt, wie groß die Chancen, aber auch wie 
groß die Herausforderungen bei der Digitalisierung 
für unsere Gesellschaft sind. 

Wir haben einen gigantischen Sprung bei der Digita-
lisierung erlebt. Allein in diesem Haushalt zeichnet er 
sich nicht ab; in diesem Haushalt fehlt der große 
Wurf. Haushaltsdebatten sind immer auch Debatten 
über die langen Linien der Landespolitik. Wir sehen, 
dass der Ausbau der digitalen Infrastruktur nicht vo-
rankommt; er läuft, aber er läuft im Schneckentempo. 
Mitte 2020 konnten erst 52 % der NRW-Haushalte 
auf Gigabit-Bandbreiten zugreifen. 

Wenn man diese Ausbaugeschwindigkeit zugrunde 
legt, dann werden Sie, Herr Minister, Ihr Ziel, 2025 
100 % Versorgung zu haben, krachend verfehlen – 
selbst zu Ihren Gunsten mit einem linearen Ausbau-
pfad gerechnet, obwohl wir als Fachleute alle wissen, 
dass es den gar nicht gibt. Die wirklichen Probleme 
und Herausforderungen liegen am Ende des Aus-
baupfades. Da lohnt es sich dann auch nicht, eine 
wunderbare, goldene Zukunft zu beschwören. Man 
muss das jetzt machen. 

Ich kann Ihnen den Vorwurf nicht ersparen, dass Sie 
immer noch gut darin sind, schöne Statistiken zu kre-
ieren, schöne Labels zu kreieren. Aber wenn man 
dahinterguckt, bleibt nicht mehr so viel von den Ver-
sprechungen übrig. 

Die Gigabit-Ziele wurden stillschweigend relativiert. 
Ursprünglich gab es ein Flächenziel beim Ausbau. 
Jetzt gibt es ein Haushalteziel. Ländliche Gebiete 
würden darunter leiden. Es ist nach wie vor so, dass 
Sie gut darin sind, kreative Formulierungen zu finden: 
„glasfaserbasierte Netze“, „Gigabit first“ usw. – Nein, 
wir brauchen puren, reinen Glasfaserausbau. Dahin 
müssen wir kommen: echte Glasfaser. 

(Florian Braun [CDU]: Wir fördern nichts ande-
res! Nichts anderes wird gefördert!) 

Wir brauchen im Übrigen nicht nur Fördergelder, weil 
jenseits der anerkennenswerten Bemühungen beim 
eigenwirtschaftlichen Ausbau brauchen wir auch 
gute Bedingungen. Wir brauchen Bürokratieabbau in 
diesem Bereich. Es ist nach wie vor zu kompliziert, 
auszubauen. Wir brauchen eine Beschleunigung der 
Planungs- und Bauprozesse. Da ist nach wie vor 
reichlich Luft. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Braun? 

Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): Gerne, wenn 
meine Zeit angehalten wird. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Das ist nett. Die Zeit 
halten wir an. – Bitte schön, Herr Braun. 

Florian Braun (CDU): Vielen Dank, Herr Kollege, 
dass Sie die Zwischenfrage zulassen und dadurch 
vielleicht sogar ein paar Sekunden Redezeit gewin-
nen können. – Können Sie mir benennen, in wel-
chem Förderprogramm der Landesregierung oder 
auch der Bundesregierung keine Glasfasernetze 
beim Breitbandausbau gefördert werden? – Vielen 
Dank. 

Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): Ich komme gleich 
zu dem tatsächlichen Problempunkt, nämlich dass es 
nicht allein eine Frage der Förderprogramme ist. Im 
Übrigen hatten wir es auch in der Ausschussdebatte, 
wo seitens der regierungstragenden Fraktionen – bin 
mir nicht mehr sicher, ob von der CDU oder von der 
FDP – gelobt wurde, wie toll das jetzt alles mit den 
Kabelverbindungen ist. Es geht auch darum, dass 
die Kabelversorgung locker, flockig eingerechnet 
wird 

(Florian Braun [CDU]: Das ist keine Förde-
rung! Da müssen wir klar bleiben!) 

als eine Infrastruktur, die durchaus eine Übergangs-
leistung erbringen kann. Das mag alles sein, aber 
wenn wir darüber sprechen, was eine zukunftsfähige 
Infrastruktur ist, was eine Infrastruktur ist, die im Up-
stream und im Downstream funktioniert, was eine Inf-
rastruktur ist, die da funktioniert, wo ich große Daten-
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mengen transportieren muss, die im Übrigen auch 
energieeffizient ist, dann muss ich natürlich über 
Glasfaser sprechen. 

(Florian Braun [CDU]: Nichts anderes tun wir!) 

Mir geht es auch ganz stark darum zu sagen: Gigabit 
heißt nicht Glasfaser. – Das läuft bei euch aber im-
mer synonym. Das ist das Problem, und da muss 
man einfach sagen, dass da ein schönes Label 
draufsteht. Aber das, was die Leute kriegen, ist nicht 
das, was ihnen versprochen wird. 

Diese Form des Etikettenschwindels kann man durch 
alle Bereiche durchdeklinieren, auch bei den Gewer-
begebieten. Die sollen auch bis 2022 vollständig mit 
Glasfaser versorgt sein. Bisher sind es 17 %; das ist 
zu wenig. 

Wir haben vor wenigen Wochen eine Umfrage unter 
Familienunternehmern bekommen. 55 % der Mittel-
ständler sind nicht an schnelles Internet angebun-
den. Da haben wir tatsächlich eine Wachstums-
bremse, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Wenn wir beim Etikettenschwindel sind, der ursäch-
lich für die Zwischenfrage war, dann können wir uns 
auch noch einmal die Schulen angucken. Das finde 
ich besonders schön: Bei den Schulen rühmen Sie 
sich, Herr Minister, mit 96 % Glasfaser-Versorgung. 
Diese 96 % Glasfaser-Versorgung sind entweder 
versorgt oder geplant. Auf einer geplanten Leitung 
kann man ziemlich schlecht surfen. 

(Beifall von den GRÜNEN und Inge Blask 
[SPD]) 

Obendrauf sind in diesen 96 % nicht nur die geplan-
ten Leitungen drin, sondern auch „Homes last“. Das 
heißt, wenn die Glasfaser in der Straße vor dem 
Schulgebäude liegt, dann gilt das in der schwarz-gel-
ben Welt schon als versorgt. 

(Zuruf von Inge Blask [SPD]) 

Ich habe eine Idee, was Karl-Josef Laumann dazu 
sagen würde, wenn man ihm so eine Statistik unter 
die Nase hält. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Mobilfunkbereich 
sieht es ganz ähnlich aus. In Nordrhein-Westfalen 
gibt es 14.000 Funklöcher. Auch da brauchen wir 
keine PR-Zahlen, auch da brauchen wir reale, koor-
dinierte und kooperative Ausbaubemühungen. Wir 
brauchen auch den Ausbau durch die Netzbetreiber 
und eine zukunftsfähige Infrastruktur. Wir haben hier 
das gleiche Problem, das wir beim Ausbau der digi-
talen Infrastruktur haben: große Ankündigungen, 
aber was kommt dann?  

Genauso haben wir das – Kollegin Spanier-Opper-
mann hat es eben schon ausgeführt – im Bereich der 
digitalen Verwaltung. Es ist gut, dass mit dem E-
Government-Gesetz weitere Landesbehörden auf-
genommen wurden, zum Beispiel die Hochschulen. 

Ich darf ergänzen, dass die Hochschulen nicht auf-
genommen werden wollten, als wir 2016 das E-
Government-Gesetz gemacht haben. Es ist gut, dass 
es das jetzt gibt, aber dann muss man ihnen auch 
das Geld dafür geben. Wenn man die Hochschulen 
mit in den Geltungsbereich des E-Government-Ge-
setzes reinnimmt und die Hochschulen hier in der 
Sachverständigenanhörung sagen, das dafür zur 
Verfügung gestellte Geld reiche nicht aus, dann kann 
dieser Prozess nicht funktionieren. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir haben es im ersten Block bereits angesprochen: 
Wir haben einen Digital- und Wirtschaftsminister, bei 
dem die Ausgaben für die digitale Wirtschaft in die-
sem Jahr nicht steigen. Das ist ein Problem, wenn wir 
aus einer tiefgreifenden, historischen Wirtschafts-
krise herauskommen wollen, weil der Schlüssel für 
eine zukunftsfähige Wirtschaft in Nordrhein-Westfa-
len natürlich in der Digitalisierung liegt. Das müssen 
Sie angehen, wenn Sie diesen Zukunftsmarkt nicht 
von irgendjemand anders bedienen lassen wollen. 

Im Übrigen ist das – man kann das noch weiter de-
klinieren – bei der Künstlichen Intelligenz genauso. 
Gefühlt fällt das in jedem zweiten Satz und sowieso 
in jeder Sonntagsrede, und man muss einfach einmal 
gucken, was davon im Handeln der Landesregierung 
ankommt. 

Es passiert etwas, wobei durchaus in ganz vielen Be-
reichen etwas passiert. Wenn man das jedoch neben 
die Herausforderungen legt, neben das, was eigent-
lich passieren müsste, dann ist das eindeutig zu we-
nig. Im tatsächlichen Handeln ist das unterrepräsen-
tiert. 

Die von Ihnen beauftragten Sachverständigen stell-
ten Lösungen für eine KI nach europäischem Allein-
stellungsmerkmal auf. Es ist sehr gut, dass es dazu 
konkrete Ideen und Studien gibt. Diese müssen aber 
umgesetzt werden. Dafür bedarf es wiederum eines 
entsprechenden Einsatzes von Ressourcen, um die 
entsprechenden Finanzmittel bereitgestellt zu be-
kommen und so bei diesem Thema von Nordrhein-
Westfalen aus voranschreiten zu können. 

Ansonsten hätten wir einen Ankündigungsminister. 
Wir wollen jedoch gerne einen Wirtschafts- und Digi-
talminister, der das Thema voranbringt. Ich würde mir 
wünschen, dass Sie das auch tun, Herr Pinkwart. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Bolte-Richter. – Jetzt spricht für die FDP-Fraktion 
Herr Kollege Matheisen. 

Rainer Matheisen (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Nach der sehr sachlichen 
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Rede der Kollegin Spanier-Oppermann und da ich 
den Kollegen Bolte-Richter schätze – er hat Sach-
kenntnis und gräbt sich tief in Themen ein – hatte ich 
eigentlich gedacht, dass wir mit dieser sachlichen 
Debatte fortfahren können. Stattdessen erleben wir 
ein wildes Herumstochern in den Zahlen, die Sie sich 
offenbar nicht richtig angesehen haben. 

Wir erleben, dass Sie die Realität in diesem Land 
überhaupt nicht wahrnehmen. Um bei Ihrem Ausflug 
ins Tierreich zu bleiben – Sie sprachen gerade von 
einem Schneckentempo –: Ich möchte einmal die 
Schnecke erleben, die seit 2018, also in den vergan-
genen zwei Jahren, die Anzahl der Haushalte, die ei-
nen Zugriff auf Gigabit-Anschlüsse haben, verfünf-
facht. Ich möchte auch einmal die Schnecke erleben, 
die die Anzahl der Schulen mit Gigabit-Anschluss 
verdreifacht. Das ist keine Schnecke, sondern da ist 
ein Gepard unterwegs. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir werden in diesem Tempo weitermachen, und wir 
werden uns das Ganze von Ihnen auch nicht 
schlechtreden lassen. 

Herr Bolte-Richter, schauen Sie sich die Zahlen an, 
mit denen wir in diesem Haushalt bei diesem wichti-
gen Zukunftsfeld unterwegs sind, das vieles von dem 
auffangen muss, was wir an wirtschaftlichen Entwick-
lungen durch die Pandemie gerade erleben. Wir 
müssen unsere Wirtschaft zukunftsfest machen. 
Deshalb haben wir insbesondere im Bereich der Zu-
kunftstechnologien 5G und bei der Förderung des Gi-
gabit-Ausbaus fast eine Verdoppelung der Mittel von 
184 Millionen Euro auf 364 Millionen Euro vorgese-
hen. Wir erleben auch, dass die Mittel für den Ausbau 
der Gigabitnetze in Gebieten, in denen die Netzbe-
treiber das nicht rentabel gestalten können, sich ver-
dreifachen und sich gegenüber diesem Jahr auf 300 
Millionen Euro belaufen. 

Es ist eine originäre Aufgabe des Staates, eine funk-
tionierende Verwaltung zur Verfügung zu stellen, die 
bürgerfreundlich ist und die schnell und effizient ar-
beitet. Wir erleben jetzt, dass die Mittel dafür um 130 
Millionen Euro angehoben werden. 

Wenn also irgendwo zum Ausdruck kommt, dass wir 
einen besonderen Schwerpunkt auf die Digitalisie-
rung legen, dann ist das in diesem Haushalt 2021. 
Deswegen bin ich auf diesen Haushalt stolz und bitte 
Sie, ihm zuzustimmen. Ich bitte Sie allerdings auch 
darum, sich beim nächsten Mal etwas intensiver mit 
den Zahlen zu beschäftigen und nicht solche Mär-
chen zu erzählen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Matheisen. – Nun spricht Herr Tritschler für die AfD-
Fraktion. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die amtie-
rende schwarz-gelbe Regierungskoalition hat sich 
2017 in Sachen „Digitalisierung“ die Messlatte denk-
bar hoch gelegt. Mich erinnert das, weil wir gerade 
bei Analogien aus dem Tierreich sind, eher an einen 
Pfau. Man kann das aber auch anerkennen, denn ge-
messen an den Haushaltskennzahlen haben wir in 
NRW in den letzten Jahren durchaus Fortschritte ge-
macht. 

Ein Beispiel ist der Breitbandausbau. Dafür stehen 
erhebliche Fördermittel bereit, und zwar auch vom 
Land, und wir hören von den Betroffenen schon seit 
Jahren keine Klagen mehr, dass es am Geld fehle. 

Jetzt sind eher – wir haben es gerade gehört – ein 
Förderdickicht, langwierige Genehmigungsverfahren 
und vor allem fehlende Tiefbaukapazitäten das Prob-
lem. Eine besonders unrühmliche Rolle spielt dabei 
leider die EU. Sie hat beihilferechtliche Bedenken 
hinsichtlich der Aufgreifschwelle und verbot daher 
die Förderung des Gigabit-Ausbaus dort, wo Kupfer-
leitungen aktuell Datenraten von 100 Mbit liefern kön-
nen. Das soll auch bis 2023 so bleiben. 

In der Folge führt das dazu, dass die Förderungen 
fleckenweise anstatt in zusammenhängende Ge-
biete ausgeschüttet werden. Diese Verinselung des 
Ausbaus kostet riesige Summen Geld und bindet die 
knappen Tiefbauressourcen. 

Der Telekommunikationsbranchenverband VATM 
meint dazu – Zitat –: 

„Nicht nur die Verschwendung von Steuermilliar-
den scheint weder Brüssel noch die Bundesregie-
rung zu interessieren, auch der Gesamtausbau 
verzögert sich durch derartige tiefbauressourcen-
fressende Einzelbaumaßnahmen. Durch ineffi-
zienten Ausbau und den gleichzeitigen Einsatz 
von Fördermilliarden genau für solch einen ineffi-
zienten Ausbau steigen die Tiefbaukosten immer 
weiter und machen den eigenwirtschaftlichen 
Ausbau von Jahr zu Jahr teurer und damit unwirt-
schaftlicher. Und genau dies erhöht wiederum 
den Förderbedarf in Zukunft dramatisch.“ 

Das ist nur ein Beispiel, das aber zeigt, warum NRW, 
Deutschland und Europa im internationalen Digitali-
sierungswettlauf häufig nicht mithalten können. Man 
setzt auf Dirigismus und Kontrolle, anstatt auf die In-
novationskraft der Marktwirtschaft zu vertrauen, und 
dabei steht man sich häufig noch selbst im Weg. 

Ein ähnliches Bild ergibt sich auch bei der Start-up-
Förderung. Es ist zwar schön, dass Sie den Univer-
sitäten in dieser Sache 150 Millionen Euro mehr zu-
gestehen, aber auch da geht es leider wieder nicht 
ohne Dirigismus. Das Geld soll natürlich nur für die 
aktuellen Modethemen Klima, Umwelt, Energie-
wende, Verkehrswende und Nachhaltigkeit verwendet 
werden. So macht man das in der Planwirtschaft – 
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nicht der Verbraucher und der Markt entscheiden, 
sondern die Planbürokratie. 

(Florian Braun [CDU]: Blödsinn!) 

Internationale Wettbewerbsfähigkeit, das hat die Ge-
schichte gezeigt, schafft man so allerdings nicht. 

In anderen Forschungsbereichen wie etwa der Kern-
technologie – dazu hatten wir Anträge gestellt –, die 
weltweit gerade eine Renaissance erlebt und die im 
Übrigen gewaltige CO2-Einsparpotenziale birgt, ha-
ben Sie sich dagegen weggeduckt. Da spielt unser 
Land aufgrund ideologischer Scheuklappen inzwi-
schen überhaupt keine Rolle mehr. Dabei bräuchten 
wir jedoch angesichts des überstürzten Kohleaus-
stiegs dringend eine neue verlässliche Energie-
quelle. 

Selbst dort, wo der Staat originär für die Digitalisierung 
zuständig ist – bei seiner eigenen Verwaltung –, sieht 
es nicht viel besser aus. Wir haben das im Frühjahr 
bei den Corona-Nothilfen in der ersten Stufe erlebt. 
Auf die Schnelle wurde ein digitales Antragsportal 
aus dem Boden gestampft. So weit, so gut – die 
Leute haben schnell ihr Geld bekommen. Es ist dann 
aber eben auch zur Spielwiese für Kriminelle gewor-
den. Hätten die Bürger oder die Unternehmen im 
Land, wie das anderswo üblich ist, bereits eine Art 
digitales Benutzerkonto, hätten die meisten Fälle 
wohl verhindert werden können. Damit wäre auch 
viel Geld des Steuerzahlers gespart worden. 

Bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes, 
wonach bis 2022 eine Vielzahl von Verwaltungs-
dienstleistungen digital angeboten werden soll, sieht 
es jetzt zur Halbzeit der Umsetzungsphase auch 
nicht besonders ermutigend aus. 75 % dieser 
Dienste müssen unsere Kommunen erbringen, die 
die Landesregierung mit dieser Mammutaufgabe 
ziemlich alleine lässt. 

Zusammenfassend kann man also sagen: Der Haus-
halt liest sich gut. Die Kennzahlen sehen gut aus. Un-
eigentlich kommen wir aber nicht so schnell voran, 
wie es wünschenswert wäre. Wir sind an manchen 
Stellen mutlos und an vielen Stellen leider auch ein 
bisschen planlos. Wir werden daher nicht zustim-
men. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Tritschler. – Jetzt spricht für die Landesregierung 
Herr Minister Professor Dr. Pinkwart. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Für 
die Zukunft unseres Landes sind die digitale Infra-
struktur, eine leistungsfähige digitale Verwaltung, 
eine wettbewerbsfähige digitale Wirtschaft, eine 

digitale Industrie, Handel, Handwerk und Gewerbe 
und leistungsfähige Start-ups von zentraler Bedeu-
tung. 

Die Digitalisierung durchdringt alle Lebensbereiche. 
Sie ist eine Herausforderung und zugleich eine rie-
sige Chance zur Beantwortung unserer Zukunftsthe-
men. Um die Digitalisierung schnell und wirksam um-
setzen zu können, ist sie zum einen auch ein Treiber 
für Innovation und selbst wiederum die Vorausset-
zung für Innovation. Ich denke an das Thema Indust-
rie 4.0 mit it’s OWL, ich denke an das Kompetenz-
netzwerk 5G, ich denke an das Kompetenznetzwerk 
Künstliche Intelligenz, ich denke an unsere Initiative 
zur Cybersecurity, 3D-Druck, in den Bereichen 
„Energie/Klima“.  

Noch ein Nachtrag zum Thema Kobalt: Das ist doch 
genau das Thema, das wir aufgreifen müssen. Wir 
wollen in die neuen Antriebstechnologien. Wir sehen: 
Rohstoffe sind knapp, also müssen wir uns doch was 
einfallen lassen, also machen wir Innovationen. Es 
wird demnächst ein Recyclingwerk für Kobalt hier 
Nordrhein-Westfalen geben. Wir forschen auf die-
sem Gebiet, damit wir ohne Kobalt oder mit möglichst 
wenig Kobalt Batterien bauen können.  

Also, warum sind wir denn nicht offen für Neues? 
Warum wollen wir denn den Stillstand? Stillstand ist 
Rückschritt, Fortschritt setzt Innovationen voraus. 
Die können wir in Nordrhein-Westfalen, wenn wir uns 
darum kümmern. Und das tun wir. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Bei der digitalen Infrastruktur, lieber Herr Bolte-Rich-
ter, habe ich Sie heute auch nicht verstanden. Da wa-
ren so viele Dinge, von denen ich nicht genau ver-
standen habe, warum Sie die so platziert haben. 
Schauen Sie doch mal, wo wir herkommen. Ich habe 
das noch ein bisschen in Erinnerung, es liegt erst drei 
Jahre zurück. Da haben wir so eine kleine Erstbilanz 
gemacht, wo wir beim Gigabit-Ausbau, von dem Sie 
eben sprachen, herkommen. Nach drei Jahren stel-
len wir fest, dass sich die Anzahl der Haushalte, die 
über Gigabit-Anschlüsse verfügen, allein seit 2018 
auf 52 % verfünffacht hat, die der Schulen hat sich 
auf 51 % verdreifacht. Das ist nicht eine Ankündi-
gung, das ist das Ergebnis!  

Jetzt halten Sie uns die 96 % entgegen, weil noch 
nicht alle angeschlossen, sondern zum Teil in der 
Planung sind. Aber auch für die 96 % gilt, dass wir 
den Anteil der Schulen, die keine Planung haben, in 
dieser Zeit gezehntelt haben. Das heißt, als wir hier 
anfingen, gab es fast keine Schule, die am Gigabit-
netz eingeschlossen war, und es gab fast keine 
Schule, die wenigstens einen Plan gehabt hätte, wie 
man sie hätte anschließen können. Wir haben jetzt 
mehr als die Hälfte der Schulen schon angeschlos-
sen, und für fast alle haben wir einen Plan, wie wir 
das bis 2022 schaffen wollen. Das ist der Unter-
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schied zwischen unserer Arbeit und der, die wir hier 
vorgefunden haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das könnte ich auch auf andere Themen ausweiten, 
zum Beispiel auf die Hochschulen, weil ich selbst mit 
Frau Pfeiffer-Poensgen und dem Finanzminister mit 
den Rektoren und den Kanzlern der Hochschulen 
verhandeln durfte. Ich will dazu etwas sagen, Herr 
Bolte-Richter, da ich mal Wissenschaftsminister war 
und die große Freude hatte, mit der damaligen 
CDU/FDP-Regierung und den Koalitionsfraktionen 
das Hochschulfreiheitsgesetz Wirklichkeit werden zu 
lassen, und dann aus der Ferne miterleben durfte, 
wie das von der nachfolgenden Regierung zurückge-
fahren worden ist.  

Ich könnte mir sehr gut vorstellen, dass die Hoch-
schulen 2016 nicht unter das E-Government-Gesetz 
wollten, weil sie fürchteten, dass die Informationen, 
die sie dann dem Finanzminister, der Landesregie-
rung hätten überspielen dürfen, genutzt worden wä-
ren, um den Zügel für die Hochschulen noch enger 
anzuziehen, als die Landesregierung es ohnehin 
schon getan hat. Deswegen wollten die nicht unter 
das E-Government-Gesetz. 

(Matthi Bolte-Richter [GRÜNE]: Das ist doch 
lächerlich! Sie wissen das selbst besser!) 

Bei uns wollen die Hochschulen unter das E-Govern-
ment-Gesetz, weil Frau Pfeiffer-Poensgen das Hoch-
schulfreiheitsgesetz wiederhergestellt hat,  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

weil die Hochschulen Vertrauen in diese Landesre-
gierung haben und weil wir ihnen das Geld dafür ge-
geben haben. Wir haben ihnen für die Digitalisierung 
ihrer Verwaltungsprozesse, die über die Zeit zu er-
heblichen Einsparungen führen wird, 150 Millionen 
Euro zusätzlich zur Verfügung gestellt. Das macht 
eben den Unterschied aus: Vertrauen und die not-
wendigen Ressourcen müssen Sie den Menschen 
geben. Dann werden sie auch die Zukunft in eigener 
Verantwortung gestalten.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das ist der Unterschied. Das machen wir hier Nord-
rhein-Westfalen. Da halten wir auch Wort. 

Das, was Herr Tritschler gesagt hat zum eigenwirt-
schaftlichen Ausbau, auch das machen wir. Schauen 
Sie sich an, was wir in den letzten drei Jahren beim 
Gigabitausbau haben machen können: 3,2 Milliarden 
Euro private Investitionen, 1,1 Milliarden Euro von 
Bund und Land. Wenn wir die Privaten nicht hätten, 
wären wir nicht so weit, wie wir es sind. Wir werden 
ohne die privaten Investitionen auch nicht diese ehr-
geizigen Ziele für die nächsten Jahre erreichen kön-
nen. Das habe ich hier immer unterstrichen.  

Das setzt aber voraus, dass die planerischen Vo-
raussetzungen geschaffen werden, dass wir zur Zu-
sammenarbeit zwischen Land, Kommunen und Un-
ternehmen bereit sind. Das haben wir gemacht, in-
dem wir den Prozess auch sehr systematisch mit den 
Gigabit-Beauftragten, mit den Gigabit-Geschäftsstel-
len bei den Bezirksregierungen entwickelt haben, in-
dem wir eng mit den Kommunen zusammenarbeiten 
und auch bei den Bauämtern Vertrauen dafür schaf-
fen, dass auch die modernen Verlegemethoden hel-
fen können, Glasfaser schneller und sicher in den 
Boden zu bekommen. Ich glaube, das sind die zent-
ralen Voraussetzungen, um die ehrgeizigen Ziele, 
die wir uns gesetzt haben, zu erreichen. 

Ein Letztes möchte ich noch sagen mit Blick auf Ihre 
sehr kritischen Anmerkungen, Herr Bolte-Richter – 
damit Sie sehen, dass wir das fest im Blick haben, 
was wir im Koalitionsvertrag geschrieben haben, was 
wir angekündigt haben. Sie haben gesagt, wir wür-
den jetzt etwas vernebeln, weil wir auf einmal Flä-
chenversorgungswerte bemühen würden. Wir sind 
doch die Regierung, die erstmalig im Sommer über-
haupt Flächenversorgungswerte für Nordrhein-West-
falen vorgelegt hat!  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das ist doch der Unterschied. Wir haben bisher im-
mer nur Haushaltswerte gehabt. Die Haushaltswerte 
für Nordrhein-Westfalen liegen bei Vodafone und bei 
der Telekom bei 99,4 %, bei Telefónica bei 97,3 %, 
die höchsten Werte, die Sie bei Flächenländern in 
Deutschland vorfinden. Bei der Flächenversorgung 
haben wir 98,5 % der Fläche über alle Anbieter; ein-
zelne Anbieter liegen bei bis zu 93,6 %.  

Damit sind wir noch nicht zufrieden, aber damit ha-
ben wir in den letzten Jahren deutliche Verbesserun-
gen erreicht, und wir haben Controlling-Systeme, die 
uns ganz klar sagen, wo wir stehen und wohin wir 
noch müssen. Mit diesem Ehrgeiz wollen wir weiter-
arbeiten.  

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Ich danke herzlich für die zusätzlichen Mittel im 
Haushalt. Wir werden sie verantwortungsvoll einset-
zen. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister Professor Dr. Pinkwart. – Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.  

Also kommen wir zur Abstimmung, und zwar – nach 
dem Schluss der Aussprache zu Teil „c) Innovation, 
Digitalisierung“ – über den Einzelplan 14: Ministe-
rium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und 
Energie. Der Haushalts- und Finanzausschuss emp-
fiehlt in der Drucksache 17/11914, den Einzelplan 14 
unverändert anzunehmen. Wer stimmt dem so zu? – 
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Die CDU und die FDP. Wer stimmt dagegen? – SPD, 
Grüne und AfD stimmen dagegen. Gibt es Enthaltun-
gen? – Die gibt es nicht. Die Mehrheit hat entschie-
den. Der Einzelplan 14 ist in zweiter Lesung ange-
nommen worden. 

Ich rufe nun auf: 

Einzelplan 10 
Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Na-
tur- und Verbraucherschutz 

Ich darf hinweisen auf die Beschlussempfehlung und 
den Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/11910 sowie die Änderungsanträge 
der Fraktion der SPD Drucksachen 17/11936 bis 
17/11939. Wir gliedern die Debatte in die Teile a) und 
b). Zunächst diskutieren wir den Bereich  

a) Umwelt, Landwirtschaft und Naturschutz 

Ich eröffne die Aussprache. Herr Kollege Stinka hat 
für die SPD-Fraktion das Wort. Bitte schön. 

André Stinka (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir Sozialdemo-
krat*innen wollen für Nordrhein-Westfalen eine Um-
weltpolitik, die die planetaren Grenzen anerkennt, die 
gerecht ist, die die Umweltpolitik nicht als ein Eliten-
projekt ansieht, die innovationsoffen ist und die kon-
kret kommunal vor Ort ansetzt.  

Deshalb braucht es Maßnahmen zur Förderung der 
grünen Infrastruktur. Wir Sozialdemokrat*innen sind 
der Auffassung, dass der Erhalt und die Verbesse-
rung der Ökosysteme und ihrer Leistungen für die 
Entwicklung des Landes unverzichtbar sind. 

Die Umweltministerin Ursula Heinen-Esser freut sich 
zwar heute per Pressemitteilung über das Konjunktur-
paket „Grüne Infrastruktur“ und begrüßt das große In-
teresse – ich zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten –:  

„Ich bin absolut überwältigt und dankbar für die 
Resonanz auf den Aufruf. Das zeigt, wie groß der 
Bedarf zur Entwicklung grüner Infrastruktur für die 
Konjunktur und die Gesellschaft unseres Landes 
ist, ...“  

Die SPD-Fraktion fragt sich – ich frage mich –, wo die 
Mittel bleiben, die über die 60 Projekte in Nordrhein-
Westfalen hinaus gehen, wenn dem so ist. Wir haben 
hier im Land rund 400 Städte und Gemeinden. Ich 
kann mich noch gut an unseren Antrag aus dem Jahr 
2017 erinnern, der damals belächelt wurde, mit dem 
wir die Hitzeinseln thematisiert haben. Sie haben da-
mals gesagt, das sei so nicht nötig, und wir würden 
in die kommunale Selbstverwaltung eingreifen. Wir 
haben damals mit einer kontinuierlichen Politik den 

richtigen Ansatz gesetzt, sodass wir heute zumindest 
60 Projekte im Land haben. 

Auf der anderen Seite – wir haben es gerade ange-
sprochen – bedarf es einer Unterstützung des Klein-
gartenwesens. Es ist deutlicher Bestandteil – das er-
leben wir auch in der Coronakrise – des sozialen Zu-
sammenhalts und der nachhaltigen Entwicklung. 
Deswegen haben wir auch hier eine Erhöhung der 
Ansätze gefordert, weil sowohl die Biodiversität als 
auch der gesellschaftliche Zusammenhalt in Klein-
gartenverbänden deutlich herausgehoben werden 
wird.  

Die Biologischen Stationen im Land Nordrhein-West-
falen unterstützen mit ihrer fachlichen Arbeit den Er-
halt der Biodiversität. Hier ist nach unserer Einschät-
zung bei fortschreitendem Artensterben eine deutli-
che Unterstützung notwendig. Wenn wir auf der ei-
nen Seite die Landwirtschaftskammern für die Erhal-
tung der Biodiversität unterstützen, haben auch die 
Biologischen Stationen nach unserer Einschätzung 
diese Unterstützung verdient. 

Die vergangenen und die noch vor uns liegenden Hit-
zeperioden fordern einen besonderen Beitrag, damit 
für die Bürgerinnen und Bürger die Auswirkungen der 
Hitzebelastung reduziert werden können. Wir Sozial-
demokrat*innen wollen hier konkret ansetzen, um 
Lebensqualität für alle Menschen in unserem Land 
zu sichern und zu verbessern und somit für Umwelt-
gerechtigkeit zu sorgen. Die schwarz-gelbe Landes-
regierung lässt hier einen roten Faden nicht erken-
nen. Sie agieren nur, statt zu planen und zu organi-
sieren. Sie zeigen zwar Probleme auf und sind immer 
verständnisvoll, doch sie bleiben uns und den Bürge-
rinnen und Bürgern Antworten schuldig. Zukunftswei-
sende Entscheidungen finden wir nicht. 

Ich mache dies gerade an der Novelle des Lan-
deswassergesetzes fest. Sie haben damit unter Be-
weis gestellt, dass Sie ohne Not ihre eigenen Ziele 
im Nachhaltigkeitsbericht nicht einhalten und sich ge-
gen alle Fachverbände der Wasserwirtschaft aufstel-
len.  

Ein anderer Bereich, den wir zur Biodiversität zählen, 
wird in Ihren Reden zwar immer stark mit Worten un-
terlegt. Wenn wir uns aber an den großen Insekten-
kongress 2019 erinnern, dann stellen wir fest, dass 
er sich im Haushalt und auch im der aktuellen Ge-
setzgebung zur Novellierung des Landeswasserge-
setzes wenig niederschlägt. Wir reden über die Re-
duzierung der Gewässerrandstreifen und die Flä-
chenproblematik. Wir hatten gerade den Wirtschafts-
minister hier. Auf der Landesebene ist das nach wie 
vor nicht in Arbeit. Deswegen unsere deutliche Kritik, 
dass hier zwischen Reden und Handeln der Landes-
regierung Welten liegen. Wir erinnern uns noch an 
den Aufruf von Dr. von Hirschhausen auf Ihrer groß-
artigen Veranstaltung, wie wichtig hier eine Tätigkeit 
sei.  
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Das Krisenmanagement der Landesregierung zieht 
sich wie ein roter Faden durch den heutigen Tag. Wir 
erinnern noch einmal an die Maßnahmen rund um 
den Schweinestau. Sie kündigen an, dass den Land-
wirtinnen und Landwirten geholfen wird. Wir haben – 
auch in Sondersitzungen – immer wieder nachge-
fragt, welche Maßnahmen Sie denn konkret ergrei-
fen, um hier zu helfen. Sie haben unter anderem das 
Branchengespräch Fleisch angesprochen. Wenn ich 
im „Westfalenblatt“ von gestern lese, dass der WLV 
jetzt selbst mit der Ernährungswirtschaft spricht, 
frage ich mich, wo Sie die Dialoge organisieren, die 
Sie hier immer wieder anführen.  

Kurz und gut: Für uns Sozialdemokraten entspricht 
dieser Haushalt nicht den Anforderungen der Bio-
diversität und der Umwelt. Die Regierung lässt uns 
hier im Nebel stehen, ohne klar zu sagen, welche 
Punkte sie ansprechen will. Deswegen werden wir 
dem Einzelplan 10 in dieser Fassung nicht zustim-
men können. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Stinka. – Als nächste Rednerin 
hat für die Fraktion der CDU Frau Abgeordnete Kol-
legin Winkelmann das Wort. 

Bianca Winkelmann (CDU): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir befin-
den uns beim Einzelplan 10 und damit beim Haushalt 
des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur 
und Verbraucherschutz. Den drei erstgenannten 
sehr wichtigen Handlungsfeldern wollen wir uns nun 
widmen. 

Diese zukunftsweisenden Bereiche sind im wahrsten 
Sinn des Wortes überlebenswichtig für unseren All-
tag. Es geht um ein Mehr an Umweltschutz, ein Mehr 
an Tierwohl und Tierschutz, um ein Mehr für unsere 
Wälder und für den Naturschutz, ein Mehr für die Bio-
diversität in unserem Land und ein Mehr für den gro-
ßen Bereich der Nachhaltigkeit und der Anpassung 
an den Klimawandel. Lassen Sie mich dieses große 
Aufgabenspektrum anhand verschiedener Bereiche 
deutlich machen.  

Die Landwirtschaft von Morgen lebt den Umwelt-
schutz zum Beispiel in Form von Trinkwasserkoope-
rationen. Dieses Erfolgsmodell wollen wir auf andere 
Bereiche außerhalb von Wasserschutzgebieten 
übertragen. Um dies finanziell zu untermauern, ha-
ben wir bereits einen Antrag formuliert. Nun geht es 
an die Umsetzung.  

Es geht um ein Mehr an Tierwohl. Die Nutztierhal-
tungsstrategie wird auf Haus Düsse mit dem Stall der 
Zukunft gelebt. Er wird für die gesamte Tierhaltung in 
Deutschland Signalwirkung haben. In diesem Haus-
halt sichern wir Naturschutz und Biodiversität. Der 

Landwirtschaftskammer in Nordrhein-Westfalen wer-
den weitere 8 Millionen Euro zum Beispiel für ein Wir-
kungsmonitoring zum Düngerecht, für die Auswei-
tung der Biodiversitätsberatung und die Ausweitung 
der wolfsbedingten Herdenschutzberatung zur Ver-
fügung gestellt. Das ist gelebte Kooperation zum 
Wohle der Umwelt und zum Wohle der Natur. 

Zu einem weiteren wichtigen Punkt. Der vom Land 
geförderte Vertragsnaturschutz leistet einen wichti-
gen Beitrag zum Erhalt der Kulturlandschaft und der 
biologischen Vielfalt. Die Naturschutzarbeit vor Ort 
wird dabei von den Biologischen Stationen unter-
stützt, von denen Nordrhein-Westfalen über ein ein-
zigartiges Netz verfügt. Im Haushalt stehen dafür Mit-
tel bereit.  

Die Landwirtschaft stellt sich regional, aber auch für 
den Welthandel breit auf. Wir fördern in Nordrhein-
Westfalen den Ökolandbau genauso wie die konven-
tionelle Landwirtschaft.  

Auch der Vollzug des neuen Gifttiergesetzes bindet 
Mittel. Die Bevölkerung hat sich aber dieses Plus an 
Sicherheit gewünscht, und dem sind wir nachgekom-
men.  

Ein weiteres Mehr an Tierschutz sichert die neue 
Stelle der Tierschutzbeauftragten. Diese wird sich für 
die Belange des Tierschutzes einsetzen.  

Weiter geht es mit mehr Nachhaltigkeit, zum Beispiel 
mit den Investitionen in die Landesgartenschauen, 
die einerseits ein Besuchermagnet sind, aber ebenso 
nachhaltig das Bild der Kommunen verbessern. Gut 
zu sehen ist das in diesem Jahr in Kamp-Lintfort. Wir 
freuen uns auch schon auf das Jahr 2023, wenn die 
Landesgartenschau in Höxter stattfinden wird.  

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU])  

Außerdem investieren wir in die Bildung für nachhal-
tige Entwicklung über ein landesweites Netzwerk. 
Den Übergang hin zu einer nachhaltigen Gesell-
schaft und Volkswirtschaft müssen wir alle gemein-
sam konsequent vorantreiben. Hierzu leisten die 
BNE-Regionalzentren einen wertvollen Beitrag. De-
ren Anzahl ist in der laufenden Förderperiode von 23 
auf 25 Einrichtungen angestiegen. 

Wir sichern die Zukunft der Wälder. Jeder hat es mit-
bekommen. Gerade wurde der neue Waldzustands-
bericht vom Ministerium bekanntgegeben. Die Wäl-
der sind vom Klimawandel gekennzeichnet. Wir 
stemmen uns dagegen mit einem Wiederauffors-
tungsprogramm. Wie sehr dieses benötigt wird, ist 
am vollständigen Mittelabruf für das laufende Jahr zu 
erkennen. Dieses Jahr standen 57 Millionen Euro zur 
Verfügung. Im Rahmen der Wiederbewaldungsstra-
tegie mit klimaresistenten und heimischen Arten flie-
ßen über 10 Jahre lang mehr als 100 Millionen Euro. 
Unser Wald ist Klimaschützer und lebendiges Öko-
system. Das muss so bleiben und verdient unsere 
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volle Unterstützung. Der Haushaltsentwurf lebt diese 
Verantwortung. 

Wir begrüßen uneingeschränkt die Anstrengungen 
des Ministeriums zur Förderung der grünen Infra-
struktur. Die Ballungsräume leiden unter der Hitze im 
Sommer, und immer häufiger kommt es zu Starkre-
genereignissen. Konzepte für eine an die Folgen des 
Klimawandels angepasste Stadtentwicklung sind un-
erlässlich.  

Ein weiterer Punkt: Für 2021 sind unter anderem 
15 Millionen Euro EFRE-Mittel und 10 Millionen Euro 
Landesmittel für Fördermaßnahmen in diesem Be-
reich eingeplant.  

Ganz zum Schluss möchte ich noch auf einen aktuell 
ganz wichtigen Aspekt in diesem Haushalt zu sprechen 
kommen. Das Ministerium bereitet sich ebenfalls auf 
den Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest vor 
und hält deshalb Mittel für die Wildseuchenvorsorge-
gesellschaft bereit. Die Übernahme der Trichinen-
schau bindet genauso sinnvoll investierte Gelder. Für 
sämtliche Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikani-
schen Schweinepest, wie zum Beispiel Beihilfen, 
Überwachungsprogramme, Tierseuchenmanage-
ment, Früherkennungssysteme, sind für 2021 insge-
samt 4,3 Millionen veranschlagt. Für die Erstattung 
der Trichinenuntersuchungsgebühren sind 600.000 
Euro veranschlagt. Nordrhein-Westfalen ist in die-
sem Bereich gut aufgestellt.  

Sie sehen, liebe Kolleginnen und Kollegen, die ein-
gangs erwähnten lebens-, ja überlebenswichtigen 
Bereiche des Ministeriums sind breit gefächert und 
verdienen in allen Bereichen unsere Unterstützung. 
Ich bitte Sie daher um Zustimmung zum Einzelplan 
10 des diesjährigen Haushaltsplans. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU und Markus Diekhoff 
[FDP])  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Winkelmann. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr Ab-
geordneter Rüße das Wort. – Bitte sehr, Herr Kol-
lege.  

Norwich Rüße*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Im November kann man 
ja mal wieder einen Blick zurück auf das Jahr 2020 
werfen. Ich denke, wir haben wieder – und das ist mit 
Blick auf diesen Einzelplan nicht unwichtig – feststel-
len dürfen, dass der Klimawandel auch in diesem 
Jahr spürbar war. Er hat insbesondere dem Wald 
und der Landwirtschaft wieder erheblich zugesetzt.  

Über die Landwirtschaft ist in diesem Jahr nicht so 
viel wie in den vergangenen beiden Jahren geredet 
worden. In etlichen Gesprächen habe ich jedoch von 
den Milchviehhaltern gehört, dass sie wieder einmal 
nicht in der Lage waren, ausreichend Grundfutter zu 

ernten. Wenn man das in Verbindung mit dem wei-
terhin niedrigen Milchpreis in Verbindung setzt, weiß 
man, dass es wieder etliche Betriebe geben wird, die 
Probleme haben werden, einen positiven Jahresab-
schluss zu erzielen, weil das Grundfutter wieder teu-
rer geworden ist. Es wird wieder dazu kommen, dass 
Bauern sagen: Dann höre ich auf.  

Wir erleben auch viele Waldbesitzer, die fassungslos 
vor ihrem Wald stehen, entweder weil sie wirklich da-
von leben, weil es ihr täglich Brot ist, oder weil es – 
das gibt es auch sehr oft – ihre Sparkasse oder die 
Altersversorgung der älteren Generation ist, und fest-
stellen müssen, wie ihr Vermögen im Zuge von Kli-
mawandel und Borkenkäferplage zusammenbricht.  

(Zuruf von Thomas Röckemann [AfD]) 

Wir wissen nicht, wie im kommenden Jahr das Wet-
ter wird,  

(Dr. Christian Blex [AfD]: Das wissen wir auch 
nicht!) 

aber wir wissen, dass wir in den nächsten Jahren 
weiterhin mit solchen extremen Wetterlagen rechnen 
und uns darauf vorbereiten müssen.  

(Dr. Christian Blex [AfD]: Das hat es in Europa 
immer schon gegeben!) 

Frau Winkelmann hat es angesprochen. Die Afrika-
nische Schweinepest ist das nächste große Problem. 
Wir erleben gerade jetzt vor dem Hintergrund von zu 
vielen Schweinen, die auf den Markt drücken, dass 
der Preis heruntergegangen ist. Wir sehen noch ein-
mal mehr, wie schwierig es ist, wenn sich eine Bran-
che von Exportmärkten abhängig macht. Auch bei 
den Schweinehaltern sehen wir, dass da die Nerven 
mittlerweile blankliegen.  

Der Preis lag im Januar noch bei knapp 2 Euro je kg, 
jetzt liegt er bei 1,19 Euro je kg. Dafür kann niemand 
wirtschaftlich Schweine erzeugen. Auch da müssen 
wir mehr tun, um einen solchen Strukturbruch nicht 
stattfinden zu lassen.  

Auch bei der Natur- und Artenvielfalt gab es im Jahr 
2020 wieder alarmierende Nachrichten und neue 
wissenschaftliche Befunde, dass der Schwund an Ar-
ten weitergeht und wir dringend in dem Bereich mehr 
tun müssen. Deshalb sage ich deutlich: Das Jahr 
2020 ist von Corona geprägt, es ist aber auch von 
erheblichen umweltpolitischen Herausforderungen, 
die bestehen bleiben, geprägt. Diese fordern das 
Umweltministerium deutlich heraus. Wir müssen dort 
erheblich mehr tun. 

(Beifall von Verena Schäffer [GRÜNE]) 

Ich kann dem Einzelplan 10 nicht entnehmen, dass 
er diesen Herausforderungen gerecht wird. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Frau Ministerin, ich hatte erwartet, dass, wenn die 
Herausforderungen so groß sind, wie sie sind, der 
Einzelplan 10 deutlich aufgestockt wird. Ich erinnere 
gerne daran: Unter Bärbel Höhn – das ist schon ein 
bisschen her, es war 2002 – hatte der Haushalt Ihres 
Hauses 973 Millionen Euro zur Verfügung. Das wa-
ren damals knapp über 2 % des gesamten Etats von 
Nordrhein-Westfalen. Heute liegen wir bei 1,16 Milli-
arden Euro, aber der Anteil am Haushalt, weil der 
Gesamthaushalt auf 85 Milliarden Euro angestiegen 
ist, liegt nur noch bei 1,38 %. Da wundert es mich 
nicht, dass wir nicht in der Lage sind, die wirklich 
wichtigen Impulse zu setzen. Es reicht vorne und hin-
ten nicht.  

Die Ungleichverteilung, die Sie vornehmen, über-
rascht mich schon. Sie fördern jetzt zum vierten Mal 
in Folge im erheblichen Umfang die Landwirtschafts-
kammer NRW. Sie bzw. auch Ihre Vorgängerin ha-
ben dort in diesen wenigen Jahren den Etat um satte 
27 Millionen Euro aufgestockt, das heißt, die Mittel 
um 25 % erhöht. Das kann man vielleicht alles be-
gründen, das will ich gar nicht in Zweifel ziehen. Das 
beinhaltet auch etliche sinnvolle Projekte. 

Wenn ich das dann mit dem Naturschutzbereich ver-
gleiche und sehe, in welchem finanziellen Rahmen 
sich die Biologischen Stationen bewegen müssen, 
und wenn man weiß, wie schwierig es ist, wie viel Eh-
renamt es bedarf, weil man es mit Hauptamtlichen 
überhaupt nicht abdecken kann, dann bin ich an der 
Stelle sehr enttäuscht, dass Sie so unterschiedliche 
Maßstäbe zwischen der Landwirtschaft auf der einen 
und Naturschutz auf der anderen Seite setzen. Ich 
habe schon den Eindruck, dass bei Ihnen und bei der 
Landesregierung gilt: Landwirtschaft first, Natur-
schutz second. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Oh, oh, oh! Wer 
hat Ihnen das denn aufgeschrieben?) 

Ich will Ihnen eines deutlich sagen. Ich habe mit der 
Landwirtschaft begonnen und würde erwarten, dass 
wir endlich zu einem Pakt für eine naturverträgliche 
und tiergerechte Landwirtschaft, über den wir oft re-
den, kommen. Das ist das, was wir miteinander in ir-
gendeiner Art und Weise hinbekommen müssen, da-
mit wir endlich den Bäuerinnen und Bauern eine Per-
spektive aufzeigen.  

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Wenn wir das nicht erreichen, wird der Strukturwan-
del immer weiter gehen, wir werden es aber nicht 
schaffen. Wir können nicht erkennen, dass Sie da et-
was in Bewegung setzen.  

Umweltpolitik – ich habe es gesagt – ist in dieser Lan-
desregierung ein „Nice to have“.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Die Redezeit. 

Norwich Rüße*) (GRÜNE): Das ist angesichts der 
drängenden Herausforderungen viel zu wenig. Wir 
lehnen daher diesen Einzelplan ab. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Rüße. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP Herr Abgeordneter Kollege 
Diekhoff das Wort.  

Markus Diekhoff (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
reden heute über den Einzelplan 10, den anstehen-
den Haushalt des Umweltbereichs. Ich finde es 
schon spannend, was hier so diskutiert wird. Das war 
bei der letzten Diskussion schon beeindruckend. Wir 
hörten von der eigenen Traumabewältigung des Kol-
legen Rüße von den Grünen, der es offensichtlich 
nicht verwunden hat, dass sie in ihrer eigenen Regie-
rungszeit nicht in der Lage waren, den Umweltbe-
reich entsprechend aufzustocken, und der nun ver-
sucht, dieses Trauma auf uns abzuschieben.  

(Beifall von der FDP – Frank Sundermann 
[SPD]: Ich weiß nicht, ob man ein Trauma ab-
schieben kann!) 

– Ich weiß auch nicht, ob man es abschieben kann. 
Man sollte es nicht tun. Es stimmt ja auch nicht. 

(Frank Sundermann [SPD]: Das war jetzt ei-
gentlich eher eine medizinische Frage!) 

Sie dürfen nicht vergessen, dass wir im Umweltbe-
reich Aufgaben wie den Klimaschutz verloren haben. 
Das führt natürlich zu einer Reduzierung des Bud-
gets. Daher ist diese Rechnung, die Sie aufgemacht 
haben, einfach schief.  

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Es stimmt nicht, dass gerade die Biologischen Stati-
onen besonders leiden. Aufgrund des großen Einsat-
zes der Ministerin und dank der Unterstützung der 
NRW-Koalition haben wir gerade bei den Biologi-
schen Stationen keinen Sparkurs gefahren, sondern 
haben sie deutlich ausgestattet, und sie stehen gut 
da. Deswegen ist dieser Vorwurf in sich falsch.  

Obwohl wir hier über den Haushalt reden, nutzen Sie 
die Chance, um den Schweinebauern – ich sage es 
vorsichtig – zu nahe zu treten. Es geht hier nicht um 
die Abhängigkeit von Exportmärkten, sondern es 
geht auch hier um ein Seuchengeschehen. Die ASP 
ist die Ursache dieses Problems und führt dazu, dass 
ein gigantischer Absatzmarkt wegbricht. Das ist aber 
nicht die Schuld des einzelnen Landwirtes, sondern 
ein Naturereignis. Er kann nichts dafür, und das Mi-
nisterium und wir als NRW-Koalition tun natürlich al-
les dafür, den Schaden für die Landwirte soweit es 
geht abzufedern.  
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Nichtsdestotrotz dürfen wir nicht vergessen, dass 
das, was gerade im Schweineexportbereich ge-
schieht, nichts anderes ist als das, was in ökologisch 
orientierten Kreisen gerade geschieht, wenn über die 
Ganztierverwertung gesprochen wird. Dort versucht 
man zu etablieren, dass alle Teile der Tiere, die ge-
schlachtet werden, verwertet werden und nicht nur 
die, die sich in Deutschland in den letzten Jahren 
durchgesetzt haben.  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Eisbein ist auch le-
cker!) 

Im Prinzip ist der Exportmarkt China nichts anderes. 
Dort wird versucht, das gesamte Tier zu verwerten. 
Es gibt dort einen anderen Absatzmarkt für Tierteile, 
die man hier nicht mehr essen möchte. 

Sie haben richtigerweise gesagt, und wir haben alle 
gemeinsam festgestellt: Der Umweltbereich ist seit 
den letzten Jahren besonderen Herausforderungen 
ausgesetzt. Wir hatten die Stichworte „Trockenschä-
den im Wald“, „Naturschutz“, „Tierwohl“, „Afrikani-
sche Schweinepest“, die „Düngeverordnung“, die 
umgesetzt werden musste. All das ist geschehen.  

Der Einzelplan 10 gibt dem Ministerium die Mittel, die 
es für die Bewältigung der Herausforderungen 
braucht. Wir setzen die erfolgreiche Naturschutzpoli-
tik auch im Jahr 2021 fort. Dabei setzen wir ein paar 
neue Akzente. Es ist sehr zu begrüßen, dass wir das 
tun können; denn der Naturschutzhaushalt ist auch 
in Coronazeiten kein Sparhaushalt geworden, weil 
uns das Thema wichtig ist. Da wir von den Heraus-
forderungen wissen, wollen wir ihnen entsprechend 
begegnen. Die Mittel dafür stehen zur Verfügung. 

Im Jahre 2021 kümmern wir uns um die Weiterent-
wicklung der Nutztierhaltung. Auch das ist im Haus-
halt mit Mitteln unterlegt. Wir werden den Spatenstich 
zum „Stall der Zukunft“ erleben. Wir bauen am Inno-
vationscluster Stallbau. Es wird ein Pilotprojekt zur 
Tiergesundheitsdatenbank gestartet. Auch das wird 
finanziert. Und natürlich ist erstmals das Jahresgeh-
alt für die jetzt vorgestellte Tierschutzbeauftragte 
ausgewiesen, die ab dem 01.12. dieses Jahres im 
Amt ist. Das hat die Vorgängerregierung nie ge-
schafft. Wir haben es gemacht. 

(Beifall von der FDP) 

Auch im Bereich Luftreinhaltung haben wir in der Ver-
gangenheit große Erfolge gefeiert. Dem besonderen 
Einsatz unserer Ministerin, Frau Heinen-Esser, ist es 
zu verdanken, dass es in Nordrhein-Westfalen bis-
lang keine Fahrverbote gegeben hat, obwohl ja da-
mals alle gesagt haben: Oh Gott, oh Gott, es wird flä-
chendeckend Fahrverbote in Nordrhein-Westfalen 
geben usw. usf. – Pustekuchen! Das hat die Ministe-
rin abgewendet, quasi im Alleingang mit einer guten 
Verhandlungstaktik. Auch die Maßnahmen, die in 
diesem Zusammenhang zum Schutz der Gesundheit 
und vor allem zum Schutz der individuellen Mobilität, 

so wie wir sie gerne möchten, vereinbart wurden, 
sind in diesen Einzelplan aufgenommen worden. 

Vor allem haben wir den Bereich Naturschutz kom-
plett von der globalen Minderausgabe befreit. Das ist 
keine Selbstverständlichkeit in solchen Zeiten, und 
das macht noch einmal deutlich, wie wichtig uns als 
NRW-Koalition die Kontinuität des Naturschutzes ist.  

Gleichzeitig werden 20 Millionen Euro mehr für Na-
tur- und Insektenschutz ausgegeben. Wir finanzieren 
EU-Projekte mit zusätzlich 50 Millionen Euro, um 
mehr für Artenschutz und für Insektenschutz zu tun. 
Das ist in diesen Zeiten wirklich herausragend.  

Wir freuen uns sehr, dass wir mit diesen Mitteln die 
Herausforderungen, die vor uns liegen, im nächsten 
Jahr angehen können. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Diekhoff. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der AfD Herr Abgeordneter Dr. Blex das 
Wort. 

Dr. Christian Blex (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Diek-
hoff konnte einem eben fast leidtun, als man gehört 
hat, wie er als Angehöriger der FDP diesen Haushalt 
als liberal verteidigen musste. 

Die Coronakrise ist das Brennglas für die verfehlte 
Agrarpolitik, die auch hier gemacht wird. Nachdem 
Sie die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Land-
wirte durch ökoideologische nationale Alleingänge 
massiv geschädigt haben, möchten Sie jetzt in der 
Coronakrise die von Ihnen propagierte große Trans-
formation in der Landwirtschaft durchführen. Sie alle 
machen eine Agrarpolitik – auch die FDP hier – ge-
gen den Willen der Landwirte. So verkündete die 
Biofleischministerin, Frau Heinen-Esser,  

(Josef Hovenjürgen [CDU] lacht.) 

als ideologisches Planziel, 20 % Ökolandbau in 
Nordrhein-Westfalen bis 2030. Ja, da lachen Sie. 
Frau Heinen-Esser hat als Ministerin auch das Geld 
dafür, sich das zu leisten. Der Ökolandbau in Nord-
rhein-Westfalen müsste dafür in neun Jahren mal 
eben mehr als verdreifacht werden. Offensichtlich 
steht die Ministerin in einem ökoideologischen Über-
bietungswettbewerb mit dem FDP-Wirtschafts-
minister, der ab 2035 vollständig aus der Kohle aus-
steigen möchte.  

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

20 % Ökolandbau in nur neun Jahren – das funktio-
niert natürlich nur durch ein Wunder oder aber – voll-
kommen liberal – durch Zwang. Da es keine Wunder 
in der Politik gibt, wird das planwirtschaftliche Aus-
bauziel von 20 % Ökolandbau mit Geld erzwungen. 
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Ich verstehe, Herr Diekhoff, dass Sie da natürlich 
Probleme haben, das hier zu verteidigen. Geld be-
kommt nur noch der deutsche Landwirt, der nach der 
giftgrünen Pfeife tanzt. 

(Josef Hovenjürgen [CDU] lacht.) 

Deutsche Landwirte, die sich nicht in die Abhängig-
keit von Subventionen begeben wollen und ehrliche 
Preise für ihre Erzeugnisse haben wollen, werden 
nicht bestehen können gegen die subventionierten 
Ökobetriebe und gegen die konventionellen Betriebe 
in den EU-Nettoempfängerländern, wie beispiels-
weise Spanien. 

Der Ökoumstieg ist jedoch keine sichere Bank. Im 
Gegenteil: Die Landwirte, die umsteigen, begeben 
sich in einen harten Konkurrenzkampf. Molkereien 
können nur so viel Ökomilch annehmen, wie sie ver-
markten können, und das ist in Deutschland nicht viel. 
Inzwischen haben sie einen Aufnahmestopp oder 
Wartelisten. Da den Ökomilchbauern nichts anderes 
übrigbleibt, wird Biomilch dann zum Preis von kon-
ventioneller Milch verkauft. So findet sich sehr teuer 
produzierte Biomilch in konventioneller Verpackung 
im Supermarkt.  

20 % Ökolandbau in nur neun Jahren! Landwirte 
müssten den Altparteienpolitiker ihres früheren Ver-
trauens einmal fragen, woher denn die zusätzliche 
Ackerfläche für den Ökolandbau kommen soll. Öko-
landbau, das bedeutet Ertragseinbußen, und zwar 
von bis zu 40 % durch die – in Anführungszeichen – 
weniger intensive, wie man das so schön nennt, Nut-
zung der Ackerfläche. Woher soll denn die zusätzli-
che Fläche kommen? Die Fläche in unserer noch 
schönen Heimat lässt sich nicht vermehren. Die Kon-
sequenz ist eine massive Absenkung der Nahrungs-
mittelproduktion, eine sinkende Selbstversorger-
quote und eine wachsende Abhängigkeit von auslän-
dischen Produkten. 

Aus diesem Grund regt sich auch Widerstand in der 
Bauernschaft. Sie wissen sehr wohl, was auf sie zu-
kommt. Deshalb kam Ihnen Corona auch so gele-
gen. Die Bauernproteste kamen nämlich damit auf 
Ihre Anordnung hin zum Erliegen.  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Genau!) 

Die Düngeverordnung wurde im Bundesrat durchge-
drückt, praxisfern, grob fahrlässig und fachlich falsch. 
Nur, weil die EU das Stöckchen hinhält und mit Ver-
tragsstrafen droht, springen Sie sehr schön, ja, da 
springen Sie dann. Auch die FDP ist hier brav ge-
sprungen. Brav haben Sie das gemacht. 

(Stephan Haupt [FDP]: Da überschätzen Sie 
uns aber!) 

Wir begrüßen das EU-Haushaltsveto der Polen und 
der Ungarn; denn deren Politiker wehren sich gegen 
die Übergriffe aus Brüssel gegen die nationalstaatli-
che Souveränität. 

Mit der Düngeverordnung werden alle Kulturen mit 
einem hohen Nährstoffbedarf von unseren Feldern 
verschwinden. Kartoffeln, Getreide und Mais werden 
nicht mehr angebaut, es sei denn, nach ökoideologi-
schen Standards. Für diese wird dann gerne eine 
Ausnahme gemacht. Deshalb auch der Green Deal 
von Frau von der Leyen. In der Resolution wird ein-
fach mal behauptet, dass die Landwirtschaft und die 
Nahrungsmittelproduktion die Hauptursache für den 
Verlust an biologischer Vielfalt seien.  

So ergibt alles einen Sinn. Ihre Coronakrise ist für Sie 
ein nützliches Vehikel, um die Landwirte noch mehr 
in die Abhängigkeit zu treiben. Deswegen fördert die 
Laschet-Regierung die Raubwirtschaft des Ökoland-
baus auf Kosten der Landwirte. Es gibt immer mehr 
vermeintliche Agrarumweltmaßnahmen, und das – 
das haben Sie eben gesagt, Herr Diekhoff – von ei-
ner liberalen CDU-Regierung. 

(Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Von einer liberalen CDU-Regierung!) 

Das hätte man früher nicht geglaubt. Das hätte man 
früher nicht geglaubt. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Ich hätte früher 
auch nicht geglaubt, dass so was wie Sie ins 
Parlament kommt! – Weiterer Zuruf von Bodo 
Löttgen [CDU]) 

Denn dieser Haushalt bestätigt den politischen Kurs 
der Landesregierung, und der hat mit liberal gar 
nichts mehr am Hut. 

Alle müssen sparen, nur diese Landesregierung 
nicht. Sie gibt munter weiter Geld aus, und Frau Hei-
nen-Esser macht mit ihrem Haushalt nun wirklich 
keine gute Figur. – Danke schön. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Das war Herr 
Abgeordneter Dr. Blex für die Fraktion der AfD. – Nun 
hat für die Landesregierung Frau Ministerin Heinen-
Esser das Wort. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Jetzt holt sie uns 
mal wieder auf den Boden der Tatsachen zu-
rück!) 

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nur eins an Sie, 
Herr Kollege Blex,  

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

bevor ich auf den Haushalt zu sprechen komme und 
genauer erläutere, wo unsere Schwerpunkte sind. 
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Sie bejubeln hier tatsächlich das Veto von anderen 
EU-Mitgliedstaaten. Wissen Sie, was Sie damit errei-
chen? – Dass hinterher unsere Landwirte überhaupt 
kein Geld bekommen. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Sie sind derjenige, der hier im Landtag in NRW steht 
und bejubelt, dass die EU darüber verhandelt, nicht 
in die Gänge kommt. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Dr. Christian Blex [AfD]) 

Sie bejubeln das. Wenn wir hinterher Verzögerungen 
bei den Zahlungen haben, dann werde ich landauf, 
landab sagen, die AfD bejubelt, dass Sie, liebe Land-
wirte, kein Geld bekommen,  

(Beifall von der CDU und der SPD – Josef 
Hovenjürgen [CDU]: So ist das!) 

und zwar egal, ob das für öko oder für konventionell 
ist. Das war Ihre Aussage hier.  

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Das ist nicht in Ordnung und ein Schlag ins Gesicht 
der Landwirte. Ich glaube, Ihre Rede heute hat allen 
Landwirten im Land gezeigt, was sie von Ihnen zu 
halten haben, nämlich Nullkommanull, gar nichts, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU und der SPD)  

Jetzt mal zu ein paar Themen, zu unseren Schwer-
punkten. Ein Thema ist das Thema „Tierhaltung, 
Tierwohl“. Das ist ein zentrales Thema. Herr Stinka 
hat noch einmal den Schweinebereich angespro-
chen. Wir brauchen dringend die Umsetzung der 
Nutztierhaltungsstrategie, und zwar einerseits der 
Nutztierhaltungsstrategie, die wir in Nordrhein-West-
falen aufgebaut haben, und andererseits der, die aus 
dem Bund kommt. Das verzahnt sich miteinander.  

Wir geben Geld für die zwei Ställe in Haus Düsse, 
anhand derer wir zeigen wollen, wie Landwirtschaft 
funktionieren kann, und zwar tierwohlgerecht und 
auch noch so, dass es genehmigungsfähig und wirt-
schaftlich möglich für die Landwirte ist. Das ist ein 
Riesenschritt.  

Was haben wir sonst gemacht? Zum 1. Dezember – 
Kollegin Winkelmann hat es schon gesagt – wird die 
Tierschutzbeauftragte bei uns anfangen. Sie wird 
sich ja nächste Woche auch im Ausschuss vorstel-
len. Jetzt muss ich einmal ehrlich sagen: Was war 
das hier für ein Geschrei in diesem Landtag – das 
konnte ich damals nur von außen beobachten –, wir 
hätten mit Tierschutz überhaupt nichts zu tun.  

Jetzt muss ich Ihnen mal eines sagen: Wir sind in 
Deutschland das Land, das den Tierschutz wirklich 
nach vorne treibt. Wir sind die Treiber der Nutztier-
haltungsstrategie. Wir haben eine Tierschutzbeauf-
tragte. Wir haben das Gifttiergesetz ins Leben geru-

fen. Wir haben die Tiergesundheitsdatenbank errich-
tet und, und, und. Unsere Bilanz ist exzellent. Wir zei-
gen damit ganz genau, dass Tierwohl und Landwirt-
schaft Hand in Hand gehen. Ganz egal, ob es um Bi-
olandwirtschaft oder um Ökolandwirtschaft geht – es 
geht tatsächlich um das Tierwohl.  

(Beifall von der CDU) 

Dann wurde hier das Thema „Nachhaltigkeit und 
Klimaanpassung“ angesprochen. Wir haben die 
Nachhaltigkeitsstrategie verabschiedet, was immer – 
das wissen Sie auch aus Ihrer Regierungszeit – ein 
großer Kraftakt ist, weil alle Ressorts mitgehen müs-
sen. Wir haben es geschafft. Alle Ressorts sind mit 
an Bord. Ich denke, dass wir gute Leitplanken haben, 
um in Zukunft nachhaltiger zu wirtschaften, zu kon-
sumieren und zu leben.  

Ein Thema, das hier kritisiert wurde, ist die grüne Inf-
rastruktur. Ich glaube, da haben wir den allerwenigs-
ten Nachholbedarf. Nicht nur, dass wir jetzt aus dem 
Konjunkturprogramm noch mal in die grüne Infra-
struktur investiert haben und 60 zusätzliche Maßnah-
men in ganz Nordrhein-Westfalen umsetzen; nein, im 
Rahmen der Ruhrkonferenz stellen wir 8,5 Millionen 
Euro für grüne Infrastrukturprojekte im Ruhrgebiet be-
reit. Die Ruhrgebietsoberbürgermeisterinnen und -bür-
germeister freuen sich darüber, dass sie damit Parks 
und sonstige Gartenanlagen etc. nach vorne bringen 
können. 

Über die Ruhrkonferenz generieren wir 250 Millionen 
Euro auf zehn Jahre für grün-blaue Infrastruktur, um 
wirklich Klimaanpassungsmaßnahmen umzusetzen, 
dafür zu sorgen, dass das Klima in den Hitzeinseln 
deutlich besser wird. Denn in der Tat – Herr Rüße hat 
es gesagt –, wir sind mitten im Klimawandel ange-
kommen. Abschließend werden wir das Klimaanpas-
sungsgesetz verabschieden, natürlich nachdem wir 
es erst einmal hier beraten haben. Damit werden wir 
das erste Bundesland sein, das ein Klimaanpas-
sungsgesetz hat – so wie der Bund auch die Anpas-
sungsstrategie hat.  

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Unser größtes Sorgenkind ist im Moment der Wald.  

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Pscht! 

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 57 Millio-
nen Euro investieren wir in den Wald, allein in die 
Extremwetterrichtlinie weit über 36 Millionen Euro. 
Wir haben das Antragsverfahren so vereinfacht, dass 
man jetzt auch einen vorzeitigen Maßnahmenbeginn 
durchführen kann. 
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Zum Jahresende sind wir in der Tat etwas knapp 
dran. Aber wir sehen zu, dass wir bald auf die Ver-
pflichtungsermächtigung gehen können, um den 
Waldbesitzern auch jetzt noch zu helfen, ihre Maß-
nahmen entsprechend umzusetzen. Wir brauchen 
dieses Geld. Hier danke ich noch einmal allen im 
Landtag, die uns unterstützen, mehr Geld auch für 
das nächste Jahr zur Verfügung zu stellen. Denn der 
Wald ist der größte Klimaschützer, den wir im Mo-
ment in Nordrhein-Westfalen haben. Und den müs-
sen wir bewahren. – Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Heinen-Esser.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen zu dem Teilbereich a) von Einzelplan 
10 nicht vor, sodass wir am Schluss der Aussprache 
angekommen sind.  

Wir kommen zu: 

b) Verbraucherschutz 

Ich darf hierzu die Aussprache eröffnen und für die 
Fraktion der SPD der Frau Abgeordneten Blask das 
Wort geben.  

Inge Blask (SPD): Sehr geehrte Frau Landtagsprä-
sidentin! Sehr geehrte Frau Ministerin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Hinter uns liegt auch 
aus der Perspektive des Verbraucherschutzes ein 
besonderes, man könnte sagen, ein besonders 
fürchterliches Jahr. Die Beratungskräfte in den Ver-
braucherzentralen mussten ihre Arbeit fundamental 
umstellen, um die Erreichbarkeit für Verbraucherin-
nen und Verbraucher während der Pandemie zu ge-
währleisten und dabei auch einem erhöhten Bera-
tungsbedarf gerecht zu werden.  

Denn eines ist klar: Die Coronapandemie ist eine Zeit 
der Verunsicherung. Wie verhalte ich mich richtig? 
Wo und wie kaufe ich ein? Wohin kann ich überhaupt 
noch in Urlaub fahren? Geht das überhaupt noch? 
Wie gehe ich nun mit meinen Verträgen um? Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Beratungsstellen 
hatten es also – wie natürlich auch viele andere in 
unserer Gesellschaft – mit einer doppelten Belastung 
zu tun: komplett neue Bedingungen der Beratung, 
stark erhöhter Bedarf in vielen Feldern. Diese Her-
ausforderungen haben sie angenommen und mit 
Bravour bestanden. Und sie haben den Menschen 
Sicherheit gegeben. 

Sie haben Themen-Hotlines geschaltet, haben Video-
chats angeboten, haben Musterbriefe für Verbrau-
cherinnen aufgesetzt, waren in den sozialen Medien 

unterwegs und haben es so geschafft, den enormen 
Beratungsbedarf mit dem Minus an physischer Prä-
senz in Einklang zu bringen. Unser Dank und unsere 
große Anerkennung für diese Leistung!  

Danken möchte ich an dieser Stelle auch der Minis-
terin, nämlich dafür, dass sie diese enorme Leistung 
auch anerkannt und in ihrem Haushaltsentwurf im 
Einzelplan 10 angemessen honoriert hat. Die Ver-
braucherberatung ist im Moment wichtiger denn je 
und muss neue Wege gehen. Dafür ist eine gute und 
solide finanzielle Basis notwendig und unabdingbar. 
Diese Basis ist mit der geplanten Aufstockung der in-
stitutionellen Förderung der Verbraucherzentrale von 
16,5 Millionen auf 21 Millionen Euro gegeben. Das ist 
gut, das ist richtig, und das hat auch unsere volle Zu-
stimmung, Frau Ministerin.  

Nun gilt es, mit diesem Geld auch die richtigen Wei-
chen zu stellen und negativen Trends entgegenzu-
wirken, die durch die Pandemie massiv verstärkt 
wurden. Über das Thema „Fluggastrechte und Ent-
schädigungen“ werden wir uns gleich noch ausführ-
lich unterhalten. Das möchte ich im Moment nicht 
weiter vertiefen.  

Eine massive Lawine sehe ich allerdings im Bereich 
der privaten Verschuldung auf uns zurollen. Die Cre-
ditreform hat kürzlich ihren alljährlichen Schuldenat-
las herausgegeben und in der Analyse von der „Ruhe 
vor dem Sturm“ gesprochen. Das Bild passt, meine 
Damen und Herren. Seit Beginn der Pandemie wa-
ren oder sind bis zu 7,3 Millionen Menschen in Kurz-
arbeit. Viele Menschen mit geringem Einkommen 
können ihrer selbstständigen oder teilberuflichen Tä-
tigkeit nicht mehr nachgehen. Schätzungen zur 
Folge kämpfen derzeit 2 Millionen Freiberufler oder 
Soloselbstständige um ihre Existenz und stehen am 
Rande einer Überschuldung. Der Lockdown im No-
vember verschärft diese Problematik zusätzlich.  

Wir müssen also davon ausgehen, dass sich die 
Überschuldungssituation im kommenden Jahr dras-
tisch verschärfen wird. Auch mit einem Anstieg der 
Privatinsolvenzen ist zu rechnen. Auf diese Situation 
müssen wir uns vorbereiten, und wir müssen die 
Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen vorberei-
ten. Das kann aber nicht nur mittels eines warmen 
Geldregens geschehen. Hier müssen wir politisch 
eingreifen, die komplizierte Situation der Schuldner-
beratung vom Kopf auf die Füße stellen und auch 
präventiv tätig werden, bevor wir von der Lawine 
überrollt werden und nur noch reagieren können. 

An dieser Stelle möchte ich nicht nur ein Lob für Sie 
aussprechen, Frau Ministerin, für die solide Finanzie-
rung der Verbraucherzentrale, sondern auch drin-
gend an Sie appellieren, die Situation der privaten 
Überschuldung und der Schuldnerberatung in den 
Blick zu nehmen und aufzugreifen. Die Vorlage dafür 
haben wir mit unserem Antrag zur Schuldnerbera-
tung schon geliefert. – Herzlichen Dank. 
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(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Blask. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der CDU Herr Abgeordneter Kollege Rit-
ter das Wort.  

Jochen Ritter*) (CDU): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Frau Blask, Sie waren mir et-
was zu flott fertig. Ich dachte, Sie würden den Augen-
blick Ihres Geburtstages am Pult etwas länger aus-
gekosten. Aber jetzt bin ich im Thema.  

V wie „Verbraucherschutz“ steht am Ende der Be-
zeichnung unseres Ausschusses, bei der CDU aber 
ganz oben auf dem Zettel, und das nicht erst seit 
2021. Frau Blask hat es soeben bereits – zumindest 
in Teilen – gewürdigt. In 2021 ist ein wesentliches 
Vorhaben der Abschluss einer neuen Vereinbarung 
mit der Verbraucherzentrale NRW. Der diesbezügli-
che Ansatz – auch das ist eben schon angeklungen – 
steigt um etwa ein Viertel und perspektivisch um wei-
tere 15 %.  

Wesentliches Motiv ist die Verstetigung der Arbeit 
der Verbraucherzentralen, das heißt, entweder 
mehrjährige Projekte zu stabilisieren oder ganz weg-
zukommen von der Projektfinanzierung hin zu einer 
institutionellen Förderung. Das betrifft beispielsweise 
die Energieberatung, aber auch die Vernetzungs-
stelle Kita- und Schulverpflegung.  

Wir wollen die Verbraucherzentralen wappnen für die 
Herausforderungen, die sich im bisherigen Verlauf der 
Pandemie ergeben haben und die sich auf Sicht – so-
weit man das abschätzen kann – ergeben werden. 
Welche das sind, darüber hat uns der Vorstand der 
Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen Wolfgang 
Schuldzinski in der Sitzung des zuständigen Aus-
schusses am 30.09.2020 informiert. Nicht wenige 
Verbraucher wollen, müssen ihre finanziellen Spiel-
räume vergrößern, und zwar unter anderem 
dadurch, dass sie mit Kosten verbundene Verträge 
mithilfe der Verbraucherzentralen auf den Prüfstand 
stellen.  

Das passiert nicht erst in den Fällen, in denen ihnen 
das Geld sozusagen schon ausgeht, sondern in An-
betracht der Unsicherheit, die aufgekommen ist, 
auch schon prophylaktisch, wenn es noch nicht so 
weit ist.  

Allerdings, Frau Blask, hat Herr Schuldzinski auf die 
Frage des Kollegen Dr. Untrieser hin auch darauf hin-
gewiesen, er würde nicht von einer Welle an Insol-
venzen reden – wenn ich das mit Erlaubnis der Prä-
sidentin zitieren darf –, sondern er meint, man möge 
da nicht überdramatisieren, aber selbstverständlich 
müsse man das weiterhin im Blick haben.  

Die Aussicht auf einen Impfstoff vermittelt zwar ein 
wenig mehr Zuversicht, aber das wird den Bera-

tungsbedarf auf Sicht nicht erheblich senken. Er wird 
weiterhin erheblich über das bekannte Maß hinaus-
gehen. Den wollen wir gedeckt wissen, und das auch 
niederschwellig. Niederschwellig – damit meine ich, 
dass allein mit telefonischen oder mit digitalen Ange-
boten nicht alle erreicht werden, die vor Schwierig-
keiten stehen. Das Netz von gut 60 Beratungsstellen 
hat insofern mehr denn je seine Berechtigung. Die 
Finanzierung dieser flächigen Gewährleistung des 
Verbraucherschutzes begünstigen wir mit dem er-
höhten Ansatz im Haushalt.  

Das Digitale sorgt für weiteren Informations- und Be-
ratungsbedarf. Dazu gehört nicht zuletzt auch die Da-
tensouveränität, die Gegenstand des digitalen Ver-
braucherschutzkongresses am vergangenen Montag 
war. Dazu gehören aber auch grundlegende Schwie-
rigkeiten, die sich ergeben, wenn sich weite Teile des 
Lebens, die bisher analog gelaufen sind, in den virtu-
ellen Raum verlagern.  

Wir wollen die Beratungsstellen dabei stärken, den 
Verbrauchern sowohl im analogen wie im digitalen 
Bereich mehr Sicherheit zu vermitteln und sich ange-
messen mit ihren Dienstleistern auseinandersetzen 
zu können.  

So funktionieren Verbraucherzentralen. Sie sind die 
wesentlichen, aber auch nicht die einzige Stellen, die 
für Verbraucherschutz wirken.  

Ich will aus aktuellem Anlass kurz auf die fünf Che-
mischen und Veterinäruntersuchungsämter zu spre-
chen kommen. Diese müssen sich in Anbetracht der 
nähernden Schweinepest wappnen. 

Last but not least stärken wir auch das LANUV, das 
ja auch das V wie „Verbraucherschutz“ im Namen 
führt und sich in diesem Zusammenhang beispiels-
weise auch für Lebensmittelsicherheit verantwortlich 
zeichnet.  

Wir sehen die aktuellen Herausforderungen. Wir ha-
ben Sie mit den Akteuren ausführlich diskutiert und 
die zur Bewältigung erforderlichen Mittel etatisiert. 
Wir würden uns freuen, wenn Sie diesen Haushalt im 
Entwurf mittragen würden. – Vielen Dank.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Ritter. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen hat nun Herr Kollege Rüße das Wort.  

Norwich Rüße*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginne und Kollegen! Ich habe am Montag 
„Bauer sucht Frau“ geguckt.  

(Heiterkeit – Stephan Haupt [FDP]: Sind Sie 
auf der Suche?) 

– Ich wusste, wenn ich diesen Einstieg wähle, würde 
ich ein bisschen Stimmung erzeugen. 



Landtag   26.11.2020 

Nordrhein-Westfalen 96 Plenarprotokoll 17/109 

 

Das Spannende an dieser Sendung war weniger die 
Sendung als solches, sondern es waren vielmehr die 
Unterbrechungen, die Werbepausen dazwischen. 

(Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Was?) 

Da warb eine Firma, die wir eigentlich ansonsten alle 
wegen der Herstellung von Fischstäbchen kennen, 
für ihre neue Produktlinie „Green Cuisine“. Auf der 
Internetseite sieht man, was da alles so angeboten 
wird: etwa Hackbällchen und Lasagne. Das Interes-
sante ist, das das aber alles vegane, mindestens ve-
getarische Produkte sind.  

Ich weiß nicht, wer von Ihnen die Sendung „Bauer 
sucht Frau“ auch einmal gesehen hat. 

(Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Ich bin kein Bauer!) 

Dann habe ich mir all die Bauern, die dort sich be-
worben haben, vor Augen geführt. Da ist der Lutz aus 
Sachsen-Anhalt, der eine Mutterkuhherde hat. Dann 
gab es einen Milchviehhalter Simon aus Niedersach-
sen, da gibt es einen Schweinebauern. Mir ist aufge-
fallen, dass bei all den Produkten, die dort zwischen 
diesen Sendeblöcken beworben werden, der Ein-
zige, der da noch was zu liefern hat, der Kartoffel-
bauer Peter ist.  

(Heiterkeit von Regina Kopp-Herr [SPD]) 

Was ich damit sagen will: Wir stehen in der Landwirt-
schaft vor tiefgreifenden Umbrüchen. 

(Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Ja!) 

Das müssen wir wahrnehmen und akzeptieren. Und 
wir müssen auch akzeptieren, dass das nicht vegane 
Spinnerei ist, wenn solche großen Lebensmittelher-
steller in diesen Markt reindrängen und das nutzen. 

(Markus Diekhoff [FDP]: Kann ja auch schei-
tern! – Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Was dort zum Ausdruck kommt, ist tiefes Misstrauen 
der Verbraucherschaft gegenüber Teilen der Tierhal-
tung, wie sie betrieben wird, aber noch viel mehr ge-
genüber der Schlachtindustrie, der Fleischindustrie, 
die dahintersteht.  

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Es gibt viele Verbraucherinnen und Verbraucher, die 
diese Produkte nicht mehr essen wollen. Da sind wir 
dann auch beim Thema „Verbraucherschutz“. Die er-
warten von uns als Staat, dass wir mit unseren Be-
hörden dafür sorgen, dass diese Produkte einwand-
frei sind, dass man sie mit gutem Gewissen – wenn 
man sich wegen der Ernährung entscheidet, zu ak-
zeptieren, dass Tiere getötet werden – kaufen kann.  

Wir haben erlebt, dass das im Moment nicht der Fall 
ist. Gestern gab es hier ja einen emotionalen Aus-
bruch von Karl-Josef Laumann. Das ist genau der 
Punkt: Kriegen wir es hin, diese Fleischbranche so 
umzukrempeln? Die ist uns doch völlig entglitten. 

Da habe ich mich im Rückblick schon gefragt: Wo hat 
eigentlich diese Landesregierung Karl-Josef Lau-
mann, den Arbeitsminister, unterstützt? Der war 
doch ganz allein. Den haben Sie ganz alleine rudern 
lassen. Bei der Schieflage, die wir da hatten, hätte 
sich eigentlich der Ministerpräsident persönlich ein-
schalten und sagen müssen: Jawohl, Herr Laumann, 
richtig, mein Arbeitsminister setzt das durch und ich 
unterstütze das als Ministerpräsident.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Auch von Ihnen – den Vorwurf kann ich Ihnen nicht 
ersparen, Frau Heinen-Esser – hätte ich mir da ein 
bisschen mehr gewünscht.  

Folgendes würde ich mir wünschen. Wir brauchen – 
ich habe das eben angesprochen – einen Pakt für die 
Landwirtschaft zusammen mit der Gesellschaft, ei-
nen Pakt für Ernährung. Ich finde es gut, dass Sie die 
drei Modellregionen Ökolandbau ins Leben rufen. 
Das will ich loben. Das finde ich ausdrücklich gut. 
Aber müssen wir nicht langsam aus der Phase der 
Modellprojekte raus? Es wäre doch an der Zeit ge-
wesen – wir haben es mit dem 100-Kantinen-Pro-
gramm begonnen –, zu sagen: Wir gehen jetzt in ein 
1.000-Kantinen-Programm. Wir versuchen die Kanti-
nen in diesem Land zu erreichen. Wir versuchen 
über unsere Kantinen, einen Nachfragesog für regio-
nale Produkte zu erzeugen. – Das wäre ein guter 
Schritt gewesen. Aber so etwas machen Sie nicht. 
Da springen Sie einfach nicht.  

Für den Aspekt „Tierschutzbeauftragte/Tierschutz-
beauftragter“ haben Sie sich sehr gelobt. Wir begrü-
ßen ja, dass die Stelle kommt. Das ist sehr gut. Aber 
Sie unterfüttern das nicht. Diese Stelle hat keine 
Sachmittel. Wir sind gespannt, was da an Öffentlich-
keitsarbeit kommt. Wie unabhängig kann die Person 
arbeiten? Werden wir sie am Ende wirklich wahrneh-
men? Oder aber ist das nicht Ihr Problem als CDU, 
dass Sie mit Unabhängigkeit im Ministerium nicht 
klarkommen? Aus diesen Gründen musste ja die 
Stabsstelle „Umweltkriminalität“ verschwinden.  

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von 
Dr. Christian Blex [AfD])  

Ich habe aus unserer Sicht jetzt viele Schattenseiten 
des Haushalts beschrieben, will aber die paar Licht-
blicke, die auch da sind, nicht kleinreden. Natürlich 
begrüßen wir als Grüne ausdrücklich, dass Sie für 
den Verbraucherschutz erheblich draufsatteln. Ich 
meine, wir sind uns alle miteinander einig, dass es 
gut und richtig und gerade in diesen Zeiten auch 
wichtig ist, hier Geld zu investieren. Das ist gut ange-
legtes Geld, wir unterstützen das ausdrücklich. 
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Insgesamt ist das für uns aber zu wenig. Ich meine, 
dass der Haushalt nicht die richtige Prägung hat. 
Herr Diekhoff hat eben gesagt, 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

dass man die Biologischen Stationen gefördert habe. – 
Im letzten Entwurf von Herrn Remmel aus dem Jahr 
2017 standen 9,5 Millionen Euro für die Bio-Statio-
nen, bei Ihnen sind es 9,3 Millionen Euro. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Da kann man im Vergleich zur Landwirtschaftskam-
mer nicht gerade von einer guten Entwicklung spre-
chen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Rüße. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP Herr Kollege Haupt das 
Wort. Bitte sehr, Herr Abgeordneter. 

Stephan Haupt (FDP): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kollegin Blask, von meiner Seite alles Gute 
zu Ihrem heutigen Jahrestag. Dem Kollegen Rüße 
wünsche ich weiterhin viel Erfolg bei seiner Partner-
innensuche. 

(Beifall von der FDP) 

Es ist gerade schon angesprochen worden: In der 
Zeit der Pandemie zeigt sich, dass die Verbraucher-
seite starke Fürsprecher braucht, denn trotz wegbre-
chender Umsätze bzw. dem Wegfall ganzer Ge-
schäftsfelder darf der Schutz der Verbraucherinnen 
und Verbraucher nicht vernachlässigt werden. 

Wir sehen das auch an der verstärkten Inanspruch-
nahme der Verbraucherschutzangebote: Die Flugär-
ger-App wurde zum Beispiel bereits über 70.000 mal 
heruntergeladen. Es gibt eine immense Nachfrage 
nach den neuen Telefon- und Chat-Angeboten der 
Verbraucherzentrale sowie weiterhin auch nach den 
klassischen persönlichen Beratungsterminen. 

Die Nachfrage der Verbraucher nach Hilfe und Bera-
tung ist so groß wie nie. Dies zeigt, dass die erfolg-
reiche Arbeit der Verbraucherzentrale wichtig und für 
die Menschen in NRW auch unerlässlich ist. Es ist 
schon angedeutet worden, dass sie von uns, unse-
rem Ministerium und der Ministerin, nicht nur mit Geld 
hinterlegt, sondern auch entsprechend wertge-
schätzt wird. 

Deswegen gehen wir den Weg der Stärkung der Ver-
braucherzentrale auch konsequent weiter. Das zeigt 
sich im Einzelplan 10 des Haushaltsplans, in dem wir 
die Mittel von 16,5 Millionen um 4,6 Millionen auf 
nunmehr 21 Millionen Euro für das Jahr 2021 erhö-
hen. Es hat mich wirklich gefreut, Herr Rüße, dass 

Sie im Ausschuss dazu nur positive Worte gefunden 
haben und das anerkennen. 

Wir versetzen die Verbraucherzentrale damit nämlich 
in die Lage, ihr Beratungsangebot kontinuierlich und 
verlässlich auszubauen und Projekte in Bezug auf 
Digitalisierung, Finanzkonzepte und den bewussten 
Umgang mit Lebensmitteln weiter umzusetzen. 

Die Digitalisierung haben wir natürlich unverändert 
weiter im Blick. Sie bietet dem Verbraucherschutz ei-
nerseits sehr große Chancen: eine neue 7 Tage/24 
Stunden erreichbare Verbraucherzentrale, neue Zu-
gangswege wie Chatberatungen, Videoberatungen, 
Onlineseminare, Onlineterminbuchungen, Hilfe- und 
Beratungs-Apps usw. So können wir mehr Verbrau-
cher erreichen und ihnen mit Rat und Tat zur Seite 
stehen; wir erreichen aber auch eine andere, eine 
jüngere Generation. 

Andererseits verändert die Digitalisierung den Ver-
braucheralltag massiv – und das in einer enormen 
Geschwindigkeit. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Angebote für Verbraucher, die noch vor wenigen 
Jahren undenkbar waren, sind heute längst Alltag: 
das Ausleihen eines Fahrrads mittels einer App, das 
Bezahlen per Smartphone, die Buchung des Jahres-
urlaubs per Handy abends auf dem Sofa, der Online-
Abschluss eines Kredits mit wenigen Klicks; selbst 
größere Anschaffungen wie die eines Autos kann 
man heute zu jeder Tages- und Nachtzeit tätigen, 
ohne die Wohnung verlassen zu müssen. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Wie selbstverständlich suchen wir Hilfe und verwen-
den die sogenannten Vergleichsportale, ohne wirk-
lich zu wissen, was wir warum empfohlen bekom-
men, welcher Algorithmus angewandt wird, welche 
Daten von mir benutzt werden und wie diese bewer-
tet werden. Seien wir ehrlich: Wer liest denn schon 
beim Online-Einkauf oder beim Installieren einer 
neuen App die AGBs? Man möchte den Vorteil der 
Digitalisierung nutzen und hofft einfach, dass nichts 
passiert. Dem müssen wir uns stellen und insbeson-
dere durch Prävention und Aufklärung stärker für 
diese Gefahren sensibilisieren. 

(Beifall von der FDP) 

Denn nur wer Risiken und Gefahren kennt, kann 
auch frei und kompetent am Markt entscheiden.  

Die Notwendigkeit eines starken Verbraucherschut-
zes ist so wichtig wie nie zuvor. Diesen müssen wir 
für eine breitere Bevölkerungsschicht sicherstellen. 
Wir brauchen daher einen Mix aus Beratungs- und 
Aufklärungsangeboten, aus neuen digitalen und be-
währten klassischen Beratungsformaten. Die Schaf-
fung neuer und der Ausbau bestehender Beratungs-
stellen läuft daher trotz der Coronakrise weiter. Durch 
die neue aufsuchende Verbraucheraufklärung in 
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sozial schwächeren Gebieten unseres Landes errei-
chen wir auch jene, welche wir weder mit digitalen 
noch mit klassischen Beratungsinstrumenten errei-
chen. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Auch diese Menschen haben aber ein Recht auf Hilfe 
bei Verbraucherproblemen. 

Wir sind in NRW auf einem guten Wege, Gutes und 
Bewährtes mit Neuem zu verknüpfen, um den Ver-
brauchern bei ihren vielfältigen Anliegen und Heraus-
forderungen weiterhin ein verlässlicher Partner zu 
sein. Wir können zu Recht stolz darauf sein, 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

in Nordrhein-Westfalen eines der weitreichendsten 
und bestfinanzierten Angebote des Verbraucher-
schutzes aller Bundesländer zu haben. Das wird mit 
diesem Haushalt untermauert. – Danke schön. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Haupt. – Für die Fraktion der AfD hat 
nun Herr Abgeordneter Dr. Blex das Wort. 

Dr. Christian Blex (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Die AfD 
glaubt an den mündigen Verbraucher. Wir wollen den 
Verbraucher in die Lage versetzen, eine informierte 
und vor allem eigenverantwortliche Kaufentschei-
dung treffen zu können. 

Im Informationsgefälle braucht der Verbraucher die 
Übersicht über das Warenangebot. Der Staat hat 
darüber hinaus die Aufgabe, den Verbraucher vor 
betrügerischen Praktiken und unlauterem Wettbe-
werb zu schützen.  

Doch es wäre zu kurz gesprungen, die Gefahren für 
den Verbraucher lediglich bei den Anbietern von Wa-
ren und Dienstleistungen zu sehen. Der vermeintli-
che Schutzpatron selbst ist dank Ihnen eine Gefahr 
für den Verbraucher. Immer mehr bevormunden Sie 
alle in der Laschet-Koalition – insbesondere die exli-
berale und nun magentafarbene FDP – die Verbrau-
cher bei ihrem Konsumverhalten. Die Linksgrünen 
möchten uns aus ideologischen Gründen den 
Fleischgenuss verderben, aber ausgerechnet die an-
geblich bürgerliche Laschet-Regierung will die 
Fleischsteuer. Der Verbraucher soll abkassiert wer-
den. Wer hätte das gedacht? Die Laschet-Merkel-
CDU ist eine Steuererhöhungspartei; eine Partei, die 
Lebensmittelpreise von Grundnahrungsmitteln erhö-
hen möchte. 

(Ralf Witzel [FDP]: Das ist doch Quatsch!) 

Zahlreiche Studien über das deutsche Konsumver-
halten belegen, dass sich die Befragten angeblich 

mehr Tierschutz wünschen, sich aber im Supermarkt 
jedes Mal für das günstigste Fleischprodukt entschei-
den. Bei keinem anderen Lebensmittel wird eine grö-
ßere Diskrepanz zwischen politisch korrekter Kauf-
absicht und tatsächlichem Kaufverhalten beobach-
tet. Im Supermarkt wird an der Kasse abgestimmt, 
dort ist jeden Tag Wahltag, und der Einkaufsbeleg ist 
der abgegebene Stimmzettel. Das kann man gerne 
als praktische Demokratie bezeichnen. 

Wenn der Verbraucher frei wählen darf, entscheidet 
er sich eben anders, als Sie und Ihre grüne Ökobour-
geoisie sich das wünschen. Offensichtlich hat das 
Volk das Vertrauen der Regierung und ihrer Ökoide-
ologen verscherzt – deswegen also der Zwang.  

Als Nächstes gibt es dann das Zwangsklimafrüh-
stück für alle, natürlich ohne Butter, da viel zu klima-
schädlich. Als ob es das Klima jucken würde, wenn 
Sie die Deutschen dazu zwingen, demnächst Marga-
rine zu essen.  

Mit einer Zuckersteuer wird dann auch der rheinische 
Landwirt um seine Existenz bangen müssen, weil die 
Süßwarenhersteller am Rhein dann eben nur noch 
auf brasilianischen Rohrzucker setzen, um nicht vom 
Lebensmitteleinzelhandel ausgelistet zu werden. 

Unseren Antrag, Tierschutz nicht für die Staatskasse 
zu machen, haben Sie alle abgelehnt. Nicht nur ha-
ben wir schonungslos offengelegt, wieso die Fleisch-
steuer widersinnig ist; wir haben auch vor einer ähn-
lichen Verteuerung wie bei der EEG-Zwangsumlage 
gewarnt:  

Es beginnt mit einem eher kleinen Betrag – Sie wis-
sen ja noch: die Eiskugel – und gerät danach ganz 
bewusst und voller Absicht außer Kontrolle. Doch 
was den Wert einer Ware ausmacht, haben in der 
Marktwirtschaft – es ist traurig, dass ich das der FDP 
erklären muss – nicht die Politiker zu entscheiden.  

Indessen kollabiert der Schweinepreis wegen Ihrer 
Zwangsstilllegung der Schlachthöfe und der ASP-
Gefahr. Das Geld aus der Tasche der Verbraucher 
zu ziehen, ist das eine, den Wert Ihres Eigentums be-
wusst zu zerstören, jedoch das andere. 

Ihre Coronakrise hat auch im Straßenverkehr offen-
bart, was wir schon lange ahnten: Der Coronaeffekt 
im Hinblick auf das Verkehrsaufkommen spiegelt 
sich nicht in der Darstellung der NO2-Messwerte wi-
der.  

Der Diesel trägt nicht in dem Maße zur Stichstof-
femission bei, wie es von amtlichen und nichtamtli-
chen Umweltschützern vermutet wird. Völlig grundlos 
und absichtlich wurde der Wert der Autohalter zer-
stört. Unseren Antrag, den Diesel zu rehabilitieren, 
haben Sie alle abgelehnt.  

Es ist schon bemerkenswert, wenn eine Messstelle 
steigende NO2-Werte innerhalb weniger Tage seit 
Beginn des Lockdowns verzeichnet. Wir hatten es im 
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Ausschuss: Die Erklärungen vonseiten des Umwelt-
ministeriums waren fachlich falsch. Was die Statistik 
angeht, hat der Biologe doch ein bisschen Nachhol-
bedarf. 

(André Stinka [SPD]: Sie müssen in anderen 
Ausschüssen gewesen sein!) 

– Sie waren in der Sitzung, Herr Stinka. Sie haben es 
wahrscheinlich nicht verstanden. 

(André Stinka [SPD]: Ja, aber Sie haben 
nichts verstanden!) 

Sie gestehen mir zu, dass ich als Mathematiker 
durchaus eine Statistik interpretieren kann. 

(André Stinka [SPD]: Mathematiker haben 
keine Ahnung davon!) 

– Danke schön, dass Sie meinen, dass Mathemati-
ker keine Ahnung haben. Es ist manchmal so, wenn 
man Sachen nicht versteht – ich habe das in der 
Schule gelernt als Lehrer –: Kinder, die manche Sa-
chen nicht verstanden haben, haben dann rumgepö-
belt, Herr Stinka. 

(André Stinka [SPD]: Das sagt der Richtige!) 

Selbstkritik ist bei einer Faktenlage gegen die eigene 
Wertvorstellung – auch bei Ihnen – bei der Laschet-
regierung Fehlanzeige. 

Natürlich hat Corona auch zu einer steigenden Pri-
vatverschuldung geführt; wir kennen die Zahlen. 
Dazu muss man aber auch sagen: Die Zahl der 
Schuldner hätte man dadurch verringern können, 
dass das Seuchenkabinett nicht die Wirtschaft we-
gen einer Mikrobe abgewürgt hätte, deren Gefähr-
dungsniveau ähnlich einer Grippe ist. 

Ihre Politik der Bevormundung des Verbrauchers leh-
nen wir als liberale Partei ab. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. – 
Für die Landesregierung erteile ich der Ministerin 
Frau Heinen-Esser das Wort. 

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
tut schon echt weh, Ihnen zuhören zu müssen. Es 
überfordert mich fast zweimal hintereinander.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU – Zuruf von 
Dr. Christian Blex [AfD]) 

– Ja, Sie auch. 

Ich gebe das ganz offen zu. Sie werfen mit Anschul-
digungen und Unterstellungen um sich. Das ist wirk-
lich kaum zu ertragen. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Man kann andere Positionen haben, beispielsweise 
zu Corona; das ist keine Frage. Aber dass Sie be-
haupten, Corona sei eine ungefährliche Krankheit, ist 
eine Unverschämtheit. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

400 Menschen sterben im Moment in Deutschland 
an Corona. 400 Menschen. 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Hören Sie doch zu! 
Das habe ich so nicht gesagt!) 

Das können Sie nicht mit einer Grippe vergleichen. 
Was Sie hier machen, ist unverschämt und kaum zu 
ertragen. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN – Dr. Christian Blex [AfD]: Das 
habe ich so nicht gesagt!) 

Sie haben eben das Beispiel mit dem Lehrer und 
dem Schüler gebracht. Ich habe noch nie einen Leh-
rer erlebt, der so einen Blödsinn erzählt hat. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Ich muss wiederholen, was ich gestern gesagt habe: 
Man muss Kindern, die es nicht verstehen, manche 
Sachen mehrfach erklären, und das machen wir 
auch gern bei Ihnen, aber erst wieder im Ausschuss 
und nicht hier. 

Jetzt möchte ich noch ein paar Worte zum Haushalt 
verlieren. Herr Rüße, Stichwort: Verbraucher und 
Landwirtschaft. Wir beobachten alle, dass die Ver-
braucher und die Landwirtschaft im Moment ein et-
was schwieriges Verhältnis zueinander haben, um es 
einmal so auszudrücken. 

Unser Ziel ist es aber, beide Seiten zusammenzube-
kommen und – Stichwort: Biodiversität – das Thema 
in der Landwirtschaft wesentlich stärker zu veran-
kern. Es ist aber kein leichter Weg.  

Wenn Sie kritisieren, dass wir der Landwirtschafts-
kammer mehr Geld geben, muss ich sagen: Das ma-
chen wir beispielsweise, damit wir die Biodiversitäts-
beratung in der Landwirtschaftskammer ausweiten 
können, denn sie ist wichtig, um den Landwirten zu 
erläutern, was sie machen können, damit ihre Felder 
anders angelegt sind, damit sie Blühstreifen haben, 
damit sie wissen, wie sie Agrarumweltmaßnahmen 
machen können. 

Ich bin heilfroh, dass wir die Biodiversitätsberatung 
jetzt – ich hoffe, Sie stimmen dem Haushalt zu – aus-
weiten, verstetigen und dafür sorgen können, dass 
die Landwirte in der Landwirtschaftskammer bei ih-
ren Topberatern wirklich gut nachfragen können. Da 
hört man dann auch richtig zu und macht es. 

Deshalb ist ein Tool, das uns wichtig ist; deshalb 
bauen wir es aus. Wir wollen Landwirtschaft, Ver-
braucher und Naturschutz nicht gegeneinander 
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laufen lassen, sondern sie zusammenbringen. Es ist 
wirklich das Ziel meiner Amtszeit, Landwirtschaft und 
Umwelt zusammenzubringen. Ich bin auch zuver-
sichtlich, dass es uns gelingt.  

Wenn Sie das eine aber so kritisieren und damit auch 
wieder einen Spalt zwischen beide treiben, kommen 
wir keinen Millimeter weiter, weil dann die Ideologien 
wieder gegeneinanderstehen. Dann haben wir Land-
schaftsverbindungen, dann haben wir auf der ande-
ren Seite Extreme. So kommen wir nicht weiter. 

Wir kommen nur weiter, wenn wir den Weg gemein-
sam gehen. Dafür stehe ich, und dafür steht im Übri-
gen der Haushalt, insbesondere der Teil, der die 
Landwirtschaftskammer und deren Beratungsleis-
tungen betrifft. So viel dazu. 

Zum Thema „Verbraucher“. Noch mal Dank an die 
Kollegen von FDP und CDU, aber auch Dank an alle, 
die hier positiv erwähnt haben, dass wir, wenn der 
Haushalt verabschiedet ist, die neue fünfjährige Ver-
einbarung mit der Verbraucherzentrale abschließen 
können. 

(Beifall von Bodo Löttgen [CDU]) 

Es ist für uns ein wichtiges Thema – auch hier ist 
Nordrhein-Westfalen seit vielen Jahren wirklich Vor-
reiter in ganz Deutschland –, eine wirklich konse-
quente Finanzierung der Verbraucherzentrale zu ha-
ben, damit deren Gelder nicht Jahr für Jahr neu ver-
handelt werden müssen, und wenn es im Haushalt 
mal nicht gut aussieht, fällt die Verbraucherzentrale 
hinten runter.  

Bei uns wird sie kontinuierlich für fünf Jahre finanziert 
und tatsächlich mit 4,5 Millionen Euro besser ausge-
stattet. Stefan Haupt hat eben erläutert, wofür dieses 
Geld verwendet wird. 

Wir vereinbaren einen anderen Vertrag als zu rot-
grüner Regierungszeit. Wir wollen der Verbraucher-
zentrale mehr Freiheit geben, selbst zu entscheiden, 
wo ihre Schwerpunkte liegen, damit sie im Rahmen 
dieser fünf Jahre auch auf gesellschaftliche Entwick-
lungen reagieren kann und nicht durch einen Vertrag 
mit der Landesregierung gebunden ist, der verhin-
dern würde, dass sie auch neue Themen – Stichwort: 
Digitalisierung – aufgreifen kann. 

Wir haben noch eine ganze Menge mehr gemacht. 
Noch ein Wort zur Flugärger-App: Andere Bundes-
länder beteiligen sich jetzt finanziell an der App. Das 
ist ein Riesenfortschritt, sodass wir sie ausweiten 
können. Ich glaube, dass wir einen guten Punkt für 
die Verbraucherpolitik gesetzt haben. – Danke für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Ich schließe damit die Aussprache. 

Wir kommen zu den Abstimmungen, insgesamt sind 
es fünf. 

Wir stimmen erstens über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD Drucksache 17/11936 ab. Wer 
möchte diesem Änderungsantrag zustimmen? – Das 
sind SPD und Grüne. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind CDU, FDP und AfD. Gibt es Enthaltungen? – 
Gibt es nicht. Damit ist der Änderungsantrag 
Drucksache 17/11936 abgelehnt. 

Wir stimmen zweitens über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD Drucksache 17/11937 ab. Wer 
stimmt hier zu? – SPD und Grüne. Wer stimmt dage-
gen? – CDU, FDP und AfD. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Dann ist der Änderungsantrag 
Drucksache 17/11937 abgelehnt. 

Wir stimmen drittens über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD Drucksache 17/11938 ab. Wer 
möchte hier zustimmen? – Das sind SPD und Grüne. 
Wer stimmt dagegen? – CDU, FDP und AfD. Gibt es 
Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der 
Änderungsantrag Drucksache 17/11938 ebenso 
abgelehnt. 

Wir stimmen viertens ab über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD Drucksache 17/11939. Wer 
möchte hier zustimmen? – Das sind SPD und die 
Grünen. Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU, FDP 
und AfD. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist der Änderungsantrag Drucksache 
17/11939 abgelehnt.  

Wir stimmen fünftens über den Einzelplan 10 – Mi-
nisterium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-
braucherschutz – ab. Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 17/11910, den Ein-
zelplan 10 unverändert anzunehmen.  

Wir kommen damit zur Abstimmung über den Einzel-
plan 10 selbst und nicht über die Beschlussempfeh-
lung. Wer möchte zustimmen? – Das sind CDU und 
FDP. Wer stimmt dagegen? – Das sind SPD, Grüne 
und AfD. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist der Einzelplan 10 in zweiter Lesung 
mit dem eben festgestellten Ergebnis angenom-
men. 

(Beifall von Christof Rasche [FDP] und von 
Markus Diekhoff [FDP]) 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 06 
Ministerium für Kultur und Wissenschaft 

Ich weise auf die Beschlussempfehlung und den Be-
richt des Haushalts- und Finanzausschusses hin; er 
liegt in Drucksache 17/11906 vor. Wir kommen zu-
nächst zum Teilbereich 
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a) Kultur 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner dem Abgeordneten Bialas für die SPD das 
Wort. 

Andreas Bialas (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Eher selten in Haushalts-
verhandlungen und -debatten ist der Dank an die 
Landesregierung seitens der Opposition, aber ich 
glaube, das kann man ausdrücklich bei dem Haus-
halt für Kultur tun.  

NRW sichert, bewahrt und entwickelt die Grundfinan-
zierung und -sicherung in den Sparten, und das ist 
auch gut so. NRW hilft auch in Krisensituationen – 
nicht jeder und jedem, nicht allen Einrichtungen, aber 
vielen Einrichtungen und vielen Künstlerinnen und 
Künstlern. Es gibt auch Probleme – es ist nicht alles 
Gold, was glänzt –, aber es ist eben auch nicht 
nichts. Dafür muss man auch Danke sagen können. 

Zusammen kämpfen wir auch für unmittelbare Kom-
pensationszahlungen an Soloselbstständige, an 
Künstlerinnen und Künstler, an Personen aus der 
Veranstaltungswirtschaft. Gemeinsam kämpfen wir 
für eine langfristige Sicherung des Paradoxons, näm-
lich die unverschuldete Arbeitslosigkeit in der Selbst-
ständigkeit aufgrund staatlicher Vorgaben. 

Pathetisch könnte man sagen – aber das überlasse 
ich den regierungstragenden Fraktionen, weil die 
auch noch ein bisschen was Positives sagen und lo-
ben können; das können sie dann vielleicht überneh-
men –, dass Deutschlands Kulturlandschaft in der 
Krise mehr NRW gebrauchen könnte. 

(Lorenz Deutsch [FDP] wendet sich an die 
SPD: Überlasse ich Ihnen!) 

Es werden sich aber auch weitere Herausforderun-
gen ergeben, und die darf ich hier ansprechen. Es 
sind sechs Punkte: 

Erstens. Der Kulturhaushalt an sich ist eine schöne 
kleine Insel, aber sie befindet sich im großen Meer 
der Kommunalfinanzen, die für die Kommunen klar 
und sicher sein müssen, bzw. es dürfen nicht erneut 
neue Lasten auf die Kommunen zukommen. 

Der Rettungsschirm des Landes muss auch die 
Kommunen umschließen; sie sind der wesentliche 
Träger der Kulturfinanzierung in Nordrhein-Westfa-
len. Wenn die Kommunen nun nur weitere Darlehn 
anstatt Ausgleiche bezüglich ihrer Steuereinbrüche 
erhalten, wird das früher oder später in nicht uner-
heblichem Maße auf die Kultur drücken. Es ist daher 
wichtig, dass hier Finanzräume und Schutzräume 
geplant und eingezogen werden.  

Der zweite Punkt ist: Kulturförderkriterien müssen 
weiterhin dem Krisenstatus angepasst werden bzw. 

angepasst bleiben, insbesondere in puncto Mehrjäh-
rigkeit, Übertragungsfähigkeit, Ausfallhonorare, Pro-
bleme bei Co-Aufträgerschaften mit Kommunen etc. 
Die Probleme sind allbekannt und eigentlich Dauer-
brenner in der Kulturfinanzierung. 

Drittens. Das sehr erfolgreiche und in seiner Grund-
anlage völlig überzeugende Stipendienprogramm, 
künstlerische Tätigkeit zu bezahlen und nicht Notla-
gen allein zu alimentieren, läuft Anfang des nächsten 
Jahres aus. Dies sollte dringend neu aufgelegt wer-
den. 

Nun könnte ich beleidigt sein, weil Sie alle meine Än-
derungsanträge abgelehnt haben. Ich kann uns aber 
auch allen eine Freude machen, denn während Sie 
einen stark auf Ästhetik, Pflege und Erhalt ausgerich-
teten Haushalt vorlegen, haben wir versucht, mit un-
seren Änderungsanträgen den gesellschaftspoliti-
schen und bildungspolitischen Aspekt der Kultur zu 
stärken.  

Wie gesagt, all das ist abgelehnt worden. Wir werden 
diesbezüglich nun regelmäßig Anträge zur inhaltli-
chen Beratung einbringen, und ich bin mir sicher: Im 
Haushalt 2022 wollen Sie dann genau diese Projekte 
finanzieren. 

Diese gesellschaftspolitischen Themen sind relevan-
ten und gerade in der jetzigen Zeit dringend zu be-
handeln, da sie geeignet sind, eine notwendige Ver-
ortung der Kultur vorzunehmen. Das sind Inklusion, 
Diversität, Gendergerechtigkeit, Antirassismus, Ge-
rechtigkeit und Schutz auch innerhalb des Kultursys-
tems, Interkultur, Digitalität, Klimaschutz, Nachhaltig-
keit und öffentliche Vermarktungsplattformen, aber 
auch die Frage, inwieweit die Kultureinrichtungen, 
die durch die Pandemie verursachten und befürchte-
ten Defizite im Elementarbereich der Schulen unter-
stützend mit ausgleichen können. 

All unsere Vorschläge, sich dem insbesondere zum 
Teil auch wissenschaftlich zu nähern, haben Sie, wie 
gesagt, abgelehnt. Wir werden daher umfangreich in 
den Diskurs eintreten.  

Dieser erscheint uns wichtig, da derzeit vielerorts – 
und es wird bei knapper werdenden Budgets be-
stimmt auch nicht besser – Fragen nach der Rele-
vanz von Kunst und Kultur und deren öffentlicher Fi-
nanzierung aufgeworfen werden.  

Diese Fragen werden wir nicht alleine aus dem Äs-
thetikzusammenhang heraus befriedigend beantwor-
ten können, sondern eher aus einer Position heraus, 
welche Kultur auch als Ort von Kultus und Bildung 
versteht, notwendige gesellschaftliche Transformati-
onsprozesse aufgreift und selbst mit initiiert. 

Bevor andere diese Fragen nach der Relevanz für 
uns beantworten – besonders dann, wenn es nicht in 
unserem Sinne ist –, schlage ich vor, dass wir das 
selbst machen. – Vielen Dank. 
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(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. – 
Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Petelkau 
das Wort. 

Bernd Petelkau*) (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir haben trotz der 
coronabedingten Probleme auch in diesem Jahr un-
ser Ziel weiterverfolgt, im Haushalt des Jahres 2021 
den Aufwuchs, den wir zu Beginn 2017 versprochen 
haben, umzusetzen. 

Wir werden, wie es der vorgelegte Etat zeigt, einen 
weiteren Aufwuchs haben, sodass wir auch im Jahr 
2021 einen neuen Rekordetat für das Land Nord-
rhein-Westfalen im Kulturbereich haben: 289 Millio-
nen Euro sind über 80 Millionen Euro mehr, als wir 
bei der alten rot-grünen Regierung vorgefunden ha-
ben.  

Das ist ein wichtiges Signal, denn wir alle hoffen, 
dass die Impfstoffe die entsprechenden Entlastun-
gen bringen. Dann wollen wir natürlich im nächsten 
Jahr wieder zu einem Normalzustand im Kulturbe-
reich zurückkommen.  

Für die Unternehmen, die Vereine und die vielen Kul-
turschaffenden ist vor allen Dingen Planungssicher-
heit wichtig; das gilt für alle Teile der Kultur- und Kre-
ativwirtschaft. Die haben wir zugesagt, und die wol-
len wir umsetzen. 

Das Ziel, den Kulturetat von 2017 bis 2022 um 50 % 
zu steigern, ist wichtig; wir werden es in den nächs-
ten zwei Jahren weiterverfolgen. 

Wenn wir zurückblicken, ist gerade die Kulturbranche 
einer der am meisten von der Pandemie betroffenen 
Bereiche. Schließungen und Auftrittsverbote haben 
letztlich dazu geführt, dass wir sowohl die Infrastruk-
tur als auch die Kulturschaffenden selbst in einen ho-
hen Zustand der Bedrohung versetzt haben und viel 
persönliches Leid entstanden ist. 

Nordrhein-Westfalen war das erste Land mit einem 
Direktprogramm – noch vor der Bundeshilfe –, um 
den Kulturschaffenden entsprechende Entlastung zu 
bringen. Auch das Stipendienprogramm – der Kol-
lege vor mir sprach es gerade an – war ein wichtiger 
Beitrag, um dem Einzelnen in der Kulturbranche 
diese notwendige Sicherheit zu geben. 

Wir wollen diese Sicherheit fortsetzen, aber wir wol-
len auch neue Akzente setzen. Kulturelle Bildung, die 
der Kollege angesprochen hat, hat in den letzten Jah-
ren immer eine Rolle gespielt.  

Für das Jahr 2021 ist vor allen Dingen eine Musik-
schuloffensive das Ziel. Der Zuwachs um 3 Millionen 
Euro gegenüber 2017 ist eine erste Verdopplung. 

Eine weitere Erhöhung um 4 Millionen Euro ab 2022 
soll mit den öffentlichen Musikschulen fest vereinbart 
werden.  

Damit können – das ist dann wieder wichtig für die 
Struktur – nicht nur der Anteil der Festangestellten 
erhöht, sondern auch sinnvolle Weiterentwicklungen 
angestoßen werden wie im Bereich der Digitalisie-
rung, aber auch der Talentförderung.  

Die Förderung des Landes für kommunale Häuser 
wird weiter fortgesetzt; auch hier haben wir in den 
letzten Jahren deutliche Zuwächse gesehen. Die im 
Beitrag des Vorredners heraufbeschworene Gefahr, 
dass gerade die Kommunen in der Pandemie beson-
ders betroffen wären, haben wir gestern mit dem Be-
schluss, bei der Hälfte der Gewerbesteuerausfälle in 
diesem Jahr zu entlasten, deutlich reduziert. 

Wenn wir die Stärkungsinitiative in dieser Form be-
schließen – egal ob bei den Dritten Orten oder dem 
Stärkungspaket Kunst und Sammlungen –, haben 
wir weitere wichtige Bausteine, um den Kulturstand-
ort Nordrhein-Westfalen entsprechend voranzubrin-
gen. 

Wir haben nächstes Jahr ein besonderes Highlight: 
den 100. Geburtstag unseres NRW-Künstlers Josef 
Beuys. Der soll unterstützt werden und ist auch ein 
wichtiger Punkt für die Kulturlandschaft Nordrhein-
Westfalens. Hierfür sollen entsprechende Finanzmit-
tel zur Verfügung gestellt werden. 

Man kann sagen, dass wir mit vielen weiteren Initia-
tiven auf einem sehr guten Weg sind. In manchen 
Bereichen wie im Bibliothekswesen würden wir uns 
wünschen, dass besonders bei den Gewerkschaften 
ein anderes Verständnis für die Öffnung an Sonnta-
gen entstehen würde, denn wir wollen Dritte Orte un-
terstützen. Dazu gehört auch, dass diese Orte an 
Sonn- und Feiertagen zur Verfügung stehen.  

Neben dem erfolgreichen Stipendienprogramm und 
den anderen Stützungsmaßnahmen muss all das si-
cherlich auch im nächsten Jahr Fortsetzung finden – 
genauso wie aus der Novemberhilfe jetzt schon eine 
Dezemberhilfe geworden ist.  

Solange die Pandemie da ist, muss es unser aller 
Ziel sein, Infrastruktur im Kulturbereich, aber auch 
die Kulturschaffenden selber so zu schützen, dass 
wir insgesamt sagen können: NRW ist gut durch die 
Krise gekommen, und die Kultur wird in 2022 besser 
dastehen als zuvor. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. – 
Für die Fraktion der Grünen spricht der Abgeordnete 
Keymis. 
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Oliver Keymis (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich will mich mit einem Dank 
an das anschließen, was Kollege Bialas gesagt hat.  

Ich möchte mich ausdrücklich für das Engagement 
der letzten Wochen und Monate bedanken: bei der 
Ministerin, bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
beim Staatssekretär, bei der Staatssekretärin, bei 
den vielen Behörden, die im Nachgang tätig sind – 
insbesondere bei den Bezirksregierungen –, und 
auch bei allen, die vor Ort mitarbeiten. 

Wir alle haben uns überhaupt nicht vorstellen kön-
nen, einmal in dieser Situation, in der wir jetzt den 
Etat diskutieren, leben zu müssen. Vor diesem Hin-
tergrund ist gerade das, was in Nordrhein-Westfalen 
von der Kultur und der Kulturpolitik geleistet wurde, 
wirklich beachtlich.  

Überall in Deutschland wird darauf verwiesen. Egal, 
wo wir hinkommen und mit wem wir reden – momen-
tan kommen wir ja nicht wirklich irgendwo hin, aber 
wir reden mit vielen –, sagen alle: Es ist wirklich vor-
bildlich, wie es in Nordrhein-Westfalen gelaufen ist.  

Wir hatten zwischendrin einen kleinen Stocker. Im 
März haben Sie, Frau Ministerin, mit einem ersten 
Programm über 32 Millionen Euro losgelegt, das so-
fort greifen konnte. Dann gab es im Mai die verstock-
ten Diskussionen mit dem Bund, die uns in eine 
starke Verzögerung getrieben haben. Die Leute wur-
den unruhig, wie es denn weitergeht.  

Dann wurde das Ganze im Juni von dieser Landes-
regierung mit einem wirklich beispielhaften Betrag 
von 185 Millionen Euro noch einmal mit einem groß-
artig aufgelegten Stipendienprogramm über 105 Mil-
lionen in Gang gebracht. Dies hat wirklich vielen, vie-
len Tausenden Menschen geholfen, die sich in unse-
rem Land kreativ engagieren und davon leben.  

Sie haben dazu das entsprechende Programm in 
Höhe von 80 Millionen Euro für die Einrichtungen auf-
gelegt. Das sind Summen, die wir im Kulturbereich 
so ohne Weiteres sonst nicht bewegt haben. Danke, 
dass Sie das möglich gemacht haben. Dass das hier 
im Hause immer die politische Unterstützung fand, ist 
auch einen Dank an alle, die das unterstützt haben, 
wert.  

(Beifall von der CDU und der FDP und von An-
dreas Bialas [SPD]) 

Nun zum Zweiten. Die Steigerungen, von denen 
auch Herr Petelkau noch einmal sprach – das muss 
man ganz klar sagen –, sind genauso vorbildlich. Als 
Fachpolitiker kann man sich nur freuen, wenn jedes 
Jahr auf einen Etat draufgesattelt werden kann, und 
zwar in einem Maße, wie es gerade in der Kultur in 
den letzten Jahren nicht der Fall war.  

In den vergangenen Jahren, in denen Sie die Verant-
wortung tragen, ist das so. Darüber freuen sich alle, 
die mit mehr Engagement für die Kultur auch wollen, 

dass dieses Lebenselixier für die Menschen bleibt. 
Es ist eines; das merken wir im Moment in den Dis-
kussionen, denn ganz viele Leute sagen: Verdammt 
noch mal, dass die Läden jetzt zubleiben müssen, 
obwohl die doch so gut funktionieren, können wir ei-
gentlich nicht verstehen.  

Ich merke in vielen Gesprächen, dass wir noch Kom-
munikationsarbeit leisten und noch einmal erläutern 
müssen, warum natürlich auch das Kulturerlebnis 
wie auch ein Kinobesuch und alles, was damit zu-
sammenhängt, Kontakt hervorruft.  

Kontakt können wir im Moment nicht gebrauchen, 
weil die Pandemie uns alle in einer Weise herausfor-
dert, die wir uns – auch ich – so nicht haben vorstel-
len können. Man hat so etwas mal gelesen, man hat 
darüber womöglich dystopische Filme gesehen, aber 
dass das so plötzlich Realität ist, dass wir hinter Ple-
xiglas sitzen und mit Masken herumlaufen, ist schon 
eine merkwürdige Form von Realität.  

Dass dies auch eine kreative Verarbeitung braucht 
und wir das dringend auch miteinander verarbeiten 
müssen, darauf kommt es, glaube ich, an.  

Ich würde nach all dem Dank und Lob gerne noch 
zwei oder drei Vorschläge für das nächste Jahr ma-
chen. Ich glaube, Frau Ministerin, dass wir uns ganz 
konkret noch einmal gemeinsam Gedanken machen 
müssen, wie wir ein Ergänzungsersatzprogramm im 
Sinne eines Stipendienprogramms oder Ähnlichem 
liefern können.  

Da muss man meines Erachtens auch noch einmal 
einen größeren Betrag in Betracht ziehen, der sich 
sicher in einem Bereich bewegt, den wir sonst in der 
Kultur nicht bewegen. Neben dem, was wir an Auf-
wuchs für nächstes Jahr geplant haben, werden wir 
offensiv miteinander darüber beraten müssen.  

Man wird überlegen müssen, ob man noch einmal in 
eine größere Kommunikationsoffensive geht. Mit 
dem Vorschlag, die Kulturstätten wieder öffnen zu 
können, muss möglicherweise auch ein Kommunika-
tionsangebot einhergehen, bei dem man sagt: Wir 
wollen euch helfen.  

Dies könnte zum Beispiel mit einer Kampagne im 
Sinne von „Kultur geht wieder – geht wieder hin“ er-
folgen, sodass man den Leuten Mut macht, wieder 
loszugehen: Das ist sicher, da passiert auch nichts. 

Man wird sich Gedanken machen müssen, ob man 
die viel billigeren Schnelltests womöglich auch an 
Künstlerinnen und Künstler unterstützend gibt. Hier 
könnte man auch an Verfahren mit Firmen denken, 
die Lust haben, dies zu sponsoren.  

Man müsste überlegen, ob man diese relativ günsti-
gen Tests an die Leute gibt, die abends auf die 
Bühne müssen. All das wird man diskutieren müs-
sen, damit wir sowohl bei den, die spielen, als auch 
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bei denen, die besuchen, für Sicherheit sorgen. 
Diese Dinge werden kommen. 

Vielleicht macht man auch noch einmal eine große 
Konferenz, zu der wir ganz viele Menschen dazu-
schalten. Wir haben gerade den Parteitag der Grü-
nen erlebt, den viele Tausend Menschen verfolgt ha-
ben. Möglicherweise muss man solche Dinge in An-
griff nehmen.  

Wir brauchen vertrauensbildende Maßnahmen in die 
Kulturszene, und die Kulturszene muss auch wieder 
ein Stück Vertrauen in die Gesellschaft gewinnen. 
Die Gesellschaft wiederum muss das Vertrauen ha-
ben, dass sie in der Kultur wieder gut aufgehoben ist, 
damit sie sich auch wieder traut, dorthin zu gehen.  

Das wird ein Hauptpunkt sein, wenn wir hoffentlich im 
nächsten Jahr mithilfe von Impfstoffen und einer 
dann hoffentlich stark abflauenden zweiten Welle in 
eine neue Phase der Pandemiebewältigung kom-
men.  

Mein Wunsch wäre es, dass wir im nächsten Lock-
down – wenn er denn kommt – die Kulturstätten und 
Kinos offenhalten können, wie wir jetzt Schulen und 
Kitas offenhalten, denn sie haben mit ihren Konzep-
ten bewiesen, dass sie das können. Das wäre toll.  

Ich weiß, dass Sie darüber auch schon mit dem Ge-
sundheitsministerium in Gesprächen sind; das ist 
auch im Kulturausschuss schon angesprochen wor-
den. Das würde ich mir wünschen.  

Insofern sind wir nicht wunschlos glücklich, aber wir 
haben einen Kulturhaushalt, mit dem zumindest die 
Fachpolitik sehr zufrieden sein kann. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN, Dr. Stefan Nacke 
[CDU] und von Andreas Bialas [SPD]) 

Präsident André Kuper: Herzlichen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die FDP hat nun der Kollege Deutsch das 
Wort. 

Lorenz Deutsch (FDP): Herr Präsident! Werte Kol-
leginnen und Kollegen! Das ist ganz offensichtlich 
der Tagesordnungspunkt der guten Nachrichten. Ich 
freue mich, dass wir den so gemeinschaftlich verkün-
den.  

Ich bin fast versucht zu sagen: Ich schließe mich den 
Worten des Vorredners der Opposition einfach an, 
aber da sich Herr Bialas schon darauf gefreut hat, 
dass wir noch einmal besonders loben, was wir Gu-
tes tun, möchte ich diesen Tagesordnungspunkt 
nicht ganz ausfallen lassen. 

(Andreas Bialas [SPD]: Du musst das schon 
ein bisschen toppen!) 

– Ich werde mir alle Mühe geben.  

Das fällt mir auch nicht schwer angesichts dessen, 
was in dieser Legislaturperiode angestoßen wurde 
und auch weitergeführt wird; das ist ja die eigentliche 
Botschaft in diesen Zeiten: Wir haben es uns nicht 
nur vorgenommen und in der guten Zeit getan, son-
dern wir tragen es auch jetzt weiter. Das steht für 
Kontinuität.  

Was haben wir gemacht? – Diesen Strauß möchte 
ich doch einmal vorstellen: Wir haben angefangen, 
die kommunalen Theater und Orchester sowohl 
grundständig als auch konzeptionell zu stärken; die 
Landesorchester und die Landestheater sind ge-
stärkt worden; die freie Musik- und Tanzszene wurde 
gestärkt mit Exzellenzprogrammen, aber auch mit 
neuen Fördermitteln, die Mehrjährigkeit bedeuten – 
eine große Erleichterung für die Planung. Die groß-
artigen Jugendensembles in Nordrhein-Westfalen 
sind gestärkt worden. Die Museen haben eine Stär-
kung des Ankaufsetats bekommen – sowohl die 
kommunalen als auch die Kunstsammlung NRW. 

Herr Bialas, ich habe bei Ihnen rausgehört, all das, 
was ich jetzt aufgezählt habe, was wir machen, 
scheint bei Ihnen unter Ästhetik, Hochkultur zu lau-
fen. Sie stünden für etwas anderes, für Gesell-
schaftspolitik. – Ich möchte Sie aber doch daran er-
innern, dass wir zum Beispiel mit der Initiative „Dritte 
Orte“ in die ländlichen Räume gehen und für eine 
deutliche Stärkung in der Breite sorgen – ein super-
erfolgreiches Programm. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Wir haben die Kultursekretariate gestärkt. Wir haben 
zuletzt die Musikschulen gestärkt – das zahlt genau 
in dieses Bildungs- und Gesellschaftsthema ein – 
und natürlich die kulturelle Bildung. Sie können das 
jetzt in dem neuen Haushaltskapitel sehr gut sehen. 
JeKits wird verstärkt werden. Damit ist die Idee ver-
bunden, wieder in die Vierjährigkeit zu kommen – die 
ist ja leider zurückgenommen worden. Das ist ein 
Fehler, weil wir kontinuierliche kulturelle und musi-
sche Bildung für Kinder gewährleisten wollen. 

Das hat also schon eine Breite im Profil, die über das, 
was man Hochkultur oder ästhetische Orientierung 
nennen kann, hinausgeht. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Aber man kann natürlich über das, was wir planmä-
ßig abarbeiten, gar nicht mehr reden, ohne – das ha-
ben meine Vorredner auch alle getan – die aktuelle 
Situation ins Auge zu fassen. Die 185 Millionen Euro 
für das erfolgreiche Stipendienprogramm, das auch 
vom Ausmaß her eine Punktlandung war, sind ge-
dacht für 15.000. Ich glaube, wir sind jetzt ganz 
knapp drunter. Das war also wirklich eine Punktlan-
dung. Auch haben wir die Institutionen über den Stär-
kungsfonds gestärkt. 
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Dazu muss man sagen: Wir haben als Land – das zu 
dieser leidigen Diskussion – für die Solo-Selbststän-
digen diese 2.000 Euro noch einmal möglich ge-
macht. Das hat vielen Künstlerinnen und Künstlern 
ein bisschen Luft unter die Flügel gegeben. 

All das ist natürlich eine Voraussetzung dafür, dass 
das, was wir machen, auf dem langfristigen Weg 
überhaupt Sinn macht; denn – wie es heute heißt – 
wenn die Kultur still wird, dann macht auch all die 
Stärkung keinen Sinn. Was wir da insgesamt ge-
macht haben, ist quasi die Verdoppelung des schon 
gestiegenen Kulturetats. Wir sind da bei deutlich über 
200 Millionen Euro, die zusätzlich in die Kultur inves-
tiert worden sind, um die Kollateralschäden, die wirk-
lich mit den Händen zu greifen waren, einigermaßen 
abzufedern. Der Bund tut dankenswerterweise noch 
das Seinige dazu. 

Aber, auch das muss an der Stelle gesagt werden – 
das ist uns Liberalen wirklich wichtig –: Es muss gel-
ten, dass eigener Umsatz, dass eigener Verdienst 
den Vorrang vor Kompensation haben muss. 

(Beifall von der FDP) 

Wir müssen ganz ernsthaft, wenn wir ins neue Jahr 
gehen, über Öffnungsperspektiven, die verantwort-
bar und der jeweiligen Lage angemessen sind, wirk-
lich reden. 

(Beifall von der FDP) 

Denn zum Beispiel die Schließung der Museen: Wir 
können uns dahinter stellen, dass dies im November 
auf einer symbolischen Ebene passiert ist. Das war 
ein Zeichen: Achtung, es gehen Dinge ab, die haben 
uns – der Ministerpräsident hat das heute gesagt – 
im Oktober tatsächlich in ihrer Vehemenz überrascht. 
Es war richtig, da ein solidarisches Zeichen zu setzen 
und da auch Kultur mit in die Pflicht zu nehmen und 
zu sagen: So, dieses Zeichen in die Gesellschaft set-
zen wir hier.  

Aber wir müssen auch wieder in eine Phase kom-
men, wo wir jede einzelne Maßnahme daraufhin 
überprüfen, wie sinnvoll sie ist. Zum Beispiel ist es in 
den Museen, glaube ich, wirklich verantwortbar, wie-
der zu Öffnungen zu kommen. Die sehr weitläufigen 
Räume werden ja – das mag man einerseits bedau-
ern – nun nicht von Besucherströmen überrannt wer-
den. Das mag vielleicht auch ausbaubar sein hin zu 
publikumsintensiveren Veranstaltungen, also Thea-
ter, Tanz und Ähnlichem. Die Konzepte sind mit viel 
Aufwand und Engagement entwickelt worden. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Das hat zu dem Unmut geführt, den wir alle deutlich 
gespürt haben: Wir tun alles, was sinnvoll ist, und 
trotzdem werden wir jetzt geschlossen. 

In diese Diskussion müssen wir eintreten. Wir tun 
zweierlei: Wir sind kontinuierlich im Aufwuchs und 
kämpfen gegen die Folgen der Pandemie, damit wir 

unser reiches Kulturland erhalten und in eine noch 
bessere Zukunft führen können. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die AfD 
hat Frau Abgeordnete Walger-Demolsky das Wort. 

Gabriele Walger-Demolsky (AfD): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
möchte an dieser Stelle noch einmal betonen, dass 
wir vor 14 Tagen entsprechende Anträge gestellt hat-
ten: Der Kultur-Lockdown war weder notwendig noch 
verhältnismäßig. Ganz im Gegenteil: Menschen hät-
ten sich vielleicht besser gemeinsam ins Theater ge-
setzt als gemeinsam in einer Kellerbar gefeiert. 

Deutschland 2020 ist nicht mehr das gleiche wie 
Deutschland 2019. Nordrhein-Westfalen 2020 ist 
nicht mehr das gleiche wie Nordrhein-Westfalen 
2019. Die Kulturszene 2020 ist längst nicht mehr die 
gleiche wie die 2019. Was davon 2021 noch übrig 
sein wird, wird sich erst zeigen. 

Tatsächlich hat das Ministerium für Kultur und Wis-
senschaft vieles dafür getan, die Strukturen und auch 
die Einzelnen durch die finanzielle Krise kommen zu 
lassen. Ich schließe mich daher dem Dank, den alle 
vor mir schon ausgesprochen haben, an: Herzlichen 
Dank an Frau Pfeiffer-Poensgen und ihr Team, das 
mit klugen Ideen zum Beispiel bei den Stipendien die 
Lücken geschlossen hat, die die Bundesregierung of-
fen gelassen hat – Herr Keymis hat es ausführlich 
dargestellt. 

Aber gerade dieser Rückblick lässt doch große Zwei-
fel am Haushaltsplan aufkommen. Der Plan fast aller 
Ministerien tut so, als hätte es 2020 nicht gegeben 
und als würde 2021 ein ganz normales Jahr. 

Nein, egal wie lange es dauert, bis eine mögliche 
Impfung das Leben wieder normalisiert: 2021 wird 
ein Jahr mit erheblich geringeren Steuereinnahmen 
bei weiterhin hohen Kosten durch die Pandemiebewäl-
tigung. Ist es da wirklich seriös, einen 2017 im Koaliti-
onsvertrag vereinbarten Aufwuchs der Ausgaben im 
Bereich der Kultur unkorrigiert fortzuführen? Hätte 
dieser Aufwuchs nicht ehrlicherweise in die noch wei-
ter absehbar notwendigen Hilfen in 2021 fließen sol-
len? 

Wer glaubt denn heute noch ernsthaft daran, dass 
die Kultur im Januar die Chance auf einen Neustart 
hat? Weihnachten und Silvester mit zehn Personen 
plus Kinder unter 14 – und das alles in Nordrhein-
Westfalen auf durchschnittlichen 75 m²? Wie werden 
da wohl die Infektionszahlen und die Inzidenzwerte, 
auf die Sie alle so gebannt starren, im Januar ausse-
hen? 

Ein Lichtblick in der aktuell brachliegenden Kultur-
szene sind die Büchereien. Auch wenn viele beson-
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dere Angebote – zum Beispiel im Rahmen der „Drit-
ten Orte“ – 2020 abgesagt werden mussten, hatten 
sie wenigstens geöffnet. Sie hätten sogar sonntags 
geöffnet haben dürfen, wenn es in den Städten keine 
Kämmerer gäbe, die mahnend ob der zusätzlichen 
Kosten ihre Hand zum Veto heben mussten. 

Was wurde also aus dem hier einstimmig verab-
schiedeten Bibliotheken-Stärkungsgesetz? Essen? – 
Sonntags zu. Herne? – Sonntags zu. Bochum? – 
Sonntags zu. Hagen? – Sonntags zu. Ich will Sie 
nicht länger langweilen: Es sind ganz viele. Auch 
Düsseldorf hat sonntags zu. Das Gesetz ohne einen 
entsprechenden finanziellen Unterbau war nett, aber 
leider nicht mehr. Ich hatte im letzten Jahr darauf hin-
gewiesen, dass die Bibliotheken aus dem letzten 
Loch pfeifen. Daran hat sich gar nicht viel geändert.  

Neben den Streichungen der allgemeinen Auf-
wüchse – abgesehen von der Erneuerung unserer 
Forderung, die Bibliotheken auch finanziell zu befä-
higen, am Sonntag zu öffnen – halten wir, wie auch 
schon in den vergangenen Jahren, die besondere 
Förderung von Projekten für Zuwanderer für über-
flüssig. Jeder bei uns Lebende ist herzlich willkom-
men, teilzuhaben und sich einzubringen; dafür muss 
es keine Extrawürste geben. 

Last, but not least: Einem Programm mit der Intention 
„Tanz gegen links“ würde ich genauso wenig zustim-
men wie dem mit 56.000 Euro geförderten „Tanz ge-
gen rechts“. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die Landesregierung spricht die Ministerin 
Frau Pfeiffer-Poensgen. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Das Thema „Bewältigung der 
Coronapandemie“ war auch jetzt wieder ein sehr 
starkes Thema. Es hat uns heute den ganzen Tag 
beschäftigt, und es beschäftigt, ehrlich gesagt, natür-
lich auch ein Ministerium, das für Kultur verantwort-
lich ist, von morgens bis abends. 

Die Landesregierung hat, das wurde gesagt, mit dem 
Kulturstärkungsfonds und dem Stipendienprogramm 
wesentliche Maßnahmen ergriffen; finanziert mit den 
schon zitierten 185 Millionen Euro. Wenn man das zu 
unserem „normalen“ Etat ins Verhältnis setzt, sieht 
man, welche Anstrengungen unternommen wurden, 
um die Auswirkungen auf die Kultur abzumildern und – 
das habe ich immer gesagt – die Strukturen zu stär-
ken und die Netzwerke zu erhalten, damit wir die kul-
turellen Aktivitäten, welcher Art auch immer, durch 
diese Zeit hindurchtragen. 

Mir ist natürlich völlig bewusst, dass das nicht alles 
ist. Die künstlerischen Auftritte und das künstlerische 

Schaffen, das vor Publikum stattfindet, können wir 
nicht ersetzen. Ich glaube, viele Künstlerinnen und 
Künstler belastet im Moment sehr, dass sie zwar die 
Chance haben, sich über Wasser zu halten – denn 
so üppig sind die Unterstützungen ja nicht ausgestat-
tet –, dass sie aber ihre Kunst in vielen Bereichen 
nicht machen bzw. nicht zeigen können. Eigentlich ist 
das die wirklich bittere Seite an dieser ganzen Situa-
tion. 

Hinsichtlich der Relevanz der Kultur, die hier auch 
angesprochen wurde, wäre ich nicht so pessimis-
tisch. Ich möchte auf den von mir sehr geschätzten 
Präsidenten des nordrhein-westfälischen Kulturrats 
Gerhart Baum verweisen, der das völlig anders sieht; 
denn die Kultur hat aufgrund der politischen Diskus-
sionen im Bund und im Land eigentlich eine Rele-
vanz erhalten, die sie vorher nicht hatte. Das ist nur 
ein kleiner Trost; ich weiß das sehr wohl. Dennoch 
sollte man auch einmal deutlich sagen, dass die Kul-
tur ganz anders wahrgenommen wurde, weil jedem 
die dramatische Situation natürlich immer deutlicher 
wurde. 

Ich erlaube mir in diesem Kontext einen weiteren Hin-
weis. Der sehr lange Beschluss der Ministerpräsi-
dentinnen und Ministerpräsidenten und der Kanzlerin 
enthält einen Absatz, der einen klaren Auftrag an die 
Kulturminister der Länder formuliert, die jetzt diese 
Eröffnungsszenarien entwickeln sollen. Daran genau 
arbeiten wir, und man muss wirklich sagen, dass un-
abhängig von der politischen Farbe eine sehr enge 
Zusammenarbeit stattfindet. 

Gleichzeitig – das finde ich den Zeiten dieser Pande-
mie auch immer wichtig – müssen wir über das Mor-
gen und über die Zeit danach reden. Wir können 
nicht sozusagen gar nicht mehr darüber nachdenken 
und nur noch auf die jetzige Situation reagieren. Des-
wegen ist es wichtig – das wird, glaube ich, auch von 
allen mitgetragen –, dass wir die Stärkungsinitiative 
Kultur, also das, was wir 2017 angekündigt haben, 
konsequent durchziehen und die Mittel entsprechend 
erhöhen. 

Damit – das wurde schon gesagt – sind wir 2021 bei 
immerhin 290 Millionen Euro insgesamt angekom-
men, und wir werden dann die von uns avisierte 
Marke von 300 Millionen Euro im Haushalt 2022 
überschreiten. Das hatten wir uns vorgenommen, 
und das werden wir auch tun. Insofern werden wir 
trotz aller Schwierigkeiten, die wir jetzt zu bewältigen 
haben, dieses Ziel und die Stärkung der Strukturen 
im ganzen Land weiter im Auge behalten. 

In 2021 liegt ein besonderer Fokus sicher auf der bil-
denden Kunst. Ich möchte erwähnen, dass wir mit 
dem neuen Format der Forschungsvolontariate das 
tun wollen, was gerade in diesen Zeiten wichtig ist, 
nämlich die Erforschung der Sammlung in den Mu-
seen zu stärken. Es wird nicht nur vor dem Hinter-
grund der Klimaveränderungen und der Nach-
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haltigkeit, sondern auch der faktischen Situation – ich 
befinde mich bereits mit vielen Museen in dieser Dis-
kussion –, in der wir sind, in der Zukunft vielleicht 
ganz andere Ausstellungen in den Ausstellungshäu-
sern geben, die weniger mit Reisen zu tun haben, 
sondern sehr stark aus den Beständen arbeiten. Das 
Programm des Forschungsvolontariats gibt es des-
halb genau zur richtigen Zeit. 

Darüber hinaus wollen wir die Kunstvereine als die 
wesentlichen Orte für die Gegenwartskunst stärken, 
in denen neue Positionen gezeigt werden. Wir haben 
davon wirklich viele im Land, denen wir eine kontinu-
ierliche Unterstützung für Ausstellungsprojekte zu-
kommen lassen wollen. 

Außerdem haben wir uns vorgenommen – das wurde 
eben schon gesagt –, zum 100. Geburtstag von Jo-
seph Beuys neun große Ausstellungen und ein ziem-
lich umfangreiches Rahmenprogramm mit ca. drei 
Millionen Euro zu finanzieren. 

Was die gesellschaftspolitischen Themen anbelangt, 
so ist festzustellen, dass diese enorm wichtig sind. 
Wir sind dabei, uns im Haus neu aufzustellen – am 
Anfang war das mangels Personal nicht möglich –, 
und haben genau dafür ein Referat gegründet. Die-
ses erarbeitet jetzt ein eigenes Konzept zu Themen 
wie Inklusion oder Diversität. Das ist, ohne jede 
Frage, wahnsinnig wichtig. 

Ich muss jetzt aber auch einmal sagen: Es ist nicht 
so, dass nichts passiert. Auf nordrhein-westfälischen 
Bühnen und in nordrhein-westfälischen Ausstellun-
gen werden alle relevanten gesellschaftspolitischen 
Themen immer verhandelt. Das war so, bevor sie ge-
schlossen wurden, und das geschieht auch wieder, 
wenn sie öffnen. Wenn das nicht stattfinden würde, 
hätte das Theater wenig Sinn. Es ist also nicht so, als 
würde sich die Kunst nicht dementsprechend orien-
tieren. 

Einen Schwerpunkt setzen wir auch bei den Förde-
rungen der Dritten Orte; das wurde genannt. Diesbe-
züglich stocken wir noch einmal ordentlich auf, weil 
wir von der Nachfrage und der Begeisterung für die-
ses Programm überwältigt waren. Zusätzlich, flankie-
rend wollen wir über die Mittel der Stärkungsinitiative 
noch ein kleineres Programm mit ca. einer halben 
Million Euro für bürgerschaftliches Engagement auf-
legen; denn wir wissen, dass gerade in der Fläche 
eine Unterstützung und Ermutigung von bürger-
schaftlichem Engagement für die Kultur ein ganz 
wichtiges Thema ist. 

Last, but not least und nur, um noch einige Beispiele 
zu nennen: Das Programm „JeKits“ stocken wir mit 
1,62 Millionen Euro ordentlich auf, und zwar in der 
absoluten Überzeugung, dass es von der Grund-
struktur her ein sehr gutes Programm ist, das wir 
stärken wollen. Vor allen Dingen wollen wir es aber 
wieder auf vier Jahre ausbauen, wie das am Anfang 
gedacht war, weil man ganz klar sagen muss, dass 

nach der Kürzung auf zwei Jahre die Übergangsquo-
ten in die Musikschulen zurückgegangen sind. 

Wir müssen sozusagen mehr bieten, und deshalb 
werden wir das jetzt systematisch ausbauen. Es hat 
dann übrigens auch eine größere pädagogische Wir-
kung. Neben der Teilhabe, die uns bei diesem Pro-
gramm immer sehr wichtig war, wollen wir den Fokus 
auch wieder sehr stark auf das künstlerische Lernen 
legen. Das ist ein großer Wunsch aller Experten im 
Land, mit denen wir uns natürlich ausführlich darüber 
unterhalten haben. 

Die Coronapandemie hat gezeigt, wie wichtig die 
Stärkung der kulturellen Landschaft ist, damit sie er-
halten bleibt. Natürlich werden wir uns auch für das 
nächste Jahr Gedanken machen – das ist völlig klar – 
und hoffentlich alle gemeinsam dafür kämpfen, dass 
irgendwann wieder alles geöffnet ist. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU, der FDP und Andreas 
Bialas [SPD]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Gibt es noch weitere Wortmeldungswünsche? – 
Ich sehe, dass das nicht der Fall ist. Damit schließe 
ich die Aussprache zum Bereich „a) Kultur“ und er-
öffne die Aussprache zum Bereich  

b) Wissenschaft, Weiterbildung 

Als Erster spricht für die SPD der Abgeordnete Herr 
Bell. 

Dietmar Bell (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich werde im Teil b) 
mit dem Lobgesang nicht fortfahren können; das ist 
auch keine Überraschung. Diese Einigkeit, wie ich 
sie gerade erlebt habe, ist in diesem Hohen Haus ja 
auch relativ selten.  

Ich fange vielleicht damit an, dass im Verhältnis zum 
Gesamthaushalt der Einzelplan für den Bereich Wis-
senschaft zum ersten Mal seit längerer Zeit unterpro-
portional zu den Erhöhungen im Gesamthaushalt 
wächst. Das ist aus meiner Sicht deshalb bemer-
kenswert, weil natürlich die Anforderungen an die 
Hochschulen und Forschungsinstitute in Zeiten der 
Pandemie eher gestiegen sind. 

Der Haushaltsplanentwurf enttäuscht, weil er unter 
anderem die Belange der größten Gruppe an den 
Hochschulen, nämlich der Studierenden, schlicht-
weg ausblendet. Ich will drei Beispiele nennen, die 
das aus meiner Sicht durchaus illustrieren.  

Der erste Punkt betrifft die Studierendennothilfe, bei 
der wir es schlichtweg für dringend notwendig halten, 
diese auch im Landeshaushalt zu verankern. Wir 
wissen, dass die Bundesnothilfe, die gezahlt worden 
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ist, viele Studierende wegen der sehr engen Rah-
menbedingungen nicht erreicht hat. Die Studieren-
denwerke haben in der Anfangsphase die Hälfte aller 
Anträge zurückweisen müssen, weil Not vorhanden 
war, die aber nicht durch die Pandemie entstanden 
ist, sondern weil die Studierenden zum jetzigen Zeit-
punkt keine Chance haben, sich durch eigene Tätig-
keit wirtschaftlich besser zu versorgen.  

Wir wissen auch, dass bereits seit Oktober keine Not-
hilfe mehr gezahlt wird und viele Studierende inso-
weit in Not sind. Hier wäre uns ein komplementäres 
Programm des Landes wichtig, zumindest eine VE, 
bei der die Möglichkeit besteht, Gelder auch für Stu-
dierende zur Verfügung zu stellen. 

(Beifall von der SPD) 

Der zweite Punkt betrifft den Bereich des studenti-
schen Wohnens. Im vergangenen Jahr, also in 2019, 
haben wir mehrere große Anhörungen zum studenti-
schen Wohnen durchgeführt, unter anderem zu un-
serem Antrag, analog dem Programm „Gute Schule“ 
ein Programm zur Behebung des Sanierungs- und 
Neubaustaus bei den Studierendenwerken aufzule-
gen. Die Studierendenwerke haben einen Bedarf 
adressiert, der erheblich ist.  

Wir stellen fest, dass es zwar die Initiierung von run-
den Tischen und Gesprächen gibt, die Summe des 
Abflusses aus dem Programm Wohnraumförderung 
jedoch von 40 Millionen Euro im Jahr 2018 auf 26,28 
Millionen Euro im Jahr 2019 gesunken ist. Die Mittel, 
die das MKW für die Sanierung von Studierenden-
wohnheimen zur Verfügung gestellt hat, sind von 
14,4 Millionen Euro im Jahr 2018 auf 5,8 Millionen 
Euro im Jahr 2020 zurückgegangen.  

Wer eine entsprechende Schwerpunktsetzung im 
Haushaltsplanentwurf 2021 sucht, sucht vergeblich. 
Selbst die VE für die Investitionszuschüsse für die 
Studierendenwerke wurden in diesem Haushalt noch 
einmal gesenkt. Diese Landesregierung ist bei der 
Frage der Verbesserung der Wohnsituation von Stu-
dierenden leider ein Totalausfall. 

Wir haben die Situation, dass es zur Umsetzung des 
Koalitionsvertrages Enttäuschung gibt. Zum einen 
betrifft das die Studierendenwerke mit der Grundfi-
nanzierung. Darüber haben wir hinlänglich diskutiert. 
Hier reicht die jetzige Aufstockung noch nicht einmal, 
um die Tarifsteigerungen für die Beschäftigten aus-
zugleichen.  

Das gilt ebenso für die Erwartungshaltung, die bei 
den Hochschulen für angewandte Wissenschaften in 
der Frage der Forschungsförderung geweckt worden 
ist. Hier ist es so – ich zitiere jetzt den entsprechen-
den Satz aus der Stellungnahme der Rektoren- und 
Kanzlerkonferenzen –, dass die Anstrengungen der 
Hochschulen in diesem Feld zu einer chronischen 
und strukturellen Unterfinanzierung geführt haben, 
obwohl die Koalitionsvereinbarung durch die explizite 

Aufnahme des Themas Anlass zur Hoffnung auf eine 
Verbesserung der Situation gegeben hat. Hier be-
steht dringender Handlungsbedarf, dem nachzuge-
hen. 

Ich bleibe dabei, dass ein zentrales Zukunftsprojekt 
des Koalitionsvertrages mit diesem Haushaltsplan-
entwurf ebenfalls zu Grabe getragen wird. Das ist der 
Ausbau der Fernuniversität Hagen zu einer weltweit 
führenden forschungsintensiven Open University. 
Dieser wird nicht mehr realisiert werden können.  

Ich halte das – ich bleibe auch bei dem Wording – für 
einen Skandal. Wir haben darüber diskutiert. Ich bin 
jetzt wirklich gespannt, was unser neuer Kollege Re-
gierungspräsident a. D. Diegel hier noch bis zur fina-
len Lesung bewegen wird. Er hat sich ja im Aus-
schuss relativ weit aus dem Fenster gelehnt. 

Ich würde die Regierungskoalition wirklich bitten, sich 
unsere Haushaltsanträge noch einmal anzuschauen, 
und zwar in zwei Bereichen. Der erste Punkt betrifft 
die Frage der Erhöhung der Zuschüsse für die lan-
deseigenen Forschungsinstitute. Wir haben da eine 
Erhöhung um 3 % vorgeschlagen.  

Ich will nur noch einmal an Sie appellieren, weil diese 
Forschungsinstitute anders als die von Bund und 
Land geförderten Forschungsinstitute Helmholtz, 
Fraunhofer usw. nicht über eine entsprechende Dy-
namisierung bei der Förderung verfügen. Auf Dauer 
führt die Nichtanpassung dazu, dass diese For-
schungsinstitute im Wettbewerb mit den föderal ge-
förderten Forschungsinstituten schlichtweg in Rück-
stand geraten. Das kann doch nicht der Sinn sein. Es 
sind sehr moderate Beträge, die bei den dreiprozen-
tigen Erhöhungen aufgerufen werden. Ich bitte Sie, 
einfach noch einmal darauf zu schauen. 

Der letzte Punkt, bei dem ich um Berücksichtigung 
bitte, betrifft die Frage der entsprechenden Hebelwir-
kung der Titelgruppe 61. Da geht es um eine Erhö-
hung von 400.000 auf 600.000 Euro jährlich, damit 
die Institute der Johannes-Rau-Forschungsgemein-
schaft vermehrt Drittmittel einwerben können.  

Wir haben eine Evaluierung der Johannes-Rau-For-
schungsinstitute zu diesem Instrument. In den drei 
Jahren nach der Einführung wurden 2 Millionen Euro 
von den Instituten abgerufen. Damit wurden 40 Milli-
onen Euro Drittmittel eingeworben. Das ist ein Hebel 
von 1 : 20. Das entspricht eins zu eins der Anforde-
rung in Ihrem Koalitionsvertrag.  

Ich würde mir das an Ihrer Stelle einfach noch einmal 
anschauen und würde mir wünschen, dass Sie an 
dieser Stelle noch einmal initiativ werden, denn es 
lohnt manchmal, Kleinigkeiten noch parlamentarisch 
zu verbessern, die einfach verbesserungswürdig 
sind. – Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 
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Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
Fraktion der CDU spricht der Abgeordnete Dr. Na-
cke. 

Dr. Stefan Nacke*) (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch in die-
sem Jahr setzt die NRW-Koalition ihren Kurs fort und 
schreibt weiter an der Aufsteigergeschichte unseres 
Bundeslandes. Bei uns stehen die Menschen im Mit-
telpunkt. Sie sind der Reichtum unseres Landes. Es 
geht um ihre Hoffnungen, ihre Potenziale und Ent-
wicklungsperspektiven.  

Deswegen schaffen wir Rahmenbedingungen, damit 
der Aufstieg durch Bildung gelingen kann. In diesem 
Zusammenhang freue ich mich sehr, dass eine 
kleine Sensation gelungen ist, nämlich den Haus-
haltsansatz für den zweiten Bildungsweg von 5 auf 
10 Millionen Euro zu verdoppeln. Herzlichen Dank an 
Klaus Kaiser und das ganze Team der Weiterbildung 
im MKW! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Unsere Volkshochschulen und anderen Einrichtun-
gen leisten eine hervorragende Arbeit. Sie ermögli-
chen Menschen die Chance, auf dem zweiten Bil-
dungsweg erfolgreich zu sein. Mit dieser deutlichen 
Mittelerhöhung erhalten doppelt so viele Bürger eine 
weitere Chance auf einen Schulabschluss, der Start-
punkt für eine Ausbildung und den Einstieg in eine 
geregelte Berufskarriere sein kann. 

Dass lebenslanges Lernen und Weiterbildung in un-
serer Politik eine hohe Priorität darstellen, zeigt aber 
nicht nur die Fortschreibung der Dynamisierung der 
Mittel für die nach dem Weiterbildungsgesetz aner-
kannten Einrichtungen um weitere 2 auf nunmehr 
6 Millionen Euro.  

In diesem von der Pandemie so geprägten Jahr wird 
seitens der mehr als 450 Einrichtungen der gemein-
wohlorientierten Weiterbildung sehr anerkannt, dass 
das Land mit dem Notfonds Weiterbildung flexibel 
und bürokratiearm vorläufig bis zum Jahresende 
35 Millionen Euro zur Verfügung stellt. Diese Summe 
dient als Hilfe zur Abfederung finanzieller Ausfälle, 
aber auch als Motor für den Einsatz neuer digitaler 
Vermittlungsangebote. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich auf die No-
vellierung des Weiterbildungsgesetzes im kommen-
den Jahr, mit der wir gemeinsam weitere Verbesse-
rungen für diesen wichtigen Bereich schaffen wer-
den.  

Auch die Digitalisierung bleibt ein zentrales Stichwort 
der Forschungspolitik unseres Landes. So wird im 
kommenden Haushalt der Forschungsschwerpunkt 
Künstliche Intelligenz mit weiteren 2,5 Millionen Euro 
und das CAIS in Bochum mit weiteren 2,1 Millionen 
Euro gefördert. Letzteres wird zu einem Institut für Di-
gitalisierung ausgebaut. 

Besonders freut uns, dass das Forschungszentrum 
Jülich bei seiner Bewerbung erfolgreich war und wir 
nun einen von zwei EU-weit ausgeschriebenen 
Exascale-Rechnern mit erheblichen Mitteln fördern 
können. 

Zur Forschungsförderung gehört aber auch das 
wichtige Thema der Batterieforschung. Die außeror-
dentlich gute Nachricht der letzten Woche ist, dass 
das Land zusätzlich zu den bereits vorgesehenen 
100 Millionen Euro weitere 80 Millionen Euro drauf-
legt und damit sehr flexibel auf die geänderten Anfor-
derungen seitens der Fraunhofer-Gesellschaft rea-
giert. Damit ist gewährleistet, dass eine ursprünglich 
erst als Erweiterung vorgesehene weitere Ferti-
gungslinie sowie eine Muster- und Erprobungslinie 
der Münsteraner Batterieforschungsfabrik bereits 
von Beginn an ab 2022 realisiert werden kann. Das 
ist ein außerordentlich gutes Signal für die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit unseres exzellenten For-
schungs- und Industriestandortes NRW, und das na-
türlich in den Zukunftsthemen Elektromobilität und 
Energiewirtschaft.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich danke herzlich unserer Ministerin Pfeiffer-Poens-
gen und Professor Pinkwart für das große Engage-
ment in der Sache. 

Bei der außeruniversitären Forschung verzeichnen 
wir darüber hinaus im kommenden Jahr einen im-
mensen Mittelaufwuchs um 11 Millionen Euro auf 
dann 415 Millionen Euro. 

Meine Damen und Herren, das Sommersemester 
2020 wird als „Coronasemester“ in die Hochschulge-
schichte eingehen. Das als Hybridsemester geplante 
Wintersemester steckt weiter voller Herausforderun-
gen. Die Hochschulen haben flexibel und mit großem 
Einsatz reagiert und dabei sehr erfolgreich digitale 
Lernangebote geschaffen. Dennoch bleibt studenti-
sches Leben und Arbeiten stark beeinträchtigt. Ins-
besondere Erstsemester, die sich am Studienort erst 
einmal einfinden und sozialen Anschluss finden müs-
sen, sind betroffen.  

Herzlich danke ich den Studierendenwerken für den 
Einsatz bei der Bewirtschaftung der vom Bund zur 
Verfügung gestellten Überbrückungshilfen. Ich freue 
mich, dass das Land unkompliziert Einnahmeaus-
fälle bei geschlossenen Mensen kompensieren 
konnte.  

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Die Landeszuschüsse für die Studierendenwerke 
steigern sich im kommenden Jahr um 9 % auf 40 Mil-
lionen. Im kommenden Haushalt werden erstmals 
Mittel für den Zukunftsvertrag „Studium und Lehre 
stärken“ veranschlagt. Unter anderem werden auch 
die Qualitätsverbesserungsmittel um 51 Millionen 
Euro aufgestockt. Damit erreichen wir für die Hoch-
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schulen insgesamt als neue Qualität langfristige Pla-
nungssicherheit.  

Schwerpunkt der Hochschulförderung mit über 
17 Millionen Euro im kommenden Jahr stehen im 
Kontext der Akademisierung der Gesundheitsberufe, 
der Einrichtung neuer Studiengänge für Psychothe-
rapeuten und Hebammen. Gesundheitsberufe, 
Pflege, Mediziner sind in der aktuellen Pandemie be-
sonders gefordert. Absehbar ist ein Ärztemangel ins-
besondere im Bereich der Allgemeinmedizin. Die 
weitsichtige Landespolitik der NRW-Koalition nimmt 
sich dieses Versorgungsproblems bereits in der Aus-
bildungsperspektive an und zieht als wissenschaftli-
che Schlussfolgerung einen konsequenten Aufbau 
der medizinischen Fakultät in Bielefeld. Dort werden 
demnächst 300 Stellen möglich werden. 

Der Gesamtetat für die Hochschulmedizin beträgt 
nunmehr 1,46 Milliarden. Weiter profitieren die Uni-
versitätskliniken in diesem Jahr bereits von der Milli-
arde des Investitionsprogramms der Landesregie-
rung zur Bewältigung der Folgen der Coronapande-
mie.  

Meine Damen und Herren, der Einzelplan 06 beläuft 
sich auf 9,7 Milliarden Euro. Davon sind allein 
8,4 Milliarden Euro eigene Landesmittel, von denen 
gut die Hälfte direkt in die Globalhaushalte der Hoch-
schulen fließt. Damit ist dieser Einzelplan weiterhin 
der zweitgrößte Einzelplan. Er wächst um 1,5 %. 
Darüber hinaus gibt es noch Steigerungen bei den 
Stellen. Es geht also weiter unter dem Motto „Auf-
stieg durch Bildung und Forschung“. Herzlichen 
Dank dafür. Machen Sie bitte mit. 

(Beifall von der CDU und Daniela Beihl [FDP]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. – 
Für die Fraktion der Grünen spricht der Abgeordnete 
Bolte-Richter. 

Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Es gibt in diesem 
Haushalt durchaus Licht. Das habe ich schon bei den 
Ausschussberatungen anerkannt. Das will ich auch 
nicht verschweigen. Für den Aufbau des Instituts für 
Digitalisierungsforschung, für Cybersicherheit, für 
Quantencomputing, auch für Forschung und For-
schungseinrichtungen werden die Mittel ordentlich 
erhöht. Das will ich gerne anerkennen und auch be-
grüßen. Das Stichwort „Hochleistungsrechner“ fiel 
eben auch schon. Das alles sind Projekte, die unsere 
ausdrückliche Unterstützung haben. 

Die Opposition muss aber auch darauf schauen, wo 
die Schattenseiten in einem solchen Haushalt sind. 
Und davon gibt es einige. Die haben wir in den letz-
ten Jahren immer wieder angesprochen. 

Ein erstes Feld ist die Digitalisierung an den Hoch-
schulen und den Universitätskliniken. Sie geht nicht 

ausreichend voran. Es gibt durchaus Bereiche, in de-
nen wir Schritte nach vorne machen. Ich will nicht 
leugnen, dass es die gibt. Diese Schritte reichen aber 
nicht aus. Es fehlt insgesamt an einer strukturellen 
Finanzierung. Das haben wir nicht zuletzt bei dem 
Angriff auf die Uniklinik Düsseldorf mit seinen drama-
tischen Folgen gesehen. Wir sehen aber auch an vie-
len Stellen im Kleinen immer wieder, dass wir da 
nicht so vorankommen, wie wir eigentlich vorankom-
men müssten.  

Auch im Bereich der KI-Forschung wird in Zukunft eher 
weniger als mehr Geld zur Verfügung stehen.  

Die Digitalisierung von Hochschulen und Universi-
tätskliniken wird weiterhin unterfinanziert sein.  

Die Titel zur Verbesserung der IT-Struktur und der 
Digitalisierung in Lehre und Forschung an den Hoch-
schulen stagnieren. Zusätzliche Dauermittel, die wir 
für mehr IT-Personal und mehr Sicherheit in diesem 
Bereich bräuchten, sind nicht vorgesehen. Es fehlen 
massiv Investitionsmittel. 

Ein zweiter Punkt, an dem massiv Investitionsmittel 
fehlen, sind die Bauprojekte. Herr Pinkwart hat uns 
vorhin bei der Debatte über den Einzelplan 14 daran 
erinnert, dass er sehr gern Wissenschaftsminister 
war. Das nehme ich ihm auch ab. An dieser Amtszeit 
gibt es genug zu kritisieren, aber eines nicht: Damals 
gab es nämlich ein Hochschulmodernisierungspro-
gramm. In der Amtszeit der folgenden Regierung gab 
es das Hochschulkonsolidierungsprogramm. Bei der 
schwarz-gelben Landesregierung gibt es gar kein 
Hochschulprogramm mehr, weil jetzt das Hochschul-
konsolidierungsprogramm ausgelaufen ist und es 
keine Anschlussfinanzierung für den Hochschulbau 
gibt. Das ist bei einem Sanierungsstau von mehreren 
Milliarden Euro, den wir vor uns herschieben, ein rie-
sengroßes Problem.  

Das kann man auch für andere Bereiche feststellen. 
Das gilt auch für die Bauprojekte der Studierenden-
werke. Man darf einfach nicht vergessen, dass öf-
fentliche Bauprojekte immer einen erheblichen 
Klimaimpact haben, wenn man sie richtig ausführt o-
der wenn man sie überhaupt ausführt. Wie gesagt, 
der Sanierungsstau ist gigantisch. 

Ein dritter Anknüpfungspunkt, über den wir miteinan-
der reden sollten, ist die soziale Infrastruktur. Es gibt 
diesmal Geld für die Studierendenwerke. Die Zu-
schüsse liegen aber deutlich unter dem, was notwen-
dig ist. Die Zeche zahlen am Ende nicht wir und nicht 
die Landesregierung, sondern die Zeche zahlen die 
Studierenden über höhere Sozialbeiträge. Auch 
wenn Sie sich jetzt Gott sei Dank von Ihrer Schnaps-
idee der Studiengebühren verabschiedet haben, 
sieht man, dass mit den massiv steigenden Sozial-
beiträgen schon die zweite Studiengebühr auf die 
Studierenden wartet. 
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Das gilt genauso für die Unterfinanzierung der BA-
FöG-Beratung der Studierenden. Gerade in Zeiten 
von Corona und bei den viel zu niedrigen Nothilfen 
von der Bundesseite, die wir hier schon oft genug 
zum Thema gemacht haben, von der zu wenig 
kommt, und bei der die Chancen einer BAFöG-Öff-
nung mehrfach vergeben wurden, sieht man, dass 
viele Studierende in soziale Not geraten sind und 
dass sie eine soziale Infrastruktur im Wissenschafts-
system auch brauchen. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Nach wie vor fehlt studentischer Wohnraum. Bei den 
Studierendenwerken ist der Sanierungsstau auch 
groß. Wir brauchen dringend Geld für Sanierung und 
Neubau von Studierendenwohnheimen. Die Studie-
rendenwerke haben uns inzwischen mehrmals vor-
gerechnet, dass wir da mit Vollkostenzuschüssen in 
einem hohen dreistelligen Millionenbereich liegen. 
Wir haben massiv Investitionsbedarf, wir haben mas-
siv Bedarf, der sozialen Infrastruktur Geld zu geben. 
Auch an dieser Stelle zeigt sich wieder, dass Studie-
rende bei dieser Landesregierung keine Lobby ha-
ben. Das ist aber leider keine Neuigkeit. 

Meine Damen und Herren, zum Abschluss möchte 
ich anmerken, dass noch Mittel in der Forschungsför-
derung neu ausgerichtet werden sollen. Wie das pas-
sieren soll, ist mal wieder ein Ausdruck von schwarz-
gelber Planlosigkeit oder von Desinteresse – eines 
von beidem. Forschungsförderung dient dazu, Berei-
che zu fördern, die das Land für besonders wichtig 
hält, weil sie Stärken oder Ausbauziele enthalten. 
Unter den förderfähigen Themen, die jetzt in der 
neuen Bekanntmachung stehen, ist nichts enthalten, 
was nicht gefördert werden kann. Alles kann, nichts 
muss. Das schürt am Ende eher Unsicherheit, als 
dass es irgendwen nach vorne bringt. 

Ich erkenne wie gesagt durchaus an, dass es Punkte 
gibt, an denen es nach vorne geht. Ich weiß aber 
auch, dass an vielen Stellen die negative Bewertung 
leider überwiegt. Das ist schade. Da werden Zu-
kunftschancen vergeben. Das ist für uns der Grund, 
den Haushalt abzulehnen. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Bolte-Richter. – Jetzt spricht für die FDP-Fraktion 
Frau Beihl. 

Daniela Beihl (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! NRW hat eine euro-
paweit einmalige Hochschullandschaft, für die wir als 
NRW-Koalition gemeinsam mit unserer Landesregie-
rung Verantwortung tragen. Von Anfang an sind wir 
dieser Verantwortung mit soliden Haushalten, mit ab-
gestimmter Schwerpunktsetzung und mit Verbesse-
rung der rechtlichen Rahmenbedingungen uneinge-

schränkt nachgekommen. So zahlt es sich beispiels-
weise in der aktuellen Krise aus, dass unsere Hoch-
schulen seit der Novellierung unseres Hochschulge-
setzes endlich wieder freie und autonome Partner 
auf Augenhöhe sind. 

Lehrende, Studierende, Hochschulleitung und Mitar-
beitende sind an unseren Hochschulen in diesem 
Jahr über sich hinausgewachsen, um den Hoch-
schulbetrieb aufrechtzuerhalten. Dafür an dieser 
Stelle ein großer Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Besonders wichtig war in diesem Zusammenhang 
unsere Maßnahme, Sondermittel in Höhe von 20 Mil-
lionen Euro für den kurzfristigen Erwerb von Hard- 
und Software sowie Lizenzen zur Verfügung zu stel-
len. Auch im Haushalt 2021 sind für diese Maßnah-
men noch einmal 50 Millionen Euro eingestellt. Das 
Haushaltsvolumen des Ministeriums für Kultur und 
Wissenschaft steigt 2021 in Gänze noch einmal um 
weitere 1,5 % auf insgesamt 9,66 Milliarden Euro.  

Unser Einzelplan 06 ist nach wie vor der zweigrößte 
Einzelplan aller Fachressorts. Ein wichtiger Fokus 
liegt auf der Stärkung der Universitätsmedizin. Ich 
freue mich besonders über die Fortschritte, die der 
Aufbau der medizinischen Fakultät in Bielefeld 
macht. Die Landesregierung hat die Mittel von 24 Mil-
lionen Euro im Jahr 2020 auf 45,6 Millionen Euro im 
Jahr 2021 erhöht. Damit werden unter anderem mehr 
als 300 neue Stellen geschaffen. Wir setzen also ein 
zentrales Anliegen dieser NRW-Koalition fort.  

(Beifall von der FDP und Petra Vogt [CDU]) 

Mit dem Jahr 2021 beginnt auch eine neue Phase 
der Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern im 
Bereich der Finanzierung der Hochschulen. Nachfol-
ger der Hochschulpakte I bis III ist der Zukunftsver-
trag „Studium und Lehre stärken“. Er wird unseren 
Hochschulen durch die Verstetigung der Mittel lang-
fristige Planungssicherheit geben; denn die Mittel 
aus dem ZSL sollen auch für die Verbesserung von 
Lehr- und Studienqualität eingesetzt werden.  

Im Jahr 2021 stehen so die ersten 51 Millionen Euro 
mehr unter anderem zur Verbesserung der Betreu-
ungsrelation zur Verfügung.  

Darüber hinaus liegen Schwerpunkte in der For-
schungsförderung der Digitalisierung, und wir wer-
den den zweiten Bildungsweg mit einer Verdoppe-
lung des Haushaltsansatzes auf 10 Millionen Euro 
stärken.  

Abschließend möchte ich auch noch auf die Ände-
rungsanträge der Opposition eingehen. In der aktuell 
finanziell sehr schwierigen Lage hätte man vermuten 
können, dass die Opposition von ihrer klassischen 
Haltung, alles zu fordern, ohne die finanzielle Verant-
wortung tragen zu müssen, Abstand nimmt. 



Landtag   26.11.2020 

Nordrhein-Westfalen 112 Plenarprotokoll 17/109 

 

(Beifall von der FDP und Petra Vogt [CDU]) 

Aber weit gefehlt. Die Änderungsanträge von SPD 
und Grünen würden zu Mehrkosten von knapp 1 Mil-
liarde Euro in 2021  

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Investitionen!) 

und mittelfristig von knapp 1,8 Milliarden Euro führen.  

Während die SPD eher maßvoll mit ihren Vorschlä-
gen agiert, herrscht bei den Grünen eher Maßlosig-
keit.  

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Presseberichte munkeln ja auch schon, Robert Ha-
beck würde nach der Bundestagswahl mit dem Amt 
des Finanzministers liebäugeln.  

(Ralf Witzel [FDP]: Und Innenminister! – Hen-
ning Höne [FDP]: Und Außenminister und 
Kanzler! Er sieht gut aus, er kann alles!) 

Da kann man vor dem Hintergrund eines verantwor-
tungsvollen Umgangs mit Steuergeldern ja nur froh 
sein, dass die Grünen in NRW keine Verantwortung 
in der Finanzpolitik tragen.  

(Beifall von der FDP) 

Ja, coronabedingt mögen neue Schulden vorüberge-
hend akzeptabel sein, das bedeutet aber nicht, dass 
in der Vergangenheit die von Ihnen liegengelassene 
Projekte ohne Gegenfinanzierung und auf Pump 
durchgeführt werden sollten.  

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Ein besonderer Fokus der grünen Änderungsanträge 
liegt auf weiteren Mitteln für die Studierendenwerke. 
Verbunden ist der Antrag mit dem Vorwurf, wir wür-
den diese völlig im Stich lassen und ihre Arbeit nicht 
würdigen. Genau das Gegenteil ist der Fall. Das 
MKW hat sich zu Beginn der Krise sofort darum be-
müht, dass die Studierendenwerke unter den Ret-
tungsschirm kommen. Mittel in Höhe von 21,2 Millio-
nen Euro wurden eingestellt. Weil es in der Zwi-
schenzeit zu pragmatischen Lösungen wie das Kurz-
arbeitergeld gekommen ist, mussten die Studieren-
denwerke lediglich 5,6 Millionen Euro abrufen.  

Auch Ihre Kritik zur FernUniversität Hagen ist nicht 
von Fakten gedeckt. Die NRW-Koalition hat sich vor-
genommen, diese Uni zu stärken und damit mehr 
Menschen den sozialen Aufstieg durch akademische 
Bildung zu ermöglichen.  

(Beifall von der FDP, Dr. Stefan Nacke [CDU] 
und Petra Vogt [CDU]) 

Dem hat die Koalition Taten folgen lassen. Die Hoch-
schule hat zwischen 2018 und 2020 10,1 Millionen 
Euro aus Hochschulpaktmitteln bekommen und er-
hält ab 2021 dauerhaft rund 6 Millionen Euro pro Jahr 
zusätzlich aus dem ZSL. Ab 2022 folgen zudem wei-
tere Haushaltsmittel. Sie sehen also, wir haben die 

Voraussetzungen zum Ausbau der FernUni geschaf-
fen.  

Ich komme zum Ende. Herr Bell, Sie hatten die Not-
hilfen des Bundes für die Studierenden angespro-
chen. Sie wissen auch, dass diese Mittel nicht kom-
plett abgerufen wurden. Wenn es da einen Engpass 
gibt, kann man da sicherlich an der Stelle noch ein-
mal nachsteuern, aber solange die Mittel nicht kom-
plett abgerufen worden sind, sollte man eher darauf 
verzichten.  

Abschließend gilt mein Dank Ministerin Pfeiffer-Poens-
gen und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im 
Ministerium für Kultur und Wissenschaft. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Beihl. – Jetzt hat das Wort für die AfD-Fraktion Herr 
Seifen.  

Helmut Seifen (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Zustand 
von Wissenschaft, Bildung und Kultur in einer Gesell-
schaft ist der Gradmesser für die Reife einer Gesell-
schaft, ist der Indikator dafür, ob sich ein Gemeinwe-
sen von objektiv verorteten Erkenntnissen leiten lässt 
und auch bereit ist, Gewissheiten zu hinterfragen, oder 
ob es Fantasien, Wunschvorstellungen und aber-
gläubischen Konstruktionen verfallen ist und ihnen 
folgt. Dieses Entweder-Oder ist von entscheidender 
Bedeutung für den Wohlstand, den sozialen Frieden, 
den Fortbestand und die Weiterentwicklung einer 
Hochzivilisation; denn nur die Entscheidungen auf-
grund objektiv verorteter Erkenntnisse und die not-
wendige Distanz zu den eigenen Vorstellungen be-
wahren die Menschen vor Fehlentscheidungen und 
Ignoranz gegenüber der Wirklichkeit.  

Im anderen Fall, wenn man die Wirklichkeit den eige-
nen Vorstellungen und Ideologien anpassen will, 
führt das in der Regel zu Niedergang und manchmal 
zum Untergang eines Gemeinwesens.  

In der heutigen Zeit, die wir als modern und fort-
schrittlich definieren und bezeichnen, scheinen wir 
vom Letzteren weit entfernt zu sein. Schaut man sich 
die technischen Fortschritte der letzten Jahrzehnte 
an, so könnte einem schwindelig werden vor den 
Möglichkeiten, die sich uns als Gesellschaft und je-
dem einzelnen Menschen erschlossen haben.  

Deshalb ist es sehr zu begrüßen, dass der Haushalt 
für Wissenschaft und Kultur 2021 wieder das zweit-
größte Volumen umfasst. Insofern scheint alles in 
Ordnung zu sein, und NRW wird von der jetzigen 
Landesregierung herrlichen Zeiten entgegengeführt. 

(Beifall von Matthias Kerkhoff [CDU]) 
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Tatsächlich können wir auf zahlreiche Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler, auf zahlreiche fleißige 
und ehrgeizige Studentinnen und Studenten stolz 
sein.  

Bedauerlich ist allerdings, dass sich der Einzel-
plan 06 immer noch an rot-grüne Ideologie orientiert 
und damit den Begriff „Wissenschaft“ zum Teil ad ab-
surdum führt. Da werden für das Kapitel „Förderung 
der Gleichstellung“ 4,3 Millionen Euro veranschlagt, 
mit der auch die Genderforschung finanziert wird. 
Wie sehr die Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern in Staat, Gesellschaft, Studium und Beruf 
zu begrüßen und eine Selbstverständlichkeit sein 
sollte, so wenig ist eine so immense Summe für die 
Genderforschung zu rechtfertigen, denn Genderfor-
schung ist keine Wissenschaft. Die methodischen 
Postulate führender Vertreter der deutschen Gender-
studies weisen deutlich darauf hin. Da soll zum Bei-
spiel eine bewusste Parteilichkeit an die Stelle des 
Prinzips der Wertfreiheit treten; die Bedürfnisse und 
Interessen der Frauen sollten Forschungsziele und 
Forschungsgegenstände bestimmen. Das heißt, die 
Forschungsziele werden vorweggenommen. Das be-
inhaltet die Forderung, die Ideale der Wissenschaft 
wie Neutralität, Unparteilichkeit, Ergebnisoffenheit 
und Objektivität abzulehnen.  

Desgleichen ist zu bedauern, dass Forschungen im 
Energiebereich aus ideologischen Gründen ausge-
spart werden. Das Forschungszentrum Jülich zum 
Beispiel, früher einmal weltweit führend im For-
schungsbereich Kerntechnologie, hat sich aus die-
sem Bereich komplett zurückgezogen. Angesichts 
der Wichtigkeit einer eigenen sicheren Energiever-
sorgung für ein Hochtechnologieland ist es sträflicher 
Leichtsinn und ein hohes Maß an Verantwortungslo-
sigkeit, in diesem Bereich keine Forschungsförde-
rung zu leisten.  

Leider folgt hier der Haushalt den auf Fehldeutungen 
von Zahlen beruhenden Ideologien der sogenannten 
Klimaretter, anstatt sich kritisch der Wirklichkeit zu 
stellen. Wenn diese Fehldeutungen an Universitäten 
hinterfragt werden sollen, werden unliebsame Wis-
senschaftler zu Veranstaltungen nicht eingeladen, 
auf Veranstaltungen niedergebrüllt oder durch die 
Antifa auch schon mal körperlich gerempelt.  

Das Problem der Freiheit von Wissenschaft und For-
schung ist in unseren doch so modernen Zeiten wie-
der ein ernstzunehmendes Thema wie seinerzeit im 
Mittelalter, als eine allmächtige Kirche über die Op-
portunität von Lehrmeinungen wachte.  

Zu beobachten ist dies im Übrigen auch daran, wie 
im Augenblick der Umgang mit Erkenntnissen zum 
Coronavirus und seinem Infektionsverhalten gestal-
tet wird. Opportune Meinungen von Wissenschaft-
lern werden öffentlich gepuscht und auf deren durch-
aus zweifelhaften Schlussfolgerungen werden mas-
sive Grundrechtseinschränkungen vollzogen.  

Dagegen werden zahlreiche renommierte und hoch-
dekorierte Wissenschaftler mit ihrer gegenteiligen 
Expertise verschwiegen, ja sogar verunglimpft und 
mit Schimpf und Schande überzogen. Sie machen 
die gleichen Erfahrungen wie seinerzeit der Prediger 
aus dem Alten Testament, der da klagte – ich zitiere  

(Bodo Löttgen [CDU]: Nein, bitte nicht!) 

mit Erlaubnis des Präsidenten –:  

„Ich richtete mein Herz darauf, dass ich lernte 
Weisheit und erkennte Tollheit und Torheit. Ich 
ward aber gewahr, dass auch dies ein Haschen 
nach Wind ist, denn wo viel Weisheit ist, da ist viel 
Grämen, und wer viel lernt, der muss viel leiden.“  

Zitat Ende. 

(Zuruf von Henning Höne [FDP])  

Diese alttestamentarischen Zustände einer unreifen, 
infantilen Gesellschaft sind in unserem Wissen-
schaftsland eben leider immer noch nicht beseitigt 
und bedrohen die Zukunft unseres Landes. Wir leh-
nen deshalb den Einzelplan 06 ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD – Zuruf von Lorenz 
Deutsch [FDP]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Seifen. – Jetzt hat das Wort die Ministerin, Frau Pfeif-
fer-Poensgen. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Bildung, Wissenschaft und 
Forschung sind auch 2021 zentrale Investitionsfelder 
der Landesregierung. Das spiegelt sich im höchsten 
Niveau des Etats des Ministeriums für Kultur und 
Wissenschaft in Höhe von 9,6 Milliarden Euro wider. 
Mit 5,6 Milliarden Euro erhalten die Hochschulen den 
größten Teil des Etats und verwenden ihn mit Erfolg 
weitestgehend eigenverantwortlich.  

Die Landesregierung legt im kommenden Jahr einen 
Schwerpunkt auf die Förderung der Qualität der 
Lehre. Dazu unterstützen wir die Hochschulen mit 
51 Millionen Euro aus dem Zukunftsvertrag „Studium 
und Lehre stärken“. Bedarfsgerecht und sich in das 
bestehende Ausbildungsangebot einfügend ist auch 
die Einrichtung der neuen Studiengänge für Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten. Hierbei 
streben wir in Nordrhein-Westfalen ein deutlich höhe-
res Niveau an Approbationen an, als der Bundesge-
setzgeber uns das sozusagen aufgegeben hat. Zu-
dem setzen wir mit Mitteln für 300 Studienplätze ab 
dem Wintersemester 2021/2022 auch die Akademi-
sierung der Hebammenausbildung bedarfsgerecht 
um. Für die Einrichtung dieser neuen Studiengänge 
stellen wir Mittel in Höhe von rund 17 Millionen Euro 
bereit. 
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Ein weiteres wichtiges Projekt ist die Weiterentwick-
lung der FernUniversität Hagen zu einer Open Uni-
versity. Zunächst wird im kommenden Haushaltsjahr, 
also 2021, die Zusatzvereinbarung zum Zukunftsver-
trag „Studium und Lehre stärken“ greifen. Für die 
FernUni bedeutet dies einen Zuwachs von etwa 
6 Millionen Euro jährlich. Mit von 1 Million Euro auf 
3 Millionen Euro aufwachsenden Beträgen von 2022 
bis 2024 wird das Land die Realisierung der geplan-
ten Maßnahmen zusätzlich unterstützen. 

Dringend notwendig ist – und das nicht nur in dieser 
besonderen Zeit, in der wir gerade leben – die deutli-
che Stärkung der Universitätsmedizin. Für Infrastruk-
tur und Ausstattung konnte bereits aus dem Son-
derinvestitionsprogramm 1 Milliarde Euro bereitge-
stellt werden.  

An dieser Stelle möchte ich für interessierte Kreise 
kurz darauf hinweisen, dass aus diesem großen Pa-
ket 60 Millionen Euro für IT-Sicherheit für die sechs 
Universitätskliniken zur Verfügung gestellt werden, 
das heißt, pro Universitätsklinikum 10 Millionen Euro. 
Zusätzlich werden wir den Etat für die Digitalisierung 
und Sicherheit im nächsten Jahr regulär noch um 
3 Millionen Euro erhöhen. Auch wenn ich mir vor-
komme wie eine tibetanische Gebetsmühle, Herr 
Bolte-Richter, ich erkläre es immer wieder gern: Wir 
haben zum ersten Mal 2018 überhaupt einen Haus-
haltsansatz für die Universitätskliniken eingerichtet, 
der diesen Bereich abdeckt. Wir erhöhen ihn jetzt. 
Wir haben ihn durch die Sonderzahlungen nochmals 
besonders gestärkt. Das müssen Sie, auch wenn es 
schwerfällt, einfach mal zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall von der FDP) 

Weitere erforderliche Investitionen werden ermög-
licht; denn wir haben im regulären Haushalt noch 
weitere 43 Millionen Euro für Investitionen in die Kli-
niken eingeplant. 

Außerdem schreitet der Aufbau der Medizinischen 
Fakultät OWL planmäßig in großen Schritten voran. 
Die Landesregierung erhöht den Haushaltsansatz im 
nächsten Jahr auf rund 45 Millionen Euro und schafft 
damit unter anderem mehr als 300 neue Stellen für 
den Studienstart im Wintersemester 2021/2022. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Erfolgreich konnten wir uns übrigens beim Bund und 
bei den beiden anderen Sitzländern von Höchstleis-
tungsrechnern, Bayern und Baden-Württemberg, die 
da sonst auch immer an der Spitze der Entwicklung 
sind, dafür einsetzen, dass sich Deutschland mit dem 
Forschungszentrum Jülich um einen der beiden ers-
ten europäischen Exascale-Rechner bewerben wird. 
Natürlich unterstützt die Landesregierung diese Be-
werbung des Forschungszentrums weiterhin mit gro-
ßer Kraft. Dem tragen wir mit anteiligen Aufstockun-
gen der Grundfinanzierung in Höhe von 4 Millionen 
Euro sowie mit einer Verpflichtungsermächtigung für 

den Bau und den Betrieb dieses neuen Rechnersys-
tems in Höhe von 125 Millionen Euro Rechnung. 

Große Früchte tragen auch unsere Investitionen am 
Cancer Research Center Cologne Essen. Der Bund 
hat dieses CCCE, wie es abgekürzt heißt, als einen 
von vier neuen Standorten für die Ausweitung des 
Nationalen Centrums für Tumorerkrankungen aus-
gewählt. In einem ersten Schritt fördern wir den Auf-
bau des NCT im nächsten Jahr mit 4 Millionen Euro. 
Hinzu kommen jährlich 2 Millionen Euro Sitzlandan-
teil. Im Rahmen einer Verpflichtungsermächtigung 
gibt es in diesem Kontext übrigens auch noch einen 
Forschungsbau für das Uniklinikum Essen, den wir 
mit 86 Millionen Euro finanzieren werden. 

Mit der Universitätsallianz Ruhr haben wir in der 
Ruhr-Konferenz die Einrichtung neuer Research-
Center entwickelt. Diese bündeln in bereits heraus-
ragenden Forschungsfeldern die Kompetenz der drei 
Universitäten und sollen zu international wettbe-
werbsfähigen Clustern aufgebaut werden. Dafür stel-
len wir bis 2024 bis zu 75 Millionen Euro zur Verfü-
gung und streben ab 2025 dann den Vollausbau die-
ser Research-Center an. Das ist eine riesige Chance 
für die Ruhrgebietsuniversitäten und wird ihnen eine 
ganz neue Qualität verleihen können. Das ist ein gro-
ßes Bekenntnis auch dieser Landesregierung zu den 
damit verfolgten Zielen der Ruhr-Konferenz, was mir 
als Projekt ganz besonders am Herzen liegt. 

Vielleicht noch ein Wort zu KI-Forschung, von der 
Sie, lieber Herr Bolte-Richter, den Eindruck haben, 
dass sie runtergefahren wird. Ich weiß nicht, wo Sie 
das gelesen haben. Das Gegenteil ist der Fall. Ich 
habe dem Ausschuss gerade eine Vereinbarung und 
Verabredung mit dem Bund vorgelegt und zur Kennt-
nis gegeben, durch die wir die dauerhafte Finanzie-
rung genau dieses großen Zentrums für maschinel-
les Lernen in Dortmund und in Sankt Augustin im 
Fraunhofer Institut langfristig sichern, und zwar zu je-
weils 50 % von Land und Bund. Das ist eigentlich ein 
ganz schöner Erfolg und ein wichtiger Baustein für 
die KI-Entwicklung nicht nur in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der FDP) 

Ein Wort noch zur Weiterbildung und zur politischen 
Bildung. Dazu ist ja bereits Wichtiges gesagt worden. 
Die Landeszentrale soll für ihre wichtige Aufgabe, die 
demokratische Kultur und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt im Land zu fördern, rund 15 Millionen 
Euro bekommen, und das ist wahrhaftig – da braucht 
man nur jeden Tag in die Zeitung zu gucken – ein 
sehr, sehr wichtiges Feld. 

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Im Bereich der allgemeinen Weiterbildung – das hat 
Herr Dr. Nacke gerade schon gesagt – wollen wir uns 
in den Volkshochschulen für den zweiten Bildungs-
weg stark machen, der ein mehr als sinnvolles 
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Angebot ist. Deswegen werden wir diesen Haus-
haltsansatz auf 10 Millionen Euro verdoppeln. 

Das sind nur einige kleine Spotlights auf Vorhaben, 
die wir im Haushaltsentwurf des nächsten Jahres 
verankert haben. Ich denke, dass der Wissenschafts- 
und Forschungsstandort Nordrhein-Westfalen nicht 
nur gute Rahmenbedingungen bietet, sondern sich 
zunehmend auch im bundesweiten Wettbewerb pro-
filiert. Das können wir an vielen Punkten ablesen. 
Deswegen hoffe ich, dass Sie diesen Haushalt auch 
unterstützen werden. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke sehr, Frau Mi-
nisterin Pfeiffer-Poensgen. – Weitere Wortmeldun-
gen liegen hier nicht vor. Damit sind wir am Schluss 
der Aussprache zu Teil „b), Wissenschaft, Weiterbil-
dung“.  

Wir kommen damit zur Abstimmung über den Einzel-
plan 06. 

Wer nimmt diesen so an? – CDU und FDP stimmen 
für diesen Einzelplan. Wer stimmt dagegen? – SPD, 
Grüne und die AfD stimmen dagegen. Gibt es Ent-
haltungen? – Davon sehen wir keine. Damit ist der 
Einzelplan 06 in zweiter Lesung angenommen. 

Nachzuholen ist nunmehr die Abstimmung über den 
Einzelplan 20, zu dem wir bereits gestern die Aus-
sprache durchgeführt haben, sowie über die dazuge-
hörigen Änderungsanträge der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11940 und Drucksache 17/11941.  

Wir kommen somit zur Abstimmung erstens über den 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD Drucksache 
17/11940. Wer stimmt diesem Änderungsantrag zu? – 
Die SPD-Fraktion und Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
stimmt dagegen? – CDU, FDP und AfD stimmen da-
gegen. Gibt es Enthaltungen? – Die gibt es nicht. Da-
mit ist der Änderungsantrag Drucksache 17/11940 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen sowie der 
AfD abgelehnt. 

Zweitens stimmen wir ab über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD Drucksache 17/11941. Wer 
stimmt dem Antrag zu? – SPD und AfD stimmen zu. 
Wer stimmt dagegen? – Grüne, CDU und FDP stim-
men dagegen. Gibt es Enthaltungen? – Die gibt es 
nicht. Dann ist der Änderungsantrag der SPD-
Fraktion Drucksache 17/11941 mit den Stimmen 
von CDU, FDP und Grünen gegen die Stimmen von 
SPD und AfD abgelehnt. 

Ich rufe drittens die Abstimmung über den Einzelplan 
20 auf. Der Haushalts- und Finanzausschuss emp-
fiehlt in Drucksache 17/11920, den Einzelplan 20 un-
verändert anzunehmen. Wer stimmt dem Einzelplan 
zu? – CDU und FDP stimmen zu. Wer stimmt dage-
gen? – SPD, Grüne und AfD stimmen dagegen. Gibt 
es Enthaltungen? – Enthaltungen sehen wir nicht. 

Damit ist der Einzelplan 20 in zweiter Lesung mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen angenom-
men. 

Damit sind alle Einzelpläne beraten, und wir kommen 
nun zu den weiteren Abstimmungen. Jetzt wird der 
Abend richtig schön.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Genau!) 

– Ich sehe die Freude in den Augen.  

Wir stimmen über das Gesetz über die Feststellung 
des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfa-
len für das Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 
2021) Drucksache 17/11100, Drucksache 17/11800 – 
Ergänzung – sowie Drucksache 17/11850 – zweite 
Ergänzung – ab. 

Ich weise auf die Beschlussempfehlung und den Be-
richt des Haushalts- und Finanzausschusses Druck-
sache 17/11900, die Änderungsanträge der Fraktion 
der SPD Drucksache 17/11942 und Drucksache 
17/11943 und den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD Drucksache 17/11957 hin. Die Aussprache hier-
über haben wir bereits gestern im Rahmen der Ge-
neraldebatte durchgeführt.  

Wir kommen also zu den Abstimmungen. 

Erstens über den Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD Drucksache 17/11942. Wer stimmt diesem Än-
derungsantrag zu? – Die SPD-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – CDU und FDP stimmen dagegen. Wer 
enthält sich? – Bei Enthaltung von Grünen und AfD-
Fraktion ist dieser Änderungsantrag Drucksache 
17/11942 mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
abgelehnt. 

Zweitens stimmen wir über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD Drucksache 17/11943 ab. Wer 
stimmt diesem Änderungsantrag zu? – Die SPD-
Fraktion sowie die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – CDU und FDP stimmen da-
gegen, auch die AfD tut dies. Gibt es Enthaltungen? – 
Enthaltungen sehen wir nicht. Damit ist dieser Ände-
rungsantrag Drucksache 17/11943 mit den Stim-
men von CDU, FDP und AfD abgelehnt.  

Ich rufe drittens den Änderungsantrag der Fraktion 
der AfD Drucksache 17/11957 auf. Wer stimmt die-
sem Antrag zu? – Die AfD-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – CDU, SPD, Grüne und FDP stimmen da-
gegen. Gibt es Enthaltungen? – Enthaltungen gibt es 
nicht. Damit ist dieser Änderungsantrag Drucksa-
che 17/11957 mit breiter Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen viertens über den Gesetzentwurf in der 
zweiten von drei Lesungen ab. Der Haushalts- und 
Finanzausschuss empfiehlt in Drucksache 17/11900, 
den Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksa-
che 17/11100, Drucksache 17/11800 und Drucksa-
che 17/11850 unverändert anzunehmen. Wir kom-
men somit zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
selbst, nicht über die Beschlussempfehlung. Wer 
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stimmt diesem Gesetzentwurf zu? – CDU und FDP 
stimmen zu. Wer stimmt dagegen? – SPD, Grüne 
und AfD stimmen dagegen. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist das Haushaltsgesetz 
2021 in zweiter Lesung mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen angenommen. 

Fünftens stimmen wir nun über die Rücküberweisung 
des Haushaltsgesetzes 2021 Drucksache 17/11100, 
Drucksache 17/11800 sowie Drucksache 17/11850 
an den Haushalts- und Finanzausschuss zur Vorbe-
reitung der dritten Lesung ab. Wer stimmt der Rück-
überweisung zu? – Gegenstimmen? – Gibt es Ent-
haltungen? – Damit ist die Rücküberweisung ein-
stimmig so beschlossen. 

Sechstens stimmen wir abschließend über die Fi-
nanzplanung 2020 bis 2024 ab. Der Haushalts- und 
Finanzausschuss empfiehlt in Drucksache 17/11917, 
die Mittelfristige Finanzplanung zur Kenntnis zu 
nehmen. Das ist geschehen? 

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Ja!) 

Ich sehe keinen Widerspruch und stelle fest, dass die 
Kenntnisnahme erfolgt ist. 

Wir sind am Ende der Haushaltsberatungen. Die 
dritte Lesung des soeben zurücküberwiesenen 
Haushaltsgesetzes ist für die Plenarsitzung am 16. 
und 17. Dezember 2020 vorgesehen. Ich darf darauf 
hinweisen, dass in diesen Plenarsitzungen auch die 
zweite und dritte Lesung des GFG stattfinden wird.  

Damit ist dieser Teil unserer heutigen Arbeit abge-
schlossen. 

Wir kommen zu: 

3 Verbraucherrechte bei Flug- und Bahnreisen 
während der Corona-Krise sicherstellen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/11843 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/11959 

Die Aussprache ist eröffnet. Für die CDU-Fraktion 
begründet zunächst Herr Dr. Untrieser diesen An-
trag. Bitte schön, Sie haben das Wort.  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eine vier-
köpfige Familie bucht Flüge von Düsseldorf nach 
Griechenland und träumt von sonnigem Wetter am 
östlichen Mittelmehr. Kurz vor der Reise informiert 
die Fluggesellschaft über die Annullierung des Flugs. 
Dann ist die Urlaubsfreude natürlich erst einmal 

dahin. Aber immerhin steht der Familie nach der Eu-
ropäischen Fluggastrechte-Verordnung ein Scha-
densersatzanspruch von 400 Euro pro Person, also 
insgesamt 1.600 Euro, zu.  

Ein junges Paar hat einen Flug von Köln nach 
Barcelona gebucht, dieser Flug hat drei Stunden Ver-
spätung. Dem Paar steht damit jeweils ein Schaden-
ersatzanspruch von 250 Euro pro Person zu. Außer-
dem haben die Flugreisenden während der Warte-
zeit am Flughafen ein Recht auf Betreuungsleistun-
gen – zum Beispiel auf Essen und Getränke, gege-
benenfalls auch auf Telefon- und Internetkosten.  

Das Problem: Man hört immer wieder, dass Flugge-
sellschaften ihre Fluggäste bei Annullierungen oder 
Verspätungen nicht über diese Rechte informieren. 

Falls Flugpreise erstattet werden sollen, dann soll 
das teilweise nur in Form eines Gutscheins gesche-
hen. Oft stecken die Fluggesellschaften den Kopf in 
den Sand. Auf Schreiben der Kunden wird nicht rea-
giert. Es wird verzögert. Man verweist auf ein Online-
Tool, beruft sich auf angeblich vorliegende höhere 
Gewalt, hofft einfach, dass der Kunde resigniert und 
den Gang zum Anwalt scheut. Das ist nicht in Ord-
nung. Deswegen sprechen wir heute Abend über die-
ses Thema.  

(Beifall von Henning Rehbaum [CDU]) 

Das Problem bestand schon vor der Coronapande-
mie; das muss man sagen. Ich kann auch aus eige-
ner anwaltlicher Praxis sagen, dass ich über das Ge-
baren mancher Fluggesellschaften frustriert bin. Na-
türlich hat sich das in der Coronapandemie noch ver-
stärkt. Manche Fluggesellschaften scheinen die 
Rechte von Verbraucherinnen und Verbrauchern 
systematisch und penetrant mit Füßen zu treten. 
Deswegen haben wir im vorletzten Jahr schon ein-
mal einen Antrag gestellt und die App zur Fluggast-
rechte-Verordnung installiert. Diese App wurde von 
der Verbraucherzentrale programmiert. 

Die Fluggastrechte-Verordnung ist ein Erfolg. Vorhin 
habe ich von der Ministerin erfahren, dass sich an-
dere Bundesländer jetzt angeschlossen haben und 
den guten Weg mit uns gehen. 

(Beifall von Henning Rehbaum [CDU]) 

Insgesamt haben 70.000 Menschen in Nordrhein-
Westfalen – oder vielleicht auch darüber hinaus; das 
wissen wir ja nicht – diese App heruntergeladen. 
Diese App kann allerdings nur informieren, nicht das 
Recht durchsetzen. Der Vorstand der Verbraucher-
zentrale, Klaus Müller, hat in einem Interview mit der 
„Rheinischen Post“ am 11. November gesagt – ich 
zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten: 

„Es kann nicht sein, dass Kunden von Airlines seit 
Monaten auf teils mehrere Hundert Euro warten 
und völlig unklar ist, wann sie das Geld jemals 
wiedersehen werden. Dieses Vorgehen der 
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Unternehmen ist peinlich und skandalös – vor al-
lem, wenn sie mit Milliardenhilfen der Steuerzah-
ler unterstützt wurden.“ 

Wir alle können den Worten von Herrn Müller wohl 
zustimmen.  

Die Verbraucherzentrale hat in mehreren Gerichts-
verfahren in den letzten Monaten Fluggesellschaften 
wie Lufthansa, Ryanair und Eurowings erfolgreich 
verklagt und auf die Einhaltung der Rechte gepocht. 
An dieser Stelle sage ich: Herzlichen Dank dafür.  

Meine Damen und Herren, der Rechtsstaat darf sich 
nicht an der Nase herumführen lassen, nicht von 
Clans, Rockern und Extremisten, aber auch nicht von 
großen Konzernen, die systematisch Verbraucher-
rechte mit Füßen treten.  

Deswegen wollen wir heute einen Schritt weiterge-
hen. Wir haben darum im Antrag formuliert, dass wir 
automatisierte Entschädigungssysteme mittels Legal 
Tech voranbringen wollen, und hoffen dahingehend 
auf entsprechende Initiativen auf der Bundesebene.  

Ein zweiter Punkt, den wir auch noch aufgegriffen ha-
ben, ist der Ersatzanspruch bei Bahnreisen während 
der Pandemie. Wenn ein Kunde vor zwei Monaten 
einen Zug gebucht hat und heute von Düsseldorf an 
die Ostsee oder ins Allgäu fahren wollte, dann könnte 
er das zwar noch machen, weil der Zug fährt, aber es 
macht letztlich keinen Sinn, denn er wird dort kein 
Hotel buchen können. Wir erwarten ja auch, dass 
Reisen vermieden werden und man coronakonform 
zu Hause bleibt.  

Ärgerlich ist allerdings das Verhalten der Deutschen 
Bahn. Denn die Deutsche Bahn hat in der ersten 
Phase der Pandemie kulanterweise Tickets erstattet. 
Das ist aber seit dem 31. Oktober nicht mehr der Fall. 
Deswegen, finden wir, sollte die Deutsche Bahn bitte 
wieder zu den Regelungen in der ersten Phase der 
Pandemie zurückkehren. Wer jetzt nicht reisen kann, 
dem sollte zumindest das Zugticket erstattet werden, 
oder er sollte umbuchen können.  

Wir wollen also mit diesem Antrag ein Zeichen set-
zen. Wir stimmen deswegen auch heute direkt ab. 
Wir wollen den Druck erhöhen. Die Rechte von Ver-
braucherinnen und Verbrauchern dürfen nicht mit Fü-
ßen getreten werden. Ich bitte Sie deswegen alle um 
Zustimmung. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Dr. Untrieser. – Nun spricht Herr Haupt für die FDP-
Fraktion.  

Stephan Haupt (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es gibt wohl 
kaum eine Branche, deren gesamtes Geschäfts-

modell so vollkommen vom Pandemiegeschehen 
und den Restriktionen zum Erliegen gebracht worden 
ist wie die Reisebranche.  

Die Verbraucher haben sich im Frühjahr oft solida-
risch mit den Unternehmen gezeigt und Gutscheinlö-
sungen, obwohl sie dazu nicht verpflichtet gewesen 
sind, akzeptiert.  

Allerdings sehen wir heute, dass Airlines berechtigte 
Entschädigungsansprüche von Fluggästen nicht oder 
nur sehr verzögert auszahlen. Dabei sind die Flug-
gastrechte so klar und eindeutig formuliert, wie wir es 
uns in anderen Bereichen des Verbraucherschutzes 
eigentlich nur wünschen könnten.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen und dür-
fen nicht akzeptieren, dass sich das Ignorieren von 
Verbraucherrechten als Geschäftsmodell etabliert 
und zu einer Wettbewerbsverzerrung am Markt zu-
lasten der gesetzestreuen Airlines führt.  

Auch die Lufthansa als neue Staatsairline macht hier 
leider keine Ausnahme. Die Milliardenhilfen wurden 
bedauerlicherweise ohne große Bedingungen ge-
währt. Hier hätte man die Chance gehabt, dies bei-
spielsweise mit den noch ausstehenden Auszahlun-
gen an die Verbraucher zu verknüpfen.  

Mit der schon erwähnten Flugärger-App haben wir 
von FDP und CDU bereits vor geraumer Zeit das 
Thema auf dem Schirm gehabt und einen Lösungs-
ansatz aufgezeigt. Es wurde gerade schon erwähnt: 
Bereits 70.000 Mal ist die App heruntergeladen wor-
den und ist damit ein großer Erfolg. Aber nichts ist so 
gut, dass es nicht noch besser werden kann. Darum 
wollen wir diese App auch im Sinne der Verbraucher 
weiter ausbauen.  

Wir halten es auch für geboten, dass das Erstattungs-
verfahren weiter vereinfacht wird, zum Beispiel durch 
ein automatisiertes Verfahren, um berechtigten An-
sprüchen schnell und unbürokratisch Geltung zu ver-
schaffen. Dies ist heute im Digitalzeitalter technisch 
problemlos möglich. Darum wollen wir prüfen lassen, 
was dem entgegensteht und wie wir die automati-
sierte Zahlung umsetzen können.  

Verbraucherschutz gilt immer und muss ernstge-
nommen werden. Ein Verstoß ist weder ein Kava-
liersdelikt noch darf es Teil des Geschäftsmodells 
des Unternehmens werden. Insbesondere Unterneh-
men, die Gelder aus staatlichen Rettungsschirmen 
und noch weitergehenden Unterstützungen des 
Staates erhalten, sind aus unserer Sicht hier ganz 
besonders in die Pflicht zu nehmen. 

Daher möchte ich auch noch einmal auf die Deut-
sche Bahn eingehen, damit wir diese nicht aus dem 
Blickfeld verlieren. Hier würden wir uns wünschen, 
dass die Kulanzregelung aus dem ersten Halbjahr 
weiter fortgesetzt wird und zumindest der Umtausch 
in Gutscheine für die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher wieder ermöglicht wird.  
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(Beifall von der FDP und Petra Vogt [CDU]) 

Lassen Sie mich noch zwei, drei Worte zum Ent-
schließungsantrag der SPD sagen. Bei der Thematik 
des mangelnden Schutzes von Fluggästen bei Insol-
venzen sind wir gar nicht weit auseinander. Da gebe 
ich Ihnen sogar recht, dass das ein Problem ist. Das 
ist aber eine ganz andere und weitere Baustelle, und 
da würde ich gerne auf Ihre Kollegen in der Bundes-
regierung verweisen, die hier seit Jahren leider nichts 
vorgelegt haben. Denn machen wir uns nichts vor: 
Eine nationale Insolvenzversicherung greift hier doch 
zu kurz. Hier bräuchte es eine EU-weite Regel. Denn 
es dient ja dem Verbraucher nicht, wenn alle Airlines 
ihren Sitz außerhalb Deutschlands verlegen und die 
Verbraucher dann ihr Recht mit hohem Aufwand im 
Ausland geltend machen müssen.  

Aber vielleicht können wir hier auch bald zu einer Lö-
sung kommen, da die ehemals eigentlich zuständige 
Bundesministerin für Verbraucherschutz Katarina 
Barley mittlerweile ja nun auf europäischer Ebene für 
die SPD wirkt, und auf europäischer Ebene kann das 
Ansinnen auch am besten gelöst werden.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich hoffe, dass die 
Tradition des Landtags NRW des gemeinsamen Ein-
satzes für die Verbraucherrechte weiter Bestand hat 
und unser Antrag mit breiter Mehrheit auch der Op-
positionsparteien getragen wird. Daher hoffe ich, 
dass Sie unserem Antrag auch zustimmen.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Haupt. – Frau Blask hat das Wort für die SPD-
Fraktion.  

Inge Blask*) (SPD): Sehr geehrter Herr Landtagsprä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor ziemlich genau 
zwei Jahren habe ich an dieser Stelle bereits zum 
Thema „Fluggastrechte“ gesprochen. Seinerzeit hat-
ten Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der Regie-
rungsfraktionen, die Fluggastrechte-App eingeführt. 
Wir haben damals diesen Antrag unterstützt, genau 
wie wir auch heute Ihre Initiative vom Grunde her un-
terstützen.  

Allerdings haben wir vor zwei Jahren noch keinen 
Entschließungsantrag eingebracht, weil uns am Ge-
lingen der App so viel gelegen hat. Stattdessen habe 
ich bei meiner Rede auf das Thema „Insolvenzabsi-
cherung“ hingewiesen und die Ministerin gebeten, es 
mitzudenken.  

Leider ist weder in den vergangenen zwei Jahren 
dazu von Ihnen ein Vorstoß gekommen noch findet 
sich dazu ein Wort in Ihrem aktuellen Antrag.  

(Stephan Haupt [FDP]: Ich bin gerade darauf 
eingegangen!) 

Das ist – gelinde gesagt – irgendwie enttäuschend. 
Deswegen haben wir uns dieses Mal zu einem Ent-
schließungsantrag entschlossen.  

Doch nicht nur in dieser Hinsicht sehen wir bei Ihrem 
Antrag, den wir, wie gesagt, in der Richtung unter-
stützen, Redebedarf. Er ist einfach zu zaghaft: kein 
Wort von der Lufthansa. Herr Haupt, Sie haben es 
erwähnt, aber in Ihrem Antrag steht nicht viel davon 
drin, dass sie Milliardenhilfen vom Staat und damit 
auch von Steuerzahlern und vom Verbraucher selbst 
bekommen hat, und davon, dass es leider bei der Be-
willigung der Mittel versäumt wurde, auch die zwin-
gende Gelderstattung an die Verbraucherinnen und 
Verbraucher zu verabreden, was ich persönlich sehr, 
sehr bedauere.  

(Stephan Haupt [FDP]: Ich auch!) 

Man kann sich doch vorstellen, was das in den Men-
schen auslöst, die für ihren Urlaub gespart haben 
und nun im Alltag zurückstecken müssen, weil Flug-
gesellschaften die Erstattungen nicht rausrücken.  

Meine Damen und Herren, man muss doch mal das 
Kind beim Namen nennen. Der vzbv hat das getan, 
und zwar klar und deutlich. Als peinlich und skanda-
lös hat der Verband das Verhalten tituliert – vollkom-
men zu Recht übrigens. Es kann nicht sein, dass Un-
ternehmen vor der Pleite gerettet werden und diese 
dann die Verbraucher in dieselbige reiten, indem sie 
sie um ihr Geld prellen. Das ist in der Tat skandalös, 
und das muss man auch mal benennen. Dramatisch 
ist die Situation auch, denn bereits jetzt trifft das laut 
vzbv mehr als 80.000 Fluggäste; das ist das Zwan-
zigfache an Beschwerden im Vergleich zum Vorjahr. 

In einer Zeit, in der alle von Solidarität und Zusam-
menhalt sprechen, dürfen wir es den Airlines nicht 
gestatten, dies derartig mit Füßen zu treten. Da gilt 
es jetzt, konsequent und rigoros einzugreifen. Das 
erreicht man allerdings kaum, wenn man erst mal 
prüft, sich berät und abwägt – wie Sie das im Be-
schlussteil Ihres Antrags fordern. Was gibt es denn 
da noch zu prüfen? Das haben die Schlichtungsstel-
len, die Verbraucherverbände und die Gerichte be-
reits zur Genüge für Sie getan. Die Fakten liegen ei-
gentlich auf dem Tisch. Es geht nun darum, gelten-
des Recht durchzusetzen, und zwar in nahezu 
100.000 Fällen. Dafür müssen wir jetzt Instrumente 
schaffen. Mit Vertrauensvorschüssen an die Luft-
fahrtbranche ist jedenfalls nichts gewonnen. Das hat 
außer Ihnen nun wohl wirklich jeder gemerkt. 

Deswegen haben wir in unserem Entschließungsan-
trag klare gesetzliche Regelungen gefordert; weg 
von der Vorkasse bei der Flugbuchung, hin zu auto-
matischen Rückzahlungen und transparenten Bu-
chungsbedingungen. 
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Noch mal zurück zum Anfang: Vor zwei Jahren, Frau 
Ministerin, habe ich mir Ihnen gegenüber den Hin-
weis erlaubt, doch mal über eine Insolvenzversiche-
rung für Flugreisende nachzudenken. Angesichts der 
airberlin-Pleite hielten wir das für einen guten Mecha-
nismus, um Verbraucherinnen und Verbraucher da-
vor zu schützen, am Ende der Insolvenz als Leidtra-
gende dazustehen. 

(Stephan Haupt [FDP]. Das lag auch an Frau 
Barley!) 

Ich denke, diese Problematik ist heute, mitten in der 
Coronakrise, kein Stück weniger relevant als vor 
zwei Jahren. Damit stehen wir im Übrigen nicht al-
leine, auch die Verbraucherzentralen haben schon 
mehrfach eine Forderung nach einer gesetzlichen In-
solvenzversicherung artikuliert. Jetzt, Frau Ministe-
rin, ist die Zeit zum Handeln, um die Verbraucher zu 
schützen. 

Herr Haupt, Sie haben hier das Thema der Automa-
tisierung im Erstattungsverfahren dargelegt. Heute 
Morgen ist die Justizministerinnenkonferenz, und ge-
nau dort wird dieser Vorschlag als Vorschlag aus 
Hamburg behandelt. Dort soll dieses Verfahren bera-
ten werden. Ich hoffe, dass der Justizminister aus 
Nordrhein-Westfalen diesem Verfahren zustimmen 
wird. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Blask. – Jetzt spricht für die Grünen Herr Rüße. 

Norwich Rüße*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich denke, 
ich kann es an dieser Stelle relativ kurz machen, wir 
sind ja auch ein bisschen im zeitlichen Verzug. Wir 
Grüne finden beide Anträge zielführend, wir werden 
beiden Anträgen zustimmen. 

Wir würden uns freuen, wenn CDU und FDP die wei-
tergehenden Vorschläge der SPD aufgreifen wür-
den. Sie sind sinnvoll; insbesondere die Absicherung 
gegen Insolvenzen halten wir für einen absolut richti-
gen Schritt. Von daher fänden wir es, ehrlich gesagt, 
normal, wenn alle Fraktion hier im Landtag beiden 
Anträgen zustimmen würden. Beide Anträge sind in 
der Sache sinnvoll. 

Ich denke, die Rednerinnen und Redner vor mir ha-
ben deutlich ausgeführt, wie sauer wir als Politik, als 
gesamte Gesellschaft auf die Praktiken der Flugge-
sellschaften sein können. Die 80.000 Beschwerden 
sprechen Bände. Es gibt 80.000 Menschen, die sich 
darüber beschweren, wie man mit ihnen in Fällen 
umgeht, in denen sie Geld für eine Leistung bezahlt 
haben, die sie nie bekommen haben. Das ist in der 
Tat eine Sauerei, vor allem dann, wenn man als Flug-
gesellschaft Steuergelder entgegennimmt, die genau 

diese Menschen mit ihren Steuern finanziert haben. 
Das ist ein Unding. 

(Beifall von den GRÜNEN und der FDP) 

Zwischen Bahn und Fluggesellschaften würde ich 
differenzieren wollen; die Bahn ist noch mal eine an-
dere Sache. Aber wie gesagt: Wir finden beide An-
träge in der Zielrichtung richtig und stimmen beiden 
zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Rüße. – Jetzt spricht für die AfD-Fraktion Herr Dr. 
Blex. 

Dr. Christian Blex (AfD): Sehr geehrter Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Ihre Coronakrise 
hat die Reisebranche in der Tat hart getroffen, doch 
es war nicht eine Mikrobe, sondern es war das Ge-
spann Merkel-Spahn-Laschet. Die Fluggastrechte 
sehen vor, dass Kunden nach Absage eines Fluges 
den Flugpreis erstattet bekommen. Sollte der Anbie-
ter die Erstattung ablehnen, können sich Verbrau-
cher an eine Schlichtungsstelle wenden bzw. ein 
Mahnverfahren einleiten. Soweit der Stand – eigent-
lich alles klar. 

Doch aufgrund der unvollständigen Umsetzung der 
Erstattungsleistungen werden die Fluggesellschaf-
ten jetzt verklagt. Dass die Fluggesellschaften das 
nicht machen, will ich gar nicht schönreden. Die 
Frage ist: Warum nicht? 

Was ist Ihre Lösung für das Problem, dass die Flug-
gesellschaften nicht bezahlen? – Eine aufgebohrte 
App. Wie schon die beim bundesweiten Warntag 
komplett versagende NINA-App, wie schon die 
Corona-Warn-App zur Nachverblödung von Infizier-
ten soll die auszubauende Flugärger-App … 

(Lachen von Andreas Terhaag [FDP]) 

– Ja, sicher. Denken Sie mal drüber nach, was diese 
komische App machen soll. – … jetzt alle Probleme 
lösen, diesmal bei ausgefallenen Flügen. Das ist nun 
wirklich der Gipfel an Lächerlichkeit, auch für die FDP 
mit ihrem Digitalisierungswahn. Eigentlich müsste 
man lachen, wenn die Realität für die Reisebranche 
und die Fluggesellschaften nicht so traurig wäre. 

Wir haben vor einem halben Jahr, während der ers-
ten „Coronawelle“, einen Antrag im Plenum gestellt, 
um die Reisewirtschaft zu unterstützen. Die Mitarbei-
ter verkaufen Reisen und Flüge, die Reisebüros er-
halten die Verkaufspositionen für die Reisen vom 
Veranstalter allerdings erst kurz vor Antritt der Reise. 
Sie müssen mehrere Monate auf ihr Geld warten. 
Durch die Coronakrise kam es zu Ausfällen von fast 
100 %. Die Stornierungsabwicklung ist allein von den 
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Reisebüros zu leisten. Das haben wir in unserem An-
trag alles erklärt. Sie haben abgelehnt. 

Jetzt sind wir in der kalten Jahreszeit, die positiven 
PCR-Testergebnisse steigen – was auch immer das 
heißen mag –, und das Seuchenkabinett will die Ver-
braucherrechte bei der Zurückforderung der Ticket-
preise jetzt mit einer App stärken. Nein, hier kann 
man eigentlich nicht lachen, hier kann man böswillige 
Absicht und politische Ignoranz erkennen. 

(Stephan Haupt [FDP]: Sie müssen Anträge 
auch lesen! – Andreas Terhaag [FDP]: Und 
verstehen!) 

– Ich habe sie sehr wohl gelesen. Ich verstehe sie im 
Gegensatz zu Ihnen auch, Herr Haupt. – Es war die 
Laschet-Regierung, also auch Sie, die die Pflicht zur 
häuslichen Quarantäne von zehn Tagen auch ohne 
nachgewiesene Infektion für alle Reisenden ange-
ordnet hat, die aus einem von Ihnen aus politischen 
Gründen ausgerufenen Risikogebiet kommen. Das 
Ganze war rein politisch motiviert. 

Wer hatte denn unter diesen Umständen überhaupt 
Lust, nach dem Urlaub zehn Tage zu Hause zu blei-
ben oder konnte sich erlauben, einfach zehn Tage 
Urlaub extra zu nehmen? Wer denn? – Niemand. 
Deswegen werden die Reisen massiv storniert, und 
deswegen sind die Fluggesellschaften in dieser kata-
strophalen Lage. Das war von Ihnen mit diesem po-
litischen Zeichen genauso gewollt. Das war das Ziel 
Ihres Coronaregimes. 

(Stephan Haupt [FDP]: Herr Kollege Blex!) 

Aber zum Glück gibt es ja auch eine Reaktion von 
den Gerichten. Das Oberverwaltungsgericht in 
Münster hat die Quarantänepflicht gekippt. Nach An-
sicht des Gerichts hat das Land einen schweren Feh-
ler gemacht – unverhältnismäßig und widerrechtlich. 
Warum gibt es die Pflicht zur Quarantäne, wenn im 
Wohnort die positiven Testzahlen höher sind als im 
Urlaubsort, in dem man war? 

In die gleiche Reihe politischer Absurditäten fällt 
auch die Idee, innerdeutsche Reisen durch das Be-
herbergungsverbot einzuschränken. Die DDR – da 
sind wir uns hoffentlich alle einig – war ein Unrechts-
staat und hat Ausreisen verboten. Aber innerdeut-
sche Reisen einzuschränken, hätte sich nicht einmal 
der SED-Vorsitzende Honecker getraut. 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Na ja, er hat eine 
Mauer gebaut!) 

Sie wollen jetzt die Zwangsimpfung als Rettung aus 
dem Irrweg, den Sie eingeschlagen haben. 

(Stephan Haupt [FDP]: In Ihrer Welt wollte ich 
auch nicht leben!) 

Schon die Masken können Sie nicht definieren. Aus 
Angst vor dem Volk  

(Stephan Haupt [FDP]: Wir nennen das Bür-
gerinnen und Bürger!) 

wollen Sie die Impfpflicht noch nicht direkt verordnen, 
das aber über Umwege machen lassen. Sie werden 
die Airlines nicht einfach zwingen, das zu machen. 
Qantas hat die Impfpflicht als erste Airline bereits ein-
geführt, und andere Airlines werden nachziehen. 
Wer nicht geimpft wird, darf nicht fliegen. Keine Imp-
fung, keine Rechte – das ist der eigentliche Skandal. 
Wenn der Verbraucher sagt, dass er sich dieser ko-
mischen Impfung nicht unterziehen möchte, verliert 
er seine Rechte. So werden von Ihnen alle, die sich 
weigern, sich impfen zu lassen, aus der Gesellschaft 
ausgeschlossen. Das ist das eigentliche Problem, 
doch das greifen Sie nicht auf, weil Sie als Antrag-
steller für dieses Problem selbst verantwortlich sind. 

Es geht in Ihrem Antrag nicht um Fluggesellschaften, 
nicht um nicht ausbezahlte Gelder und nicht um 
Apps. Es geht darum, dass Sie die Schuld, die Sie zu 
tragen haben, auf andere abschieben wollen. Das 
machen wir nicht mit. – Danke schön. 

(Beifall von der AfD – Stephan Haupt [FDP]: 
Herr Blex, vergessen Sie Ihren Aluhut nicht! – 
Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Dr. Blex. – Nun spricht für die Landesregierung Frau 
Ministerin Heinen-Esser.  

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu 
noch nicht ganz vorgerückter Stunde ein wichtiges 
Thema zu den Verbraucherrechten.  

Ich muss mich jetzt nicht wieder zu dem einlassen, 
was Herr Blex alles zu Corona von sich gegeben hat. 

(Josefine Paul [GRÜNE]: Das muss man auch 
nicht jedes Ma!) 

Er versteht nicht, was eine Pandemie ist,  

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

was sie bedeutet,  

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

welche Auswirkungen sie hat, dass sie nichts ist, was 
man sich ausdenkt, um die Menschen im Lande zu 
ärgern. Es geht darum, dass wir wirksame Instru-
mente finden, um Kontakte zu beschränken, damit 
Corona nicht weiterverbreitet wird und viele Men-
schen davon sehr schwer krank werden, auf der In-
tensivstation behandelt werden müssen und eventu-
ell sterben, zurzeit 300, 400 Menschen pro Tag. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 
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Es ist eine ganz dramatische Entwicklung, die wir 
hier bei uns in Deutschland und auch in vielen ande-
ren europäischen Ländern erleben. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Es wäre gut, wenn Sie endlich mal in der Realität an-
kommen würden. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Dann könnten Sie sich als Abgeordneter endlich für 
die Interessen der Menschen in unserem Land ein-
setzen, statt mittlerweile schon gefährlichen Unsinn 
in diesem Parlament zu erzählen. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Wir alle hatten uns doch auf Osterferien, auf Som-
merferien gefreut. Wir wollten verreisen, wir wollten 
was Schönes machen – und wir wussten, dass es 
nicht geht. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Es geht entweder nicht, weil wir vielleicht Corona in 
andere Länder bringen, oder vielleicht auch deshalb, 
weil dort die Coronazahlen so hoch sind. Also sind 
viele von uns zu Hause geblieben. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Es mussten gerade bei den Osterferien sehr kurzfris-
tig Tickets storniert werden. Das hat die Reisebran-
che stark getroffen, aber es ist leider so, dass viele 
Verbraucherinnen und Verbraucher heute noch auf 
die Erstattung ihrer Vorauszahlung warten. Stephan 
Haupt hat das alles wunderbar erläutert. 

Die Erstattungen brauchen viele Menschen für ihren 
Lebensunterhalt. Es ist nicht so, dass es jedem in der 
Krise gleich gut geht. Es gibt manche, die in Kurzar-
beit sind, die vielleicht ihre Arbeit verloren haben. Die 
sind eben auch darauf angewiesen, dass ihnen 
Bahntickets und Flugtickets erstattet werden.  

Allein bei der Lufthansa – das muss man sich mal 
vorstellen – sollen nach Medienberichten noch 
650.000 Forderungen nicht bearbeitet worden sein. 
Auch die Deutsche Bahn zeigt sich hier nicht von ih-
rer guten Seite, denn auch hier ist die Erstattungspo-
litik nicht besonders flexibel. 

Also müssen wir den Verbraucherinnen und Ver-
brauchern bei der Durchsetzung ihrer Rechte helfen. 
Deshalb danke ich CDU und FDP für die Einbringung 
dieses Antrags, der mit vielen Elementen genau 
diese Themen aufgreift, damit wir Möglichkeiten ha-
ben zu helfen. 

Frau Blask – von hier aus herzlichen Glückwunsch 
zum Geburtstag – von der SPD hat einen Antrag zur 
Insolvenzabsicherung gestellt. Insolvenzabsiche-
rung für Fluggesellschaften ist ein wichtiges Thema, 

aber wir schicken Ihnen doch eigentlich immer die 
Berichte der Ministerkonferenzen, auch der Verbrau-
cherministerkonferenz.  

Die Verbraucherministerkonferenz hat sich schon vor 
einiger Zeit dafür ausgesprochen, dass sich die Bun-
desregierung dafür einsetzt, diese Insolvenzabsiche-
rung auf der europäischen Ebene tatsächlich durch-
zusetzen. Stephan Haupt hat etwas dazu gesagt, 
dass Katarina Barley jetzt an der richtigen Position in 
Brüssel ist, um es tatsächlich umzusetzen. 

Allerdings möchte ich Sie auf ein Thema Ihres An-
trags aufmerksam machen; da müssten Sie sich für 
einen Weg entscheiden: Ihre Forderung nach Ab-
schaffung der Vorauszahlung für Flugtickets auf der 
einen Seite und der Insolvenzabsicherung auf der 
anderen Seite widersprechen sich inhaltlich.  

Wenn Sie die Vorauszahlung der Verbraucherinnen 
und Verbraucher beim Kauf eines Flugtickets ab-
schaffen, brauchen Sie auch die Insolvenzabsiche-
rung für geleistete Zahlungen nicht mehr. Entweder 
machen Sie die Insolvenzabsicherung mit Vorkasse, 
die Sie absichern, oder Sie schaffen die Vorkasse ab; 
dann brauchen Sie keine Insolvenzabsicherung der 
Tickets mehr. 

Jetzt wird mir leider angezeigt, dass meine Redezeit 
zu Ende ist. Ich beantrage, weil ich immer nach Herrn 
Dr. Blex reden muss, dass ich in Zukunft eine Minute 
mehr bekomme, weil ich so lange brauche, um zum 
Thema zu kommen,  

(Zuruf von Inge Blask [SPD]) 

weil ich immer so viel richtigstellen muss. 

(Beifall von der CDU und der FDP und von 
René Schneider [SPD]) 

Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. Es waren aber nur 20 Sekunden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. – Das bleibt auch beim 
Blick in die Runde so.  

Dann sind wir am Schluss der Aussprache, und kom-
men damit zu den Abstimmungen, und zwar zu-
nächst über den Antrag der Fraktionen von CDU und 
FDP Drucksache 17/11843. Die antragstellenden 
Fraktionen haben direkte Abstimmung beantragt. 
Damit lasse ich darüber votieren, wer dem Inhalt des 
Antrags Drucksache 17/11843 zustimmen möchte. – 
Das sind die Abgeordneten der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der FDP, der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. – Hatte ich das gerade richtig ge-
sehen? –  

(Zuruf von den Grünen) 
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– Okay. Habe ich sonst noch Zustimmungen überse-
hen? – Das ist nicht der Fall. Dann frage ich, wer da-
gegen votiert. – Das ist die Fraktion der AfD. Wer 
möchte sich der Stimme enthalten? – Das sind die 
Kolleginnen und Kollegen der SPD. Damit stelle ich 
fest, dass der Antrag Drucksache 17/11843 mit 
dem festgestellten Abstimmungsverhalten der Frak-
tionen angenommen wurde. 

Ich lasse zweitens abstimmen über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD Drucksache 
17/11959. Ich darf fragen, wer diesem Entschlie-
ßungsantrag zustimmen möchte. – Das sind die 
Fraktion der SPD und die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Gegenstimmen? – Das sind die 
Abgeordneten der CDU, der FDP und der Fraktion 
der AfD. Gibt es eine Kollegin oder einen Kollegen, 
der sich der Stimme enthalten möchte? – Das ist er-
kennbar nicht der Fall. Dann stelle ich fest, dass der 
Entschließungsantrag Drucksache 17/11959 
nicht die erforderliche Mehrheit des Hohen Hau-
ses gefunden hat. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir um 
20:07 Uhr beim nächsten Tagesordnungspunkt un-
serer heutigen Sitzung. 

Ich rufe auf: 

4 Präventionsangebote schaffen – psychische 
Gesundheit in den Vordergrund stellen. 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/11849 

Ich darf für die Fraktion der AfD Herrn Abgeordneten 
Dr. Vincentz das Wort geben. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Vielen Dank. – Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Alles auf Abstand, bloß keinem mehr zu 
nahe kommen, kaum mehr soziale Kontakte, in den 
Supermarkt nur noch mit Mundschutz, Sport und 
Freizeit sind quasi gestrichen – kurz: Die Coronakrise 
hat unser aller Leben auf den Kopf gestellt. 

Die meisten sind trotz immer noch viel Verständnis in 
der Bevölkerung für die Maßnahmen von den Ein-
schränkungen nur noch genervt, frustriert und sicher 
auch ein wenig erschüttert über die ganzen Verände-
rungen, die dort über uns gekommen sind. 

Die seelischen Belastungen durch die Coronakrise 
steigen; das ist das Ergebnis einer forsa-Umfrage im 
Auftrag des Bundesarbeitsministeriums und des For-
schungsinstituts IZA.  

Demzufolge fühlen sich fast 70 % der Erwachsenen 
emotional angegriffen, und 55 % leiden unter der Un-
sicherheit, wie es in den nächsten Monaten weiter-

geht, aber auch finanzielle Schwierigkeiten, eine feh-
lende Tagesstruktur und die fehlende Trennung von 
Arbeit und Privatleben im Homeoffice werden zuneh-
mend zur Bürde. 

Für mehr als 25 % der Menschen in der Bundesre-
publik geht es aber darüber hinaus: Für diejenigen, 
die bereits vor der Krise psychisch erkrankt waren, 
aber genauso für diejenigen, die kein besonders ro-
bustes resilientes Wesen besitzen, sind der Lock-
down und die damit verbundenen Unsicherheiten 
eine elementare Bedrohung für die Gesundheit. 

Angst und depressive Störungen, Sucht, Zwänge, 
somatoforme Störungen, posttraumatische Belas-
tungsstörungen und Essstörungen sind nur einige 
ausgewählte Erkrankungsbilder, die geradezu prä-
destiniert dafür sind, sich in diesen Zeiten zu ver-
schlechtern, wieder aufzubrechen oder erstmals 
über einen Menschen zu kommen. 

So teilte die AOK Nordwest bereits mit, dass psychi-
sche Erkrankungen mittlerweile die zweithäufigste 
Ursache für eine Krankschreibung sind. Die Krank-
heitsdauer indes stieg den Berechnungen nach um 
16 %. Auch andere Krankenkassen verzeichnen der-
weil starke Zuwächse des Anteils der depressiven Zu-
stände und Angstzustände unter den Krankgeschrie-
benen bei insgesamt – das ist auch interessant – eher 
fallenden Krankheitsständen während der 
Coronakrise.  

Zudem kam und kommt es aktuell weiter zu einer ver-
schlechterten Versorgung von Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen durch die Gesamtsituation rund 
um Corona.  

So berichtet jeder zweite Betroffene – 48 % – laut ei-
ner Umfrage von ausgefallenen Behandlungstermi-
nen beim Facharzt oder Psychotherapeuten wäh-
rend des Lockdowns. Jeder zehnte an Depression 
Erkrankte erlebte sogar, dass ein geplanter Klinikau-
fenthalt nicht stattfinden konnte.  

13 % der Betroffenen gaben an, sich aus Angst vor 
einer Erkrankung nicht mehr zu einem Behandlungs-
termin begeben zu haben. Dabei sind psychische Er-
krankungen oft selbst lebensbedrohliche und drin-
gend behandlungsbedürftige Erkrankungen.  

Hochgerechnet auf die Bevölkerung in Deutschland 
haben mehr als 2 Millionen depressiv erkrankte Men-
schen eine Einschränkung ihrer medizinischen Ver-
sorgung mit entsprechenden gesundheitlichen Fol-
gen durch die Coronamaßnahmen erlebt. 

Nur bei Beachtung dieser negativen Folgen kann die 
richtige Balance gefunden werden: eine Balance zwi-
schen Leid und Tod, die durch die Coronamaßnah-
men einerseits möglicherweise verhindert und ande-
rerseits konkret verursacht werden.  

So verwundert es dann auch nicht, dass sich nach 
einer vorveröffentlichten Studie aus den USA von 
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Ammerman et al. ein direkter Zusammenhang von 
Suiziden auch mit der Coronapandemie abzeichnet:  

Von 907 befragten Patienten gaben 17,5 % an, im 
letzten Monat Suizidgedanken gehabt zu haben. 
Rund 4,9 % berichten sogar von konkreten Suizid-
versuchen. In fast der Hälfte der Fälle bezogen sich 
die suizidalen Gedanken auf die Coronapandemie.  

Für Deutschland liegen bisher noch keine Daten vor, 
die auf eine akute Zunahme von Suiziden seit dem 
Ausbruch der Pandemie hindeuten. Allerdings hat 
die Notaufnahme der TU München die psychiatri-
schen Notfälle während der Ausgangsbeschränkun-
gen in Bayern im Untersuchungszeitraum zwischen 
dem 21. März und dem 1. Mai 2020 ausgewertet und 
eine große psychische Gefährdung durch die Pande-
mie festgestellt.  

22 % der Patienten, die von Coronabelastungen be-
richteten, hatten einen Suizidversuch unternommen. 
Bei Patientinnen und Patienten ohne Coronabelas-
tungen lag dieser Anteil nur bei 6 %, so die Untersu-
chung von Ammerman et al. 

In dem Versuch, Leben zu retten, gefährden wir zeit-
gleich Leben; das muss uns bei allem Verständnis für 
die Maßnahmen immer bewusst sein.  

Genauso groß müssen unsere Anstrengungen sein, 
alles dafür zu tun, diese zweite Gefahr eben durch 
die Maßnahmen und nicht die Erkrankungen selbst 
so gering wie möglich zu halten.  

Stimmen Sie also unserem Antrag zu, und lassen Sie 
uns auch diesen Menschen zeigen, dass wir sie im 
Blick haben, dass niemand mit seiner psychischen 
Erkrankung unsichtbar alleine zu Hause ist. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Dr. Vincentz. – Für die CDU-
Fraktion darf ich der Kollegin Frau Dr. Bunse zu ihrer 
ersten Rede in dieser Legislaturperiode das Wort er-
teilen. Bitte sehr. 

Dr. Anette Bunse (CDU): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! In Ihrem Antrag zitieren 
Sie im Wesentlichen zwei Studien, nämlich der Bun-
despsychotherapeutenkammer und der Deutschen 
Depressionshilfe.  

Sie fokussieren sich laut Überschrift Ihres Antrags 
auf die psychische Gesundheit in einem allgemeinen 
Kontext in Bezug auf unsere Gesellschaft. Im Antrag 
selbst stellen Sie dann zum Beispiel anschaulich die 
Situation von Menschen dar, die an einer Psychose 
bzw. an einer Zwangsstörung leiden. 

Sie wissen, Herr Vincentz, dass das eine Vermi-
schung von Themen ist, die ich als nicht ganz un-

problematisch betrachte: Ich finde sie inakzeptabel. 
So macht man den Menschen Angst. 

(Beifall von der CDU) 

Damit wir diese Krise überwinden und gesund an 
Leib und Seele dastehen, unternehmen wir die be-
kannten schmerzlichen Einschnitte in unser Alltags-
leben.  

Genau darum ist sich der ganz große Teil unserer 
Gesellschaft darin einig: Das schaffen wir gemein-
sam mit Pragmatismus, mit Geduld, Solidarität und 
fachlicher Expertise. 

Ich habe mich in meinem Umfeld erkundigt: Es ist 
nicht so, wie Sie es dargestellt haben. Es gibt auch 
in Psychiatrien und auch in Selbsthilfegruppen inzwi-
schen digitale Möglichkeiten und Mechanismen, um 
mit den Menschen in Kontakt zu treten.  

Dabei muss es sicherlich unser aller Ziel sein, in Kon-
takt zu bleiben, aber eben ohne einander zu gefähr-
den, denn wir sind auf Kontakt und Kommunikation 
angelegte Wesen. 

Ich finde, es sollte weniger der Streit oder gar eine 
Art Instrumentalisierung sein, die uns in dieser Dis-
kussion leiten, als vielmehr der Konsens darüber, 
dass am Ende dieser Pandemie möglichst viele Bür-
gerinnen und Bürger unseres Landes gesund an Leib 
und Seele dastehen mögen und wir dann gemein-
sam in einen neuen Alltag gehen. 

Ich erwarte hierzu eine konstruktive Diskussion im 
Ausschuss, denn ich denke, das sind wir ganz beson-
ders den psychisch kranken Menschen schuldig. – 
Danke. 

(Beifall von der CDU und von Stephen Paul 
[FDP]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Dr. Bunse. – Als nächster Redner hat Herr Kol-
lege Abgeordneter Yüksel für die Fraktion der SPD 
das Wort. 

Serdar Yüksel*) (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich weiß nicht, der 
wievielte Schaufensterantrag das ist, den die AfD im 
Zusammenhang mit der Coronapandemie hier im 
Landtag in den letzten Wochen eingebracht hat. 

(Andreas Keith [AfD]: Die Hälfte von denen 
kam von der SPD!) 

Nahezu jedes Thema wird aus meiner Sicht von der 
AfD im Moment unter dem Gesichtspunkt der Coro-
napandemie instrumentalisiert. Dabei ist ein wieder-
kehrendes Muster schon sehr auffällig. Obwohl das 
Coronavirus erst seit Anfang des Jahres Thema ist, 
kennen wir dieses Muster im Parlament nur zu gut:  
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Man wird den Eindruck nicht los, dass die AfD in ih-
ren Anträgen aus 2019 einfach das Wort „Flücht-
linge“ durch das Wort „Coronavirus“ ersetzt hat, um 
daraus Anträge für 2020 zu machen. 

(Beifall von der SPD) 

Wo bei der AfD im letzten Jahr der Flüchtling der 
Sündenbock für alles war, steht heute das Coronavi-
rus.  

Unabhängig von dieser ewigen Wiederkehr des Glei-
chen fragt sich, inwieweit man der AfD hier inhaltlich 
Glauben schenken darf. Gerade bei dem vorliegen-
den Antrag sind Zweifel mehr als angebracht. 

Der Antrag soll auf die spezifische Betroffenheit von 
Menschen mit psychischen Erkrankungen aufmerk-
sam machen, die es gerade während der Pandemie 
und den damit zusammenhängenden Einschränkun-
gen besonders schwer trifft, dass soziale Kontakte 
zurückgefahren werden müssen.  

Ich frage mich aber, wo diese Besorgnis all die Jahre 
war, als wir hier im Parlament intensiv und fraktions-
übergreifend über das Thema diskutiert haben.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das 
stimmt!) 

Als wir uns wirklich Sorgen machten, welche Ge-
setze die Rechte von Menschen mit psychischen Er-
krankungen – das PsychKG oder andere Gesetze – 
am besten stärken, hat die AfD Anträge gestellt, die 
genau in die entgegengesetzte Richtung liefen. 

(Beifall von der SPD und von Mehrdad Mosto-
fizadeh [GRÜNE]) 

Sie hätten am liebsten alle weggeschlossen; das war 
hier die Diskussion. 

(Andreas Keith [AfD]: Sie wissen, dass das 
nicht stimmt, und erzählen es trotzdem!) 

Vor diesem Hintergrund kann ich Ihren vermeintli-
chen Vorstoß hier wirklich nicht als ehrlich betrach-
ten. Der Überweisung stimmen wir natürlich zu. Das 
Thema ist viel zu ernst, als dass wir es Ihnen über-
lassen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – An-
dreas Keith [AfD]: Sie wissen, dass es nicht 
stimmt, und erzählen es trotzdem! Das ist wie 
mit Ihrer Aussage bei der „Neuen Westfäli-
schen“! Das ist genau dasselbe!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Yüksel. – Für die FDP-Fraktion 
hat nun Frau Abgeordnete Kollegin Schneider das 
Wort. 

Susanne Schneider (FDP): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Die Antragsteller ver-

suchen heute erneut, ein durchaus wichtiges und 
ernstes Thema mit ihrer fundamentalen Kritik an den 
Coronamaßnahmen zu verknüpfen.  

Auch die ständigen Wiederholungen machen es aber 
nicht besser, wenn am Ende Populismus im Vorder-
grund steht und Sie vor allem Ihre Zielgruppe der 
selbst ernannten Querdenker und Coronaleugner 
bedienen wollen. 

(Helmut Seifen [AfD]: Sprechen Sie doch mal 
zur Sache!) 

Strikte Kontaktbeschränkungen und die weitgehende 
Schließung von Freizeitangeboten stellen für psy-
chisch erkrankte Menschen natürlich eine besondere 
Belastung dar, da sie die Isolation noch schlechter 
kompensieren können als gesunde Menschen. 

Gerade alleinlebende Menschen sind schon im nor-
malen Alltag vom Gefühl der Einsamkeit betroffen. 
Unter der Einschränkung der Pandemie gilt das 
umso mehr. Wir mussten auch feststellen, dass 
durch die Pandemie Depressionen, Psychosen und 
Suchtverhalten verstärkt werden können. 

Die Leistungsanbieter und die Selbstverwaltung im 
Gesundheitswesen haben diese Gefahren aber be-
reits frühzeitig erkannt und auf die Coronapandemie 
reagiert. So wurden Hilfsangebote angepasst und 
neue Formen der Leistungserbringung etabliert.  

Dies gilt sowohl für psychiatrische Kliniken als auch 
in der ambulanten psychotherapeutischen Versor-
gung. Beschränkungen bei der Leistungsmenge von 
Videosprechstunden wurden aufgehoben, die Aus-
stattung mit Hard- und Software für Telemedizin ge-
fördert und so verstärkt auf digitale Hilfsangebote ge-
setzt. 

Ich selbst habe in der letzten Zeit sehr viele Gesprä-
che mit zahlreichen Psychotherapeuten geführt, die 
mir geschildert haben, dass auf diesem digitalen 
Weg eine recht gute Beratung möglich ist. Ich 
möchte an dieser Stelle dieser Berufsgruppe danken, 
die wirklich einen ganz wertvollen Dienst für unsere 
Gesellschaft leistet. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Auch das Land hat bereits gehandelt. Zur Unterstüt-
zung von Leistungsanbietern der Gemeindepsychiat-
rie hat das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales ein Förderprogramm in Höhe von 650.000 
Euro aufgesetzt, mit dem die Anschaffung von 
Schutzausrüstungen oder der technischen Ausstat-
tung für Telemedizin unterstützt wird.  

Damit konnten landesweit 45 Leistungserbringer wie 
sozialpsychiatrische Zentren, Gesundheitsämter oder 
Kontakt- und Beratungsstellen kurzfristig finanzielle 
Hilfe erhalten und die Beratung und Angebote zu Te-
lefon- und Videoberatung ausweiten.  
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So können die vielfältigen psychosozialen Unterstüt-
zungsangebote vor Ort den Menschen helfen, die 
durch die Pandemie psychisch besonders stark be-
lastet und auf professionelle Unterstützung angewie-
sen sind.  

Der vorliegende Antrag schürt meines Erachtens Ver-
unsicherung; er schürt sogar Ängste. Ich bräuchte ihn 
nicht, aber wir können ihn gerne im Ausschuss bera-
ten. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schneider. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr Abge-
ordneter Kollege Mostofizadeh das Wort. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich finde, der 
Kollege Yüksel hat auf den Punkt geredet und darge-
stellt, worum es bei diesem Antrag geht.  

(Beifall von der SPD) 

Ich möchte das nur in den Kontext stellen, weil später 
noch ein weiterer Antrag zu Weihnachten folgt; dann 
kann ich es mir beim zweiten Teil sparen, darauf hin-
zuweisen, mit welcher Seriosität die AfD damit um-
geht.  

Ich erinnere an die Aussage von Frau Alice Weidel – 
auf Twitter immer noch nachzulesen – von März die-
ses Jahres:  

„Die Regierung hat die Bedrohung durch das 
Corona-Virus lange heruntergespielt. Die AfD-
Fraktion hat hingegen bereits früh gewarnt und 
ganz konkrete Maßnahmen eingefordert.“ 

Jetzt vor wenigen Wochen äußert sie sich dann:  

„Eine Studie, die Zahl der Corona-Toten wider-
legt, weniger Krankmeldungen 2020, ebenso eine 
niedrigere Sterberate. Was steckt hinter der Pa-
nikmache der GroKo? Covid_19 ist ein weiterer 
Vorwand, um Milliardensummen aus Deutsch-
land abzuziehen.“ 

Wohin, weiß ich nicht, aber das ist die Einschätzung 
der AfD: Verschwörungstheorien. 

(Andreas Keith [AfD]: Wollen Sie sie anrufen?) 

In dem Zusammenhang sind auch die anderen An-
träge zu sehen. Auch was Herr Blex hier heute von 
sich gegeben hat – Nachverfolgung mit Nachverblö-
dung von Infizierten zu diffamieren, Deutschland mit 
Honeckers Machenschaften zu vergleichen, eine 
Impfpflicht herbeizureden –, zeigt den Kontext, in 
dem die AfD agiert. 

Dieses wichtigen Themas ist es nicht würdig, sich in 
diesen Kontext stellen zu lassen.  

(Beifall von Peter Preuß [CDU]) 

Deswegen kann ich auch ganz klar sagen: Das ma-
chen wir so nicht mit. Wenn Sie den Antrag zur direk-
ten Abstimmung gestellt hätten, würden wir in ableh-
nen.  

(Beifall von Verena Schäffer [GRÜNE]) 

Da er in den Ausschuss überwiesen wird, halten wir 
uns – im Gegensatz zu Ihnen – an die Spielregeln 
und stimmen der Überweisung zu.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Bei-
fall von Peter Preuß [CDU]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Mostofizadeh. – Für die Landes-
regierung hat nun Herr Minister Laumann das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Natürlich liegt es 
auf der Hand, dass es Bevölkerungsgruppen gibt, die 
unter den durch die Coronasituation und die Kontakt-
beschränkungen, die wir zurzeit wieder in vollem 
Umfang spüren, veränderten Lebensverhältnissen 
ganz besonders leiden. 

Wenn jemand schon über wenige private Kontakte 
verfügt, wird natürlich eine angeordnete Heimarbeit 
von ihm vielleicht völlig anders empfunden als von 
jemandem, der sich über die Heimarbeit freut, weil er 
damit Kinder und Haushalt besser vereinbaren kann, 
da er Wege zur Arbeit und damit Zeit einspart.  

Mir ist auch völlig klar, dass ein Mensch, der seinen 
Beruf liebt und jetzt vielleicht schon seit einem halben 
Jahr ein Berufsverbot hat – denken Sie einmal an die 
Schausteller, an den Messebau, an Musiker und 
Künstler –, unter dieser Situation leidet. Das ist völlig 
klar. 

Wir sind in einer Ausnahmesituation, und es ist mir 
natürlich auch klar, dass das Auswirkungen auf un-
ser Gesundheitssystem hat. Es geht aber in dieser 
Pandemie nicht nur darum, COVID-Patienten zu be-
handeln – so wichtig das ist –, sondern es geht na-
türlich auch darum, dass Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen – auch diejenigen, die vorher 
schon psychisch erkrankt waren –, davon betroffen 
sind.  

Deswegen finde ich es ganz wichtig – das haben 
die Hilfesysteme auch gemacht –, dass wir auch 
unter Coronabedingungen für diese Menschen da 
sind. 

In diesem Zusammenhang möchte ich ein ganz gro-
ßes Dankeschön an die Stiftung Wohlfahrtspflege 
des Landes richten, die in den letzten Monaten den 
Einrichtungen der Wohlfahrtsverbände in erhebli-
chem Umfang Geld gegeben hat, damit diese in der 
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Digitalisierung aufholen und ihre Beratungsangebote 
mit den modernen Techniken verstärken konnten. 
Hier hat ganz konkrete Hilfe stattgefunden. 

Ich bin den vielen Menschen dankbar, die etwa in der 
Telefonseelsorge tätig sind. Ich war hier in Düssel-
dorf bei einem Orden, der das auch macht. Da wurde 
mir berichtet, dass das Angebot viel mehr in An-
spruch genommen wurde als vorher. Die Mönche ha-
ben mir auch gesagt, dass vielen Leuten die Decke 
auf den Kopf fällt.  

Das müssen wir alles sehen. Deswegen haben auch 
unsere Einrichtungen wie die psychische Tages-
pflege und viele andere in den Regionen ihre Ange-
bote verstärkt. Ich bin schon der Meinung, dass un-
ser Gesundheitssystem auch in dem Bereich robust 
ist und diese Menschen nicht im Stich lässt.  

Es zeigt aber auch, wie wichtig es ist, dass wir uns 
jetzt alle am Riemen reißen und diese Kontaktbe-
schränkungen ernst nehmen, damit wir erfolgreich 
sind, die Inzidenzwerte fallen und wir wieder in der 
Lage sind, auch für diese Menschen mehr Kontakt-
möglichkeiten herzustellen.  

Ich schließe daraus nicht, dass die Maßnahmen 
falsch sind, sondern ich schließe daraus, dass wir 
uns alle am Riemen reißen und alle unnötigen Kon-
takte meiden müssen, damit – gerade auch für diese 
Menschen – möglichst schnell normale menschliche 
Kontakte wieder möglich werden. – Danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Beifall von 
Serdar Yüksel [SPD] und von Mehrdad Mosto-
fizadeh [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Laumann. – Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor, 
sodass wir am Schluss der Beratung sind. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar über die 
Überweisungsempfehlung des Ältestenrats, den An-
trag mit der Drucksache 17/11894 an den Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales zu überweisen. 
Dort sollen dann die abschließende Beratung und 
Abstimmung in öffentlicher Sitzung erfolgen. Gibt es 
hierzu Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Dann 
stelle ich diese Überweisung einstimmig so fest. 

Wir kommen zu: 

5 25. Datenschutzbericht der Landesbeauftrag-
ten für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen 

Vorlage 17/3450 

In Verbindung mit: 

Stellungnahme der Landesregierung zum 25. Da-
tenschutzbericht der Landesbeauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit Nord-
rhein-Westfalen 

Vorlage 17/3793 

Beschlussempfehlung 
des Innenausschusses 
Drucksache 17/11866 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der CDU Herrn Abgeordneten Schrumpf das 
Wort. – Bitte sehr, Herr Kollege. 

Fabian Schrumpf (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! In einer 
Zeit, in der unsere Daten immer wichtiger und gleich-
zeitig auch sensibler werden, sind wir dankbar für 
den mittlerweile 25. Datenschutzbericht der Landes-
beauftragten für Datenschutz und Informationsfrei-
heit.  

Viele Aktivitäten verschieben sich in Coronazeiten 
noch stärker als zuvor in den digitalen Bereich: un-
sere Arbeitswelt mit den – jeder von Ihnen wird es 
kennen – vielen Videokonferenzen auf den unter-
schiedlichsten Plattformen, unsere Suche nach aktu-
ellen Informationen, die allgemein vermehrte digitale 
Kommunikation, Treffen mit Verwandten und Freun-
den, aber auch neue Instrumente wie die Corona-
Warn-App, die sicherlich neue datenschutzrechtliche 
Fragen aufgeworfen hat.  

Diese Veränderungen sind natürlich alle insgesamt 
nicht neu; sie wurden aber durch die Pandemie – wie 
so vieles – ganz besonders beschleunigt. Auch aus 
diesem Grund ist die Auseinandersetzung mit dem 
Datenschutzbericht wichtig und aktuell.  

Das Besondere am 25. Datenschutzbericht ist nun, 
dass sich dieser nur auf das vergangene Jahr 2019 
bezieht und nicht wie gewohnt auf die vergangenen 
zwei Jahre.  

Außerdem handelt es sich um den ersten Daten-
schutzbericht, der nach den zeitlichen Vorgaben der 
Datenschutzgrundverordnung erstellt worden ist; das 
erklärt diese zeitliche Komponente.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, alle, die eine Web-
seite betreiben oder ihre Profile in den sozialen Me-
dien pflegen, erinnern sich bestimmt gut daran, wel-
che Änderungen und Anforderungen und auch wel-
che emotional geführten Diskussionen die DSGVO 
mit sich gebracht hat. Gerade in den sozialen Medien 
ist ein behutsamer und vorsichtiger Umgang mit un-
seren persönlichen Daten unentbehrlich. 

Deshalb ist es umso wichtiger, dass digitale Kommu-
nikation dennoch und trotz dieser Vorgaben Stan-
dard in den Landesbehörden geworden ist, denn 
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transparente und zuverlässige Daten – auch abruf-
bar in zeitgemäßen Kommunikationsmedien – sind 
vor allem in Zeiten der Pandemie für Bürgerinnen 
und Bürger von zentraler Bedeutung.  

Hier hat die Landesregierung in den vergangenen 
Monaten ihre Hausaufgaben gut gemacht und den 
Menschen in diesem Land relevante Informationen – 
beispielsweise zum Umgang mit der Pandemie oder 
auch zu den Vorgaben der laufend aktualisierten Coro-
naschutzverordnung – auf diversen Plattformen zeit-
nah und aktuell zur Verfügung gestellt. 

Aber selbstverständlich gibt es auch Themen, bei de-
nen wir den Schlussfolgerungen des Datenschutzbe-
richtes nicht folgen können, nicht mit diesen überein-
stimmen. In diesem Zusammenhang komme ich 
nicht umhin, auf das Thema der strategischen Fahn-
dung einzugehen. 

Im Datenschutzbericht wird durchaus kritisch be-
merkt, dass im Zuge der strategischen Fahndung die 
Daten sehr vieler Personen kontrolliert wurden. Dabei 
sei aber – Zitat – „der angestrebte polizeiliche Erfolg 
der Gefahrenabwehr“ ausgeblieben. Der Schwer-
punkt der Kritik bezieht sich also auf die angeblich 
verfehlte präventive Wirkung hier ganz konkret im 
Zusammenhang mit der Verhinderung von Woh-
nungseinbrüchen. 

Im Weiteren wird das Ergebnis dieser Maßnahmen 
aus datenschutzrechtlicher Sicht sogar als – Zitat – 
„katastrophal“ beschrieben. – Ein ziemlich hartes Ur-
teil und, wenn Sie mich fragen, ein ziemlich neben 
der Sache liegendes Urteil; denn die Bewertung po-
lizeifachlicher Einschätzungen – zumal getroffen aus 
der Ex-ante-Perspektive, also vor der Durchführung 
der Maßnahme – gehört nun definitiv nicht zu den 
Aufgaben der Landesdatenschutzbeauftragten und 
stellt sicherlich auch nicht deren Kernkompetenz dar. 

Bitte lassen Sie mich an dieser Stelle einfach Bun-
destagspräsident Wolfgang Schäuble zitieren, der zu 
einem ähnlichen Sachverhalt sagte:  

„Letztlich geht es immer um die Abwägung zwi-
schen Freiheit und Sicherheit. Die Datenschützer 
sind ja nicht moralisch höherwertig, weil sie mehr 
Gewicht auf die Freiheit legen. Und ich bin kein 
schlechterer Mensch, weil ich mehr Gewicht auf 
den Schutz vor Verbrechern lege.“ 

Dem ist aus meiner Sicht zu dem Thema nichts hin-
zuzufügen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stimmen in vie-
len Punkten des Datenschutzberichtes durchaus 
überein und sehen uns zugleich in unserer Arbeit bestä-
tigt. Dennoch ist es wichtig, die Ergebnisse des Berichts 
immer auch kritisch zu betrachten. Wo Kritik angebracht 
ist, werden wir diese Kritik auch deutlich äußern. 

Abschließend möchte ich die Gelegenheit nutzen 
und mich bei Frau Helga Block für die vertrauensvolle 

und konstruktive Arbeit in den vergangenen Jahren 
ganz herzlich bedanken. Ich wünsche Frau Block – 
da spreche ich auch sicherlich im Namen aller hier 
im Hohen Hause – alles Gute und nur das Beste für 
den wohlverdienten Ruhestand, den sie seit dem 
1. Juli genießt. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und Marc Lürbke [FDP]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schrumpf. – Als nächste Rednerin hat 
für die Fraktion der SPD Frau Kollegin Kapteinat das 
Wort. Bitte sehr, Frau Abgeordnete. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der 
Datenschutzbericht 2019, der erstmals in einem ein-
jährigen Abstand erscheint, zeigt aus unserer Sicht 
erneut die große Bedeutung, die das Thema „Daten-
schutz“ für unsere Gesellschaft hat. 

Das Inkrafttreten der europäischen Datenschutz-
Grundverordnung war ein großer Umbruch. Es ist 
aus meiner Sicht erfreulich, dass die anfänglichen 
Unsicherheiten bei der Einführung des komplexen 
Regelwerks allmählich überwunden werden. 

Gleichwohl zeigt der Bericht aber auch sehr deutlich, 
dass der Beratungsbedarf nach wie vor sehr hoch ist. 
Im Jahr 2019 erreichten die Landesbeauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit insgesamt über 
12.500 Eingaben – ein neuer Höchststand. Im Jahr 
2018 waren es gerundet 12.000 und im Jahr 2017 
etwa 4.400 Eingaben. 

Von den 12.500 erfassten Eingaben im Jahr 2019 
sind nach dem Bericht 2.235 Meldungen zu Daten-
pannen nach Art. 33 DSGVO. Bei den übrigen Ein-
gaben handelt es sich zu etwa 80 % um Beschwer-
den nach Art. 77 DSGVO und zu etwa 20 % um Be-
ratungsanfragen. Die Zahlen zeigen, dass das Da-
tenschutzrecht weiterhin an Bedeutung gewinnt und 
dass das Bewusstsein für den Datenschutz in der 
Bevölkerung steigt. 

Die Bedeutung des Datenschutzes zeigt sich auch in 
der Vielzahl der Gesetzgebungsverfahren, an denen 
die Landesbeauftragte für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit beteiligt war, um diese auf datenschutz-
rechtliche Gesichtspunkte hin zu prüfen. Darunter 
nenne ich zum Beispiel das 7. Änderungsgesetz zum 
Polizeigesetz, das E-Government-Gesetz, das 
Schulgesetz, das Maßregelvollzugsgesetz oder das 
Statistikgesetz – also ein bunter Strauß. 

Die Diskussion datenschutzrechtlicher Fragen wird 
aufgrund der immer größeren technischen Vernet-
zung weiter zunehmen. Ein Beispiel: Ein aktuell her-
ausragendes Thema ist die Diskussion um den Be-
trieb von Facebook-Fanpages. Der EuGH hat im 
Jahr 2018 aufgrund einer Vorlagefrage des Bundes-
verwaltungsgerichts entschieden, dass der Betreiber 
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einer Fanpage für die durch Facebook erfolgende 
Datenverarbeitung mitverantwortlich ist, da er durch 
den Betrieb der Fanpage den Zugriff auf die Daten 
der Fanpage-Besucher durch Facebook ermöglicht. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat daraufhin mit Ur-
teil vom 11.09.2019 entschieden, dass Facebook-
Fanpage-Betreiber nunmehr verpflichtet sind, ihre 
Fanpages abzuschalten, falls die von Facebook zur 
Verfügung gestellte digitale Infrastruktur schwerwie-
gende datenschutzrechtliche Mängel aufweist. Wir 
haben auch hier im Landtag darüber gesprochen. 

Die Datenschutzkonferenz zieht aus dieser gemein-
samen Verantwortlichkeit für Betreiberinnen und Be-
treiber einer Fanpage weite Konsequenzen. Dem-
nach sollen die Beteiligten eine Vereinbarung ab-
schließen, die klarstellt, wie die Pflichten aus der 
DSGVO erfüllt werden. Zudem fordert die Daten-
schutzkonferenz, dass Fanpage-Betreiber die Recht-
mäßigkeit der gemeinsam zu verantwortenden Da-
tenverarbeitung gewährleisten und die Einhaltung 
der Grundsätze für die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten nachweisen können. 

Bislang fehlen aber noch ausreichend detaillierte und 
verbindliche Informationen über die Datenverarbei-
tung durch Facebook. 

Bei der Berücksichtigung und bei der Diskussion 
über den zukünftigen Umgang mit dieser Frage ist zu 
beachten, dass eine transparente Öffentlichkeitsar-
beit über soziale Medien gerade für Regierungen, 
Parlamente und Behörden vor dem Hintergrund zu-
nehmender Fake News, Desinformationen oder Ver-
schwörungstheorien unabdingbar ist. Ein Rückzug 
wäre aus meiner Sicht weder wünschenswert noch 
klug. Diese gravierenden Fragen bedürfen der Klä-
rung und einer klugen Abwägung.  

Das nicht mehr vom aktuellen Bericht umfasste lau-
fende Jahr 2020 stellt uns in datenschutzrechtlicher 
Hinsicht vor weitere Herausforderungen – insbeson-
dere vor dem Hintergrund der aktuellen Pandemie 
und der Abwägung zwischen dem Schutz persönli-
cher Daten und einer effektiven Nachverfolgung und 
Bekämpfung von Infektionsfällen. 

Die Aufgaben der oder des Landesdatenschutzbe-
auftragten werden also in naher Zukunft nicht kleiner. 
Umso wichtiger ist es aus unserer Sicht, dass 
schnellstmöglich eine Nachfolge für die bisherige 
Landesdatenschutzbeauftragte Helga Block gefun-
den wird. Bisher konnte uns kein plausibler Grund 
genannt werden, warum die Benennung einer Nach-
folge einen derart langen Zeitraum in Anspruch 
nimmt. Die Landesregierung sollte hier möglichst 
bald einen Vorschlag unterbreiten und damit der Be-
deutung des Themas „Datenschutz“ Rechnung tra-
gen. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Kapteinat. – Als nächste Redner hat für 
die Fraktion der FDP Herr Kollege Lürbke das Wort. 
Bitte sehr, Herr Abgeordneter.  

Marc Lürbke*) (FDP): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Datenschutz, 
Datenrecht, Datensouveränität – all diese Begriffe 
sind aus liberaler Sicht Aufgabe und Arbeitsauftrag 
für den modernen Rechtsstaat. 

Als Freie Demokraten, als FDP-Fraktion machen wir 
uns daher auch seit vielen Jahren in vielfacher Hin-
sicht – eigentlich seit jeher – dafür stark, dass der 
Staat und seine Behörden die persönlichen Daten 
von Bürgerinnen und Bürgern nur speichern und ver-
arbeiten darf, wenn es hierfür eine gesetzliche 
Grundlage gibt. Daten dürfen auch nicht ausufernd 
auf immer und ewig erhoben werden – wie das Ge-
dächtnis eines Elefanten. Bei allen unseren Daten 
muss gelten: so wenig wie möglich, so viel wie nötig. 

(Beifall von der FDP) 

Das zu überprüfen, ist in Nordrhein-Westfalen die 
Aufgabe des Datenschutzbeauftragten. Ich möchte 
daher zunächst der LDI ganz ausdrücklich für ihre Ar-
beit und ihren Einsatz danken. Die Wahrung von Bür-
gerrechten darf in einem funktionierenden Rechts-
staat niemals eine Worthülse sein, sondern sie muss 
handlungsleitend sein. Daran müssen wir uns mes-
sen lassen, und die LDI trägt dazu bei. Dafür gebührt 
ihr unser Dank. 

Der hier vorgelegte Bericht der LDI ist auch Ausdruck 
ihrer gewissenhaften Arbeit; das kann man feststel-
len. Allerdings gehe ich an einer Stelle – das ist mir 
wichtig zu betonen – nicht ganz mit, und zwar bei den 
Ausführungen zur strategischen Fahndung. Ich hatte 
das bereits im Ausschuss angemerkt, und Kollege 
Schrumpf hat das gerade auch sehr treffend darge-
stellt. Deswegen nur ganz kurz: Wir verfolgen mit der 
strategischen Fahndung ein Ziel wie zum Beispiel die 
Bekämpfung des Einbruchsdiebstahls anlassbezo-
gen und aufgrund einer klaren gesetzlichen Grund-
lage. Wenn ich mir die Anmerkung erlauben darf, ge-
schieht das auch sehr erfolgreich, schaut man sich 
die aktuellen Zahlen beim Wohnungseinbruchsdieb-
stahl in Nordrhein-Westfalen an. 

Für uns Freie Demokraten ist es wichtig, dass das 
anlassbezogen geschieht; wir sind hier im Gegen-
satz zur Schleierfahndung in anderen Bundeslän-
dern ganz bewusst einen anderen Weg gegangen. 
Deswegen glaube ich, dass die strategische Fahn-
dung ein Erfolg ist. 

Zudem ist aus Sicht des Datenschutzes natürlich 
wichtig, dass die erhobenen Daten im Sinne des Ge-
setzes, auf gesetzlicher Grundlage nur nach Vor-
schrift verarbeitet werden; die LDI hat das auch fest-
gestellt. Insofern glaube ich, dass die strategische 
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Fahndung ein sehr sinnvolles, rechtssicheres Instru-
ment ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, abschließend auch 
von mir noch einmal herzlichen Dank an Frau Block. 
Ich wünsche ihr im Namen der FDP-Fraktion alles 
Gute im Ruhe- oder im Unruhestand. – Herzlichen 
Dank für die Aufmerksamkeit und einen schönen 
Abend. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lürbke. – Als nächste Rednerin hat für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau Kollegin 
Abgeordnete Schäffer das Wort. 

Verena Schäffer*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ich möchte mich zu Be-
ginn meiner Rede bei der Landesdatenschutzbeauf-
tragten Helga Block bedanken und ihr alles Gute für 
ihren Ruhestand wünschen; sie ist ja bereits seit dem 
Frühjahr nicht mehr im Dienst. Ich will mich natürlich 
auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ihrer 
Behörde insgesamt für ihre Arbeit und für diesen Be-
richt bedanken. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich glaube, man kann zu Recht sagen, dass die Lan-
desdatenschutzbeauftragte die Ansprechstelle für 
Fragen zum Datenschutz ist. Der Bericht zeigt sehr 
deutlich, dass diese Stelle auch genutzt wird. Belegt 
wird das durch den erneuten Anstieg der Anfragen 
auf über 12.500 Eingaben im Jahr 2019; unsere Kol-
legin Frau Kapteinat hatte das gerade schon ausge-
führt. 

Dieser Anstieg der Zahlen steht natürlich im Zusam-
menhang mit der Einführung der europäischen Da-
tenschutz-Grundverordnung. Offensichtlich gibt es 
aber auch darüber hinaus viele Anfragen von Bürge-
rinnen und Bürgern, von Unternehmen und natürlich 
von Behörden. Die Landesdatenschutzbeauftragte 
ist für die Bürgerinnen und Bürger eine unersetzliche 
Schützerin ihres Freiheitsrechts auf informationelle 
Selbstbestimmung. 

Auch ich möchte gerne auf das Thema „strategische 
Fahndung“ eingehen; wir haben bereits letzten Don-
nerstag sehr intensiv im Innenausschuss darüber 
diskutiert. Der Bericht der Landesdatenschutzbeauf-
tragten formuliert wirklich eine sehr deutliche Kritik an 
der strategischen Fahndung. Ich darf aus dem Be-
richt zitieren: 

„Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist das Ergeb-
nis katastrophal: Die Daten tausender Personen 
sind polizeilich verarbeitet worden, ohne dass 
diese hierzu einen Anlass gegeben hätten.“ 

Wichtig ist dabei vielleicht auch, weil das, wie ich 
finde, in der Innenausschussdebatte ein wenig 
durcheinanderging: Natürlich hat die LDI die strategi-
sche Fahndung nicht polizeifachlich bewertet. Das 
kann sie gar nicht, und das ist auch nicht ihre Auf-
gabe.  

(Marc Lürbke [FDP]: Das steht da doch drin!) 

Allerdings hat sie die Rechtsgrundlage an sich be-
wertet, und sie hat sich den ersten Anwendungsfall 
stichprobenartig angesehen. 

Die Behörde ist dabei zu dem Ergebnis gekommen, 
dass ihre Kritik, die sie bereits in der Anhörung zur 
Änderung des Polizeigesetzes getätigt hat, hiermit 
quasi bestätigt wurde. Denn es wurde eine Vielzahl 
an Kontrollen und damit verbunden auch Datenver-
arbeitungen durchgeführt, ohne dass es einen wirk-
lich erkennbaren Erfolg für die innere Sicherheit gab. 
Ich finde es irgendwie bezeichnend, dass diese Fest-
stellung der Landesdatenschutzbeauftragten im In-
nenausschuss aus meiner Sicht so abgetan wurde. 

Ich bin sehr gespannt auf den Bericht über dieses 
Jahr; die strategische Fahndung wird dann bereits 
länger genutzt worden sein. Wir werden dann be-
stimmt noch einmal eine sehr gute, intensive und hof-
fentlich auch reflektierte Debatte darüber führen, ob 
das wirklich so ein gutes Instrument ist. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Das ist es!) 

Das zweite Thema, das ich ansprechen möchte, ist 
die Software Palantir. Darüber haben wir im Innen-
ausschuss stark diskutiert, aber ich will das auch 
deshalb noch einmal aufgreifen, weil das ebenfalls 
etwas mit der Datenschutzbeauftragten zu tun hat.  

Diese Software ist hoch umstritten, und zwar zum ei-
nen, weil sie verschiedene Daten aus unterschiedli-
chen Datenbanken miteinander kombiniert. Damit 
wird der sogenannte Zweckbindungsgrundsatz im 
Datenrecht infrage gestellt. Auf der anderen Seite – 
das ist sozusagen die zweite Kritik – gibt es auch 
sehr grundsätzliche Bedenken gegenüber diesem 
Unternehmen, weil Datenschützer befürchten, dass 
sensible Daten womöglich an US-Geheimdienste ab-
fließen können. Ich finde, dass man diese Bedenken 
und diese Kritik sehr ernst nehmen und auch prüfen 
muss. 

Allerdings wurde die Landesdatenschutzbeauftragte 
erst Anfang 2020 überhaupt darüber informiert. Zu 
diesem Zeitpunkt war die Software aber schon ange-
schafft, und die abschließenden Unterlagen wurden 
ihr erst vor Kurzem zur Verfügung gestellt. Wir wur-
den im Innenausschuss nur auf mehrfache Nach-
frage darüber informiert, dass im kommenden Jahr 
4 Millionen Euro für den Erwerb der Lizenz für das 
Jahr 2021 eingeplant sind. Das ärgert mich, ehrlich 
gesagt, immer noch. 
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Ich gehe davon aus bzw. fordere die Landesregie-
rung dazu auf, dass sie die Prüfung der LDI jetzt ab-
wartet, das Ergebnis sehr sorgsam prüft und sich erst 
dann Gedanken darüber macht, ob diese Software in 
den Regelbetrieb überführt werden kann. 

Abschließend möchte ich sagen: Die Debatte im In-
nenausschuss hat sehr deutlich gemacht, dass wir 
den Datenschutz immer wieder hervorheben und 
verteidigen müssen. Auch der Beitrag des CDU-
Kollegen Gregor Golland hat das noch einmal sehr 
deutlich gezeigt. 

Die Annahme, dass, wer nichts zu verbergen hat, 
auch nichts zu befürchten hat, ist einfach grundle-
gend falsch. Die informationelle Selbstbestimmung 
der Bürgerinnen und Bürger hat in unserem Rechts-
staat Verfassungsrang. Es ist der Staat, der sich 
rechtfertigen muss, wenn er in die Persönlichkeits-
rechte der Bürgerinnen und Bürger eingreift, nicht an-
ders herum. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Koalition von CDU und FDP sollte sich das bitte 
schön zu Herzen nehmen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Schäffer. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der AfD Herr Abgeordneter 
Tritschler das Wort. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte 
mich im Namen der AfD-Fraktion bei unserer Daten-
schutzbeauftragten Frau Block und ihren Mitarbei-
tern sehr herzlich für die Vorlage des Berichts für 
2019 bedanken. 

(Beifall von Dr. Martin Vincentz [AfD]) 

Im Namen meiner Fraktion wünsche ich Frau Block 
natürlich auch alles Gute für ihren Ruhestand. 

Ich weiß nicht, ob es sie freut oder nicht freut – aber 
den Bericht für das Jahr 2020 wird sie nicht mehr ver-
fassen müssen, und der wird sicherlich noch etwas 
interessanter; denn das laufende Jahr zeigt wie kein 
anderes die Schizophrenie in der Datenschutzpolitik. 

Vor einiger Zeit trat die Datenschutz-Grundverord-
nung in Kraft, und – wir haben es gerade gehört – 
damit sind einige Änderungen über unsere Bürger 
hereingebrochen. Was hat sich geändert? Sind un-
sere Daten jetzt besser geschützt? – Das darf man 
mit einigem Recht bezweifeln. Dafür werden wir jetzt 
mit solchen Dingen erfreut, dass wir bei jeder Inter-
netseite, die wir aufrufen, ein Pop-up-Kästchen ankli-
cken müssen, ob wir mit Cookies einverstanden sind. 

Kein geringerer als der Europäische Gerichtshof hat 
sogar entschieden, dass es nicht ausreicht, dass der 
Website-Besucher ein bereits ausgewähltes Käst-
chen abwählen muss. Nein, er muss vielmehr selbst 
aktiv ein Häkchen setzen, um den Anforderungen der 
DSGVO zu genügen – so verrät uns das der Daten-
schutzbericht. Bürger, Unternehmer, Vereine und 
Verbände werden so mit absurden Datenschutzmaß-
nahmen gegängelt, die in Wahrheit keine Daten 
schützen, während sich der Staat gleichzeitig als Da-
tenstaubsauger betätigt. 

Das alles hat in der Coronakrise noch einmal richtig 
Fahrt aufgenommen. Die Gastronomie haben Sie ja 
vor einigen Wochen wieder zugesperrt. Aber solange 
sie offen war, musste sie fleißig die Daten ihrer Gäste 
sammeln. Das diente oder sollte der Verfolgung von 
Infektionsketten dienen, hat den betroffenen Betrie-
ben aber letztlich nicht geholfen. Sie wurden trotz-
dem zugemacht. Kaum waren aber die Datenspuren 
da, wurden sie staatlicherseits bereits zweckentfrem-
det. Ermittlungsbehörden griffen darauf zu, auch zur 
Verfolgung von Bagatellstraftaten.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Wo denn? Haben Sie 
mal einen Fall parat?) 

Aber damit nicht genug, der Gesundheitsminister for-
derte gleich eine zentrale Registrierung aller Gäste 
privater Feiern bei einer staatlichen Ordnungsbe-
hörde – ein Vorhaben, das uns vermutlich nur des-
halb erspart geblieben ist, weil diese Feiern gleich 
ganz verboten sind.  

Nicht weniger bedenklich unter Datenschutzge-
sichtspunkten ist die Corona-Warn-App, die Sie jetzt 
den Bürgern wie sauer Bier aufs Auge zu drücken 
versuchen, die aber – da funktioniert das geistige Im-
munsystem der Deutschen glücklicherweise – ein 
Ladenhüter bleibt. 

In Zukunft möchten die Coronakraken dann am bes-
ten gar keine halben Sachen mehr machen.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Sie merken schon, wel-
chen Schwachsinn Sie da verzapfen, oder?) 

Forderungen nach einer Überwachung der Pri-
vatsphäre sind inzwischen an der Tagesordnung. – 
Ich weiß, dass Sie das nicht gern hören, Herr Lött-
gen, aber es ist halt so, Demokratie und so, ne? 

Forderungen nach einer Überwachung der Pri-
vatsphäre sind inzwischen an der Tagesordnung. Es 
kann nicht mehr lange dauern, bis auch hier in 
Deutschland wie in Großbritannien Immunitätsaus-
weise ausgehändigt werden, die die Bürger zur Teil-
nahme am normalen Leben befugen oder eben nicht. 
Das dient freilich alles nur dem guten Zweck, der Ge-
meinschaft, der Gesundheit, und wer sich wehrt oder 
nicht mitmacht, ist dann unsolidarisch. 

Vor diesem Hintergrund wirken alle Darstellungen im 
aktuellen Datenschutzbericht auf mich ein bisschen 
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wie eine Geschichte aus einer fernen und auch ein 
bisschen heilen Welt, ein vorzeitiges datenschutz-
rechtliches Weihnachtsmärchen.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Oh Gott!) 

Wir hoffen inständig, dass wir in diese Welt schnell, 
ja umgehend wieder zurückkehren können und wür-
den uns im nächsten Datenschutzbericht klare Worte 
zu den Exzessen des laufenden Jahres wünschen. 
In diesem Sinne wünschen wir dem oder der neuen 
Datenschutzbeauftragten schon einmal viel Erfolg im 
Amt. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Tritschler. – Als nächster Redner 
hat für die Landesregierung Herr Minister Reul das 
Wort. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Datenschutz ist für 
diese Landesregierung ein wichtiges Element, aber 
nicht alles, allerdings wichtig und zentral. Die Daten-
schutzbeauftragte ist für uns eine wichtige Institution 
in der politischen Arbeit, übrigens nicht nur bei der 
Gesetzgebung, sondern auch bei bestimmten Ver-
fahrensfragen wie zum Beispiel bei der Prüfung der 
Frage der Überlassung von Akten im Zusammen-
hang mit dem Parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss zum Thema Lügde. Deswegen möchte 
ich mich bei der Datenschutzbeauftragten, aber auch 
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sehr herzlich 
bedanken.  

Übrigens, dieser Datenschutzbericht ist interessant, 
weil er in einem sehr hohen Maße Übereinstimmung 
zwischen LDI und Landesregierung zeigt. Das hat ja 
auch der Vertreter im Innenausschuss hervorgeho-
ben. Es gibt keine grundlegenden Differenzen in der 
Beurteilung datenschutzrechtlicher Fragestellungen.  

Aber es gibt natürlich in einzelnen Themen durchaus 
unterschiedliche Schwerpunkte und kritische Anmer-
kungen. Das ist auch logisch. Denn die Landesregie-
rung hat den Datenschutz als einen Aspekt neben 
anderen zu berücksichtigen. Für die LDI steht der 
Datenschutz im Zentrum. 

Ich bin sicher, dass wir auch in Zukunft bei den ganz 
konkreten Punkten ernsthaft und vernünftig miteinan-
der reden und zu vertretbaren Ergebnissen kommen 
werden.  

Ich finde, ein Beispiel, das gut gelaufen ist, waren die 
Facebook-Fanpages. Da war gerade diese Art der 
Öffentlichkeitsarbeit in der Pandemie-Krisensituation 
wichtig. Ich bin der LDI dankbar dafür, dass wir mit 
dieser Frage bei aller nachvollziehbaren daten-
schutzrechtlichen Kritik besonnen und mit Nach-
denklichkeit umgehen und dass wir gemeinsam nach 

einer europäischen Vorgehensweise suchen und Al-
leingänge hier in Nordrhein-Westfalen vermeiden. 
Dass die LDI in der entsprechenden Taskforce bei 
der Staatskanzlei mitarbeitet, zeigt auch deren Inte-
resse an einer sachgerechten Lösung. 

Die strategische Fahndung bewertet die LDI kritisch. 
Das ist eben schon gesagt worden. Es geht aber bei 
ihr nur um die Frage, inwieweit es angemessen ist, 
eine Vielzahl von Daten zu erheben, um einen prä-
ventiven Erfolg zu erzielen. Sie setzt damit die Dis-
kussion fort, die sie im Gesetzgebungsverfahren 
schon vorgetragen hat, und macht das fest an einer 
Einzelmaßnahme der strategischen Fahndung in 
Dortmund. Sie führt das als Beweisstück an, dass die 
Kritik berechtigt sei. Ich finde es nun – das will ich 
sagen – ein bisschen dünn, einen einzigen Fall als 
Ausgangspunkt zu nehmen. Da muss man schon ein 
bisschen breiter schauen. 

Die Diskussion hat aber auch gezeigt – das muss 
man fairerweise sagen –, dass auch der Vertreter der 
Datenschutzbeauftragten gesagt hat, dass es für 
eine abschließende Bewertung dieser Frage noch zu 
früh ist. Das wiederum stimmt mich positiv, dass man 
in der Sache klug miteinander reden wird.  

Sie hat übrigens bei aller Skepsis gegenüber der 
strategischen Fahndung nicht den Vorwurf erhoben, 
die im Einzelfall erhobenen Daten seien rechtswidrig 
verarbeitet worden. 

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Nein, nur ohne 
Rechtsgrundlage!) 

Kein Wort davon. Sie hat gesagt, das ist im Einklang 
mit § 12a des Polizeigesetzes erfolgt. Die Landesre-
gierung hat es sich bei der Ausgestaltung der strate-
gischen Fahndung wirklich nicht leicht gemacht. Da-
rauf haben Kollegen schon hingewiesen. Ich bin froh, 
dass die Polizei über dieses Instrument verfügt, um 
schwere Straftaten zu verhindern. Ich bin sicher – wir 
haben dafür ja auch eine breite Mehrheit im Parla-
ment gehabt –, dass das eine richtige Entscheidung 
war. Die ist wirklich lange überlegt worden. 

Es gibt auch Erfolge dieser Regelung im Bereich der 
sogenannten Planenschlitzer an Autobahnen und bei 
Maßnahmen im Rockermilieu. Es kommt darauf an, 
diesen § 12a mit Augenmaß und Vernunft wahrzu-
nehmen. Dann kann man das, glaube ich, auch ge-
nauso rechtfertigen. 

Das andere kritische Thema war die geplante Poli-
zeisoftware zur datenübergreifenden Analyse und 
Recherche, Thema Palantir. Dazu hat übrigens die 
Datenschutzbeauftragte in dem Bericht gar nichts 
gesagt. 

(Josefine Paul [GRÜNE]: Kann sie ja auch 
nicht!) 

Ich glaube, dass man auch da einen Konsens finden 
kann. Wir haben natürlich – das kann ja keiner wis-
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sen, weil Sie nicht dabei waren – vor der Vergabe bei 
der Prüfung die datenschutzrechtlichen Fragen sehr 
sorgfältig bedacht und geprüft und wir haben sie sehr 
sorgfältig abgewogen.  

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Ja, aber ohne die 
Datenschutzbeauftragte!) 

Ich glaube, wir müssen bei all den Fragen des Da-
tenschutzes … – Vielleicht darf ich das an dieser 
Stelle mal einfügen, Frau Schäffer: Wir merken doch, 
dass wir bei bestimmten aktuellen Fragen noch ein-
mal justieren müssen, wo der Datenschutz richtig, 
vernünftig und intensiv eingesetzt werden muss und 
wo man auch Spielräume schaffen muss.  

Heute Morgen hatten wir die Debatte über die Neu-
gestaltung der Corona-Warn-App. Das ist ja kein Zu-
fall. Wir selbst haben bei der Debatte über Rechts-
extremismus und über die Bekämpfung des Kindes-
missbrauchs und der Kinderpornografie sehr häufig 
darüber nachgedacht, ohne dass wir abschließende 
Wertungen oder Lösungen haben, dass auch dort 
darüber nachgedacht werden muss, ob man nicht be-
stimmte Grenzen anders definieren oder handhabbar 
machen muss. Das würde ich schon gern sagen. 

Zurück zu Palantir. Natürlich hat die Landesregie-
rung die LDI entsprechend § 57 Datenschutzgesetz 
NRW frühzeitig konsultiert. Das steht fest. Die LDI 
muss das jetzt bewerten. Da warten wir ab. Das Er-
gebnis wird dann zu bewerten sein. Ich bin aber rela-
tiv optimistisch. Denn wir haben natürlich vorher sehr 
sorgfältig geprüft und überlegt, ob wir das realisieren 
können. 

Wir brauchen allerdings – das ist unstrittig – in der 
Polizei neue Instrumente in einer Zeit, in der das po-
lizeiliche Gegenüber immer mehr im Bereich des In-
ternets unterwegs ist. Wenn man dann nicht die Mög-
lichkeiten hat, unter rechtsstaatlichen Bedingungen 
auch mitzuhalten – Sie erinnern sich, beim Polizeige-
setz haben wir das gemerkt und haben nachjustiert. 
Aber wir brauchen auch solche Instrumente, wir 
brauchen auch neue Software. Ansonsten werden 
wir die Auseinandersetzung nicht bestehen können. 

Dabei geht es nicht nur um Einbrecher – das ist ja 
das plakative Beispiel, das in diesem Zusammen-
hang genannt worden ist –, sondern es geht eben 
auch um elementare Sachen, noch einmal: Kindes-
missbrauch, Rechtsextremismus. Da würde ich mir 
schon wünschen, dass wir über die notwendigen In-
strumente verfügen. Vielleicht findet man dafür sogar 
über die Parteigrenzen hinweg Lösungen. 

Herzlichen Dank an die LDI, herzlichen Dank an die-
jenigen, die darüber mit beraten haben. Ich bin sicher, 
wir werden das in Zukunft sorgfältig beachten. – Herz-
lichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Der Minister hat die Redezeit der 
Landesregierung um 1 Minute 17 Sekunden überzo-
gen. Möchte jemand die zusätzliche Redezeit nut-
zen? – Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich an 
dieser Stelle die Aussprache zu Tagesordnungs-
punkt 5. 

Ich verweise darauf, dass der Innenausschuss in 
Drucksache 17/11866 empfiehlt, die beiden Vorla-
gen, über die debattiert wurde, zur Kenntnis zu neh-
men. – Einwände gegen diese Empfehlung sehe ich 
nicht. Damit sind die Vorlagen 17/3450 und 17/3793 
zur Kenntnis genommen worden. 

Ich rufe auf: 

6 Weihnachten ohne Lockdown! Das Fest der 
Familie darf Corona nicht zum Opfer fallen! 

Antrag 
der Fraktion der AfD 

Drucksache 17/11852 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat 
Herr Kollege Tritschler das Wort. 

(Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Ei, ei!)  

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Pa-
pier, das die Ministerpräsidenten mit der Kanzlerin 
gestern wieder einmal unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit ausgekungelt haben, beginnt schon mit einer 
Unwahrheit. Es wird suggeriert, dass die Anfang No-
vember in Kraft getretenen Lockdown-Maßnahmen 
den gewünschten Erfolg erzielt hätten. Es ist schon 
erstaunlich, wie vergesslich man hier ist. Der Novem-
ber-Lockdown oder Wellenbrecher-Shutdown war, 
wie der Name es schon sagt, als eine auf den No-
vember bezogene Maßnahme gedacht und auch an-
gekündigt. Immer wieder wurde den Menschen ver-
sprochen, dass im Gegenzug zu Weihnachten bzw. 
im Dezember der Lockdown aufgehoben werde.  

Nun sind wir alle einen Monat älter und haben fest-
stellen dürfen, dass ihr Lockdown keine nennenswer-
ten Auswirkungen auf das Infektionsgeschehen hat. 
Die Infektionszahlen bleiben auf hohem Niveau, weil 
sich die Leute eben nicht in der Gastronomie anste-
cken, sondern im privaten Bereich, am Arbeitsplatz 
oder in der Schule, wie Ihnen das die Studien auch 
schon vorher hätten sagen können.  

Daraus müsste man mit gesundem Menschenver-
stand einen Schluss ziehen: Die bisherigen Maßnah-
men sind ungeeignet, damit unverhältnismäßig und 
müssen daher umgehend abgeschafft werden. 
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(Beifall von der AfD) 

Aber dazu müsste man natürlich die Größe haben 
und zugeben, dass man sich geirrt hat. Das geht na-
türlich nicht. Also haben Sie gestern beschlossen, 
einfach einmal weiterzumachen. Gestern war dann 
schon vom Januar die Rede. Und heute kündigt der 
Chef des Kanzleramts einen Lockdown sogar bis 
März an.  

Nicht nur das, Sie legen sogar noch eine Schippe 
drauf. Neben den Gastronomen und den Beherber-
gungsbetrieben, denen Sie jetzt auch noch das Ad-
vents- und Weihnachtsgeschäft vorenthalten, bestra-
fen Sie zusätzlich die Einzelhändler, die zukünftig 
20 m² Luft je Kunden vorhalten müssen, aber nur ab 
800 m² Verkaufsfläche, sonst reichen auch 10 m². Der 
Handelsverband hat diese Regelung heute schon völ-
lig zurecht als unsinnig bezeichnet und vor infektions-
mäßig eher kontraproduktiven Warteschlangen ge-
warnt.  

Das wird dazu führen, dass sich im Weihnachtsge-
schäft, mit dem der Einzelhandel traditionell hohe 
Umsätze erzielt, kaum mehr einer in die Innenstädte 
verirrt, denn wer will schon in einer weihnachtsmarkt- 
und gastronomielosen Stadt vor dem Laden in der 
Schlange stehen, wenn er seine Geschenke auch im 
Internet bestellen kann. Flankiert wird dieses Exis-
tenzvernichtungsprogramm dann noch von der SPD 
und ihren Freunden bei ver.di, die erfolgreich vor den 
Gerichten zusätzlich verkaufsoffene Sonntage im 
Land verhindert haben. Meine Damen und Herren 
von den Altparteien, ich hoffe, Herr Bezos von Ama-
zon, der derzeit Rekordumsätze einfährt, dankt Ihnen 
dieses Konjunkturprogramm wenigstens mit ein paar 
Parteispenden, denn Steuern zahlt er in Deutschland 
bekanntlich nicht.  

Dann haben sich die Ministerpräsidenten auch noch 
Gedanken darüber gemacht, wie wir Deutsche unser 
Weihnachten feiern dürfen. Ganze zehn Personen 
werden uns zugestanden. Ich weiß nicht, woher die-
ser Wert kommt. Ist das der Durchschnittswert einer 
Weihnachtstafel bei der Ministerpräsidentenkonfe-
renz? Ist das bei Frau Merkel zuhause so üblich oder 
bei Herrn Laschet? Wir wissen es nicht, und es geht 
uns auch nichts an, genauso wenig wie es Sie etwas 
angeht, wie, in welchem Umfang und mit welchen 
Leuten die Bürger im Lande Weihnachten feiern, 
meine Damen und Herren. Ganz offen gesprochen, 
Sie sind doch inzwischen ein bisschen von den guten 
Geistern verlassen.  

Man stelle sich das einmal vor: Vorschriften über die 
korrekte Durchführung des Weihnachtsfests ein-
schließlich vorgeschriebener Personalzahl, vorge-
schriebenen Personenkreises – vor einem Jahr hätte 
Ihnen das niemand geglaubt. Das hätte man in Ve-
nezuela oder in Nordkorea verortet. Inzwischen be-
kommen wir so etwas von der Christlich Demokrati-
schen Union.  

Dabei pressen Sie die Familien im Lande in eine Ein-
heitsschablone: zehn Leute bzw. fünf in Berlin, wie 
ich gerade gehört habe, egal wie groß die Familie ist, 
egal welche Weihnachtstradition man hat, egal ob 
man vielleicht noch Freunde einlädt, die selbst keine 
Familien haben, alles ist völlig egal. Dabei treffen Sie 
die Leute, die Sie angeblich schützen wollen, vermut-
lich am härtesten. Gerade Großmütter und Großvä-
ter in höherem Alter können oft nicht absehen, wie 
viele Weihnachtsfeste sie noch mit ihren Familien 
verbringen können. Denen reicht das vage Verspre-
chen nicht, dass im nächsten Jahr vielleicht wieder 
alles normal ist.  

Andere wiederum haben keine Familie und tun sich 
mit den Feiertagen häufig schwer. Was machen die 
jetzt, wenn sie das Weihnachtsfest nicht mehr bei 
Freunden verbringen können, weil dort der staatlich 
vorgeschriebene zulässige Gesamtumfang der 
Weihnachtstafel bereits erreicht ist? Die Eckkneipe 
jedenfalls, die für viele bisher ein willkommener Zeit-
vertreib war, bleibt auch zu. Und so muss man dann 
befürchten, dass es an Heiligabend in diesem Jahr 
zu besonders vielen Tragödien kommen wird. 

Sie haben mit Ihrer Coronapolitik jedes Maß verlo-
ren. Es ist beängstigend, mit welchem Tempo Sie un-
seren Staat zu einem Überwachungsstaat ausbauen, 
der in jeden noch so privaten Lebensbereich vordringt. 
Es ist ein pervertiertes Selbstverständnis von Politik, 
dass Sie sich inzwischen zu eigen machen.  

Aber – und das ist ein schöner Schluss – es gibt in-
zwischen auch Hoffnung. Wer aufmerksam durch 
unsere Städte und Gemeinden geht, merkt, dass die 
Menschen zunehmend nicht mehr bereit sind, das al-
les widerspruchslos mitzumachen. Da treffen sich die 
Menschen, vor allem junge Menschen, im Wohnzim-
mer, in der Garage, im Park, im Hobbykeller oder wo 
auch immer sonst man sich einen Freiraum schaffen 
kann. Das ist menschlich, das ist natürlich, und das 
ist auch gut so. Es ist schön zu sehen, dass die Bür-
ger unseres Landes, gerade die jungen Bürger, diese 
Gängelei nicht mehr widerstandslos mitmachen, 
dass sie sich eben nicht zu Subjekten eines Nanny-
Staates machen.  

Ich bin zuversichtlich, dass das auch an Weihnach-
ten und Silvester so sein wird. Für meine Fraktion 
kann ich die Menschen jedenfalls nur ermutigen, sich 
von keiner Regierung, keinem Gesundheitsexperten 
oder wem auch immer das Weihnachtsfest vermie-
sen zu lassen und es in großer Runde zu feiern, wie 
es sich gehört. Ich bin guter Dinge, dass unsere Po-
lizisten besseres zu tun haben, als in den Wohnstu-
ben unbescholtener Bürger herumzuschnüffeln und 
die Stühle an der Weihnachtstafel zu zählen. 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen allen im Namen 
meiner Fraktion eine besinnliche Adventszeit, ein fro-
hes Weihnachtsfest im Kreise der Lieben und ein 
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schönes Silvesterfest – natürlich mit Feuerwerk. Las-
sen Sie es krachen! – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Tritschler. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Herr Kollege Preuß. 

Peter Preuß (CDU): Frau Präsidentin! Werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Anders als der vorliegende An-
trag suggeriert, versichert die CDU-Fraktion – und 
weil es die reine Wahrheit ist, erlaube ich mir, das 
auch für die FDP, für Bündnis 90/Die Grünen und für 
die SPD festzustellen und zu versichern –: Auch in 
diesem Jahr findet das Weihnachtsfest statt.  

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Keine Macht der Welt konnte und kann die Geburt 
Jesu verhindern. Keine Macht der Welt kann den 
Jahreswechsel verbieten. Die Menschen werden ihr 
Weihnachtsfest feiern, und die Menschen werden 
den Jahreswechsel begehen. Weil Weihnachten das 
Fest der Liebe ist und weil der Jahreswechsel eine 
glückliche Zukunft verspricht, werden die Menschen 
sich vernünftig verhalten, werden sich solidarisch zei-
gen und ihre und die Gesundheit der Familie schüt-
zen. Die Regeln, um die es geht, beschreiben doch 
nur das, was man vernünftigerweise sowieso tun 
sollte.  

Der Antrag ist weltfremd, wir lehnen ihn ab.  

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Preuß. – Für die SPD-Fraktion spricht 
Frau Kapteinat.  

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu-
nächst habe ich überlegt, lediglich mitzuteilen, dass 
der Antrag Mist ist und wir ihn ablehnen werden.  

(Beifall von der SPD) 

Ich möchte dennoch gerne kurz aufzeigen, warum 
wir diesem Antrag nicht zustimmen können.  

In Absatz 1 wird von „erheblichen Einschränkungen“ 
gesprochen. Wenn man sich ansieht, was im Ver-
gleich zu anderen Ländern in Deutschland los war, 
stellen wir fest, dass es sehr milde Maßnahmen wa-
ren, dass wir versucht haben, den Bürgerinnen und 
Bürgern nicht zu viel abzuringen und darauf zu ach-
ten, nur das zu machen, was notwendig ist.  

Im zweiten Absatz wird von „signifikanten Rollen“ ge-
sprochen. Dabei geht es um Kontaktreduzierungen, 
denn die Kontakte finden an den erwähnten Orten statt.  

Es geht im Folgenden so weiter.  

Deswegen möchte ich zum Feststellungsteil kom-
men. 40 % weniger Kontakte zeigen, dass die Maß-
nahmen signifikante Auswirkungen haben. Im zwei-
ten Punkt wird gesagt, die Bürgerinnen und Bürger 
würden sich vom staatlichen Dirigismus betroffen 
fühlen. – Ein Großteil der Bürgerinnen und Bürger 
begrüßt diese Maßnahmen. Schauen Sie sich die 
Statistiken an. Dementsprechend ist auch dieser 
Feststellungsteil unangebracht.  

Als Drittes sprechen Sie davon, dass sowohl Weih-
nachten als auch Silvester gerettet werden können. 
Dazu hat mein Kollege Herr Preuß gerade schöne 
Worte gefunden. Selbstverständlich wird Weihnach-
ten gefeiert, und selbstverständlich kann man mit sei-
nen Lieben ins neue Jahr starten.  

Da sämtliche Feststellungen falsch sind, gibt es aus 
meiner Sicht keinen Grund, dem Beschlussteil zu fol-
gen. Wir lehnen den Antrag ab. – Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kapteinat. – Für die FDP-Fraktion spricht Frau 
Kollegin Schneider.  

Susanne Schneider (FDP): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Die antragstellende 
Fraktion möchte jetzt also das Weihnachtsfest retten. 
Das Weihnachtsfest ist das zweithöchste Fest der 
christlichen Welt, an dem wir Christen die Geburt 
Jesu feiern.  

Ich bin darüber ein bisschen erstaunt, denn wenn 
man sich die Weihnachtsgeschichte in der Bibel ge-
nauer ansieht, kann man lesen, dass Maria, Josef 
und das Jesuskind Flüchtlinge waren, und mit denen 
haben Sie es ja ansonsten auch nicht so,  

(Sven Werner Tritschler [AfD]: Stimmt nicht!) 

aber dass Sie jetzt diese Flüchtlingsfamilie feiern, 
finde ich ganz großartig.  

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD, den 
GRÜNEN und Andreas Keith [AfD]) 

Ansonsten sind Sie gegen sämtliche Infektions-
schutzmaßnahmen. Sinnvolle Alternativen finde ich 
aber in Ihren Anträgen auch nicht.  

Hier geht es jetzt um Regelungen im Dezember, zu 
Silvester und Weihnachten. Im Gegensatz zu Ihnen 
sehen wir aber die notwendigen Maßnahmen und 
wägen Einschränkungen im Hinblick auf die Ent-
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wicklung des Infektionsgeschehens verantwortungs-
voll ab.  

Die Zahl der Neuinfektionen hat sich aktuell auf ei-
nem hohen Niveau stabilisiert. Das starke Wachstum 
konnte gebremst werden, aber ein deutlicher Rück-
gang ist noch nicht zu verzeichnen. Die Zahl der in-
tensivmedizinisch zu versorgenden und beatmungs-
pflichtigen Patientinnen und Patienten steigt aber 
weiter an, genauso die Zahl der Todesfälle.  

Mit einer unkontrollierten Öffnung würden wir immer 
noch eine Überlastung des Gesundheitswesens ris-
kieren. Das würde gerade auch für große Feiern zu 
Weihnachten und Silvester gelten.  

Wir Freien Demokraten werden die Verhältnismäßig-
keit von Infektionsschutzmaßnahmen sorgfältig ab-
wägen, gerade deshalb, weil wir auch nicht immer 
von jeder Maßnahme überzeugt sind. Wir werden 
das aber im guten Einvernehmen mit unserem Koa-
litionspartner tun. Wir tragen die Kontaktbeschrän-
kungen und Einschränkungen von Veranstaltungen 
und Gastronomie mit, die nötig sind, um ein unkon-
trolliertes Wachstum von Infektionen einzudämmen.  

(Markus Wagner [AfD]: Genau das Gegenteil 
ist der Fall!) 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Außerdem fordern Sie in Ihrem Antrag, dass an Sil-
vester die Feuerwerke stattfinden müssen. Das hat 
die FDP auch gefordert. Da haben wir mit unserem 
Koalitionspartner gesprochen, und unser Minister-
präsident konnte sich da in Berlin durchsetzen. Na-
türlich dürfen private Feuerwerke stattfinden, und 
das ist auch gut so.  

(Beifall von der FDP und Bianca Winkelmann 
[CDU]) 

Selbstverständlich macht es keinen Sinn, große Feu-
erwerke zu veranstalten, aber es kann doch jede Fa-
milie, es kann doch jeder Mensch einfach auf sei-
nem Privatgrundstück auf seiner Straße zwei, drei 
Raketen zünden. Ich bin sehr, sehr froh, dass man 
diesen Irrsinn nicht abgenickt hat und auch der 
Verkauf von legalen Feuerwerkskörpern weiterhin 
möglich ist.  

(Beifall von der FDP) 

Auch bei der Religionsausübung hat die Koalition 
von CDU und FDP darauf geachtet, dass alles ver-
fassungsgemäß bleibt und die Religionsgemein-
schaften nicht durch staatliche Vorgaben bevormun-
det werden. Die haben auch schon alle reagiert. Zu 
Weihnachten sind die Kirchen unheimlich kreativ ge-
worden: Die einen machen ihre Christmette auf dem 
Sportplatz, die anderen machen drei Christmetten an 
einem Abend, was ich ganz grandios finde.  

Ich bin mir sicher, wir alle werden ein schönes und 
gesegnetes Weihnachtsfest haben. Das wünsche ich 
Ihnen aber noch einmal im Dezember. Im Moment 

haben wir mit Blick in den kirchlichen Kalender noch 
nicht einmal Advent. Haben Sie einen schönen 
Abend, bleiben Sie gesund. – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schneider. Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Mostifiza-
deh.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Den Einlei-
tungsteil habe ich ja vorhin schon gebracht, als es um 
das Thema der Falschdarstellungen, Halbwahrheiten, 
Diffamierung oder auch Verharmlosung der AfD – das 
ist mir auch sehr wichtig – ging. In Ihrem Antrag wird 
behauptet, die Lockdown-Politik hätte nichts ge-
bracht und es wäre alles nur Panikmache. Fakt ist, 
dass auf den Intensivstationen so viele Menschen 
mit COVID-19-Infektionen liegen wie noch nie in die-
sem Jahr.  

(Helmut Seifen [AfD]: Quatsch! – Markus 
Wagner [AfD]: Trotz Lockdown-Politik!)  

– Beruhigen Sie sich einfach. Ich werde auch nicht 
lauter, nur weil Sie laut sind. Ich lasse mich von Ihnen 
nicht provozieren. Es ist überhaupt nicht nötig, dass 
Sie hier unangenehm werden.  

(Andreas Keith [AfD]: Machen Sie einfach wei-
ter!) 

In diesem Zusammenhang bin ich aber sehr er-
staunt, dass ausgerechnet die AfD den christlichen 
Glauben erkennt, die sich ansonsten nicht nur kri-
tisch mit der christlichen Kirche auseinandersetzt, 
sondern auf AfD-Veranstaltungen fallen Sätze wie: 
Hängt die Eier der Pfaffen an die Gloriosa.  

(Andreas Keith [AfD]: Ganz ehrlich, dem-
nächst tragen wir mal alles vor, was Ihre grüne 
Jugend vorträgt!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die hier im Landtag 
sind, diese AfD-Fraktion möchte nicht das christliche 
Weihnachtsfest sichern, sondern diese AfD-Fraktion 
möchte Hass und Hetze predigen. Deswegen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, kann ich uns allen nur 
wünschen, dass wir ein friedliches und freundliches 
Weihnachten ohne Hass haben und ein Fest der 
Liebe feiern.  

(Andreas Keith [AfD]: Dann hole ich dem-
nächst jeden Extremisten der Grünen raus! 
Das können Sie mir glauben! – Weitere Zurufe 
von der AfD) 

Deswegen passt die AfD überhaupt nicht zu Weih-
nachten. – Herzlichen Dank.  
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(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Mostofizadeh. – Für die Landesregie-
rung spricht Herr Minister Laumann.  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrter Herr Tritschler, ich möchte Sie einfach 
mal bitten, in irgendeiner Klinik in Köln oder woan-
ders in Nordrhein-Westfalen auf eine Intensivstation 
zu gehen, wo Sie dann die Beatmungspatienten se-
hen können, die COVID haben. Ich glaube, dann 
werden Sie verstehen, warum wir das alles machen, 
in Deutschland, in Nordrhein-Westfalen, in ganz Eu-
ropa, in den größten Teilen der Welt. Wir machen 
das, um die Menschen zu schützen. Ich glaube, dann 
werden Sie es verstehen.  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Der weiß es!) 

Der Sinn von Weihnachten ist, und der wird immer 
bleiben: Jesus ist auf diese Welt gekommen, weil der 
liebe Gott uns Menschen seine große Liebe dadurch 
beweisen wollte, dass er seinen Sohn auf diese Erde 
geschickt hat. Deswegen ist Weihnachten auch das 
Fest der Liebe. Das wird auch dieses Jahr stattfin-
den. Wir werden es wahrscheinlich alle ein bisschen 
anders feiern, als wir es sonst oft gefeiert haben, 
aber vielleicht ist ja auch das etwas andere Begehen 
der Weihnacht ein Grund, mal über den tieferen Sinn 
dieses Festes nachzudenken. Das wünsche ich ganz 
besonders der AfD-Fraktion.  

Die Landesregierung hält auf jeden Fall diesen An-
trag für völlig entbehrlich. – Schönen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister Laumann. – Gibt es den Wunsch nach 
weiteren Wortmeldungen? – Da ist nicht der Fall. 
Dann schließe ich an dieser Stelle die Aussprache in 
Tagesordnungspunkt 6.  

Wir kommen zur Abstimmung.  Die antragstellende 
Fraktion der AfD hat eine direkte Abstimmung bean-
tragt. Wer also dem Inhalt des Antrags Drucksache 
17/11852 zustimmen möchten, den bitte um das 
Handzeichen. – Das ist die antragstellende Fraktion 
der AfD. – Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU, 
SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen. Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Dann 
ist der Antrag Drucksache 17/11852 mit dem 
soeben festgestellten Abstimmungsergebnis ab-
gelehnt.  

Ich rufe auf:  

7 Zweites Gesetz zur Änderung des Einheitslas-
tenabrechnungsgesetzes NRW (2. ELAGÄndG 
NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/11142 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Heimat, 
Kommunales, Bauen und Wohnen 
Drucksache 17/11867 

zweite Lesung 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, die Reden 
zu diesem Tagesordnungspunkt zu Protokoll zu ge-
ben (siehe Anlage 1).  

Deshalb können wir sofort zur Abstimmung kommen. 
Der Ausschuss  für Heimat, Kommunales, Bauen 
und Wohnen empfiehlt in Drucksache 17/11867, den 
Gesetzentwurf anzunehmen. Deshalb stimmen wir 
jetzt über den Gesetzentwurf selbst und nicht über 
die Beschlussempfehlung ab. Wer dem Gesetzent-
wurf zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind CDU, SPD, FDP, Bünd-
nis 90/Die Grünen und die AfD-Fraktion. Gibt es Ge-
genstimmen? – Das ist nicht der Fall. Stimmenthal-
tungen? – Das ist auch nicht der Fall. Damit ist der 
Gesetzentwurf Drucksache 17/11867 einstimmig 
angenommen und verabschiedet worden. 

Ich rufe auf: 

8 Der Wolf stellt eine Gefahr für Menschen und 
Tiere dar – Landesregierung muss endlich 
handeln und das Wolfsmanagement revidie-
ren 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/10855 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
Drucksache 17/11868 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat für 
die CDU-Fraktion Herr Kollege Frieling das Wort. – 
Ist er da? – Er scheint noch nicht da zu sein. Dann 
rufe ich den zweiten Redner auf. Das ist für die SPD-
Fraktion Herr Kollege Schneider. 

René Schneider (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Wolf soll in Deutschland heimisch werden. Das ist 
gut. Der Wolf reißt natürlich wo möglich Nutztiere. 
Das wiederum ist schlecht. Deswegen müssen wir 
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zwei Dinge beachten. Wir müssen zum einen die 
Schäden bei den Nutztierhaltern kompensieren. Ich 
kenne das aus dem Bergbau: dulde und liquidiere. 
Um ein Stück weit Verständnis vor Ort dafür zu be-
kommen, muss man schnell und umfassend jegliche 
Schäden kompensieren – Punkt 1. 

Punkt 2 ist, Vorbeugung vor weiteren Rissen zu 
schaffen. Da sind wir auch vor Ort dabei.  

Mehr als 1,6 Millionen Euro sind schon in diese bei-
den Pakete geflossen. Was wir aktuell nicht brau-
chen, sind Geschichten vom großen …  

(Heinrich Frieling [CDU] stößt versehentlich 
eine der Acrylglaskabinen herunter.) 

– Danke schön, Herr Kollege. Endlich mal eine Rede 
mit Knalleffekt. – Was wir jetzt nicht brauchen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, sind Geschichten vom 
großen bösen Wolf, und, liebe Kollegen von der AfD, 
Ihren Antrag brauchen wir auch nicht. Deswegen leh-
nen wir ihn ab. – Vielen Dank und einen schönen 
Abend noch. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schneider. – Herr Kollege Frieling, 
möchten Sie schon?  

(Heinrich Frieling [CDU]: Gern!) 

– Dann haben Sie jetzt das Wort. 

Heinrich Frieling*) (CDU): Herzlichen Dank, Frau 
Präsidentin. Entschuldigung für die Verspätung. 
Wenn um die Zeit die Reden zu Protokoll gegeben 
werden und man das oben im Büro mitkriegt, weil 
man die eigene noch ausdruckt, dann muss man sich 
ein bisschen beeilen. Ich entschuldige mich auch für 
die Ecke, die ich da mitgenommen habe. Ich muss 
mal mit meiner Haftpflichtversicherung darüber ver-
handeln, wie man damit umgeht. 

(Heiterkeit) 

Eine Woche, nachdem wir uns im Umweltausschuss 
am 02.09. ausführlich mit der Rechtslage rund um 
das Thema „Wolf“ beschäftigt haben, wird auch die 
AfD schnell – nicht so wie ich heute – und stellt den 
Antrag, über den wir heute diskutieren. Allerdings 
bringt der Antrag überhaupt nichts Neues. Alle For-
derungen sind bekannt und bereits mehrfach disku-
tiert. CDU und FDP haben schon im November 2018 
deutlich gemacht, dass in unserem dicht besiedelten 
Bundesland Konflikte mit dem Wolf kaum zu vermei-
den sind.  

Wie bereits im Rahmen der Haushaltsberatungen 
dargestellt, tun wir das Notwendige, um die Nutztier-
halter bei Schutzmaßnahmen zu unterstützen und 
bei Wolfsrissen zu entschädigen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

In unserem Antrag wird bereits deutlich, dass wir 
gerne eine Änderung des europäischen Schutzsta-
tus sehen würden, sobald der Erhaltungszustand der 
Wolfspopulation dies zulässt. 

Eine Woche später hat die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion beschlossen, dass sie eine Änderung des 
Berner Übereinkommens und in der Folge auch die 
Überführung des Wolfes in den Anhang V der FFH-
Richtlinie begrüßen würde. Solange dies nicht er-
folgt, bleibt der Wolf nun mal streng geschützt. 

(Beifall von der FDP) 

Daran würde auch die von der AfD geforderte Auf-
nahme des Wolfs in den Katalog der jagdbaren Arten 
nichts ändern, und das wissen Sie auch. Dennoch 
wollen Sie ganz bewusst den Eindruck erwecken, 
nach einer solchen Änderung des Landesjagdgeset-
zes stünde quasi der Waidmann mit der Büchse im 
Anschlag Tag und Nacht bereit, um den nächsten 
Wolf zu schießen. Das stimmt eben nicht. Deshalb 
hält auch der Landesjagdverband eine solche Rege-
lung zum jetzigen Zeitpunkt nicht für opportun.  

Eine Änderung des Landesjagdrechts hilft insbeson-
dere auch nicht bei der Entnahme verhaltensauffälli-
ger Wölfe. Konkret stellt sich die Frage der Entnahme 
natürlich bei der Wölfin G754f im Wolfsgebiet Scher-
mbeck, besser bekannt als Wölfin Gloria. Auch ich 
habe überhaupt keine Sympathie für Gloria. Aber aus 
guten Gründen ist das nicht der Maßstab, mit dem 
Entscheidungen in einem Rechtsstaat getroffen wer-
den. Maßgeblich ist hier nämlich § 45a des Bun-
desnaturschutzgesetzes, mit dem der Bund eine Ent-
nahme von auffälligen Tieren, Wölfen, ermöglicht 
hat. Nichtsdestotrotz muss diese Entscheidung im 
Einzelfall den geltenden europäischen Rechtsrah-
men berücksichtigen. Um die Rechtssicherheit einer 
Entscheidung für die jeweilige untere Naturschutzbe-
hörde sicherzustellen, helfen auch das Umweltminis-
terium und das LANUV beratend mit. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Hinsichtlich der Frage einer Weidetierprämie ver-
weise ich auf die laufenden Verhandlungen zur GAP 
in Brüssel.  

Wir folgen daher der Beschlussempfehlung des Um-
weltausschusses und lehnen den Antrag ab.  

Nur weil man beim Thema „Wolf“ quasi an Grimms 
Märchen überhaupt nicht mehr vorbeikommt, stelle 
ich abschließend fest: Ob der Wolf immer der Böse 
ist, darüber diskutiere und streite ich gerne mit Ihnen. 
Sicher bin ich mir aber, dass die Antragsteller von der 
AfD nicht die unschuldigen Geißlein sind. – Danke. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Frieling. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Diekhoff. 

Markus Diekhoff*) (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Thema „Wolf“ nehmen wir als NRW-Koalition sehr 
ernst.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Aus Tradi-
tion, nicht?) 

Wir haben aber alles, was auf Landesebene zu die-
sem Thema zu sagen ist – Herr Kollege Frieling hat 
es schon gesagt –, im Prinzip vor einem Jahr in einen 
Antrag gepackt. Dort ist alles angeschoben worden, 
was dieses Haus anschieben kann. Wir stehen da 
vor sehr komplexen Rechtsfragen hinsichtlich des 
europäischen Rechts und auch vor einigen Hürden 
im Bundesrecht. Das können wir aber von hieraus 
nicht direkt ändern. Deswegen ist dieser AfD-Antrag, 
mit dem so getan wird, als könne er das, im Prinzip 
inhaltlich sehr, sehr schwach. Er hilft einfach nieman-
dem weiter, weil er etwas suggeriert, was nicht mach-
bar ist. Sonst hätten wir es nämlich gemacht. 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Ja, ja, ja!) 

Als FDP-Fraktion stehen wir auf jeden Fall an der 
Seite der Tierhalter, die durch den Wolf schwere Ver-
luste haben. Wir wollen dieses Problem dauerhaft lö-
sen. Wir haben damals auch skizziert, dass wir uns 
für den Wolf Verbreitungsgebiete vorstellen können, 
also in der Tat Bereiche, wo man ihn wirklich jagen 
darf, wie wir das bei anderen Tierarten im Jagdge-
setz auch kennen. Wir haben also schon sehr viele 
Ideen skizziert.  

Es geht jetzt darum, dass die Rechtsänderungen auf 
Bundes- oder Europaebene entsprechend erfolgen. 
Das können wir aber auch mit einem AfD-Antrag hier 
nicht beschleunigen. Diesen Prozess müssen wir 
jetzt abwarten. Ich hoffe, dass es im Sinne der Tier-
halter schnell geht, und dann kann man mit einer ge-
regelten Rückkehr des Wolfs im Zweifel leben. Wir 
können den Tierhaltern zumindest die klare Ansage 
machen, dass wir ihnen dann helfen können, wenn 
ein Wolf sein natürliches Verhalten verändert. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Diekhoff. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Rüße. 

Norwich Rüße*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist zu dem Antrag von 
meinen Vorrednern im Prinzip alles gesagt worden. 
Dieser AfD-Antrag ist – wie so viele Anträge – 

eigentlich nur zu dem Zweck gestellt worden, Unruhe 
zu stiften und Verunsicherung zu schaffen, 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Ach ja!) 

aber nicht wirklich dazu, inhaltlich etwas zur Lösung 
beizutragen. Das kann man am deutlichsten daran 
erkennen, dass Sie davon reden, den Wolf ins Jagd-
recht aufnehmen zu wollen.  

Das ist der entscheidende Punkt, an dem Ihr Antrag 
überhaupt keinen Sinn macht. Es gibt ein Gutachten, 
das aussagt, dass der Artenschutz der abweichungs-
feste Kern im Naturschutzgesetz ist und das gar nicht 
geht. Es ist sozusagen grundgesetzwidrig, was in 
Sachsen passiert ist. Von daher kann man es über-
haupt nicht wollen, dass wir in NRW diesen Weg ge-
hen. Es wäre falsch.  

Wenn Sie das wollen, müssten Sie das auf Bundes-
ebene versuchen. Aber, dann müssten Sie vielleicht 
vorher – ich weiß nicht, ob Sie das machen – auch 
mal mit dem Jagdverband sprechen, vielleicht dann 
auch gleich mit dem Deutschen Jagdverband. Der 
wird Ihnen dann erklären, dass die Jäger das gar 
nicht wollen. Sie wollen den Wolf nicht im Jagdrecht 
drin haben.  

(Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Ja!) 

Sie wollen, dass die Frage, wann ein Abschuss pas-
sieren soll, über das Naturschutzrecht geregelt wird 
und eben nicht über das Jagdrecht. Das ist genau der 
Punkt. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

– Ich merke schon an Ihrer Unruhe, Herr Dr. Blex, 
dass Sie selbst merken, dass Ihr Antrag Unfug ist. 
Sonst würden Sie jetzt nicht so laut werden. Deshalb 
werden wir den Antrag auch einfach ablehnen.  

(Beifall von den GRÜNEN und Jochen Ritter 
[CDU]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Rüße. – Für die AfD-Fraktion 
spricht Herr Dr. Blex.  

Dr. Christian Blex (AfD): Herr, die Not ist groß. Die 
Wölfe, die ich rief, die werd’ ich nicht mehr los! Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren!  

(Lachen von der FDP) 

Wer die Debatte im Ausschuss verfolgt, der bekommt 
den Eindruck – das haben wir auch eben bei den Vor-
rednern gesehen –, dass den Altparteien der 
Wolfschutz und das reflexartige AfD-Bashing wichti-
ger war als der Opfer- und Herdenschutz. Die ganze 
politische Kraft der Altpolitiker konzentrierte sich auf 
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das polemische Ausgrenzen der einzigen demokrati-
schen Opposition. 

(Zuruf von Markus Diekhoff [FDP]) 

Da ist dann auch kein Platz mehr für eine konstruk-
tive Lösung. Ja, wir brauchen eine konstruktive Lö-
sung, die damit beginnt – und das ist Ihr Problem –, 
die Realität anzuerkennen. Der Wolf ist ein intelligen-
tes Raubtier. Und Sie wollen ihm keine Grenzen set-
zen.  

Die Nutztierhalter dürfen sich nicht wehren. Sie dür-
fen ihre Nutztiere nur mit einem Zaun einsperren. 
Diesen Zaunzirkus verkauft uns die Landesregierung 
dann als Wolfmanagement und glaubt damit, den 
Nutztierhaltern geholfen zu haben. Die Jäger, unsere 
fachkundigsten Naturschützer, müssen tatenlos zu-
sehen. Wenn überhaupt, dürfen sie lediglich die 
Prestigeobjekte der Wolfsromantiker mit der Jagdab-
gabe bezahlen.  

Die Menschen in unserem Land müssen mehr auf-
geklärt werden, insbesondere die grünen Wähler üb-
rigens. Sie müssen wissen, dass der Wolf kein Ku-
schel- oder Schmusetier ist, dass der Wolf wildleben-
den Tieren ernsthaften Schaden und schmerzliches 
Leid zufügt. Wenn ich da Lachen von der Bank der 
Grünen sehe, dann befremdet mich das.  

(Zuruf von Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Ein einzelner Wolf kann einen Zaun überwinden und 
Dutzende friedfertig grasende Nutztiere reißen – 
mehr als er selbst zum Überleben braucht, einfach 
aus der Lust an der Jagd. Er reißt langsam die 
Bauchdecke auf, wenn die Beute noch lebt. Das be-
trifft nicht nur Kleintiere wie Hasen und Kaninchen, 
sondern auch Großtiere wie Kühe und Pferde.  

Damit Sie das mal sehen, liebe Wolfsromantiker, das 
sieht dann so einfach aus.  

(Dr. Christian Blex [AfD] hält das Bild eines ge-
töteten Rehs hoch.) 

Dieses arme Tier ist nicht in den Hals gebissen wor-
den, um es zu töten, sondern es wurde langsam ein-
fach von hinten, die hinteren Läufe und Organe, auf-
gefressen. So, das ist dazu zu sagen.  

Fünf Angriffe in drei Nächten. Die Wölfin Gloria 
kommt fast täglich. Wo ist hier der Tierschutz, Frau 
Heinen-Esser? Was denken Sie sich eigentlich, 
wenn Sie das sehen?  

(Dr. Christian Blex [AfD] hält erneut das Bild 
eines getöteten Rehs hoch.) 

Das Ganze hat mit Tierschutz nichts zu tun. Wie kann 
man hier überhaupt von einer vom Aussterben be-
drohten Art sprechen? Wir fordern die Landesregie-
rung auf, nicht einfach alles ungeprüft zu überneh-
men, sondern das mal selbst zu überprüfen. Sie 
trauen sich nicht, eine simple Frage zu beantworten. 
Und das ist das Entscheidende.  

Wie groß muss denn die Population werden, um ei-
nen günstigen Erhaltungszustand zu erreichen? Was 
ist denn der günstige Erhaltungszustand? Der Wolf 
hält sich nicht an Gesetze. Der Wolf passt nicht in 
unsere gewachsene Kulturlandschaft. Er steht zu ihr 
im Widerspruch.  

Selbst wenn der Mensch nicht eingreift, wird es in 20 
Jahren keine Wölfe mehr in unserer Kulturlandschaft 
geben. Wolf oder wolfsähnlicher Hund – das ist dann 
nämlich die Frage. Der Wolf kann sich mit dem Hund 
paaren. Niemand weiß dann mehr, wieviel echter 
Wolf – und nur die sind ja überhaupt geschützt – in 
diesen Tieren steckt. Dann ist es auch mit dem Ar-
tenschutz sofort vorbei. 

Mit dieser Landesregierung sind wir weit von einer 
Bestandsregulierung entfernt. Sie scheut sich sogar 
vor einem energischen Vorgehen gegen Problem-
wölfe. Das haben wir eben auch in den Reden ge-
hört. Die FDP versucht hier, ein bisschen herum zu 
lavieren. Im Grunde trauen Sie sich nämlich nicht.  

Die Untersicherheit der Menschen speziell in ländli-
chen Regionen müssen jedoch ernst genommen 
werden. Weidende Schafe, Ziegen, Rinder und 
Pferde sind besonders betroffen. Deshalb, auch 
wenn ich es nach Ihren Äußerungen eben nicht 
glaube: Stimmen Sie unserem Antrag zu für die 
Tiere! Noch ist es nicht zu spät. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Dr. Blex. – Für die Landesregierung spricht Frau 
Ministerin Heinen-Esser. 

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das ist zum Abschluss wieder einmal eine muntere 
Debatte aus der Rubrik: Wie verbreite ich Angst, 
Schrecken und Unruhe?  

Vielleicht noch einmal ein paar Zahlen. Meine Vor-
rednerinnen und Vorredner haben eigentlich schon 
alles gesagt, aber ich möchte noch ein paar Zahlen 
zum Wolf in Nordrhein-Westfalen nennen. Zurzeit le-
ben bei uns in NRW ein Wolfspaar – wenn man das 
so benennen kann; wir sind noch nicht ganz sicher – 
und ein Rudel mit mindestens vier Welpen. Die bei-
den 2019 ortstreuen Wölfe aus der Senne und der 
Eifel konnten im Jahr 2020 nicht mehr nachgewiesen 
werden.  

Das heißt, die Anzahl der Wölfe in Nordrhein-West-
falen ist – man muss das jetzt mal ehrlich und offen 
sagen – überschaubar. In ganz Deutschland gibt es 
128 Rudel und einen großen zweistelligen Bereich 
an Paaren. Von daher ist, glaube ich, das Thema 
„Wolf“ nicht das entscheidende Problem, das wir hier 
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in Nordrhein-Westfalen haben. Das muss man jetzt 
mal deutlich sagen.  

Ich gebe aber offen zu, dass wir mit der Wölfin in 
Schermbeck natürlich schon ein bisschen Ärger ha-
ben, weil das eine Gegend ist, in der eine Menge 
Schafe gehalten werden. Deshalb haben wir auch 
sehr viel Geld in die Hand genommen, um die Schaf-
halter, die Schäfer zu entschädigen. Wir haben 1,6 
Millionen Euro ausgegeben für Zäune und Ähnliches. 
Herdenschutzhunde können angeschafft werden, die 
im Übrigen den allergrößten Effekt gegenüber dem 
Wolf haben.  

Wir gucken uns sehr genau an, ob die Wölfin auffällig 
ist, wie sie sich verhält und ob es vielleicht einen Ent-
nahmegrund gibt. Bislang ist das noch nicht so. Das 
muss man eindeutig sagen. Die Wölfin verhält sich lei-
der – ich weiß jetzt, auch leider für die Bevölkerung – 
so, wie sich eine Wölfin verhält. Sie kann ordentlich 
springen. Wir müssen uns jetzt noch einmal ein Gut-
achten erstellen lassen über die jüngsten Risse der 
Wölfin.  

Als die Auffälligkeiten im Sommer zu verzeichnen 
waren – elf Risse, zehn davon einer Wölfin zuzuord-
nen –, haben wir gesagt: Das untersuchen wir jetzt 
noch einmal ganz genau, dann werden entspre-
chende Entscheidungen getroffen. – Die Letztent-
scheidung über die Entnahme eines Wolfs obliegt in 
Nordrhein-Westfalen dem Landrat.  

Ich danke den Fraktionen für die kluge Behandlung 
dieses Antrags. Es ist schon alles dazu gesagt wor-
den, warum das nicht funktioniert. Das mit dem Jagd-
recht ist auch insofern Unsinn, weil die Jäger wirklich 
keine Lust dazu haben, weil sie dann auch noch für 
die Hege verantwortlich sind. Das ist auch nicht be-
sonders toll beim Thema „Wolf“.  

In diesem Sinne: Danke, dass Sie den Antrag hof-
fentlich ablehnen werden. Wir werden dann schauen, 
wie die Entwicklung in Nordrhein-Westfalen mit den 
Wölfen weitergeht. – Danke.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Da keine weiteren Wortmeldungen 
vorliegen, schließe ich an dieser Stelle die Ausspra-
che zu Tagesordnungspunkt 8.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz empfiehlt in Drucksache 17/11868, den An-
trag abzulehnen. Wir kommen damit zur Abstim-
mung über den Antrag Drucksache 17/10855. Wer 
dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Kollegen der AfD-Frak-
tion. Wer stimmt dagegen? – CDU, SPD, FDP, Bünd-
nis 90/Die Grünen. – Gibt es Stimmenthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Dann ist der Antrag Druck-

sache 17/10855 mit dem festgestellten Abstim-
mungsergebnis abgelehnt.  

Ich rufe auf: 

9 Chancen der digitalen Arbeitswelt nutzen 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
der Fraktion der SPD 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/11845 (Neudruck) 

Alle fünf im Landtag vertreten Fraktionen haben sich 
zwischenzeitlich darauf verständigt, die Reden zu 
diesem Tagesordnungspunkt zu Protokoll zu geben 
(siehe Anlage 2). Wir kommen zur Abstimmung.  

Die antragstellenden Fraktionen von CDU, SPD, 
FDP und Bündnis 90/Die Grünen haben eine direkte 
Abstimmung beantragt. Wer also dem Inhalt des in-
frage stehenden Antrags zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die antrag-
stellenden Fraktionen CDU, SPD, FDP, Bündnis 
90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-
Fraktion. Wer enthält sich? – Niemand. Dann ist mit 
dem festgestellten Abstimmungsergebnis bei Nein-
Stimmen der AfD-Fraktion der Antrag Drucksache 
17/11845 – Neudruck – angenommen.  

Damit, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind wir am 
Ende der heutigen Tagesordnung angelangt. 

Ich berufe das Plenum wieder ein für morgen, Frei-
tag, den 27. November, um 10 Uhr. Ich wünsche 
Ihnen allen einen angenehmen Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 21:40 Uhr 

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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Anlage 1 

Zu TOP 7 – Zweites Gesetz zur Änderung 
des Einheitslastenabrechnungsgesetzes 
NRW (2. ELAGÄndG NRW) – zu Protokoll gege-
bene Reden 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: 

Heute wird die zweite Änderung des Einheitslas-
tenabrechnungsgesetzes hier im Plenum beraten. 
Es handelt sich um die technische Umsetzung des 
vorzeitigen Wegfalls der Abrechnung des Fonds 
Deutsche Einheit und der damit verbundenen Ver-
änderungen bei der Ermittlung der Einheitslasten. 
Mit dem Änderungsgesetz setzten wir lediglich 
eine Änderung im Bundesrecht um. 

Ich möchte mich aber auch an diejenigen wenden, 
die die sofortige Abschaffung des Einheitslasten-
abrechnungsgesetzes fordern. Die Beteiligung der 
Kommunen an den Lasten der Deutschen Einheit 
war keine Idee des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Dies hat der Bund mit dem Gemeindefinanzre-
formgesetz beschlossen. Mit dem Einheitslasten-
abrechnungsgesetz führt das Land einen Aus-
gleich der kommunalen Überzahlung des Solidar-
beitrages herbei, der den maßgeblichen bundes-
rechtlichen Vorgaben Rechnung trägt. 

Das Einheitslastenabrechnungsgesetz sorgt für 
eine begrenzte Beteiligung der Kommunen an den 
Lasten der Deutschen Einheit. Das führt beispiels-
weise dazu, dass das Land Nordrhein-Westfalen 
den Kommunen im Jahr 2021 voraussichtlich im 
Saldo rund 329 Millionen Euro erstatten wird. 

Insgesamt werden im kommenden Jahr wahr-
scheinlich 305 Gemeinden einen positiven Ab-
rechnungsbetrag erhalten. Ohne die Abrechnung 
der Einheitslasten durch das Einheitslastenab-
rechnungsgesetz wäre das nicht der Fall. 

Mit dem Jahr 2021 wird nach derzeitigem Stand 
das Thema „Einheitslasten“ abgeschlossen wer-
den.  

Guido Déus (CDU): 

Statt wie ursprünglich für das Jahr 2019 geplant, 
erfolgte die fiktive vollständige Abfinanzierung des 
Fonds „Deutsche Einheit“ (FDE) durch den Bund 
bereits Ende des Jahres 2018. Die nordrhein-
westfälische Landesregierung hat sich dazu ent-
schieden, keine neue landesrechtliche Umlage zu 
schaffen. Die gemäß dem Gemeindefinanzre-
formgesetz erhöhte Gewerbesteuerumlage zur 
Mitfinanzierung des FDE ist damit ausgelaufen 
und vorzeitig beendet. 

Für die Einheitslastenabrechnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen entfällt für das Abrechnungs-
jahr 2019 im Jahr 2021 neben der Belastung aus 
der Abfinanzierung des FDE, der Bestandteil des 
einheitsbedingten Gesamtbelastungsbetrags des 
Landes in Höhe von rund 685,5 Mio. Euro sowie 
die von den Kommunen zu entrichtende erhöhte 
Gewerbesteuerumlage. 

Berücksichtigung findet somit nur noch die im Ja-
nuar 2019 von den Kommunen geleistete Rest-
zahlung der Gewerbesteuerumlage nach dem Ge-
meindefinanzreformgesetz für das Jahr 2018, so-
wie die im Januar 2020 gezahlten erhöhten Ge-
werbesteuerumlagen, die durch Korrekturmeldun-
gen vergangener Jahre bedingt sind. 

Daher muss für die Abrechnung des Jahres 2019 
in 2021 das Einheitslastenabrechnungsgesetz 
(ELAG) mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung 
des Einheitslastenabrechnungsgesetzes NRW 
(2. ELAGÄndG) entsprechend angepasst werden.  

Durch den Gesetzentwurf werden den Kommu-
nen durch das Land im Jahr 2021 voraussichtlich 
im Saldo rund 329 Millionen Euro erstattet. Dieser 
Betrag setzt sich aus den Ansprüchen der Ge-
meinden an das Land (ca. 529 Millionen Euro) und 
Erstattungsansprüche des Landes gegenüber den 
Kommunen (ca. 200 Millionen Euro) zusammen. 
Voraussichtlich 305 Gemeinden werden im Jahr 
2021 einen positiven Abrechnungsbetrag erhal-
ten.  

Die überwiegende Mehrheit der Sachverständi-
gen hat uns in ihren schriftlichen Stellungnahmen 
bestätigt, dass es sich bei dem Zweiten Gesetz 
zur Änderung des Einheitslastenabrechnungsge-
setzes um ein technisches Gesetz handelt, wel-
ches sachgerecht umgesetzt wird. 

Mein Fazit: Insgesamt viel „Technik“, aber notwen-
dig und zwingend! 

Ellen Stock (SPD): 

Nach der Wiedervereinigung sollte der „Fonds 
Deutsche Einheit“ den „Aufbau Ost“ voranbringen. 
Ab 1995 waren die Mittel des Fonds erschöpft und 
der Bund, die alten Bundesländer und die Kom-
munen haben bis 2018 daran abbezahlt. Nun fällt 
also die Abrechnung des Fonds Deutsche Einheit 
weg. 

Damit ist auch die Beteiligung der Kommunen an 
der Finanzierung der Deutschen Einheit beendet. 
Wir begrüßen dies.  

Beim vorliegenden Gesetzentwurf handelt sich 
um eine formale Vollziehung der Tatsache, dass 
der Fonds abfinanziert ist. Wir haben keine Be-
denken und stimmen dem zu. 
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Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): 

Dieses nun vorliegende und heute zur Verabschie-
dung stehende zweite Gesetz zur Änderung des 
Einheitslastenabrechnungsgesetzes NRW oder ab-
gekürzt 2. ELAGÄndG NRW wurde neben der 
Ausschussberatung auch noch durch eine schrift-
liche Anhörung im Ausschuss für Heimat, Kom-
munales, Bauen und Wohnen fachlich behandelt. 
Es wurde verdeutlicht, dass diese Gesetzesände-
rung aus verfahrenstechnischen Gründen, durch 
den Wegfall einer finanziellen Beteiligung für das 
Abrechnungsjahr 2019, erforderlich ist und ent-
sprechend umgesetzt werden muss. 

Der mitberatende Haushalts- und Finanzaus-
schuss hat sich abschließend am 19. November 
diesen Jahres damit beschäftigt und den Gesetz-
entwurf mit den Stimmen aller Fraktionen ange-
nommen. Auch in der letztmaligen Beratung im 
Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und 
Wohnen am 20. November diesen Jahres waren 
sich alle Fraktionen einig in der Sache, diesem 
technisch notwendigen Gesetzentwurf zuzustim-
men.  

Somit dürfte es wenig überraschen, dass wir, die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, heute in der 
abschließenden Abstimmung im Plenum dem vor-
liegenden Gesetzesentwurf zustimmen werden. 

Henning Höne (FDP): 

Die erhöhte Gewerbesteuerumlage zur Mitfinan-
zierung des Fonds „Deutsche Einheit“ und der 
Einheitslasten des Landes sind Ende 2018 bzw. 
Ende 2019 ausgelaufen. Das Land Nordrhein-
Westfalen hat sich, anders als andere Bundeslän-
der, dazu entschieden, keine neue landesrechtli-
che Umlage zu schaffen. Somit haben die Kom-
munen ab dem Jahr 2020 zusätzliche Mittel in 
Höhe von 950 Millionen Euro pro Jahr zur Verfü-
gung. In den Jahren 2018 bis 2020 flossen nach 
dem Einheitslastenabrechnungsgesetz (ELAG) 
zusammen 1,09 Milliarden Euro an die Kommu-
nen zurück. 

Mit dem vorliegenden Gesetz wird die technische 
Umsetzung des vorzeitigen Wegfalls der Abrech-
nung des Fonds Deutsche Einheit im Jahr 2019 
und der damit verbundenen Veränderungen bei 
der Ermittlung der Einheitslasten gestaltet. Dieses 
Vorgehen war und ist in den Diskussionen im Aus-
schuss und mit den kommunalen Spitzenverbän-
den unstrittig. Ich bitte, nach breiter Zustimmung 
im Fachausschuss, nun auch um Zustimmung des 
Hohen Hauses. 

Sven Werner Tritschler (AfD): 

Die Tilgung des „Fonds Deutsche Einheit“ (FDE) 
ist bereits Ende 2018 (statt 2019) ausfinanziert. 

Daher entfällt für das Abrechnungsjahr 2019 diese 
Komponente des einheitsbedingten Gesamtbe-
lastungsbetrags sowie die von den Kommunen für 
den FDE zu entrichtende erhöhte Gewerbesteu-
erumlage. 

Für die im kommenden Jahr anstehende Abrech-
nung des Jahres 2019 ist somit das Einheitslas-
tenabrechnungsgesetz zu ändern.  

Das Änderungsgesetz ist also als rein technische 
Maßnahme zu sehen, die aufgrund des vorzeiti-
gen Wegfalls der Abrechnung des Fonds Deut-
sche Einheit im Jahr 2019 jetzt in die Wege zu lei-
ten war.  

In der Sache selbst begrüßen wir es, dass der er-
höhte Gewerbesteuervervielfältiger entfällt.  

Das Land erstattet den Kommunen im Jahr 2021 
voraussichtlich im Saldo etwa 329 Millionen Euro. 
Dieser Betrag setzt sich aus Ansprüchen der Ge-
meinden an das Land (ca. 529 Mio. Euro) und Er-
stattungsansprüchen des Landes gegenüber den 
Kommunen (ca. 200 Mio. Euro) zusammen. Vo-
raussichtlich 305 Gemeinden werden im Jahr 
2021 einen positiven Abrechnungsbetrag erhal-
ten. 

Tatsächlich können die Kommunen infolge der 
frühzeitigen Information über die zu erwartenden 
Abrechnungsbeträge die positiven Abrechnungs-
beträge in ihre Haushaltsplanungen für das Jahr 
2021 einfließen lassen.  

Dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Einheits-
lastenabrechnungsgesetzes NRW (2. ELAGÄndG 
NRW) werden wir daher zustimmen. 
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Anlage 2 

Zu TOP 9 – Chancen der digitalen Arbeitswelt 
nutzen! – zu Protokoll gegebene Reden 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: 

Leitlinie der Landespolitik:  

Bei der Digitalisierung die Menschen und nicht die 
technischen Voraussetzungen in den Mittelpunkt 
stellen. 

Wenn wir die Chancen der Digitalisierung nutzen 
wollen, müssen die Menschen sie nutzen können.  

Deshalb beide Seiten der Medaille beachten: 

Chancen der Digitalisierung bestmöglich nutzen 
UND die Sicherheit und Gesundheit der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten. 

Das gilt auch und vor allem beim Thema Arbeits-
zeit.  

2019 Bundesratsinitiative zum Arbeitszeitgesetz 
mit: 

Wöchentlicher statt werktäglichen Höchstarbeits-
zeit auf der Grundlage von Tarifverträgen und Ver-
kürzung der Ruhezeit. 

Ziel: Spielräume der EU-Arbeitszeit-Richtlinie stär-
ker nutzen.  

Damals: Ablehnung im Bundesrat  

Heute: Ausnahmesituation Corona hat das Rad 
schneller weitergedreht 

Wir brauchen mehr Möglichkeiten Arbeitszeit flexi-
bel zu gestalten. 

Aber: Wer darf diese Flexibilisierungsmöglichkei-
ten nutzen?  

Denn Gesetze gelten für alle, sie müssen Schutz 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ge-
währleisten und keine Verschlechterung von Ar-
beitsbedingungen befördern. 

Daher im Koalitionsvertrag Bund: Experimentier-
räume 

Tarifvertragsparteien sollen über Betriebsverein-
barungen die Höchstarbeitszeit wöchentlich flexib-
ler regeln können.  

Weiterer Vorteil: Anreiz für höhere Tarifbindung.  

Vor allem im Dienstleistungsbereich gute Voraus-
setzungen für flexible Arbeitszeiten ABER so gut 
wie keine Tarifverträge und auch oft keine betrieb-
lichen Arbeitnehmervertretungen.  

Aber Bund schläft: Experimentierräume bisher 
nicht umgesetzt! 

Landesregierung nimmt den Auftrag aus diesem 
Antrag ernst: 

Den Tarifvertragsparteien mehr Spielräume ge-
ben; Regelungen ermöglichen, die für die jewei-
lige Branche vor Ort passen und für sie bindend 
sind.  

Für punktgenaue und gesundheitsgerechte Flexi-
bilisierung sorgen.  

Doch Nordrhein-Westfalen wartet nicht auf Bun-
desgesetzgeber, um digitale Arbeitswelt zu gestal-
ten: 

Wir fördern Sozialpartner schon jetzt, passgenaue 
Lösungen zu entwickeln und zu erproben. 

Pilotprojekt Arbeit 2020 ist bekannt – mehrfach an 
dieser Stelle berichtet. 

Seit Oktober Aufbau des Kompetenzzentrum 
Ch@ngeRuhr – eine Idee aus der Ruhrkonferenz: 

Innovative Lösungen für eine arbeits- und be-
schäftigungsorientierte Digitalisierung in Betrie-
ben voranbringen. 

Und: Unterstützung beim Aufbau eines bundesge-
förderten regionalen Zukunftszentrums: 

Nutzung von Künstlicher Intelligenz im Betriebs-
geschehen voranbringen, menschenzentrierter 
Einsatz von KI-Techniken, KI-Techniken zu Guns-
ten und mit Beteiligung von Beschäftigten etablie-
ren, flexible Arbeitsstrukturen fördern und Innova-
tionskraft nachhaltig steigern. 

Marco Schmitz (CDU): 

Wir haben dieses Jahr einen großen Sprung in 
Sachen „Digitalisierung“ gemacht. Ich rechne die 
kurzfristige Umstellung auf orts- und zeitunabhän-
giges Arbeiten den Unternehmen und insbeson-
dere den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
sehr hoch an. Denn einfach war es gewiss nicht, 
die Arbeitsprozesse ins Homeoffice zu verlagern 
und – in manchen Fällen – nebenbei die eigenen 
Kinder zu betreuen! 

Einen signifikant positiven Einfluss hatten hierbei 
Arbeitgeber, die ihren Mitarbeitern flexibles Arbei-
ten in Form von Teilzeitmodellen, individuell ver-
einbarte Arbeitszeiten, flexiblen Tages- oder Wo-
chenarbeitszeiten, Vertrauensarbeitszeitmodel-
len, mobiles Arbeiten oder Telearbeit ermöglicht 
haben. 

Zudem veränderte der Digitalisierungsschub nicht 
nur Arbeitsort- und zeit, sondern hatte auch maß-
geblichen Einfluss auf die Arbeitsweise. Digitale 
Kommunikations-Tools gewannen zunehmend an 
Bedeutung, sowohl für interne als auch externe 
Besprechungen. Auch Bewerbungsgespräche 
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wurden digital durchgeführt und E-Learning Platt-
formen gewannen an Relevanz.  

Wie sich diese Trends zukünftig weiterentwickeln, 
ist aktuell nicht vorhersehbar. Klar ist jedoch, dass 
die Transformation der Arbeitswelt bereits im vol-
len Gange ist und sich nicht mehr zurückdrehen 
lässt. Und das ist auch gut so! 

Wir sind ständig erreichbar. Ob es nur eine kurze 
Email, eine Push-Nachricht oder eine spontane 
Zoom-Konferenz ist, wir registrieren es und rea-
gieren darauf. Dabei erreichen uns Arbeits-rele-
vante Nachrichten nicht nur während der Arbeits-
zeit  

Schon heute ist es möglich, die Ausübung vieler 
Tätigkeiten zeit- und ortsunabhängig auszuführen. 
Wir beginnen erst zu erahnen, welche großen Vor-
teile und Möglichkeiten das flexible Arbeiten birgt: 
Beispiele sind hier die Reduzierung des Verkehrs-
aufkommens und somit des alltäglichen Stress. 
Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer be-
deutet das mehr Flexibilität, mehr Zeit und damit 
auch mehr Lebensqualität. 

Auch Arbeitgeber profitieren von der Work-Life 
Balance ihrer Mitarbeiter. Auf lange Sicht gesehen 
könnte mobiles Arbeiten Teil einer Antwort auf die 
großen Fragen unserer Zeit sein: Wie umgehen 
mit Stadtflucht, Wohnungsnot und Klimawandel – 
um nur ein paar Beispiele zu nennen. 

Arbeitsmarktpolitik muss auf diese – auch gesell-
schaftlichen – Veränderungen reagieren. 

In den letzten zwei Jahren haben wir uns gemein-
sam mit den Mitgliedern der Enquetekommission 
„Digitale Transformation der Arbeitswelt in Nord-
rhein-Westfalen“ intensiv mit den Veränderungen 
der Arbeitswelt und dem daraus resultierenden 
Handlungsbedarf für die Politik beschäftigt.  

Fraktionsübergreifend haben wir uns darauf geei-
nigt, dass das derzeitige Arbeitszeitgesetz einer 
Prüfung bedarf, um den Anforderungen der digita-
len Arbeitswelt und dem gesellschaftlichen Wan-
del gerecht zu werden. 

Der Abschlussbericht empfiehlt, im Rahmen von 
Experimentierräumen zusätzliche Öffnungsklau-
seln sowie eine Umstellung von der täglichen auf 
eine wöchentliche Höchstarbeitszeit zu erproben. 
Die EU-Arbeitszeitrichtlinie mit einer wöchentli-
chen Höchstarbeitszeit von 48 Stunden gibt hier 
Spielraum, der bislang allerdings zu wenig genutzt 
wird.  

Gemeinsam mit den Sozialpartnern können durch 
Experimentierräume arbeitszeitpolitische Neue-
rungen erprobt werden. Der Koalitionsvertrag 
sieht auf Bundesebene eine Tariföffnungsklausel 
im Arbeitszeitgesetz vor, Experimentierräume für 
tarifgebundene Unternehmen zu schaffen. 

Diese Öffnung würde nicht nur zeitgemäßes Ar-
beiten im digitalen Zeitalter ermöglichen, sondern 
auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer befä-
higen, ihre Arbeitszeit selbst zu bestimmen.  

Ich würde mich freuen, wenn Sie dem Antrag zu-
stimmen. 

Dietmar Bell (SPD): 

Wir diskutieren heute einen Antrag, der im Be-
schluss- und Forderungsteil das Ergebnis einer 
ausführlichen Diskussion in der Enquetekommis-
sion und der einvernehmlich beschlossenen 
Handlungsempfehlung widerspiegelt. Diese Dis-
kussion war keine einfache und ich will für meine 
Fraktion sehr deutlich machen, dass uns in dieser 
Frage die sehr unterschiedlichen Anforderungen 
und Erwartungen an einen zeitgemäßen Arbeits-
schutz durchaus bekannt sind. Ich bin selber aus-
gebildeter Krankenpfleger, habe auf einer Inten-
sivstation gearbeitet und 19 Jahre als hauptberuf-
licher Gewerkschaftssekretär gearbeitet.  

Dass von daher für mich, die Frage des Schutzes 
von Beschäftigten vor Überlastung einen extrem 
hohen Stellenwert hat, ist daher sicherlich ver-
ständlich. Für uns wäre insoweit eine generelle 
Änderung des Arbeitszeitgesetzes nicht in Be-
tracht gekommen. Trotzdem erleben wir, dass 
sich eine Vielzahl von Beschäftigungsverhältnis-
sen durch räumliche und zeitliche Flexibilisierung 
außerhalb des gesetzlichen Rahmens des Ar-
beitszeitgesetzes bewegen. Damit sind Chancen 
und Risiken verbunden, die sachgerechte Lösun-
gen einfordern. Dies ist auch im Enquetebericht 
ausführlich beschrieben.  

Bereits heute bietet das bestehende Arbeitszeit-
gesetz eine Vielzahl von Flexibilisierungsmöglich-
keiten für die Sozialpartner. Der jetzt fraktions-
übergreifend gefundene Kompromiss greift den im 
Koalitionsvertrag auf Bundesebene formulierten 
Vorschlag auf, sog. Lern- und Experimentier-
räume für tarifgebundene Unternehmen zu schaf-
fen, um eine Öffnung für mehr selbstbestimmte 
Arbeitszeit der Arbeitnehmer und mehr betriebli-
che Flexibilität in der zunehmend digitalen Arbeits-
welt zu erproben. 

Damit kommt fraktionsübergreifend, und das ist si-
cherlich besonders, zum Ausdruck, dass in dieser 
Frage die branchenspezifische Kompetenz der 
Sozialpartner zwingende Gelingensvorrausset-
zung für solche Experimentierräume ist. Dahinter 
steht die formulierte Überzeugung der Enquete-
kommission, dass die Herausforderungen der di-
gitalen Transformation auch für die Sozialpartner 
Chancen bietet, durch zeitgemäße Lösungen Ge-
staltungskraft zurückzugewinnen.  
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In diesem Sinne stimmen wir dem vorliegenden 
Antrag zu. Herzlichen Dank für ihre Aufmerksam-
keit. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): 

Die Arbeitswelt verändert sich durch die Digitali-
sierung grundlegend und rasend schnell. Diese 
Veränderungen zeigten sich bereits vor der 
Coronakrise. Es war gut, dass der Landtag vor gut 
zwei Jahren eine Enquetekommission zur Digitali-
sierung der Arbeitswelt eingesetzt hat. Wie sich 
die Frage der Arbeitszeit in der digitalen Welt neu 
stellt, hat uns in den gut zwei Jahren der Kommis-
sionsarbeit immer wieder beschäftigt.  

Dabei war für uns klar: Wir stellen als Kommission 
die Chancen der Digitalisierung für eine Humani-
sierung der Arbeitswelt in den Mittelpunkt. Das ist 
aus guten Gründen unsere erste Feststellung in 
den Handlungsempfehlungen.  

In einer sich zutiefst wandelnden Arbeitswelt wer-
den lange erkämpfte Schutzstandards durch die 
Digitalisierung herausgefordert. Alle, die gemein-
sam in der Enquetekommission zur Digitalisierung 
der Arbeitswelt gewirkt haben, und die ja auch 
deshalb gemeinsam diesen Antrag stellen, sind 
sich einig: Auch im digitalen Zeitalter werden wir 
die Schutzwirkung dieser Standards nicht in Frage 
stellen. Home bleibt Home und Office bleibt Office. 
Eine Entgrenzung zwischen Arbeits- und Privatle-
ben wird es mit uns nicht geben. Wenn der Ar-
beitstag vorbei ist, dann haben die Beschäftigten 
das Recht, nicht mehr erreichbar zu sein.  

Wir nehmen aber zur Kenntnis, dass immer mehr 
Arbeitnehmende auch für sich selbst eine flexib-
lere Arbeitszeitgestaltung wollen. Dabei geraten 
sie mit einigen bestehenden arbeitszeitrechtlichen 
Regelungen immer wieder in Konflikt. Wir nehmen 
als antragsstellende Fraktionen zur Kenntnis, 
dass es diese Entwicklung gibt, und wollen uns ihr 
stellen – und zwar nicht, indem wir uns auf ein be-
stimmtes Modell festlegen, sondern eng begleitet 
durch die Sozialpartner und wissenschaftliche 
Evaluation. 

Darüber hinaus will ich ausdrücklich feststellen, 
dass wir hier über solche Sektoren sprechen, in 
denen konkret durch die Digitalisierung der Ar-
beitswelt neue Modelle der Arbeitszeit und Ar-
beitsgestaltung möglich werden. Die Versuche, 
die Digitalisierung als Ausrede für überlange Ar-
beitszeiten in der Gastronomie oder für LKW-
Fahrer*innen vorzuschieben, weisen wir aus-
drücklich zurück.  

Klar ist für uns, dass jedes Modell der Flexibilisie-
rung so ausgestaltet sein muss, dass die Beschäf-
tigten wirklich davon profitieren. Flexible Modelle, 
aber auch Homeoffice müssen immer freiwillig 

sein. Sie dürfen die soziale Integration der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer im Betrieb unter 
keinen Umständen einschränken. Flexible Ar-
beitszeit muss jederzeit korrekt dokumentiert und 
korrekt bezahlt werden.  

Der Weg, den wir heute mit dem Antrag vorschla-
gen, ist ein innovativer, aber deshalb auch unge-
wohnter. Deshalb ist es uns so wichtig, bei Inno-
vations-, Lern- und Experimentierräumen auf die 
Sozialpartner zu vertrauen. Wir wollen sie dabei 
unterstützen, ein umsetzungsfähiges Konzept für 
Lern- und Experimentierräume in Nordrhein-
Westfalen zu entwickeln. Es geht hier um einen 
weitreichenden und kreativen Prozess, in dem Lö-
sungen für die Arbeitswelt 4.0 entwickelt werden 
können. Uns ist wichtig, dass hierbei eine ehrliche 
Evaluation folgt. Deshalb ist auch die wissen-
schaftliche Begleitforschung so entscheidend.  

NRW ist in vielen Sektoren schon heute gut auf-
gestellt für die Arbeitswelt der Zukunft. Die En-
quete hat als Ergebnis wissenschaftlicher Gutach-
ten hervorgebracht, dass die Gesamtarbeitsplatz-
bilanz der Digitalisierung neutral bis positiv ist. 
Wichtigste Herausforderungen der digitalen Ar-
beitswelt sind die Substituierbarkeiten von oft einfa-
chen Tätigkeiten und die daraus folgende Proble-
matik der sich verändernden Qualifikationsstruk-
tur. Das zeigt: Die Angst vor „Kollege Roboter“, die 
ja schon in den 70er Jahren da war, war wohl un-
begründet. Aber mit Blick auf die Digitalisierung 
bestehen sie heute bei vielen Beschäftigten wie-
der. Das müssen wir ernst nehmen.  

Genauso wollen wir auch ernst nehmen, dass 
viele Beschäftigte heute schon Flexibilität für sich 
einfordern. Es geht hier um eine ernsthafte De-
batte über die Arbeitswelt der Zukunft. Um eine 
Zukunft, die die Chancen der Digitalisierung in den 
Mittelpunkt stellt und dabei die bestehenden und 
bewährten Rechte und Schutzstandards hochhält.  

Jörn Freynick (FDP): 

Durch die fortschreitende Digitalisierung ist die 
Ausübung von Arbeit nunmehr in vielen Fällen 
orts- und zeitunabhängig möglich. Mobiles Arbei-
ten und Arbeiten von zuhause aus ist längst keine 
Seltenheit mehr.  

Die derzeitige Pandemie hat in dieser Entwicklung 
zusätzlich wie ein Katalysator fungiert und dabei 
mehrere rechtliche Defizite deutlich sichtbar ge-
macht. Besonders der Anpassungsbedarf des Ar-
beitszeitgesetzes ist in den vergangenen Monaten 
umso dringlicher geworden. 

Wichtig für uns Freie Demokraten ist, dass bei ei-
ner Anpassung der Arbeitszeiten der Arbeits-
schutz nicht auf der Strecke bleibt, genauso aber 
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auch, dass wir keine zu starren Vorgaben und 
Richtlinien erlassen.  

Besonders bei letzterem waren die bisherigen Pla-
nungen aus dem Bundesarbeitsministerium in die-
ser Hinsicht in unseren Augen nicht zielführend. 

Mit diesem Antrag fordern wir daher die Landes-
regierung auf, sich auf Bundesebene für die 
Schaffung von Lern- und Experimentierräumen in 
Bezug auf eine zusätzliche Öffnungsklausel ein-
zusetzen. Dadurch wollen wir mehr selbstbe-
stimmte Arbeitszeit für die Beschäftigten ermögli-
chen. Ebenso soll eine mögliche Umstellung von 
der täglichen Höchstarbeitszeit auf eine wöchent-
liche Höchstarbeitszeit geprüft werden. 

Schon heute ist das bisherige Arbeitszeitgesetz 
nicht mehr auf der Höhe der Zeit. Es wird faktisch 
täglich von einer nicht geringen Zahl von Beschäf-
tigten in Deutschland gebrochen. Manch einer 
überprüft seine Mails eben erst am späten Abend, 
um zuvor Zeit mit seinen Kindern und der Familie 
zu verbringen. 

Um diesen arbeitspolitischen Neuerungen gerecht 
zu werden, soll eine Änderung der von der tägli-
chen auf eine wöchentliche Höchstarbeitszeit zu-
nächst gemeinsam mit den Sozialpartnern im 
Rahmen von Experimentierräumen geprüft wer-
den. 

Unser Antrag greift hierbei ein Kernergebnis des 
im Landtag einstimmt beschlossenen Abschluss-
berichtes der Enquetekommission „Digitale Trans-
formation der Arbeitswelt“ auf. 

Ich freue mich daher über die breite Unterstüt-
zung, die dieser Antrag fraktionsübergreifend er-
halten hat. 

Sven Werner Tritschler (AfD): 

Zu Beginn ein kurzer Rückblick: 

Donnerstag, 8. Oktober 2020: Die Enquetekom-
mission „Digitale Transformation der Arbeitswelt“, 
der auch ich angehören durfte, legt diesem Haus 
nach gut zweijähriger Arbeit ihren Abschlussbe-
richt vor. Tenor unter anderem: „Mobiles Arbeiten 
ist eine Chance, die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen bedürfen der Anpassung.“  

Freitag, 13. November 2020: Die SPD-Fraktion 
bringt einen Antrag ins Plenum ein. Tenor: „Mobi-
les Arbeiten ist eine Chance, die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen bedürfen der Anpassung.“  
Der Antrag u.a. von CDU und FDP abgelehnt. 

Dienstag, 17. November 2020: CDU und FDP rei-
chen einen Antrag bei der Landtagsverwaltung 
ein. Tenor: „Mobiles Arbeiten ist eine Chance, die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen bedürfen der 

Anpassung.“ Das alles ist angereichert mit ein 
bisschen Eigenlob. 

Dienstag, 24. November 2020:  Zur CDU und FDP 
gesellen sich als Antragssteller noch SPD und 
Grüne. Der Inhalt bleibt stehen, sogar das Eigen-
lob für die Landesregierung. 

Und heute dann, am Donnerstag, den 26. Novem-
ber 2020 sollten wir eigentlich nochmal darüber re-
den, geben das aber jetzt zu Protokoll. 

Sie werfen uns ja immer vor, wir würden den Par-
lamentarismus veralbern. Aber ganz ehrlich: Bes-
ser als Sie würden wir das nie hinbekommen. 

Ja, es ist wohl dieses tolle, superhippe Thema Di-
gitalisierung, wozu offenbar in dichter Taktung 
Sprechblasen abgesondert werden müssen. Das 
Problem nur: Wir sind nicht zuständig. Das ist 
Bundesangelegenheit und im Bund können sich 
CDU und SPD offenbar nicht auf eine Neurege-
lung einigen.  

Deshalb feuern sie hier jetzt erneut und gemein-
schaftlich eine Platzpatrone ab. Wenn Sie dann 
wenigstens ein bisschen Substanz in den Antrag 
gebracht hätten. Aber nicht einmal dafür hat es ge-
reicht.  

Wir lesen wieder von der Greenpeace-Studie, wo-
nach Homeoffice-Arbeit soundsoviel Prozent CO2 
einsparen würde. Schön, offenbar nehmen Sie 
also die Arbeitnehmer nur noch als Klimarisiko 
und CO2-Emittenten war, nicht aber als Men-
schen. Dabei gibt es inzwischen, insbesondere 
nach den Erfahrungen der Coronakrise eine Viel-
zahl von Warnsignalen: 

Laut einer Studie der AOK leiden Arbeitnehmer im 
Homeoffice zum Beispiel überdurchschnittlich oft 
an Erschöpfung, Schlafproblemen und Konzentra-
tionsstörungen. Andere Studien sprechen von er-
höhter Depressionsgefahr bis hin zu Selbstmord-
gedanken. 

Die Arbeitnehmer selbst scheinen sich Ihrer Eu-
phorie auch nicht so recht anschließen zu wollen. 
Eine Studie der Bitkom ergab, dass rund zwei Drit-
tel der Arbeitnehmer, die im Homeoffice arbeiten 
dürften, davon überhaupt keinen Gebrauch ma-
chen. Und sogar Arbeitgeber wie Yahoo, HP, IBM, 
also keine Unternehmen, denen man jetzt man-
gelnde Digitalisierungsbereitschaft unterstellen 
kann, haben das Homeoffice abgeschafft. 

Da kann man schon den Eindruck gewinnen, dass 
es ihnen nicht so sehr um das Wohl von Familien, 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern geht, sondern 
dass sie hier nach einer billigen Lösung für die 
Versäumnisse ihrer eigenen Politik suchen. 

Für Sie ist es natürlich viel billiger, Arbeitnehmer 
zu nötigen, zu Hause zu arbeiten, anstatt dafür zu 
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sorgen, dass die Verkehrsinfrastruktur für die 
Pendlerströme ausreicht. 

Leider sind Sie noch nicht auf die Idee gekommen, 
den Arbeitgebern und Arbeitnehmern diese Er-
sparnis zurückgeben wollen. Die tragen ja immer-
hin auch die Kosten. Die Arbeitgeber müssen zu-
sätzliche Technik beschaffen und die Arbeitneh-
mer müssen ihren eigenen Wohn- und Lebens-
raum zum Arbeitsraum machen. 

Wenn das alles so toll ist, wie sie es darstellen, 
dann geben sie den Leuten doch Steuern zurück. 
Das wäre ehrlich und wahrscheinlich sachdienli-
cher als alle folgenlosen Anträge zu dem Thema. 

Wir glauben immer noch, dass mobiles Arbeiten 
eine Chance ist, dass es aber Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern überlassen sein muss, wie, in wel-
chem Umfang und auf welche Weise das im Ein-
zelfall praktikabel ist. Dazu braucht es sie nicht 
und dazu braucht es ihren Antrag nicht. 

An dieser Haltung hat sich in den letzten 14 Tagen 
übrigens auch nichts geändert.  

Ihren Antrag lehnen wir daher ab. 
 


